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Zum Titelbild:

Der neue (traditionelle) ANL-Zaun, errichtet im Rahmen einer (von Dr. Josef Herin-
ger geplanten) ANL-Fachtagung zum Thema „Zäune, Hecken – Grenzkultur“ im Sep-
tember 2003.

Mit heutzutage etwas außergewöhnlichen naturnahen Kulturobjekten können die Alten
durchaus das Interesse der Jungen finden und somit vielleicht pädagogische Weichen stel-
len für eine größere Wertschätzung unserer Kulturlandschaft.

Siehe dazu auch die Fotoseite (S. 65) im Beitrag von Daniel Kufner „Zaunkultur – eine
künstlerische Bestandsaufnahme“ auf den Seiten 53-66.

(Foto: Hannelore Bohm, Laufen)
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Wasser im Mittelpunkt

ANL hat wieder einmal das richtige Thema zur rich-
tigen Zeit gewählt. Wasser heuer im Mittelpunkt der
europäischen und internationalen Umweltpolitik.

Wasser als internationaler Schwerpunkt:
• Jahr 2003 von UN-Generalversammlung zum

„Internationalen Jahr des Süßwassers“ erklärt 
• Nachhaltigkeits-Weltgipfel von Johannesburg

2002 hat Wasservorsorge und Wasserschutz in
Mittelpunkt der internationalen Umwelt- und Ent-
wicklungspolitik gerückt 

In EU mit Wasserrahmenrichtlinie neuer, umfassen-
der, in alle Felder der Umweltpolitik hineinwirkender
Ansatz der Wasserwirtschaft geschaffen.
• WRRL am 22.12.2000 in Kraft getreten 
• Juni 2002 in Wasserhaushaltsgesetz des Bundes

übernommen 
• Bis spätestens 22.12.2003 in Wassergesetzen der

Länder umzusetzen 
In Bayern Novellierung des Bayerischen Wasserge-
setzes im Zeitplan. Fertiger Entwurf hat soeben Res-
sortabstimmung durchlaufen.

Europäische Wasserpolitik erfährt grundlegende
Neuausrichtung: Schritt in eine ganzheitliche, nach-
haltige, ökologische und wirklich europäische Was-
serpolitik.
• Ökologisierung der Gewässerpolitik: Gewässer-

schutz bisher insbesondere aus Perspektive der
Abwehr schädigender chemischer Einträge. Künf-
tig verstärkt positives Ziel der Herstellung biolo-
gisch-ökologisch intakter Zustände.

• Ganzheitliche Politik für Flussräume: Schutz-
objekt sind über alle historischen Staats- und Ver-
waltungsgrenzen hinweg die Flussräume insge-
samt 

• Verantwortungsgemeinschaft der Nachhaltig-
keit: Der Auftrag des Gewässerschutzes wird in
alle Felder der Politik integriert. Zugleich werden
Gesellschaft und Wirtschaft verstärkt in die Ge-
wässerverantwortung mit eingebunden. 

• Europäisierung der Gewässerpolitik: Die
WRRL schafft Gewässerschutz nicht „auf klein-
stem europäischen Nenner“, sondern auf hohem
und einheitlichem Niveau. 

Management ganzer Flussgebiete

Entscheidender neuer Ansatzpunkt: Gegenstand der
politischen Verantwortung sind die Gewässer insge-

samt im Zusammenhang des hydrologischen Kreis-
laufes

Neues Denken in ökologisch definierten Räumen:
• In Deutschland orientiert sich wasserwirtschaftli-

che Verantwortung bisher an historischen Gren-
zen der staatlichen und kommunalen Verantwor-
tungsträger. In anderen europäischen Staaten zum
Teil schon Denken und Verwaltungshandeln nach
Flussgebieten. 

• Dieser Handlungsansatz nun in ganz Europa ein-
geführt: Schutzobjekt die natürlich vorgegebenen
Flussgebiete, von der Quelle bis zur Mündung in
das Meer. 

• Flussgebiete räumliche Einheit für ein Flussge-
bietmanagement, das ober- und unterirdische Ge-
wässer, Wassermenge und Qualität integriert. 

Bayern als europäische Kernregion
• hat Anteil an drei internationalen Flussgebieten:

Donau, Rhein und Elbe, sowie geringe Anteile am
Flussgebiet der Weser 

• Bayern leistet damit auch Beitrag zum Schutz der
Meeresumwelt in Nordsee und Schwarzem Meer 

Näheres hierzu in den nachfolgenden Fachvorträgen.

Wasserpolitik als integrale Aufgabe

WRRL der EU bringt für Staat, Kommunen und Ver-
waltung mit diesem ganzheitlichen, räumlich-ökolo-
gischen Ansatz neue Herausforderungen und Chan-
cen für eine ganzheitliche Politik, die Ziele und In-
strumente vernetzt und integriert.

Flussgebietsmanagement integriert Ziele des Gewäs-
serschutzes in andere Fachpolitiken:
• Im Besonderen in Umweltschutz, Naturschutz

und Landesplanung
• Darüber hinaus aber auch z.B. in Landwirt-

schaftspolitik und Infrastrukturpolitik
• Wasserwirtschaft in Flächenplanung (Landes-,

Regional- und Bauleitplanung) insgesamt inte-
griert: Hochwasserschutz durch Sicherung von
Rückhalteräumen 

Verflechtungen zwischen Wasserwirtschaft und Na-
turschutz sind Thema der heutigen Veranstaltung
der ANL.

In der WRRL vielfache Berührungspunkte von Was-
serwirtschaft und Naturschutz.
• Der gute, ökologische Zustand der Gewässer ist

Kernziel der Richtlinie 
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• Neu hier vor allem die entscheidende Rolle der
Fische und ihrer Lebensräume für die Bewertung
der Gewässerqualität 

• Für Gewässer sind Typen zu definieren und Re-
ferenzgewässer festzulegen 

• Die Natura 2000-Gebiete sind in Umweltziele der
Wasserrahmenrichtlinie einbezogen 

• Einbezogen auch die von Grundwasser unmittel-
bar abhängigen Landökosysteme

• Wertvolle Planungsunterlagen dazu z.B. die aus-
führlichen Kartierungen von schützenswerten
Biotopen in Bayern 

Die von EU nun geforderte integrale Sicht und fach-
liche Zusammenarbeit von Wasserwirtschaft, Natur-
schutz, Umweltschutz und Landesplanung in Bayern
innerhalb des Umweltressorts seit langer Zeit orga-
nisatorisch schon vollzogen.
In Bayern damit ideale organisatorische Vorbedin-
gungen für das integrierte Flussgebietsmanagement
bereits gegeben.

Wasserwirtschaft und nachhaltige Entwicklung

Wasser-Rahmen-Richtlinie auch Fortschritt auf dem
Weg zu einer nachhaltigen Entwicklung. WRRL ist
maßgeblich „Nachhaltigkeits-Richtlinie“
• Wesentliche Fortschritte im Gewässerschutz nur

interdisziplinär und mit integrativen Politikan-
satz zu erreichen 

• Erforderlich die Vernetzung vieler Politikfelder.
Als die wichtigsten: Industrie und Verkehr, Roh-
stoffgewinnung, Landwirtschaft, kommunale Pla-
nung der Flächennutzung 

Beispiele:
Enge Abstimmung mit der Landwirtschaftspolitik
und den Landwirten: nach großen Fortschritten in
der Abwasserreinigung spielen heute im Gewässer-
schutz die diffusen Belastungen aus der Bodennut-
zung eine entscheidende Rolle.
• Wichtig dabei vor allem: standortgerechte Dün-

gung und sorgsamer Umgang mit Pflanzenschutz-
mitteln 

• Besonders wichtige Partner die Kommunen: Als
Betreiber der Wasserversorgung und Abwasserbe-
seitigung sowie als Unterhaltsverpflichtete an Ge-
wässer III. Ordnung.

Wasserrahmenrichtlinie und Wirtschaft

Nachhaltige Entwicklung verlangt auch, Ökonomie,
Ökologie und Soziales in Gleichgewicht zu bringen.
Wasserrahmenrichtlinie verwirklicht dieses Ziel, in
dem es europäischen Gewässerschutz auf einheitli-
ches Anforderungsniveau hebt.
• Damit Ende von Umwelt-Dumping und Stand-

ortwettbewerb zu Lasten der Umwelt und der
Mitgliedsstaaten mit hohem Standort im Gewäs-
serschutz, wie z.B. Bayern 

• Auch kein Umweltdumping durch EU-Beitritts-
ländern im Osten, die WRRL erfüllen müssen 

• Zugleich Benchmarking im Gewässerschutz, al-
so Orientierung am Besten, als Weg zu mehr Qua-
lität und Wirtschaftlichkeit 

• Bayerische Anbieter von Umwelttechnik und
Umweltdienstleistungen gewinnen neue Markt-
chancen. 

Wasserrahmenrichtlinie fördert nachhaltige Wasser-
nutzung auch insoweit, als sie ökonomische Instru-
mente in ökologischen Gewässerschutz einführt:
• Für Wasserdienstleistungen (Wasserversorgung

und Abwasserbeseitigung) Grundsatz der Kosten-
deckung eingeführt. 

• In Kostendeckung auch Umwelt- und Ressour-
cenkosten einzubeziehen 

• Als Entscheidungsgrundlage ist eine wirtschaftli-
che Analyse der Wassernutzung durchzuführen. 

• Bei Auswahl von Maßnahmen des Gewässer-
schutzes Kosteneffizienz von alternativen Maß-
nahmen zu vergleichen 

• Kostenvergleich wird Entscheidungshilfe bieten,
wenn es z.B. um Auswahl der kostengünstigsten
und effektivsten Maßnahmen zur Verringerung
der Nährstoffbelastungen von Gewässern geht. 

Schlanke Verwaltung

WRRL bringt neue Chancen für nachhaltige Gewäs-
serpolitik, aber auch neue Herausforderungen für
die Verwaltung.
Sorge vor Zentralisierung und Bürokratisierung
nicht begründet. Bayern wird auch alles daran set-
zen, Vollzug der Richtlinie so „schlank“ wie mög-
lich zu gestalten.

Europäische Kommission hat sich in Frage nach
Strategie der Wasser-Rahmen-Richtlinie ausdrück-
lich zum Prinzip der Subsidiarität bekannt. WRRL
bewusst als „Rahmen“-Gesetz:
• WRRL verpflichtet Mitgliedstaaten auf verbindli-

che Ziele und gibt strikten Zeitplan vor. Das un-
terscheidet künftige Bewirtschaftungspläne
grundlegend von der bisherigen wasserwirtschaft-
lichen Planung in Deutschland. 

• Aber: Verbindlich in den Zielen, doch flexibel in
den Methoden der Umsetzung. 

• Strategisches Konzept der Flussgebiete berück-
sichtigt die Vielfalt in den verschiedenen Regio-
nen Europas. 

• Gemeinsame, übergreifende Bewirtschaftung der
Gewässer in erster Linie Koordinierung aller
Maßnahmen in Flussgebietseinheit 

• Regionale Unterschiede können daher zu spezifi-
schen Problemlösungen führen. 

• Beispiel:Wasserkraftnutzung spielt in Bayern mit
gefällereichen Flüssen eine größere Rolle als in
norddeutscher Tiefebene 

Bayern begrüßt diese Haltung. Für Bayern Prinzip
der Subsidiarität ein zentrales Gestaltungselement
einer gleichermaßen effektiven und freiheitlichen
Staatlichkeit. Deshalb wichtig:
• Entscheidungen müssen auf der Ebene getroffen

werden, die einen möglichst direkten Kontakt zu
denen hat, die das Wasser nutzen oder durch be-
stimmte Tätigkeiten in Mitleidenschaft ziehen. 

• Maßnahmenprogramme der Wasser-Rahmen-Richt-
linie müssen sich an regionalen und lokalen Be-
dingungen orientieren. 
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• Beispiel: Qualitätsziele nur für Schadstoffe ein-
zuführen, die tatsächlich in den Flussgebieten
auftreten, anstelle pauschaler Schadstofflisten 

• In Bayern Umsetzung der WRRL in 10 regiona-
len Planungsgebieten

Für staatliche Verwaltung intern allerdings erhebli-
cher Verwaltungs- und Planungsaufwand

• Zusätzlicher interner Koordinierungsaufwand,
da sich Flussgebiete mit Verwaltungsgrenzen
nicht decken. 

• International Koordinierung mit Nachbarländern
und Staaten: Baden-Württemberg, Hessen,
Thüringen und Sachsen sowie Österreich und
Tschechien 

• Trotz verbindlichen Terminen und hohem Zeit-
druck kein zusätzliches Personal

Trotz diesem hohen Aufwand wird Bayern Umset-
zung der WRRL schlank handhaben.
• Interne Belastung der Verwaltung nicht an Betei-

ligte weitergegeben
• In Bayern keine neue Bürokratie aufgebaut 
• Umsetzung in den bestehenden Verwaltungsstruk-

turen. Keine neuen zusätzlichen Anlaufstellen für
Bürger 

• Geforderte Bestandserhebung bis Ende 2004 nur
mit Daten aus Bestand der Verwaltung. 

• Keine neuen Statistiken und Erhebungen. Kein
zusätzlicher Aufwand für Kommunen und Anla-
genbetreiber.

Auf Kommunen kommen im wesentlichen keine
neuen Belastungen zu.
• Bayern in Abwasserreinigung schon Spitze. Keine

neuen Anforderungen zu erwarten, höchstens ört-
lich an besonders empfindlichen Gewässern 

• Änderung der Gewässerunterhaltung von „Erhal-
tung“ zu „Gestaltung“. Betrifft Kommunen an
Gewässern III. Ordnung. Erfordert aber weniger
Geld als gewissen Sinneswandel. 

• Bayern richtet „Gewässernachbarschaften“ ein
zur Beratung der Kommunen bei der Gewässer-
unterhaltung. 

In gemeinsamer Verantwortung

WRRL zielt auf eine stärkere Beteiligung, Informa-
tion und Anhörung der Öffentlichkeit in wasser-
wirtschaftlichen Entscheidungsprozessen.
Wir begrüßen und unterstützen umfassende Einbin-
dung der Öffentlichkeit.
• Der ganzheitliche, integrale Ansatz der Richtlinie

kann nur zur Wirkung kommen, wenn alle Betei-
ligten und Betroffenen in Entscheidungsprozess
eingebunden. 

• Deshalb auch Einrichtung des „Wasserforums
Bayern“ durch das Bayerische Umweltministeri-
um 

Wasserforum Bayern:
• Startveranstaltung am 03.12.2002 
• Teilnehmer: Verbände von Kommunen, Industrie,

Fischerei, Landwirtschaft, Wasserwirtschaft, Um-
welt- und Naturschutz 

• Künftig regelmäßige Tagungen des Wasserforums 

Ziel und Aufgabe des Wasserforums Bayern:
• Erfolgreiche Umsetzung der WRRL in Bayern 
• Auf möglichst breiter Grundlage von Zustim-

mung und Mitverantwortung der Öffentlichkeit
Umweltministerium wird Arbeit dieses Gremiums
nach Kräften unterstützen und fördern.

Dank für Interesse und Engagement

Wasser-Rahmen-Richtlinie neuer Typ der europäi-
schen Umweltgesetzgebung
• WRRL in besonderem Maße eine Richtlinie der

Nachhaltigkeit: umfassender integraler Ansatz,
der nur im verantwortlichen Zusammenwirken
aller Beteiligten verwirklicht werden kann. 

• Dem entsprechend enge Zusammenarbeit von
Umweltschutz, Naturschutz und Wasserwirtschaft
mit allen beteiligten Politikfeldern, Institutionen,
Verbänden und Bürgern. 

• Vorbedingung für wirkungsvolle Umsetzung der
Richtlinie deshalb Information, Anhörung und
Einbeziehung der Öffentlichkeit. 

Einige der wichtigsten dieser Partner heute vertre-
ten: Kommunen und Naturschutzverbände.
• Dank für aktive Beteiligung
• Insbesondere Dank an die Vortragenden
• Appell, ihr Engagement künftig auch in Wasser-

forum Bayern einzubringen und gemeinsam an
neuem europäischen Gewässerschutz mitzuarbei-
ten 

Von besonderem Interesse auch Diskussion heute mit
Vertretern des Landtags am Nachmittag. Bitte an
Abgeordnete um Unterstützung für Arbeit an diesem
neuen Kapitel europäischer Gewässerpolitik. Bayeri-
sches Umweltministerium gerne bereit, Landtag wei-
ter und intensiv zu informieren

Europäische Wasser-Rahmen-Richtlinie eröffnet
neue Denk- und Handlungsansätze einer gemein-
samen europäischen Politik der Nachhaltigkeit.
Diese Chancen müssen wir gemeinsam nutzen.

Anschrift des Verfassers:

Referat MR
Büro des Staatsministers
Bayerisches Staatsministerium für Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Rosenkavalierplatz 2, Postfach 810 140
81901 München
Internet: http://www.stmugv.bayern.de
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Warum eine europäische Rahmenrichtlinie 
für die Wasserpolitik?

Die Wasserrahmenrichtlinie – Richtlinie 2000/60/EG
des Europäischen Parlaments und des Rates vom
23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrah-
mens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich
der Wasserpolitik – ist am 22. Dezember 2000 in
Kraft getreten [1].

Die Europäische Gemeinschaft hat seit 1975 über
zwanzig Richtlinien zum Gewässerschutz erlassen.
Die nun vorliegende Wasserrahmenrichtlinie (WRRL)
ordnet und koordiniert die bisherige europäische
Wassergesetzgebung. Sie ersetzt zunächst sieben und
bindet die übrigen bestehen bleibenden Einzelrichtli-
nien in ihren rechtlichen Rahmen ein. 

Die Wasserrahmenrichtlinie schafft aber nicht nur ei-
ne rechtliche Neuordnung, sondern auch einen neu-
en fachlichen Rahmen. Sie gibt der Wasserwirtschaft
ein kohärentes Zielsystem vor und stellt einen eu-
ropäisch einheitlichen Gewässerschutz auf einem ho-
hen Niveau her. 

1. Das Ziel: Integrierter Gewässerschutz

Die Wasserrahmenrichtlinie zielt auf einen integrier-
ten Gewässerschutz. Dieser reicht über den Schutz
der Wasserqualität vor Schadstoffen hinaus und um-
fasst den Schutz der Gewässer als aquatische Ökosy-
steme. Das schließt auch den Wasserhaushalt der di-
rekt von Gewässern abhängenden Landökosysteme
und Feuchtgebiete ein. Die Richtlinie umfasst neben
dem qualitativen Schutz der aquatischen Umwelt
auch das Ziel einer nachhaltigen quantitativen Be-
wirtschaftung der Wasserressourcen.  

Die Eckpunkte der Wasserrahmenrichtlinie sind:
• Ein neuer ökologischer Maßstab für die Qualität

der Gewässer 
• Das Kernziel für die Gewässerqualität in Europa:

der gute Zustand 
• Strategien und Maßnahmen gegen die Verschmut-

zung von Gewässern 
• Internationale Planung und Maßnahmen zur Be-

wirtschaftung von Flussgebieten
• Ein verbindlicher Zeitrahmen für die Umsetzung

der Richtlinie innerhalb von 15 Jahren.

1.1 Das Kernziel: Der gute Zustand der
Gewässer

Die WRRL gilt für das Grundwasser, die Seen, die
Fließgewässer von den Quellen bis zur Mündung ins
Meer und für die Küstengewässer der ersten See-
meile.

Das Leitbild der Wasserrahmenrichtlinie für die Ge-
wässer ist der natürliche Zustand des jeweiligen Ge-
wässertyps: Das bedeutet, die natürliche Vielfalt und
Fülle des Gewässerlebens, die natürliche Gestalt und
Wasserführung der Flüsse und Bäche und die natür-
liche Qualität des Wassers, frei von menschlichen
Beeinträchtigungen. Gewässer, ohne oder mit nur
sehr geringfügigen Abweichungen vom natürlichen
Zustand, sind im sehr guten Zustand.

Das zentrale Handlungsziel der WRRL ist, die Ge-
wässer bis in spätestens 15 Jahren in einen guten Zu-
stand zu versetzen. D.h., Abweichungen vom sehr
guten Zustand sind zulässig. Gewässer im guten Zu-
stand dürfen im gewissen Maße belastet oder verän-
dert sein aber nur soweit, dass die ökologischen Funk-
tionen des Gewässers dadurch nicht oder allenfalls
geringfügig beeinträchtigt werden.

Der Oberbegriff Zustand umfasst bei den Ober-
flächengewässern den ökologischen und den chemi-
schen Zustand. Ein Oberflächenwasserkörper im gut-
en Zustand
• weicht nur geringfügig vom natürlichen ökologi-

schen Zustand seines Gewässertyps ab 
• erfüllt alle einschlägigen EG-Normen zur chemisch-

physikalischen Wasserqualität.

Beim Grundwasser umfasst der Oberbegriff Zustand
sowohl den mengenmäßigen als auch den chemischen
Zustand. Ein Grundwasserkörper im guten Zustand
• unterliegt keinen ökologisch schädlichen Verände-

rungen des Grundwasserspiegels 
• erfüllt alle einschlägigen EG-Normen zur chemisch-

physikalischen Wasserqualität.

Der gute Zustand ist künftig der Qualitätsstandard
des europäischen Gewässerschutzes. Die Mitglieds-
staaten haben die Wasserkörper zu diesem Zweck zu
schützen, zu verbessern und zu sanieren. Für alle
Oberflächenwasserkörper – auch die künstlichen und
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erheblich veränderten – und ebenso für alle Grund-
wasserkörper sind die notwendigen Maßnahmen
durchzuführen, um eine Verschlechterung des Zu-
stands zu verhindern. Das gilt auch für Gewässer, die
bereits in einem sehr guten Zustand sind.

In begründeten Ausnahmefällen, z.B. wenn ein über-
geordnetes öffentliches Interesse dem guten Zustand
entgegensteht, lässt die WRRL zwar auch weniger
strenge Umweltziele oder verlängerte Fristen zu. Die
Inanspruchnahme solcher Ausnahmen ist jedoch an
strenge Voraussetzungen und Bedingungen gebunden.

1.2 Die Bewertung des ökologischen 
Zustands der Oberflächengewässer

Da es keinen einheitlichen ökologischen Maßstab für
alle Gewässer gibt, werden künftig sämtliche Bewer-
tungen auf Gewässertypen bezogen. In Deutschland
sollen etwa zwei Dutzend Typen von Fließgewässern
und etwa ein Dutzend Seentypen unterschieden wer-
den (Beispiel: kalkalpine Gewässer).

Die Wasserrahmenrichtlinie führt ein umfassendes
System ein, zur Beschreibung, Einstufung und Beur-
teilung des Gewässerzustands anhand von biologi-
schen, physikalischen, chemischen, hydromorpholo-
gischen und mengenmäßigen Merkmalen. Den Aus-
schlag für die Gesamtbeurteilung eines Gewässers
geben die biologischen Qualitätsmerkmale. Die phy-
sikalisch-chemischen und hydromorphologischen Pa-
rameter unterstützen die Bewertung. Sie müssen so
beschaffen sein, dass unter diesen Bedingungen die
biologischen Qualitätsansprüche an den guten Zu-
stand erreicht werden können. 

Der ökologische Zustand der Oberflächengewässer
wird künftig in fünf Klassen eingestuft: 

• Sehr guter,
• guter,
• mäßiger,
• unbefriedigender und
• schlechter Zustand.

Der sehr gute Zustand entspricht dem natürlichen
Zustand des jeweiligen Gewässertyps und dient als
Referenzzustand. Der gute Zustand lässt geringfügi-
ge Abweichungen in der Biologie vom natürlichen
Zustand zu. Jede weitere niedrigere Zustandsklasse
bedeutet eine immer stärkere Abweichung des Ge-
wässers vom Leitbild.

Die Richtlinie enthält allerdings nur normative Be-
griffsbestimmungen für den Zustand und seine Un-
terteilung in Zustandsklassen. Diese abstrakte Syste-
matik müssen die Mitgliedsstaaten auf ihre Gewäs-
sertypen anwenden und selbst konkrete Parameter
und Klassengrenzen ausarbeiten. Zu jedem Gewäs-
sertyp sind Referenzgewässer für den sehr guten Zu-
stand festzulegen. Die Beschreibungen des ökologi-
schen Zustands werden dann numerisch ausgedrückt,
durch einen „ökologischen Qualitätsquotienten“ zwi-
schen Eins und Null. Der Referenzzustand entspricht
dem Wert Eins. Damit die Bewertung der Gewässer
in den Mitgliedsstaaten vergleichbar bleibt, muss für
jeden Gewässertyp ein internationales Netz von Mess-
stellen für eine Eichung (Interkalibrierung) einge-
richtet werden. 

Der Zustand der Oberflächengewässer wird in Kar-
ten durch Farbkennungen dargestellt, wie es bisher
schon für die Gewässergüte nach dem Saprobiensys-
tem üblich war. Allerdings ist das Bewertungsverfah-
ren der Wasserrahmenrichtlinie wesentlich umfang-
reicher und differenzierter als das herkömmliche Sa-
probiensystem. Alleine die biologische Bewertung
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beruht nun auf der Zusammensetzung der Gewässer-
flora – Phytoplankton, Phytobenthos und Makrophyten
– der wirbellosen Fauna und den Fischarten. 

Das heißt zusammengefasst, die  Bewertung der Ge-
wässer wird von Grund auf erneuert und die Einstu-
fung aller Gewässer nach diesem neuen System muss
– auch in Bayern – mit großem Aufwand erst noch
durchgeführt werden.

1.3 Künstliche und erheblich veränderte
Gewässer

Eine Besonderheit bei den Oberflächengewässern
bildet die Kategorie der künstlichen oder erheblich
veränderten Wasserkörper. Gewässer können als Sol-
che ausgewiesen werden, wenn
• die Verwirklichung des guten ökologischen Zu-

stands eine signifikante negative Auswirkung auf
Nutzungen hätte, wie z.B. die Schifffahrt, die Was-
serversorgung, die Stromerzeugung oder den Hoch-
wasserschutz oder aber auch auf die Umwelt ins-
gesamt 

• die Nutzungsziele, die der Veränderung der Ge-
wässer zugrunde liegen, nicht auch durch andere
Mittel erreicht werden können, die technisch und
wirtschaftlich durchführbar sind und weniger
Nachteile für die Umwelt haben.  

Für Gewässer, die nach einer Prüfung als erheblich
verändert eingestuft werden, setzt die Richtlinie an-
stelle des guten ökologischen Zustands als Ziel das
gute ökologische Potenzial. Das Leitbild ist nun nicht
mehr der natürliche Zustand des ursprünglichen Ge-
wässertyps, sondern das beste ökologische Potenzial
desjenigen Gewässertyps, dem der veränderte Was-
serkörper nun am ähnlichsten ist. Ein Beispiel für ei-

ne Änderung des Gewässertyps ist Umwandlung ei-
ner Flussstrecke in einen See durch eine Talsperre. 

Das beste ökologische Potenzial eines Gewässers ist
der beste biologische Zustand, der zu erreichen ist,
wenn zwar die Nutzung des Gewässers aufrecht er-
halten bleibt aber die damit verbundenen physikali-
schen Veränderungen des Gewässers so weit wie
möglich beschränkt werden. Um das gute ökologische
Potenzial zu erreichen, werden in der Praxis vor al-
lem Maßnahmen im Vordergrund stehen, die in best-
möglicher Annäherung die ökologische Durchgän-
gigkeit der Gewässer, insbesondere für Wanderungs-
bewegungen der Fauna sicherstellen sowie angemes-
sene Laich- und Aufzuchtgründe.

Im Übrigen müssen auch die künstlichen oder erheb-
lich veränderten Gewässer alle Anforderungen des
guten chemischen Zustands erfüllen. 

1.4 Schutzgebiete

Die Wasserrahmenrichtlinie bezieht in ihre Schutz-
ziele auch mehrere Typen von Schutzgebieten ein.
Die in diesen Schutzgebieten geltenden Normen und
Ziele sind dann ebenfalls bis in spätestens 15 Jahren
zu erfüllen. Das gilt für Trinkwasserschutzgebiete
und für Schutzgebiete, die nach Gemeinschaftsrecht
ausgewiesen wurden für
• wirtschaftlich bedeutende aquatische Arten (Fisch-

gewässerrichtlinie)
• Badegewässer (Badegewässerrichtlinie)
• nährstoffsensible Gebiete (Nitratrichtlinie)
• empfindliche Gebiete (Richtlinie für kommunales

Abwasser)
• „wasserabhängige“ Natura-2000-Gebiete (FFH-

und Vogelschutzrichtlinie). 
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1.5 Kostendeckung für 
Wasserdienstleistungen 

Eine wesentliche Neuerung der Wasserrahmenricht-
linie sind ökonomische Instrumente, die der Förde-
rung einer nachhaltigen und umweltgerechten Was-
sernutzung dienen. Bis 2010 ist bei Wasserdienstlei-
stungen zur Wasserversorgung und Abwasserbeseiti-
gung dafür zu sorgen, 
• dass die Wassergebührenpolitik Anreize schafft,

Wasser effizient zu nutzen und 
• die verschiedenen Wassernutzungen (Industrie,

Haushalte, Landwirtschaft) entsprechend dem Ver-
ursacherprinzip angemessen zur Kostendeckung
der Dienstleistungen beitragen.

In die Kostendeckung sind auch die verursachten
Umwelt- und Ressourcenkosten einzubeziehen. Als
Planungsgrundlage ist eine wirtschaftliche Analyse
der Wassernutzung innerhalb einer Flussgebietsein-
heit anzufertigen.

1.6 Der Schutz der Gewässer 
vor Schadstoffen

Einen Schwerpunkt in der Wasserrahmenrichtlinie
bilden die Strategien und Maßnahmen gegen die Ge-
wässerverschmutzung durch Schadstoffe. Drei Rege-
lungen sind hervorzuheben:

Der kombinierte Ansatz:
Die grundlegende Strategie der Wasserrahmenricht-
linie gegen Schadstoffbelastungen von Oberflächen-
gewässern besteht aus zwei kombinierten Anforde-
rungen. Verlangt werden
• Begrenzungen von Einleitungen und Emissionen

in die Gewässer   
• Qualitätsnormen für die Schadstoffkonzentrationen

in den Gewässern.

Die schärfere Anforderung aus dieser Kombination
von Emissions- und Immissionsnormen ist jeweils
maßgebend. Der kombinierte Ansatz folgt damit der
deutschen Praxis, mit Gewässerschutzmaßnahmen
vorrangig an den Ursachen, also den Verschmutzungs-
quellen anzusetzen. Die neuen Qualitätsziele sind ei-
ne zusätzliche Kontrolle in den Gewässern, ob tatsäch-
lich alle relevanten Schadstoffquellen erfasst wurden.
Das sichert die Wirksamkeit des Gewässerschutzes ab.

Die Liste der prioritären Stoffe:
Die Wasserrahmenrichtlinie führt in Europa einheit-
liche Schutzvorschriften ein gegen Schadstoffe, die
ein erhebliches Risiko für die Gewässer bilden. Be-
sonders gefährlich sind Schadstoffe, die giftig sind,
nicht abbaubar sind und die sich in Organismen an-
reichern. Sie sind damit besonders für die Meeres-
umwelt schädlich. Diese Substanzen werden entspre-
chend ihres Risikopotentials eingestuft und in einer
Liste der sogenannten prioritären Stoffe geführt. Die
Freisetzung dieser Stoffe in die Umwelt ist schritt-
weise zu verringern. Für die Untergruppe der prio-
ritär gefährlichen Stoffe sind darüber hinaus alle Ein-

leitungen, Emissionen und Verluste innerhalb von
maximal 20 Jahren schrittweise ganz zu beendigen. 

Die EU-Kommission hat inzwischen eine Liste von
33 prioritären Stoffen festgesetzt. Sie umfasst Schwer-
metalle wie Cadmium und Quecksilber, Pflanzen-
schutzmittel wie Atrazin und Diuron und Chemika-
lien wie Tributylzinn und PAKs. Von diesen Stoffe
wurden 11 als prioritär gefährlich und damit für ei-
ne Nullemission eingestuft. Das Europäische Parla-
ment und der Rat werden noch spezifische Maßnah-
men zur Bekämpfung der Wasserverschmutzung
durch prioritäre Stoffe beschließen. 

Für weitere Schadstoffe, die zwar weniger riskant
sind als die prioritären Stoffe, die aber in signifikan-
ten Mengen in die Gewässer eingeleitet werden, müs-
sen die Staaten selber Qualitätsnormen festsetzen. 

Die Trendumkehr im Grundwasser:
Die besondere Empfindlichkeit des Grundwasser ge-
gen Verschmutzungen erfordert besondere Vorsorge.
Zum Schutz des Grundwassers sind direkte Einleitun-
gen von Schadstoffen zu untersagen. Steigt dennoch
die Konzentration eines Schadstoffs im Grundwasser
signifikant an, z.B. durch Einträge aus diffusen Quel-
len, muss die Trendumkehr eingeleitet werden und
zwar spätestens dann, wenn die Konzentration eines
Schadstoffes im Grundwasser 75% des zulässigen
Grenzwertes erreicht hat. 

Die Kommission arbeitet zur Zeit noch an Kriterien
für den guten chemischen Zustand des Grundwassers
und für die Ermittlung signifikant ansteigender Trends.
Der Entwurf einer Tochterrichtlinie zum Grundwas-
ser liegt inzwischen vor. 

2. Der Weg zum Ziel: Flussgebietsmanagement

2.1 Planen in natürlichen Einheiten 

Die WRRL setzt nicht nur die Ziele des Gewässer-
schutzes fest, sondern gibt auch detailliert den Weg
vor, um diese Ziele anzugehen, und bis wann sie zu
verwirklichen sind. Das zentrale Instrument zur Um-
setzung ist eine umfassende Planung für ganze Fluss-
gebiete. 

Eine der wesentlichsten Neuerungen der Wasserrah-
menrichtlinie ist die Pflicht, die Gewässer künftig in
Flussgebietseinheiten zu bewirtschaften. Das Einzugs-
gebiet des Rheins von den Alpen bis zur Nordsee, mit
allen Nebenflüssen, wie Main und Mosel, sowie
einschließlich des gesamten Grundwassers und der
Küstengewässer ist ein Beispiel für eine Flussgebiets-
einheit. 

Diese räumliche Integration liegt in der Konsequenz
eines ganzheitlichen Gewässerschutzes: Die Gewäs-
ser eines Flussgebietes bilden zusammen mit dem
Grundwasser eine hydrologische Einheit. Sie sollen
deshalb künftig, über alle Verwaltungs- und politi-
sche Grenzen hinweg, auch als Einheit bewirtschaf-
tet werden. Der Gewässerschutz wird so innerhalb
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eines Flussgebietes zu einem zielgerichteten Handeln
vernetzt. Die Flussgebietsplanung ist andererseits ei-
ne regionalisierte Planung, die es erlaubt, auf unter-
schiedliche ökologische, wirtschaftliche und soziale
Gegebenheiten in den Flussregionen Rücksicht zu
nehmen. 

Für jede Flussgebietseinheit ist ein Bewirtschaftungs-
plan aufzustellen. Wenn eine Flussgebietseinheit meh-
rere Mitgliedsstaaten übergreift, was der Normalfall
ist, ist dieser Plan international zu koordinieren.
Reicht die Flussgebietseinheit über das Gebiet der
Gemeinschaft hinaus, müssen sich die Mitgliedsstaa-
ten sogar um eine Koordinierung mit den Nicht-EU-

Staatens bemühen. Das trifft insbesondere auf die
Donau zu, die laut EU-Kommission das „internatio-
nalste Gewässer der Welt“ ist.

Deutschland ist an 10 Flussgebietseinheiten beteiligt,
wovon fünf international sind. Bayern hat als euro-
päische Kernregion Anteil an den drei internationa-
len Flussgebieten der Donau, des Rheins und der El-
be sowie in geringem Maße auch Anteil am nationa-
len Flussgebiet der Weser. Bayern leistet durch seine
Mitwirkung am Ziel des guten Zustands für diese eu-
ropäischen Ströme einen Beitrag zum Schutz der
Meeresumwelt in der Nordsee und im Schwarzen Meer.
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2.2 Die Phasen der Flussgebietsplanung

Bestandsaufnahme:
Ausgangspunkt der Planung ist eine umfangreiche
Bestandsaufnahme des gegenwärtigen Zustands der
Gewässer bis Ende 2004. An die systematische Be-
schreibung und Typisierung der Gewässer schließen
Erhebungen über ihre Belastungen und deren Aus-
wirkungen an. Eine Defizitanalyse soll zu einer er-
sten Einschätzung führen, ob die Gewässer schon im
guten Zustand sind, bzw. wie hoch das Risiko ist,
dass sie die Umweltziele bis 2015 nicht erreichen. 

Die Richtlinie verfolgt auch bei der Bestandsaufnah-
me einen umfassenden Ansatz: Sie verlangt, ein Ge-
samtbild von der Belastung der Gewässer aufzuneh-

men, sowohl auf Seiten der Emissionen als auch der
Immissionen. Die Erhebungen beschränken sich also
nicht nur auf die Messergebnisse der Gewässerüber-
wachung, die in den einzelnen Staaten mehr oder we-
niger umfangreich vorliegen mögen. Zusätzlich sind
systematisch in den Einzugsgebieten alle signifikan-
ten Belastungen zu erfassen, denen die Gewässer un-
terliegen können, und die möglichen Auswirkungen
auf die Gewässer zu beurteilen. Dazu sind  z.B. auch
die flächigen Belastungen aus der Landnutzung auf-
zunehmen, wie Stickstoffbelastungen aus der Dün-
gung. Die Ergebnisse der Bestandsaufnahme dienen
der Planung der nun folgenden Überwachungs- und
Maßnahmenprogramme.



Überwachungsprogramme:
Die Mitgliedsstaaten sind verpflichtet, bis Ende 2006
Überwachungsprogramme einzurichten, die einen
zusammenhängenden und umfassenden Überblick
über den Zustand der Gewässer geben und erlauben,
später die Wirksamkeit der getroffenen Maßnahmen
zu kontrollieren. Wenn die Bestandsaufnahme ergibt,
dass die Umweltziele an einem bestimmten Gewäs-
ser gefährdet sind, muss die Überwachung dort „maß-
geschneidert“ verdichtet werden. Unterschieden wer-
den drei Stufen der Überwachung: 
• Überblicksweise Überwachung für den Gesamt-

zustand der Gewässer
• Operative Überwachung zur verdichteten Kon-

trolle von gefährdeten Gewässern 
• Überwachung zu Ermittlungszwecken zur Erkun-

dung bestimmter Belastungsursachen.

Die problemorientiert gestaffelte Überwachung der
Gewässer bildet zusammen mit den oben beschrie-
benen Erhebungen von möglichen Belastungsquellen
im Einzugsgebiet ein doppeltes Beobachtungsnetz,
um Wasserprobleme zuverlässig aufzuspüren.

Maßnahmenprogramme:
Das Kernstück der wasserwirtschaftlichen Bewirt-
schaftungsplanung bis Ende 2009 ist schließlich das
Maßnahmenprogramm. Durch diese Maßnahmen sol-
len Defizite beseitigt und der gute Zustand der Ge-
wässer hergestellt werden. Maßnahmen können legis-
lativer, administrativer, technischer oder wirtschaftli-
cher Art sein:
• Die Wasserrahmenrichtlinie gibt einen Katalog

grundlegender Maßnahmen als verbindliche Min-
destanforderungen vor. Dabei geht es teils um den
Vollzug von EG-Vorschriften und teils um Rege-
lungen oder Verbote, die die Mitgliedsstaaten sel-
ber zu erlassen haben.

• „Ergänzende Maßnahmen“ sind nötigenfalls zu
ergreifen, um die Ziele wirksamer zu erreichen.
Die WRRL enthält hierzu eine Liste rechtlicher,
administrativer, technischer, wirtschaftlicher und
weiterer möglicher Maßnahmen. Auch freiwillige
Vereinbarungen sind in diesem Rahmen möglich.

Die Maßnahmenprogramme sind bis 2009 auf natio-
naler Ebene aufzustellen und innerhalb der gesamten
Flussgebietseinheit – gegebenenfalls auch internatio-
nal – zu koordinieren. Im föderalen Deutschland
müssen die Programme zuvor zwischen den Ländern
abgestimmt werden. 

Die Maßnahmenprogramme sind bis 2009 aufzustel-
len und bis 2012 umzusetzen. Sie sollen bis 2015 den
guten Zustand der Gewässer herstellen und werden
danach alle 6 Jahre überprüft und nötigenfalls aktua-
lisiert. Gegenüber der EU-Kommission besteht eine
umfangreiche Berichtspflicht.

3. Die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie
in Bayern

Die wasserwirtschaftliche Planung von der Bestands-
aufnahme bis zum Maßnahmenprogramm verlangt

eine sehr weitgehende Abstimmung zwischen allen
Beteiligten. Der Erfolg der Wasserrahmenrichtlinie
wird daher entscheidend von der Bereitschaft zur Zu-
sammenarbeit über Länder- und Staatsgrenzen hinweg
abhängen. 

3.1 Fachliche Umsetzung

Um eine möglichst weitgehend einheitliche Umset-
zung der Wasserrahmenrichtlinie in Europa zu ge-
währleisten, hat sich die Kommission mit den Mit-
gliedstaaten im Rahmen der „Common Implementa-
tion Strategy - CIS“ auf die Erarbeitung von fachli-
chen Leitlinien (guidance documents) zu zehn Themen
verständigt, die von internationalen Arbeitskreisen auf-
gestellt werden. Die meisten dieser Arbeitsanleitungen
liegen inzwischen vor. 

In Deutschland besteht ebenfalls das Ziel, eine mög-
lichst einheitliche Umsetzung in den Flussgebieten
mit deutscher Beteiligung sicherzustellen. Dies ist
auch wichtig in Hinblick auf unsere beschränkten
Ressourcen. Dazu kommt, dass die Aufgaben inner-
halb sehr kurzer Zeiträume durchzuführen sind. Die
Länder sind dadurch einem sehr starken Zeitdruck
ausgesetzt. Wird die Wasserrahmenrichtlinie nicht
fristgemäß und ordnungsgemäß umgesetzt, drohen
Vertragsverletzungs- und Zwangsgeldverfahren vor
dem Europäischen Gerichtshof. 

Die Länderarbeitsgemeinschaft Wasser – LAWA –
hat eine Arbeitshilfe zur Umsetzung der Wasserrah-
menrichtlinie erstellt, um
• die komplexe Struktur der Richtlinie für den Voll-

zug anschaulicher zu gestalten, 
• eine einheitliche Herangehensweise bei der Um-

setzung der Richtlinie zu gewährleisten 
• und Doppelarbeit in den Ländern zu vermeiden. 

Die Arbeitshilfe richtet sich insbesondere an die Ver-
antwortlichen zur Erstellung des Bewirtschaftungs-
planes vor Ort. Sie enthält einheitliche fachliche Vor-
gaben und abgestimmte Handlungsanleitungen. Die
Anwendung dieser Kriterien wird in mehreren Pilot-
projekten der Länder erprobt, so z.B. im Main-Pilot-
projekt (siehe unten).

Auch die großen Flussgebietskommissionen haben
Arbeitsgruppen eingerichtet, die flussgebietsspezifi-
sche Vorgaben für die kohärente Umsetzung der Richt-
linie liefern sollen.

3.2 Die Planung in Bayern

Zuständigkeiten:
Die Wasserrahmenrichtlinie wird in Bayern unter der
administrativen und fachlichen Federführung des
Staatsministeriums für Landesentwicklung und Um-
weltfragen umgesetzt, zusammen mit anderen be-
troffenen Ressorts wie dem Innen- dem Wirtschafts-
und dem Landwirtschaftsministerium.

Zur Planung der einzelnen Schritte für die Umset-
zung der Wasserrahmenrichtlinie in rechtlicher, or-
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ganisatorischer und fachlicher Hinsicht wurde am
Staatsministerium für Landesentwicklung und Um-
weltfragen eine Lenkungsgruppe ins Leben gerufen,
in der neben dem Ministerium auch Vertreter der Be-
zirksregierungen, der Wasserwirtschaftsämter und
des Landesamtes für Wasserwirtschaft mitarbeiten.

Die Behörden werden bei der Umsetzung die Betei-
ligten und ihre Verbände einbeziehen, z.B. die Träger
von Unterhaltungslasten an Gewässern, die Träger
der Wasserversorgung oder der Abwasserentsorgung
sowie weitere Gewässernutzer. Eine wichtige Vor-
raussetzung für die Realisierung der Ziele der Richt-
linie ist das kooperative Engagement für den Gewäs-
serschutz bei den Beteiligten in Wirtschaft, Land-
wirtschaft und bei den Kommunen. Im Dezember
2002 wurde deshalb das „Wasserforum Bayern“ ein-
gerichtet, das die Umsetzung der Wasserrahmen-
richtlinie begleiten soll (siehe unten). 

Gliederung und Koordinierung der Planung:
Die Verwaltungsgrenzen in Bayern orientieren sich
nicht an Flussgebieten. Dennoch soll die Wasserrahmen-
richtlinie in Bayern mit den vorhandenen Verwal-
tungsstrukturen umgesetzt werden. Dadurch werden
neue Schnittstellen zwischen der Wasserwirtschafts-
verwaltung und der sonstigen inneren Verwaltung
vermieden. Dem Bürger bleiben neue Anlaufstellen
und Zuständigkeiten erspart. Die Zuordnung von
Flussgebieten und Verwaltungszuständigkeiten in
Bayern wird innerhalb der wasserwirtschaftlichen
Planung geleistet.

Nach wiederholter Aussage der zuständigen Fachleu-
te in der Generaldirektion XI der Europäischen Kom-
mission, greift die Wasserrahmenrichtlinie (Artikel 3)
nicht in bestehende Verwaltungsstrukturen der Mit-
gliedstaaten ein. Sie lässt offen, in welcher Organi-
sationsform die Gewässer einer Flussgebietseinheit
bewirtschaftet werden. Gefordert ist lediglich, alle
Maßnahmen innerhalb der Flussgebietseinheit zu ko-
ordinieren. 

Zur modularen Erarbeitung der Bewirtschaftungsplä-
ne und Maßnahmenprogramme ist es erforderlich
und zweckmäßig, die großen Flussgebiete innerhalb
von Bayern nochmals zu untergliedern. Die Gliede-
rung Bayerns nach Teilflussgebieten ergibt 10 Pla-
nungsräume: 
• 5 Planungsräume im Flussgebiet der Donau 

Iller-Lech, Altmühl-Paar, Naab-Regen, Isar und
Inn.

• 4 Planungsräume im Flussgebiet des Rheins, da-
von 3 im Maingebiet, 
Oberer Main, Unterer Main und Regnitz,
und der Planungsraum Bodensee

• 1 Planungsraum Saale-Eger im Flussgebiet der
Elbe.

Darüber hinaus hat Bayern geringe Anteile an den
Flussgebieten Neckar (Rhein), Fulda und Werra (We-
ser) und der Moldau (Elbe). Diese Gebiete in der
Größenordnung von einigen -zig Quadratkilometern

sind jeweils Bestandteile von Planungsräumen, die
von Bayerns Nachbarn koordiniert werden. In Bayern
werden dafür keine eigenen Planungsräume ausge-
wiesen.

Die Planungen in Bayern werden in zwei Stufen räum-
lich koordiniert: 

• Erste Planungsebene: 
Auf lokaler Ebene planen die 24 Wasserwirt-
schaftsämtern. Sie sind durch ihre direkten Orts-
kenntnisse am besten in der Lage, auf die regio-
nalen Besonderheiten und die dort Beteiligten ein-
zugehen. Die zehn Teilflussgebiete sind die klein-
sten Bearbeitungseinheiten. Jeweils eines der dort
zuständigen Wasserwirtschaftsämter ist federfüh-
rend und bildet mit den übrigen Ämtern eine Pro-
jektgruppe, die koordinierend tätig wird.

• Zweite Planungsebene: 
Die Bearbeitung der Planungsräume wird inner-
halb Bayerns in den Flussgebieten der Donau und
des Rheins zusammengeführt. Dabei ist jeweils ei-
ne Regierung federführend: Die Regierung von
Niederbayern im Donaugebiet und die Regierung
von Unterfranken im Maingebiet. 

Die federführenden Regierungen für die Flussgebiet-
seinheiten Donau und im Bearbeitungsgebiet Main
des Rheins leiten auch – gemeinsam mit dem Staat-
ministerium für Landesentwicklung und Umweltfra-
gen – die Koordinierung mit den Nachbarn Bayerns.
Die Regierung von Schwaben übernimmt dies im
Bearbeitungsgebiet Bodensee des Rheins und die Re-
gierung von Oberfranken im Elbegebiet.

Grenzüberschreitende Zusammenarbeit:
Die bayerischen Planungen sind zunächst mit den
unmittelbaren Nachbarn zu koordinieren. Das sind
die vier Ländern Baden-Württemberg, Hessen, Thü-
ringen und Sachsen sowie die Staaten Österreich und
Tschechien. Die fachlichen Abstimmungen sollen
möglichst direkt auf der Arbeitsebene zwischen den
über die Grenzen hinweg benachbarten Fachbehörden
stattfinden. 

Die länderübergreifende Zusammenarbeit von Behör-
den wird bereits, zusammen mit Hessen und Baden-
Württemberg, in einem Pilotprojekt Bewirtschaftungs-
plan Main erprobt [2,3]. Die Erfahrungen aus diesem
Projekt werden laufend in einem Projekthandbuch
zusammengefasst, das im Internetportal des Bayeri-
schen Landesamtes für Wasserwirtschaft einzusehen
ist.

Die Koordinierung über die Staatsgrenzen hinweg
mit Österreich und Tschechien baut auf den bewähr-
ten Strukturen der seit Langem bestehenden bilatera-
len Grenzgewässerabkommen auf.

Schließlich ist noch eine Koordinierung der gesam-
ten Flussgebietseinheiten erforderlich. Auch hierzu
werden die bestehenden internationale Strukturen ge-
nutzt und soweit nötig zur Zeit noch organisatorisch
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erweitert. Im Donauraum arbeitet Deutschland mit
den anderen Donauanrainern bereits in der Interna-
tionalen Kommission zum Schutz der Donau (IKSD)
zusammen, die sich daher auch als Plattform für die
Wasserrahmenrichtlinie im Donauraum anbietet. Ent-
sprechendes gilt für die internationalen Kommissio-
nen zum Schutz des Rheins (IKSR) und der Elbe
(IKSE). Innerhalb Deutschlands organisieren sich die
Länder in einer „Flussgebietsgemeinschaft (FGG)
Elbe“ bzw. „Flussgebietsgemeinschaft (FGG) Weser“. 

Information und Anhörung der Öffentlichkeit:
Die Öffentlichkeit wird an der Umsetzung der WRRL
durch Information und Anhörung aktiv beteiligt.
Während der Aufstellung der Bewirtschaftungspläne
erhält die breite Öffentlichkeit, einschließlich der
Gewässernutzer, mehrfach Gelegenheit zu Stellun-
gnahmen. Die Ergebnisse der Beteiligungen und ih-
re Berücksichtigung in der Planung sind auch im Be-
wirtschaftungsplan zu dokumentieren. Der Öffent-
lichkeitsbegriff der WRRL ist sehr weit gefasst. Er
umfasst nicht nur die Nutzer der Gewässer sondern
auch die breite Öffentlichkeit.

Bayern legt bei der Umsetzung der Wasserrahmen-
richtlinie besonderes Gewicht auf öffentliche Zu-
stimmung und Mitverantwortung. Die Öffentlichkeit
wird laufend über den Planungsstand informiert wer-
den und in den entscheidenden Phasen verstärkte Be-
teiligungsmöglichkeiten erhalten. Hierzu werden In-
formationsveranstaltungen, die herkömmlichen Me-
dien und auch das Internet eingesetzt. 

Das Wasserforum Bayern wird eingerichtet, um die
von der Wasserrahmenrichtlinie in Art. 14 vorge-
schriebene Information, Anhörung und aktive Betei-
ligung aller interessierter Stellen an der Umsetzung
der WRRL zu steuern. Nach der Auftaktveranstal-
tung am 3.12.2002 hat das Wasserforum Bayern mehr-
mals getagt. Vertreten sind 20 Spitzenverbände aus
den Bereichen Kommunen, Industrie, Land- und Forst-
wirtschaft, Fischerei, Wasserwirtschaft, Umwelt und
Naturschutz, Gewässerentwicklung und freizeitori-
entierte Gewässernutzung. Das Gremium trifft keine
Entscheidungen sondern ist beratend tätig und übt
dadurch mitgestaltenden Einfluss aus. Die Verantwor-
tung für die Umsetzung der Richtlinie liegt bei den
zuständigen Behörden. 

Die Wasserrahmenrichtlinie schreibt eine Beteili-
gung auf Ebene der Flussgebietseinheiten vor. In
Bayern werden die federführenden Regierungen zu-
sätzlich auf regionaler Ebene Informationen und An-
hörungen zu den bayerischen Anteilen der Bewirt-
schaftungspläne anbieten. 

4. Auswirkungen der Richtlinie

Die Wasserrahmenrichtlinie verpflichtet die Mitglieds-
staaten auf verbindliche Ziele und gibt einen strikten
Zeitplan vor. Das unterscheidet die künftigen Be-
wirtschaftungspläne grundlegend von den bisherigen
wasserwirtschaftlichen Planungen in Deutschland.
Die Richtlinie setzt damit dem politischen und admi-
nistrativen Ermessensspielraum in der Wasserwirt-
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schaft einen neuen Rahmen. Wenn die Verpflichtun-
gen nicht eingehalten werden, ist mit Klagen vor dem
Europäischen Gerichtshof (EuGH) und mit Sanktio-
nen zu rechnen.

Die Umsetzung der Richtlinie wird erhebliche An-
strengungen erfordern. In Deutschland entsteht ver-
mehrter Aufwand für die administrative Anpassung
an die Flussgebiete, im Unterschied zu Ländern wie
Frankreich und England, die wasserwirtschaftlich be-
reits in Flussgebieten organisiert sind. In der födera-
len Bundesrepublik sind zusätzlich die Verwaltungen
der Länder zu koordinieren. Ein pragmatisches und
effektives Vorgehen ist geboten. Bayern wird die Richt-
linie 1:1 umsetzen, ohne Abstriche aber auch ohne
zusätzliche Anforderungen oder Verschärfungen.

Die fachlichen Ziele der Wasserrahmenrichtlinie
stimmen zwar grundsätzlich mit bestehenden deut-
schen Konzepten überein. Dennoch stellt auch bei
uns das Anforderungsniveau der Richtlinie den Ge-
wässerschutz vor anspruchsvolle Aufgaben. Neu für
den deutschen Gewässerschutz ist z.B. die Bedeutung,
die künftig den Qualitätszielen für Gewässer neben
den bestehenden Emissionsnormen zukommt.

Das einheitliche Anforderungsniveau im Gewässer-
schutz wird einen Standortwettbewerb verhindern,
der zu Lasten der Umwelt geht und Mitgliedsstaaten,
die bereits einen hohen Standard im Gewässerschutz
haben, benachteiligt. Gemeinsame und verbindliche
Ziele im Gewässerschutz ermöglichen ein Bench-
marking im Gewässerschutz, also Orientierung am

Besten, als ein Weg zu mehr Qualität und Wirt-
schaftlichkeit. Den bayerischen Anbietern von Um-
welttechnik und Umweltdienstleistungen wird das
neue Marktchancen eröffnen. 

Das erklärte Ziel der Wasserrahmenrichtlinie ist nicht
etwa ein Gewässerschutz auf dem „kleinsten eu-
ropäischen Nenner“, sondern auf hohem und einheit-
lichem Niveau. Die Richtlinie steht damit für einen
wirksamen und umfassenden Gewässerschutz, als
Beitrag zu mehr Umwelt- und Lebensqualität in Eu-
ropa.

Anschrift des Verfassers:

Dr.Ing. Werner Wahliß
Rosenkavalierplatz 2,
Postfach 810 140
81901 München
E-mail: werner.wahliss@stmlu.bayern.de
Internet: http://www.stmugv.bayern.de
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1. Entstehungsgeschichte

Die Geburt neuer „Umweltrichtlinien“ aus Brüssel
betrachten die bayerischen Gemeinden häufig mit ei-
ner gesunden Portion Skepsis. Auf dem langen Weg
Richtlinie – Bundesgesetz – Landesgesetz – Aus-
führungsbestimmungen – sind die Kommunen oft
die Hauptbetroffenen, um nicht zu sagen die Leidtra-
genden. Handlungspflichten und Kosten bleiben
buchstäblich an ihnen „hängen“. Bei der Zeugung
des „Babys“ sind die Kommunen in der Regel nicht
dabei, in der weiteren Phase – dem status nascendi –
ist der Einfluss der Kommunen häufig gering. Bei
der Umsetzung in nationales oder Landesrecht be-
steht für Korrekturen meist nur noch ein geringer
Spielraum.

Der lange Zeitraum zwischen Zeugung und Umset-
zung macht es häufig schwierig, die Folgen und Aus-
wirkungen des „Endprodukts“ auf die Kommunen
richtig einzuschätzen.

Auch die lange Entstehungsgeschichte der Wasser-
rahmenrichtlinie belegt wieder, wie schwierig es für
die kommunale Seite ist, Einfluss auf den Lauf der
Dinge zu nehmen. Möglichkeiten gibt es hierzu z. B.
über den Ausschuss der Regionen Europas, über die
bayerischen Europaabgeordneten, über die Eu-
ropabüros der Spitzenverbände auf Bundesebene und
Bayerns. Ein Problem ist oft die späte Information
der kommunalen Vertreter.

Während der Entstehung der WRRL gab es eine Pha-
se, wo die Kommunen Schlimmes befürchten mus-
sten. Durch die Bewirtschaftung der Gewässer nach
Flussgebietseinheiten drohte die Schaffung neuer
Verwaltungseinheiten und damit ein hoher organisa-
torischer Aufwand für Maßnahmen in der Zuständig-
keit von Kommunen. Der Bayerische Gemeindetag
hatte sich aus diesem Grunde zusammen mit dem
Bayerischen Städtetag 1998 in einem gemeinsamen
Schreiben an alle bayerischen Europaabgeordneten
und an das Umweltministerium gegen die Bewirt-
schaftung nach Flussgebietseinheiten ausgesprochen
und auf mögliche Folgen hingewiesen. Dies mag da-
zu beigetragen haben, dass die Umweltministerkon-
ferenz im Mai 2001 die Errichtung neuer Verwal-
tungseinheiten mit eigenständigen Befugnissen ab-
gelehnt hat. Damit wurden einige unserer Sorgen
ausgeräumt.

Damit kein falscher Zungenschlag entsteht: Bei der
Wasserrahmenrichtlinie geht es nicht um irgend ei-
ne Richtlinie, es geht um die nachhaltige Sicherung
des Wassers als wichtigste Lebensgrundlage. Wir ha-
ben deshalb als Bayerischer Gemeindetag die mit der
Richtlinie verbundene Schaffung eines einheitlichen
Ordnungsrahmens begrüßt – etwa 61 Richtlinien und
Verordnungen werden durch die WRRL ersetzt, eine
weitere Zersplitterung des Rechts vermieden. Teil-
weise nicht zusammenpassende Vorschriften werden
vereinheitlicht und – so zumindest hoffen wir – ef-
fektiver. Dies wird allerdings von der Qualität der
Umsetzung, insbesondere von der Güte der Bewirt-
schaftungspläne und der Maßnahmenprogramme so-
wie der Einbeziehung der Betroffenen abhängen.

2. Von der Historie zur Gegenwart

Wie bitter nötig ein länderübergreifender Gewässer-
schutz ist, hat wieder einmal das Tankerunglück vor
Spanien gezeigt. Die Küsten Spaniens, Portugals und
Frankreichs wurden erheblich verunreinigt und wert-
volle Meeresbiotope unwiederbringbar zerstört. Zwar
gibt es ein Übereinkommen zum Schutz des Nordat-
lantiks, doch offenbar besteht hier noch eine Lücke
im Recht – mit dramatischen Auswirkungen auf die
Meeresumwelt. 

Die Wasserrahmenrichtlinie hat – wie kaum eine an-
dere – zahlreiche Schnittstellen zu den Aufgaben und
zum Handeln der Kommunen. Im Kern geht es um ei-
ne integrierte Sicht des Gewässerschutzes, wobei die
Naturschutzbelange einen hohen Stellenwert haben.

Die Gemeinden sind in dreifacher Hinsicht von der
WRRL betroffen:
• als Unterhaltungs- und Ausbaupflichtige für Ge-

wässer 3. Ordnung (betrifft die Oberflächenge-
wässer)

• als Wasserversorgungsunternehmen (betrifft
hauptsächlich die Qualität des Grundwassers, z. T.
auch von Oberflächengewässern)

• als Abwasserbeseitigungspflichtige und Einleiter
in Gewässer (betrifft überwiegend Oberflächenge-
wässer)

Betroffen sind die Gemeinden auch beim Schutz von
Feuchtgebieten im Sinne des Art. 13 d BayNatSchG,
soweit sie selbst Eigentümer solcher Grundstücke

43

Die EU-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) – und ihre
Schnittstellen zu den Kommunen*)

Werner SCHMID

Ber. ANL 27 43-46
(2003)

*) Vortrag auf der ANL-Fachtagung „Die EU-Wasserrahmenrichtlinie und ihre Auswirkungen auf den Naturschutz“ am 22. Januar 2003
in Erding (Leitung: Dr. Christoph Goppel).



sind oder sich ihre Bauleitplanung auf solche Grund-
stücke erstreckt. Die WRRL stellt im Erwägungs-
grund Nr. 23 einen eindeutigen Zusammenhang zwi-
schen Gewässern und davon beeinflussten Feuchtge-
bieten her.

3. Welche Auswirkungen der WRRL 
auf die gemeindlichen Aufgaben 
sind heute bereits erkennbar? 

Die Gewässerunterhaltung wird sich in Zukunft noch
mehr an ökologischen Zielen orientieren. Die Novel-
le des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) vom 18.6.2002,
die die WRRL umsetzt, definiert in § 28 Abs. 1 die
Unterhaltung als Pflege und Entwicklung, die sich an
den Bewirtschaftungszielen der §§ 25a-d orientieren.
Im Blickpunkt stehen dabei einerseits die Ufer und
Gewässerränder, insbesondere diePufferfunktion und
die Erhaltung der Durchgängigkeit der Gewässer. 

Bei der Wasserversorgung wird der Schutz des
Grundwassers vor Einträgen eine dominierende Rol-
le spielen. Aber auch die Frage der Erbringung ko-
stendeckender Wasserdienstleistungen wird bereits
intensiv diskutiert. 

Bei der Abwasserreinigung ist das kombinierte Emis-
sions- und Immissionsprinzip zu beachten. Bei der
Verbesserung von Gewässern in Richtung auf einen
guten ökologischen Zustand ist Wert zu legen auf ei-
ne wahrheitsgemäße Bestandsaufnahme, wie weit et-
wa Einleitungen aus kommunalen Kläranlagen und
wie weit andere Ursachen zu einer Belastung des Ge-
wässers beitragen.

4. Chancen für ökologisch nachhaltige 
Wirkungen auf Gewässerschutz 
und Naturschutz

Haben anfangs die Bedenken gegenüber der WRRL
überwogen, stehen zunehmend die Chancen der
WRRL für einen nachhaltigen Gewässerschutz im
Vordergrund.

• Die hohen Qualitätsziele der WRRL führen als
Konsequenz zu einer geringeren Gewässerbela-
stung. Der Verbesserung des „Wasserbewusst-
seins“ kommt deshalb in Zukunft noch größere
Bedeutung zu. 

Die Rahmenrichtlinie benennt den Hochwasser-
schutz zwar nicht als primäres Umweltziel, doch
bietet die gebotene Betrachtung von Fließgewäs-
sern nach Flusseinzugsgebieten auch für den
Hochwasserschutz neue Chancen. Gerade die
Hochwasserereignisse der letzten Jahre haben
überdeutlich gezeigt, dass isolierte Maßnahmen
an Gewässern meist unzureichend sind. Maßnah-
men der flussabwärts gelegenen Gemeinde kön-
nen oft wenig bewirken, wenn im Oberlauf von
Flüssen falsch reguliert wird oder kein Was-
serrückhalt vorhanden ist. Im Rahmen der Umset-
zung muss deshalb einem gemeindeübergreifen-

den Hochwasserschutz verstärkt Beachtung ge-
schenkt werden. Dazu zählt auch die Verlangsa-
mung der Fließgeschwindigkeiten von Gewässern
durch Renaturierungsmaßnahmen.

• Das neue Bundesnaturschutzgesetz vom 25. März
2002 enthält als Zielvorgabe für die Länder, 10%
der jeweiligen Landesfläche als Biotopverbund-
flächen zu schaffen. Hier können sich die Wirkun-
gen des Naturschutzrechts und der Wasserrahmen-
richtlinie treffen. Zur Entwicklung von Gewässern
können auch die Schaffung von Gewässerrand-
streifen und die Erhaltung oder Neuschaffung von
Auenwäldern zählen, Maßnahmen, die auch im
Biotopverbund eine wesentliche Rolle spielen.
Bereits die Gewässer selbst, vor allem das eng-
maschige Netz der Gewässer 3. Ordnung, stellen
ein wichtiges Verbundsystem dar. Allerdings wird
es notwendig sein, auch das Landwirtschaftsrecht
als Umsetzungsinstrument sowohl für den Hoch-
wasserschutz als auch für die Schaffung von Puf-
ferflächen an Gewässerrändern einzusetzen.

Eine nachhaltige Wasserwirtschaft ist bei der Was-
serversorgung in Bayern eng mit den kleinteiligen
Strukturen verbunden. Die Gefahr von Gewäs-
serübernutzungen mit nachteiligen ökologischen
Folgen ist damit gering. Die Vorsorgebemühungen
der Gemeinden, z.B. durch Kooperationen mit der
Landwirtschaft, werden unterstützt durch das in
der Richtlinie und im WHG verankerte Örtlich-
keitsprinzip. Die Richtlinie spricht dies im Er-
wägungsgrund Nr. 13 (Örtlichkeitsprinzip) an in
Verbindung mit Nr. 15, wo die Wasserversorgungs-
leistung der Daseinsvorsorge genannt ist. Beson-
ders wichtig ist auch die Aussage im neuen Arti-
kel 1a Abs. 3 WHG, wonach die Wasserversor-
gung möglichst durch ortsnahe Wasservorkom-
men sichergestellt werden soll. 

5. Welcher Aufwand ist für die Gemeinden bei
der Umsetzung der WRRL zu erwarten?

Auf den ersten Blick mögen die in der WRRL für die
Umsetzung enthaltenen Fristen sehr großzügig er-
scheinen. Dies täuscht. Der Zeitpunkt zur Erreichung
des „guten Zustands“ von Gewässern bis 2015 bein-
haltet eine Vielzahl zeitaufwändiger Schritte. Bei-
spielsweise soll bis 2008 der Entwurf eines Bewirt-
schaftungsplans für Flusseinzugsgebiete vorliegen.
Derzeit existiert die landesrechtliche Rechtsgrundla-
ge im bayerischen Wassergesetz noch nicht. Zu beden-
ken ist vor allem der Zeitraum, den die sehr großzü-
gige Öffentlichkeitsbeteiligung bei der Aufstellung
des Bewirtschaftungsplans beansprucht. Gestaltet als
offener Planungsprozess, muss die Öffentlichkeit mit
den Ergebnissen der Analyse (Art. 5 WRRL) vertraut
gemacht und für eine Beteiligung interessiert wer-
den. Dies wird um so eher gelingen, je mehr die be-
troffenen Bürger und Organisationen, seien es Ge-
wässeranlieger, Wasserabnehmer, Fischer oder Land-
wirte, bei den Bewirtschaftungsplänen ihre Betrof-
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fenheit konkret erkennen können. Die Bildung von
10 Teilflussgebieten als Planungsräume ist hierfür
ein erster Schritt.

Zu begrüßen ist die Einrichtung eines Wasserforums
Bayern, wie sie auf der Kick-off Konferenz des Baye-
rischen Landesamts für Wasserwirtschaft am 3.12.2002
in München erfolgt ist. Auch die Gemeinden haben
damit die Chance, als Teil der sogenannten organi-
sierten Öffentlichkeit sehr frühzeitig an der Umset-
zung der WRRL beteiligt zu werden. 

Bei der erwähnten Kick-off Konferenz wurde für die
Gemeinden seitens des Umweltministeriums eine
wichtige Aussage gemacht: Die gemäß Art. 5 not-
wendige Bestandsaufnahme und der erste Flussge-
bietsbewirtschaftungsplan sollen von der staatli-
chen Wasserwirtschaft erstellt werden. Damit ist den
Kommunen vorläufig die Angst genommen, als kom-
munale Aufgabenträger einen unzumutbaren Auf-
wand für die Bestandsaufnahme leisten zu müssen.
Erfreulich ist für die Gemeinden auch, dass für die
Bewirtschaftungsplanung federführend die untere
Ebene der Wasserwirtschaftsämter zuständig ist. Bei
den 23 Wasserwirtschaftsämtern ist die Kenntnis
und der Sachverstand vorhanden, Planungen mit Au-
genmaß zu betreiben. Die Zusammenarbeit sollte
deshalb noch weiter intensiviert werden.

Die entscheidenden Prüfsteine für die Belastung der
Kommunen bei der Umsetzung der Richtlinie wer-
den die Aufstellung der Bewirtschaftungspläne und
der Maßnahmeprogramme sein. Es wird darauf an-
kommen, zunächst die Prioritäten auf Gewässer zu
legen, die weit vom Ziel des guten Zustands entfernt
sind. Dies kann im Einzelfall ein Bachlauf sein, der
auch im Interesse des Hochwasserschutzes zu rena-
turieren ist, oder ein, um im „Jargon“ der Richtlinie
zu bleiben, „Grundwasserkörper“, der zu hoch mit
Nitraten belastet ist. Als Bayerischer Gemeindetag
glauben wir, dass ein vernünftiger Bewirtschaftungs-
plan und seine Umsetzung auch eng mit dem intel-
ligenten Einsatz von bestehenden und verbesserten
Förderprogrammen verbunden sein muss. 

Durch die Richtlinie verursachte Mehraufwendungen
sind nach unserer Sicht auch im Zusammenhang mit
dem Konnexitätsprinzip zu sehen. Die finanzielle
Unterstützung der Gemeinden muss deshalb auch in
diesem Punkt verbessert werden. 

6. Welche Instrumente können für eine 
nachhaltige Wasserwirtschaft im Sinne 
der WRRL genutzt werden?

Ein wertvolles Instrument sehen wir in Gewässer-
pflegeplänen. Sie stellen eine gemeindliche Planung
dar und können bezogen auf ein Gewässer oder auf
alle Gewässer 3. Ordnung in einem Gemeindegebiet
die Verbesserung der Gewässerqualität auch mit an-
deren, insbesondere mit Naturschutzbelangen ver-
binden. Die Palette von Maßnahmen reicht – die Auf-

zählung ist keineswegs vollständig – von Maßnah-
men des Hochwasserschutzes, Renaturierungsmaß-
nahmen, Schaffung von Gewässerrandstreifen bis zur
Anlage von Auenwäldern. Im Rahmen des Arbeits-
kreises Hochwasserschutz des Bayerischen Gemein-
detags wurde auch seitens des Umweltministeriums
angekündigt, die Fördersätze für Planung und Um-
setzung dieser Pläne anzuheben. Aus der Sicht des
Gemeindetags ist es ein ganz großes Anliegen, die
gemeindliche Kooperation bei der Gewässerpflege-
planung noch zu verstärken – dies entspricht dem
Denken in Flussgebietseinheiten.

Überraschende Synergieeffekte können sich bei der
Umsetzung der WRRL auch für Maßnahmen zum
Ausgleich von Eingriffen durch die Bauleitplanung
bzw. im Rahmen der Anlegung eines gemeindlichen
Ökokontos ergeben. Hier wird es darauf ankommen,
bei der Aufstellung von Bewirtschaftungsplänen den
Gemeinden genügend Spielraum für freiwillige Maß-
nahmen einzuräumen und auf die Flexibilität von
Fördermaßnahmen in der einen oder anderen Rich-
tung zu achten.

Genauer hinsehen muss man auch bei der optimalen
Gestaltung und bei Maßnahmen in Schutzgebieten.
Zwar sieht die WRRL keine absolute Verpflichtung
zur Einrichtung von Wasserschutzgebieten vor. Un-
bestritten ist die Ausweisung von Schutzgebieten
bei uns in aller Regel für einen Schutz des Grund-
wassers erforderlich. Seit einigen Jahren haben die
Gemeinden verstärkt freiwillige Vereinbarungen
mit den Landwirten geschlossen, um noch mehr Vor-
sorge für den Grundwasserschutz zu gewährleisten.
Ein solches Handeln im Sinne der WRRL sollte sich
auch lohnen. Das Bayerische Landwirtschaftsmini-
sterium denkt in diesem Sinne über verbesserte För-
derungsmöglichkeiten im Rahmen des KULAP für
freiwillige Leistungen nach.

Die Ziele der Wasserrahmenrichtlinie, Abwasserein-
leitungen möglichst gewässerschonend zu gestalten,
können nur im Rahmen einer nachhaltigen kommu-
nalen Abwasserwirtschaft erreicht werden. Der auf
ATV-Ebene seit vielen Jahren praktizierte Kläranla-
genleistungsvergleich und die in der Vergangenheit
vergleichsweise gute staatliche Investitionsförderung
haben über die Jahre zu einem hohen Standard der
Abwasserreinigung geführt. 

Tatsächlich hapert es noch im Bereich der Klein-
kläranlagen. Die Reinigungsleistung der Anlagen ist
durch den Einbau einer zusätzlichen biologischen
Stufe auf ein mit Gemeinschaftsanlagen vergleichba-
res Niveau anzuheben. Gut stehen die Chancen dafür,
staatliche Fördermittel auch für Private bei der Anla-
genverbesserung einzusetzen. Die Gemeinden müs-
sen dabei die Weichen durch ein flächendeckendes
Abwasserkonzept stellen und entscheiden, wo künf-
tig gemeindliche Anlagen und wo private Anlagen auf
Dauer die Abwasserbeseitigung sicherstellen sollen.
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7. Welche Partner stehen den Gemeinden bei
der Umsetzung der WRRL zur Verfügung?

Hinsichtlich der Gewässerpflegeplanung ist auf die
neu gegründeten Gewässernachbarschaften Bayern
hinzuweisen. Sie sollen durch Fortbildung, die fach-
liche Praxis von gemeindlichem Personal bei der Ge-
wässerpflege verstärken und auch z. B. Hinweise für
den Hochwasserschutz an Gewässern 3. Ordnung lie-
fern.

Die Tätigkeit von Landschaftspflegeverbänden
kann auch entscheidende Impulse bei der Umsetzung
der Richtlinie geben. Sie sollten deshalb frühzeitig
bei der Aufstellung von Bewirtschaftungsplänen ein-
bezogen werden.

Neben den wasserwirtschaftlichen Fachbehörden
wird es von kommunaler Seite darauf ankommen,
auch mit Naturschutzverbänden und mit der Land-
wirtschaft an einem Strick zu ziehen. Dies setzt auch
von berufsständigen Organisationen, wie etwa dem
Bayerischen Bauernverband, hohe Kooperationsbe-
reitschaft voraus. Nochmals sei an dieser Stelle be-
tont – große Hoffnung setzen wir hier auf das Was-
serforum Bayern.

8. Fazit

Ihnen allen ist bekannt, dass sich die bayerischen

Gemeinden nachdrücklich gegen eine Liberalisie-

rung der Wasserwirtschaft und für die Erhaltung der

kommunalen Trägerschaft bei der Wasserversorgung

ausgesprochen haben. Wir hätten uns beim Beginn

der Diskussion um die Wasserrahmenrichtlinien

nicht träumen lassen, dass wir uns bei diesem Kampf

einmal auf eine Aussage stützen können, wie sie die

Richtlinie in Nr. 1 der Erwägungsgründe enthält:

„Wasser ist keine übliche Handelsware, sondern ein

ererbtes Gut, das beschützt, verteidigt und entspre-

chend behandelt werden muss“.

Anschrift des Verfassers:

Dirktor Werner Schmid
Bayerischer Gemeindetag
Drescherstraße 8
80805 München
E-mail: werner.schmid@bay-gemeindetag.de
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1. Vorbemerkung

Im September 2000 wurde die Wasser-Rahmenricht-
linie nach fast einem Jahrzehnt politischer Vorarbeit
durch das Europäische Parlament und den Rat ver-
abschiedet.

Die beiden Hauptziele der Wasser-Rahmenrichtlinie
sind der Schutz und die Verbesserung der aquati-
schen Umwelt sowie die Förderung einer nachhalti-
gen, ausgewogenen und gerechten Wassernutzung.

Von besonderer Bedeutung sind einige neue rechtli-
che Instrumente wie ein auf der Gewässerökologie
beruhender, ganzheitlicher Ansatz zur Beurteilung
der Gewässergüte; Planung auf der Ebene von Flus-
seinzugsgebieten; eine vorsorgende Strategie zur Be-
endigung der Verschmutzung mit gefährlichen Stof-
fen und nicht zuletzt öffentliche Information und Be-
teiligung an der Planung.

Die Wasser-Rahmenrichtlinie ist zweistufig aufgebaut:

die Koordination der Maßnahmen wird entweder na-
tional oder auf EU-Ebene durchgeführt

und die Definition der genauen Ziele und Maßnah-
men wird nachfolgenden politischen Prozessen in
Form von Tochter-Richtlinien oder Expertenkomitees
überlassen.

Ein Erfolg der Wasser-Rahmenrichtlinie (WRRL)
hängt entscheidend vom politischen Willen der Be-
teiligten und davon ab, ob alle interessierten Kreise
(die breite Öffentlichkeit eingeschlossen) angemes-
sen beteiligt und die Synergien der verschiedenen in
der WRRL niedergelegten rechtlichen Instrumente
genutzt werden können.

2. Verhältnis WRRL zum Naturschutz

2.1 Ökosystemarer, ganzheitlicher Ansatz

In Artikel 1a der WRRL wird als Ziel der Richtlinie
die Vermeidung einer weiteren Verschlechterung so-
wie der Schutz und die Verbesserung des Zustands
der aquatischen Ökosysteme und der direkt von ih-
nen abhängenden Landökosysteme und Feuchtgebie-
te im Hinblick auf deren Wasserhaushalt genannt.
Aber auch Artikel 4 Abs. 1 WRRL trägt mit seiner
gewässerbezogenen Zielbestimmung zur Verbesse-
rung der Situation im Naturschutz bei. Die ange-

strebte gute ökologische, chemische und mengen-
mäßige Wasserqualität hat zweifellos Auswirkungen
auf die Gewässer und die von ihnen abhängigen Öko-
systeme als Lebensräume von Tieren und Pflanzen.
Zukünftig ist der Zustand der Gewässerbiologie aus-
schlaggebend für die Bewertung der Gewässerqua-
lität der Oberflächengewässer. Allerdings nimmt die
WRRL nur Bezug auf die im Gewässer lebende Fau-
na und Flora (Phytoplankton, Großalgen, Angiosper-
men, Makrophyten, Phytobenthos, benthische wir-
bellose Fauna, Fischfauna). Andere Tiere und Pflan-
zen, deren Existenz ebenfalls von Gewässern ab-
hängt wie z.B. der Biber, sind nicht direkt durch die
WRRL geschützt.

2.2 Schutzgebiete

Nach Artikel 4 Abs.1c sind bis Ende 2015 alle Nor-
men und Ziele der WRRL auch in den nach EG-
Recht ausgewiesenen, wasserabhängigen Schutzge-
bieten einzuhalten bzw. zu erreichen. Dabei müssen
die Mitgliedsstaaten entsprechend Artikel 6 Abs.1
WRRL innerhalb der einzelnen Flussgebietseinhei-
ten ein Verzeichnis der Gebiete erstellen, für die auf-
grund europarechtlicher Verpflichtungen zum Schutz
der Oberflächengewässer und des Grundwassers oder
zur Erhaltung von unmittelbar vom Wasser abhängi-
gen Lebensräumen und Arten ein besonderer Schutz-
bedarf festgestellt wurde.

Für den Naturschutz besonders interessant ist An-
hang IV Nr.1v. Dort wird ausdrücklich auf die Natu-
ra 2000-Standorte, also FFH- und Vogelschutzgebie-
te hingewiesen, für die eine Erhaltung oder Verbes-
serung des Wasserzustands ein wichtiger Faktor für
ihren Schutz sind. Diese Gebiete müssen die Natur-
schutzbehörden ermitteln.

Artikel 8 Abs.1 dritter Anstrich WRRL regelt die
Überwachungsprogramme im Falle von Schutzgebie-
ten. Die Ziele der Ausweisung und die Schutzinhalte
für ein Schutzgebiet sind dabei zu berücksichtigen.
Einzelheiten dieser Überwachungsprogramme erge-
ben sich aus Anhang V der WRRL. Gewässer in Ha-
bitat- und Artenschutzgebieten unterliegen einer an-
spruchsvolleren Überwachung, sofern diese Gewäs-
ser noch keinen guten Zustand aufweisen. Im Über-
wachungsbereich ist die Zusammenarbeit zwischen
Gewässer- und Naturschutz gefragt. 

47

EU-Wasser-Rahmen-Richtlinie (WRRL) und 
ihre Auswirkungen auf den Naturschutz*)

Hubert WEINZIERL

Ber. ANL 27 47-52
(2003)

*) Vortrag auf der ANL-Fachtagung „Die EU-Wasserrahmenrichtlinie und ihre Auswirkungen auf den Naturschutz“ am 22. Januar 2003
in Erding (Leitung: Dr. Christoph Goppel).



Auch bei den Maßnahmenprogrammen in Anhang VI
Teil A der WRRL sind ausdrücklich die Vogelschutz-
und die FFH-Richtlinien genannt. In Teil B ist die
Neuschaffung und Wiederherstellung von Feuchtge-
bieten aufgeführt. Zudem spielen Schutzgebiete auch
bei der Aufstellung von Bewirtschaftungsplänen eine
Rolle. Hierauf wird später noch eingegangen.

2.3 Vom Grundwasser direkt abhängige
Ökosysteme

Nach Anhang II Nr. 2.1 letzter Anstrich WRRL sind
in der erstmaligen Beschreibung des Grundwassers
auch die Grundwasserkörper aufzulisten, bei denen
direkt abhängige Oberflächengewässer-Ökosysteme
oder Land-Ökosysteme vorhanden sind. Im Anhang
V Nr. 2.1.2 WRRL wird festgelegt, dass der men-
genmäßige Zustand eines Grundwasserkörpers gut
ist, wenn der Grundwasserspiegel keinen anthropo-
genen Veränderungen unterliegt, die zu einer signifi-
kanten Schädigung von Landökosystemen führen
würden, die unmittelbar vom Grundwasserkörper ab-
hängen. Falls ein Grundwasserkörper einen schlech-
ten mengenmäßigen oder chemischen Zustand hat,
bietet sich ein gemeinsames Vorgehen von Gewäs-
ser- und Naturschutz an.

2.4 Hochwasserschutz

Im Artikel 1e der WRRL wird die Minderung der Aus-
wirkungen von Überschwemmungen und Dürren aus-
drücklich als Ziel der Wasserrahmenrichtlinie benannt.
Sie stellt letztlich auch die Frage, ob bestimmte Nut-
zungsbeschränkungen der Flussauen kostengünstiger
und praktikabler sind als technische Hochwasser-
schutzmaßnahmen und ob durch geringere Hochwasser-
schutzziele in bestimmten Bereichen, wie der Land-
wirtschaft, ein besserer Schutz besonders sensibler Be-
reiche z.B. die Innenstädte von Köln, Dresden oder
Wittenberge erreicht werden kann. Entsprechende
Maßnahmen wie die Deichrückverlegung bei Lenzen
an der Elbe hätten zugleich Einfluss auf die Arten-
vielfalt und Populationsdichte im Fließgewässer.

Bei der am 15. September 2002 in Berlin gemeinsam
mit den Bundesländern und unter Beteiligung der
Verbände durchgeführten Flusskonferenz zum vor-
beugenden Hochwasserschutz hat die Bundesregie-
rung ein vielversprechendes 5-Punkte-Programm ver-
abschiedet. Wichtiges Element des Programms ist,
den Flüssen wieder mehr Raum zu geben, Deiche
rückzuverlegen, Retentionsflächen zu schaffen, land-
wirtschaftliche Nutzungen anzupassen und das Bauen
in Überschwemmungsgebieten stärker zu unterbin-
den. Diese Maßnahmen passen zielgenau zu den Be-
wirtschaftungszielen der Wasserrahmenrichtlinie.

3. Integrierte Bewirtschaftung 
von Flusseinzugsgebieten

Zentrales Konzept der WRRL ist die Verwaltung und
Bewirtschaftung der Gewässer nach Flusseinzugsge-
bieten. Alle Entscheidungen über Nutzungen und

Eingriffe in die Gewässer eines Flusseinzugsgebiets
müssen prinzipiell integriert und koordiniert mit Hil-
fe von Bewirtschaftungsplänen getroffen werden. Bei
diesem zur Erreichung der Umweltziele wichtigen Pro-
zess sind die Naturschutzverbände zu beteiligen. Die
WRRL verpflichtet die Mitgliedsstaaten ausdrücklich,
jedermann umfassende Informationen zugänglich zu
machen und die Öffentlichkeit an allen durch die Be-
wirtschaftungspläne abgedeckten Entscheidungen ak-
tiv zu beteiligen. Bei sehr großen Flussgebietseinhei-
ten wie Donau oder Rhein sind detaillierte Teilpläne
unerlässlich, um die nötigen Entscheidungen trans-
parenter zu machen. Sie sollten sich typischerweise
auf das Einzugsgebiet eines Zuflusses, wie Main oder
Isar beziehen. 

Zu den Inhalten der Bewirtschaftungspläne gehört ei-
ne allgemeine Beschreibung der Flussgebietseinheit,
der Ökoregionen und bei Oberflächengewässer der
Gewässertypen in der Flussgebietseinheit. Angegeben
werden sollen auch die Referenzbedingungen für die
relevanten Gewässertypen. Geschützte Gebiete sind
zu benennen und in Karten darzustellen. Erforderlich
ist auch eine Kartendarstellung der Ergebnisse der
Überwachungsprogramme für Oberflächengewässer
sowie eine Liste von Umweltzielen, die nach Artikel 4
der WRRL für die Oberflächengewässer, das Grund-
wasser und die geschützten Gebiete in der Flussge-
bietseinheit festgesetzt werden sollen.

Für alle Gewässer, die nach einer Zustandsanalyse
die genannten Umweltziele nicht erreicht haben,
müssen die Mitgliedstaaten entsprechende Maßnah-
menprogramme erstellen. Die WRRL verlangt hinsicht-
lich der Erarbeitung von Bewirtschaftungsplänen und
der Durchführung von Maßnahmenprogrammen in
viel stärkerem Maße als die bisherigen Wassergesetze
die Beteiligung der Öffentlichkeit und insbesondere
der Naturschutzverbände. Die WRRL verpflichtet
die Mitgliedstaaten ausdrücklich, Ansprechpartner
und Verfahren für den Zugang zu Hintergrundinfor-
mationen zu nennen. Damit soll die aktive Beteiligung
aller interessierten Kreise an der Umsetzung der
Richtlinie und vor allem an der Erstellung, Überar-
beitung und Aktualisierung der Bewirtschaftungsplä-
ne sichergestellt werden „damit die Öffentlichkeit
einbezogen werden kann, ehe endgültige Entschei-
dungen über die nötigen Maßnahmen getroffen wer-
den.“

4. Ökologische Ziele für Oberflächengewässer

Ökosysteme sind wichtige Bestandteile des Wasser-
kreislaufs. Ihr Funktionieren ist eine unentbehrliche
Voraussetzung für die Erneuerung und Reinigung der
Wasserressourcen, von denen die Menschen abhän-
gen. Die WRRL versucht nun, die physische und bio-
logische Integrität der Wassersysteme und damit die
Grundlage der menschlichen Wassernutzung zu
schützen. Das umfassende Ziel ist die Erreichung des
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„guten Zustands“ für alle Gewässer bis 2015, defi-
niert durch den „guten ökologischen“ und „guten
chemischen“ Zustand. Der ökologische Zustand wird
von den biologischen, hydromorphologischen (oder
Habitatzustand) und physikalisch-chemischen Qua-
litätskomponenten bestimmt. Als Referenz werden
die biologischen Parameter ungestörter Gewässer
herangezogen, also Gewässer ohne oder nur mit ge-
ringfügigen menschlichen Einflüssen. Nach der
WRRL sind Gewässer in ihrer Gesamtheit zu schüt-
zen und zu sanieren. Dies erfordert z.B. ökologisch
orientierte Wasserdurchflüsse, um die natürliche Ar-
tenvielfalt zu fördern. Sobald das biologische System
in einem Gewässer negativ reagiert, müssen die Ur-
sachen identifiziert und beseitigt werden, um den
guten ökologischen Zustand zu erreichen.

Um festzustellen, ob das umfassende Ziel der
WRRL, die Erreichung des guten Zustands in allen
Gewässern bis 2015, erreicht wurde, ist eine konse-
quente Einstufung aller europäischen Oberflächen-
gewässer in Zustandsklassen notwendig. Nach Ab-
schluss dieser Arbeit sollte eine Karte anzeigen, wel-
che Gewässer einen guten oder sehr guten Zustand
vorweisen und somit das WRRL-Ziel erfüllen, und
welche einen mäßigen, unbefriedigenden oder sogar
schlechten Zustand aufweisen. Um die Ergebnisse
zwischen Mitgliedstaaten vergleichbar zu machen,
müssen für die Einstufung gemeinsame Kriterien
entwickelt und angewandt werden. Auch die jeweili-
gen Referenzsysteme müssen interkalibriert werden.

1. Schritt: Zuweisung der Oberflächengewässer
zu Ökotopen
Zunächst ist die konsequente Einstufung aller eu-
ropäischer Oberflächengewässer in Zustandsklassen
notwendig. Es gibt Tausende von Oberflächenwas-
serkörpern in Europa bei Flüssen, Seen, Übergangs-
und Küstengewässern. Ihre natürlichen Bedingungen
sind äußerst unterschiedlich. Um Vergleiche zu er-
leichtern, sollte jeder Oberflächenwasserkörper ei-
nem bestimmten Typ zugeordnet werden. Bisher
wurden 25 europäische Ökoregionen für Flüsse und
Seen und sechs für Übergangs- und Küstengewässer
identifiziert. Allein für Flüsse sind 900, bei Seen so-
gar über 2.000 und für Übergangs- und Küstenge-
wässer 90 verschiedene Typen möglich. Nur Gewäs-
ser des selben Typs können direkt miteinander verg-
lichen werden.

2. Schritt: Aufstellung von typspezifischen 
Referenzbedingungen
Für jeden der mehreren hundert Typen von Wasser-
körpern müssen typspezifische hydromorphologi-
sche und chemische Referenzbedingungen aufge-
stellt werden. Diese Bedingungen sollten den sehr
guten ökologischen Zustand abbilden, also ohne oder
mit nur geringfügigen anthropogenen Einflüssen.
Daraus werden die typspezifischen biologischen Re-
ferenzzustände abgeleitet. Die Qualitätskomponen-
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ten und zugehörigen Parameter, die für die Festle-
gung des ökologischen Zustands betrachtet werden
müssen, sind der nachfolgenden Tabelle zu entnehmen.

Hierbei stellen sich folgende Fragen: 
Wie findet man für jeden Gewässertyp ein Gewässer,
das keine oder nur geringfügig veränderte morpho-
logische und physikalisch-chemische Parameter auf-
weist? Für viele Gewässertypen existieren in Europa
keine ungestörten Gewässer mehr, so dass eventuell
Modelle benutzt werden müssen, um diese Zustände
zu konstruieren und dann die biologischen Parameter
daraus abzuleiten. In diesen Modellen können vor-
hersagende Methoden als auch historische Daten
(z.B. Seesedimente) angewandt werden. Wegen des
Mangels an natürlichen Gewässern in der EU werden
Modelle und Voraussagen wahrscheinlich zur An-
wendung kommen. Dies gibt Anlass zur Sorge über
die Zuverlässigkeit und Genauigkeit der Referenzbe-
dingungen.

3. Schritt: Bestimmung harmonisierter 
Klassengrenzen zwischen sehr gutem, gutem 
und mäßigem Zustand anhand eines 
Interkalibrierungsnetzwerks.
Der nächste wesentliche Schritt ist die Definition der
Grenzen zwischen sehr gutem und gutem Zustand
und zwischen gutem und mäßigem Zustand (siehe
Anhang V, 1.4.1, WRRL). Es ist klar, dass die ver-
schiedenen nationalen Vorgehensweisen zur Bewer-
tung der biologischen Gewässerqualität schwer ver-
gleichbare Resultate hervorbringen werden. Dies würde
letztendlich harmonisierte Umweltziele verhindern.



Wasserkörper, welche die festgelegten Umweltquali-
tätsnormen hinsichtlich der spezifischen synthetischen
und nicht-synthetischen Schadstoffe nicht einhalten,
werden mit schwarzen Punkten gekennzeichnet.

5. Problemfall: Künstliche und erheblich 
veränderte Gewässer

Die Werte der hydromorphologischen Parameter
(„Habitatbedingungen“) dienen hauptsächlich dazu,
den „sehr guten ökologischen Zustand“ zu charakte-
risieren. Darüber hinaus müssen die hydromorpholo-
gischen Qualitätskomponenten aber auch in allen an-
deren Gewässern das Erreichen einer für den „guten
ökologischen Zustand“ notwendigen biologischen
Artenvielfalt unterstützen.

Das bedeutet, um einen guten Zustand zu erreichen,
müssen die hydromorphologischen Qualitätskompo-
nenten, wie z.B. die Abflussdynamik, Substratbedin-
gungen, Gewässerverlauf etc., eine biologische Ar-
tenvielfalt zulassen, die nur „geringfügig“ vom un-
gestörten Zustand abweicht.

Größere Gewässerverbauungen wie Talsperren, Dei-
che, Reservoire etc.… würden in vielen Fällen be-
deuten, dass der hydromorphologische Zustand keinen
guten biologischen Zustand zulässt, ohne dass größe-
re Änderungen vorgenommen oder die Verbauungen

Deswegen müssen die Mitgliedstaaten die Ergebnis-
se ihrer Bewertungssysteme als ökologische Qua-
litätsquotienten ausdrücken. Überwachungsergebnis-
se liefern Messwerte für jede biologische Qualitäts-
komponente (z.B. Fischfauna). Der Quotient dieser
Messwerte und der entsprechenden Referenzwerte,
die vom ungestörten Zustand abgeleitet wurden, er-
geben die Qualitätsquotienten mit einem Ergebnis
zwischen 0 und 1. Ökologische Qualitätsquotienten
nahe bei Null zeigen einen schlechten Zustand und
Verhältnisse nahe bei 1 einen sehr guten Zustand an.

Die Mitgliedstaaten bestimmen zunächst ihre eige-
nen nationalen Klassengrenzen zwischen sehr gut,
gut und mäßig. Darauf folgt eine von der Kommissi-
on eingeleitete Interkalibrierung, um die Konsistenz
zu gewährleisten. Bestimmte Gewässer innerhalb je-
der Gewässerkategorie werden von Experten bei ei-
ner gemeinsamen Inspektion ausgewählt. Entspre-
chende Referenzgewässer verschiedener Mitglied-
staaten werden verglichen und die jeweiligen natio-
nalen Klassengrenzensysteme darauf angewandt.
Diese eher komplexe und langwierige Prozedur (be-
schrieben in Anhang V., 1.4.1, WRRL) soll bis 2006
zu harmonisierten Klassengrenzen führen. Die Fest-
legung der Klassengrenzen zwischen mäßigem, un-
befriedigendem und schlechtem Zustand wird den
Mitgliedstaaten überlassen.

Was definiert die Klassengrenze zwischen sehr gutem
und gutem Zustand? Liegt diese Grenze bei einem
ökologischen Qualitätsquotienten mit einem Wert
von 0,99 oder 0,70? Wo liegt die Klassengrenze zwi-
schen gutem und mäßigem Zustand? (Dies ist die ge-
setzliche Untergrenze, denn Gewässer mit mäßigem
Zustand verfehlen das Umweltziel der WRRL.)

Mitgliedstaaten müssen von Anfang an zusammenar-
beiten, um vergleichbare und harmonisierte Ergebnis-
se zu erreichen. Die Klassengrenze zwischen gutem
und mäßigem Zustand muss ausreichend sein, denn
sie bestimmt letztlich über den „guten ökologischen“
Zustand das Niveau des Umweltziels der WRRL.

4. Schritt: Überwachung und Einstufung des
ökologischen Gewässerzustands
Nachdem die Referenzzustände für jeden Gewässer-
typ auf nationaler Ebene festgelegt und die harmoni-
sierten Klassengrenzen zwischen sehr gutem, gutem
und mäßigem Zustand aufgestellt sind, müssen die
Mitgliedstaaten ein entsprechendes Überwachungs-
netz für den ökologischen Zustand, den chemischen
Zustand und die Menge und Dynamik des Durch-
flusses (soweit für den ökologischen und chemischen
Zustand relevant) aufstellen.

Die Überwachung muss zumindest die für jede Qua-
litätskomponente kennzeichnenden Parameter um-
fassen (wie in Schritt 2 erläutert). Dies heißt, dass aus
jeder Qualitätskomponente (d.h. biologische, hydro-
morphologische, physikalisch-chemische Parameter)
kennzeichnende Parameter ausgewählt werden kön-
nen, die dann überwacht und mit dem dazugehörigen
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Einstufung des ökologi-
schen Zustands

sehr gut

gut

mäßig

unbefriedigend

schlecht

Farbkennung

blau

grün

gelb

orange

rot

Referenzzustand verglichen werden. Durch Vergleich
des ermittelten Parameters mit dem Wert des Para-
meters bei sehr gutem (Referenz-) Zustand und den
interkalibrierten Klassengrenzen kann jede Qualitäts-
komponente als sehr gut, gut, mäßig, unbefriedigend
oder schlecht klassifiziert werden.

Die ungeklärte Frage ist, wie die Klassifizierung der
biologischen und physikalisch-chemischen Qualität
genau zu erfolgen hat. Es ist unklar, wie die Aggre-
gation der einzelnen biologischen und physikalisch-
chemischen Qualitätskomponenten durchgeführt wird.
Ist der Zustand gut, wenn alle oder wenn ein gewisser
Prozentsatz der Parameter jeder Qualitätskomponen-
te einen guten Zustand anzeigen? Oder entscheidet
der schlechteste Parameterwert über den Zustand?
Und müssen alle Proben im Laufe eines Jahres einen
guten Zustand anzeigen oder nur ein Teil davon?

5. Schritt: Erstellen der Gewässerzustandskarten
in der EU.
Letztendlich werden die Überwachungsergebnisse
des ökologischen Zustands in farbigen Karten zu-
sammenfassend dargestellt.
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ganz beseitigt würden. Trotzdem können natürlich auch
bei bestehenden Gewässerverbauungen ökologische
Verbesserungen durchgeführt werden, um eine größe-
re Artenvielfalt zu ermöglichen.

Einer der Wege, wie die WRRL solche schwerwie-
genden physischen Veränderungen berücksichtigt, ist
die Schaffung einer neuen Kategorie von Gewässern
– die sogenannten künstlichen oder erheblich verän-
derten Gewässer – für die ein weniger strenges öko-
logisches Ziel aufgestellt wird, das gute ökologische
Potential.

Dieses eingeschränkte Umweltziel erlaubt es den
Mitgliedstaaten, die menschlichen Beeinträchtigun-
gen der Hydromorphologie beizubehalten, das Ni-
veau für die zu erreichenden biologischen Qualitäts-
komponenten also abzusenken. Das Ziel, einen gut-
en physikalisch-chemischen Zustand zu erreichen,
bleibt hingegen unverändert.

Diese Ausnahmeregelung soll vor allem sicherstel-
len, dass die Mitgliedstaaten nicht gegen die Ziele
der WRRL verstoßen, wenn die ökologische Sanie-
rung eines Gewässers die Entfernung wichtiger Ein-
richtungen wie Hafenanlagen oder Hochwasserdei-
che in Städten erfordern würde, dies aber uner-
wünscht oder unverhältnismäßig aufwendig ist.

Artikel 4.3 spezifiziert die Bedingungen für die Ein-
stufung eines Gewässers als „künstlich oder erheb-
lich verändert“:
• Wenn das Erreichen eines guten ökologischen Zu-

stands signifikante negative Auswirkungen auf die
Umwelt im weiteren Sinne oder einige spezielle
Tätigkeiten (Schifffahrt, Trinkwasserversorgung,
Hochwasserschutz und andere ebenso wichtige
nachhaltige Entwicklungstätigkeiten des Men-
schen) hätte

• und wenn die nutzbringenden Ziele, denen die
künstlichen oder veränderten Merkmale des Was-
serkörpers dienen, aus Gründen der technischen
Durchführbarkeit oder aufgrund unverhältnismäßi-
ger Kosten nicht in sinnvoller Weise durch andere
Mittel erreicht werden können, die eine wesentlich
bessere Umweltoption darstellen.

Diese Einstufung und deren Gründe müssen in den
Bewirtschaftungsplänen für das Einzugsgebiet dar-
gelegt werden.

Die sehr weiten und vieldeutigen Bedingungen für
die Einstufung von Gewässern als „künstlich oder er-
heblich verändert“ führen dazu, dass diese Ausnahme
im Prinzip auf fast alle Gewässer in der EU anwend-
bar wäre. Was sind „wichtige nachhaltige Entwick-
lungstätigkeiten des Menschen“, und wie ist eine
„wesentlich bessere Umweltoption“ definiert?

Da die ökologischen Ziele für künstliche oder erheb-
lich veränderte Wasserkörper wesentlich niedriger
sind als für Wasserkörper, die unter das normale Ziel
eines guten ökologischen Zustands fallen, ist die Ein-
stufung von Wasserkörpern als künstlich oder erheb-

lich verändert eine äußerst bedeutsame Entscheidung.
Umweltverbände werden eine wichtige Rolle dabei
spielen, dass diese Einstufung nur dann benutzt wird,
wenn es auch wirklich unbedingt notwendig ist. 

Die Bestimmung des Zustands von künstlichen und
erheblich veränderten Gewässern folgt den fünf Schrit-
ten, wie sie oben erläutert wurden.

In Schritt 1 – Zuweisung der Oberflächengewässer
zu Ökotypen – wird der künstliche oder erheblich
veränderte Wasserkörper der am nächsten vergleich-
baren „natürlichen“ Oberflächengewässerkategorie
für die Typisierung zugeordnet. Dies würde heißen,
dass z.B. eine Trinkwasserreservoir als See und ein
Überleitungskanal als Fluss betrachtet wird.

In Schritt 2 – Aufstellung von typspezifischen Refe-
renzbedingungen – werden die Referenzbedingungen
auf das höchste ökologische Potential abgesenkt. Da-
bei entsprechen die Zielwerte für die biologischen
Qualitätskomponenten zwar so weit wie möglich den
Werten für den nächsten vergleichbaren Oberflächen-
gewässertyp (also einen See oder Fluss), allerdings
unter Berücksichtigung der physikalischen Bedin-
gungen, die sich aus den künstlichen oder erheblich
veränderten Eigenschaften des Wasserkörpers erge-
ben. Die Hydromorphologie (bei höchstem ökologi-
schem Potential) muss so beschaffen sein, dass die
Beeinträchtigungen des Oberflächenwasserkörpers
ausschließlich von den künstlichen oder erheblich ver-
änderten Eigenschaften des Wasserkörpers herrühren.
Voraussetzung dabei ist zudem, dass alle Gegenmaß-
nahmen getroffen worden sind, um die beste Annähe-
rung an das ökologische Kontinuum sicherzustellen,
insbesondere hinsichtlich der Wanderungsbewegun-
gen der Fauna und angemessener Laich- und Auf-
zuchtgründe.

Die Mitgliedstaaten müssen alle erheblich veränder-
ten oder künstlichen Gewässer, die nicht das höchste
ökologische potential aufweisen, mindestens bis zum
guten ökologischen Potential wiederherstellen. Das
bedeutet, dass die Werte der biologischen Qualitäts-
komponenten nur geringfügig von den Werten für
das höchste ökologische Potential abweichen dürfen.

Schritt 3 und 4 sind ähnlich den oben erwähnten
Schritten für natürliche Gewässer.

6. Ausnahmen und Fristverlängerungen 
für die ökologischen Ziele

Artikel 4(4) erlaubt den Mitgliedstaaten, die Fristen
für das Erreichen des guten ökologischen Zustands
über Dezember 2015 hinaus um bis zu zwölf Jahre zu
verlängern. Solch eine Regel ist gerechtfertigt, wenn
ungünstige natürliche Umstände oder unüberwindba-
re technische Schwierigkeiten in Betracht zu ziehen
sind. Problematischer ist jedoch eine Klausel, die Frist-
verlängerungen aufgrund von unverhältnismäßigen
Kosten zulässt.



Um solche Fristverlängerungen in Anspruch nehmen
zu können, müssen die Gründe und die Rechtfertigung
dafür im Bewirtschaftungsplan für die Einzugsgebie-
te dargelegt und erläutert werden, und dafür ist eine
öffentliche Konsultation in allen Schritten erforder-
lich. Deswegen sollte es möglich sein sicherzustel-
len, dass Verlängerungen wirklich nur unter außeror-
dentlichen Umständen und mit einer angemessenen
Begründung benutzt werden.

Artikel 4(5) kann potentiell noch größere Probleme
verursachen. Mitgliedstaaten dürfen bestimmte Was-
serkörper vom Ziel der Erreichung eines guten öko-
logischen Zustands ausnehmen, „wenn sie durch
menschliche Tätigkeiten so beeinflusst sind…, dass
das Erreichen dieser Ziele in der Praxis nicht mög-
lich oder unverhältnismäßig teuer wäre“. Diese Klau-
sel könnte potentiell dazu benutzt werden, stark ver-
unreinigte Gewässer dauerhaft vom Anwendungsbe-
reich der Richtlinie auszunehmen. 

Allerdings ist die Anwendung solcher Ausnahmen an
zahlreiche Verfahrensschritte gebunden, die eine öf-
fentliche Beteiligung erfordern. Auch müssen meh-
rere Bedingungen erfüllt sein. Eine starke öffentliche
Beteiligung sollte dafür sorgen, dass diese Ausnahmen
nur benutzt werden, wenn sie im langfristigen öffent-
lichen Interesse liegen.

7. Politische Handlungsmöglichkeiten 
für Naturschutzverbände

Welches sind bezüglich der Erhaltung und Wieder-
herstellung der guten ökologischen Qualität der Ge-
wässer die wichtigsten Aspekte der WRRL? Wo kön-
nen NGOs am besten Einfluss nehmen, um positive
Veränderungen zu bewirken?

7.1 Auf der Ebene der Flusseinzugsgebiete
bzw. Flussgebietseinheiten

• Beteiligung am Entstehungsprozess der Bewirt-
schaftungspläne, insbesondere um Fristverlänge-
rungen und Ausnahmeregelungen für die Errei-
chung des guten ökologischen Zustands zu mini-
mieren.

• Sicherstellen, dass nur Gewässer oder Gewässer-
strecken als „erheblich verändert“ eingestuft wer-
den, wenn bewiesen ist, dass dies gerechtfertigt ist
und dass alle Gegenmaßnahmen getroffen worden
sind, um die beste Annäherung an natürliche Ha-
bitatbedingungen zu erreichen.

7.2 Auf Ebene der Mitgliedstaaten
und der EU

• Sicherung vollständiger und korrekter Umsetzung
der Wasser-Rahmenrichtlinie in nationale Gesetz-
gebung

• Beteiligung am Prozess der Aufstellung typspezi-
fischer Referenzzustände, die die beste Annähe-
rung an Situationen ohne oder mit nur sehr ge-
ringfügigen menschlichen Auswirkungen darstel-
len sollen. Die Referenzzustände bestimmen indi-
rekt das Niveau des Umweltziels der WRRL, des
guten ökologischen Zustands.

• Sicherstellen, dass die Bewertung des ökologi-
schen Zustands streng ist und empfindlich auf
Qualitätsänderungen reagiert.

• Beteiligung am Interkalibrierungsprozess, um si-
cherzustellen, das geeignete „Referenzgewässer“
ausgewählt werden und die Grenzen der Zustands-
klassen ausreichend streng und harmonisiert sind.
Umweltprobleme sollen verdeutlicht und nicht ver-
steckt werden.

• Die Mitgliedstaaten dazu drängen, von Anfang an
zusammen zu arbeiten, um schließlich vergleich-
bare und harmonisierte Gewässerzustandskarten
und ökologische Ziele aufzustellen. Harmonisier-
te EU-Wassergesetzgebung bedeutet, dass ein Fluss
guten Zustands in Schweden eine ähnliche Qua-
lität aufweist wie ein Fluss guten Zustands in Ita-
lien oder anderswo in der EU oder in den Beitritts-
ländern.

Der DNR-AK (Arbeitskreis Wasser des Deutschen
Naturschutzrings) Wasser strebt eine verbandsüber-
greifende Vernetzung der Naturschutzverbände in
den Flusseinzugsgebieten an. Kontakt: Michael Ben-
der, Grüne Liga, Prenzlauer Allee 230, 10405 Berlin,
Tel.: 030/443391-94,  

Quellen:

Handbuch zur EU-Wasserpolitik im Zeichen der Wasser-
Rahmenrichtlinien
Hrsg.: Europäisches Umweltbüro, Hiltrud Breyer, MdEP,
Die Grünen im Europaparlament, Brüssel, ohne Jahrgang

JEKEL, Heide (BMU 2002):
WRRL und Naturschutz – eine Einführung, anlässlich
NNA-Fachtagung „Wasser-Rahmenrichtlinie (WRRL) und
Naturschutz“ am 16.-19.10.02 in Schneverdingen

Anschrift des Verfassers:

Hubert Weinzierl
Präsident des Deutschen Naturschutzrings
Ehrenvorsitzender des Bund Naturschutz in Bayern e.V.
Schloss Wiesenfelden
94343 Wiesenfelden
E-mail: hubert.weinzierl@bund-naturschutz.de
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„Die Geschichte gestattet dem Menschen nicht, sich
seinen anfänglichen Grenzen zu entziehen, außer
dem Schein nach und wenn man dem Wort Grenze
den oberflächlichsten Sinn gibt.“ (Michel Foucault)

1. Ursprünge menschlicher Zaunkultur

Niemand wird bestreiten, dass Zäune ein typisch
menschliches Kulturgut darstellen. Sie sind die sicht-
bare Spur einer handwerklichen Beschäftigung mit
Material und Raum, dabei völlig unterschiedlich und
immer wieder neu in ihren Erscheinungsbildern –
und anhand ihrer Formensprache individuell unter-
scheidbar wie der bildhauerische Eingriff eines
Künstlers.

Zäune existieren seit vielen Generationen in unzähli-
gen Facetten und Formen und sind das Resultat eines
ereignisreichen Entwicklungsprozesses. Diese kul-
turgeschichtliche „Evolution“ des Zauns und eine
Spurensuche nach dessen Ursprüngen bildet den
Ausgangspunkt. Wer baute eigentlich den ersten
Zaun? Welche Beweggründe waren ausschlaggebend,
eine für andere sichtbare Grenze zu manifestieren? In
welcher Zeit lebte der Mensch und wozu diente ihm
sein Zaun? Aus welchem Material bestand er? Und
nicht zuletzt – wie sah dieser Zaun aus?

Doch diese Fragen zu stellen, ist müßig – wir werden
den Erfinder des Urzauns nie mit wirklicher Sicher-
heit ausfindig machen können. Jedoch, das Interesse,
nach den Ursprüngen dieses Phänomens zu suchen,
bleibt bestehen und kann vielleicht auf allgemeinere
Art und Weise etwas genauer beleuchtet werden.

Schon vor der Erfindung des Zauns existierten natür-
liche Grenzen und Schwellensituationen, deren
Überwindung dem Menschen einiges abverlangte.
Berge, Flüsse, Urwälder stellten über lange Zeit oft
unüberwindbare Hindernisse für die Menschen der
Frühzeit dar und definierten eine natürliche „grüne
Grenze“ (Abb. 1). Der Mensch als aktiver und ge-
staltender Teil der Natur stieß, in der Absicht, diese
unberührte Wildnis zu überwinden, auf deren stoi-
sche Gegenwehr.

Jahrhunderttausende fortwährender Anstrengungen
waren erforderlich, bevor die Eingriffe unserer Spe-
zies in eine sichtbare Unterscheidbarkeit zwischen
dem Urzustand und einer langsam entstehenden Kul-
turlandschaft umschlugen. Bergrücken, Flussläufe,
Waldränder, Wüsten und Gletscher, Moore und Mee-
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Zaunkultur – eine künstlerische Bestandsaufnahme *)

Daniel KUFNER

Ber. ANL 27 53-66
(2003)

re; ihre Beherrschung stellt noch heute eine Heraus-
forderung für Mensch und Technik dar und generiert
vielfältige Grenzerfahrungen.

All diese Naturräume zeichnen sich an ihrem äuße-
ren Ende durch eine, nur für den aufmerksamen Be-
obachter charakteristische „Umrisslinie“ von be-
nachbarten Ökosystemen ab. Ihre heutigen Namen
sind das Ergebnis der physischen Wahrnehmung un-
serer Umwelt, die von aller Anfang an genutzt und
zerlegt, untersucht und verglichen wurde.

Seit jeher besitzen wir Menschen die erstaunliche
Eigenschaft, sichtbare wie auch unsichtbare Über-
gangsbereiche voneinander zu unterscheiden, um uns
in unserer Lebenswelt zurechtzufinden.

Der Orientierungssinn als eines der wichtigsten Fel-
der unserer Wahrnehmung dient dazu, natürliche
Grenzen zu erkennen, richtig einzuschätzen oder ge-
schickt zu umgehen. Praktisches Handeln wird be-
stimmt durch ein ambivalentes Zusammenspiel von
spielerischer Neugier und der Angst als entgegen-
wirkende Kontrollinstanz. Dieses instinktive Gespür
für Gefahr oder Chance wurde in Kombination mit
unserer Denkfähigkeit zu einem wichtigen Überle-
bensprinzip.

Angesichts dieser Fähigkeiten scheint es aus heutiger
Sicht kein allzu weiter Schritt, der Natur und ihren
Gewalten eine selbstgeschaffene Grenze gegenüber-
zusetzen, doch die Geschichte verlief in Wahrheit si-
cherlich ungeordneter und komplexer.

Eine gewichtige Voraussetzung musste erfüllt sein,
damit der Mensch überhaupt zum Zaunbauer werden
konnte – schließlich war er über einen Großteil sei-
ner Entwicklungsgeschichte nicht fest an einen be-

Abbildung 1

Berge, Flüsse und Urwälder – natürliche Hindernisse

*) Vorbereiteter Vortrag für eine im September 2003 von Dr. Josef Heringer geplante (aber leider ausgefallene) ANL-Fachtagung mit dem
Thema „Zäune, Hecken – Grenzkultur“ .
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stimmten Ort gebunden, sondern zusammen mit sei-
nem Familienverband ständig in Bewegung, getrie-
ben vom fortwährenden Wechsel der Jahreszeiten
und den Wanderungen der vorzeitlichen Beutetiere.
Der Mensch lebte über Jahrmillionen als Jäger und
Sammler – seine Behausungen waren zu dieser Zeit
provisorisch und bestanden meist aus Ästen und
Zweigen, einem Zelt oder einer Höhle.

Feuer zum Schutz gegen wilde Tiere war eines der
Hilfsmittel, mit denen er sich damals vor den Gefah-
ren der Nacht schützte. Es führte gleichzeitig auch
zur ersten bewußt geschaffenen Form einer Begren-
zung – dem Steinkreis (Abb. 2), der das Feuer in sei-

Abbildung 2

Der Steinkreis war die erste bewußt geschaffene Form
einer Begrenzung.

Zauns waren ab etwa 10 000 v. Chr. gegeben und sind
untrennbar verbunden mit der Entwicklung der Land-
wirtschaft und den Anfängen von Ackerbau und Vieh-
zucht: damals ereigneten sich die Übergänge vom
Nomadentum zur Sesshaftigkeit. Noch waren die
Menschen bestimmt vom Glauben an Opferkulte und
Fruchtbarkeitszauber, doch unter dieser animisti-
schen, durch Naturgottheiten bestimmten Weltsicht
und ihrer von Magie und Ritual dominierten Ober-
fläche entwickelten sich neuartige Lebensgewohn-
heiten, die es erlaubten, über längere Zeiträume am
selben Ort zu leben.

Vordringliche Aufgabe der Dorfgemeinschaft war
zunächst eine Abgrenzung gegenüber dem Umland.

ner Ausbreitung hinderte. Darüberhinaus schützte le-
diglich ein provisorischer Ring aus Dornengestrüpp
den Lagerplatz. Möglicherweise existierten bereits
bestimmte Territorien, in denen die einzelnen Stäm-
me lebten – also überlieferte, traditionelle Barrieren,
die zu beachten waren. Auch Grabbezirke oder Kult-
orte wurden mit Steinformationen, Felsmalereien und
Ritzzeichnungen gekennzeichnet, was ihnen eine
ganz eigentümliche und charakteristische Aura ver-
lieh.

Waren die wiederholt abgebildeten Gitterstrukturen
aus der berühmten Höhle von Lascaux (Abb. 3) etwa
in Wirklichkeit die Vorahnung einer zaunähnlichen
Struktur? Die Frage ist schwer mit Sicherheit zu be-
antworten, doch auch die riesigen Steinbauten von
Stonehenge (Abb. 4) besitzen formale Elemente, wie
man sie noch heute von Zäunen kennt. Und sogar in
späterer Zeit, bei den griechischen Tempelanlagen
verläuft ein zaunähnlicher Säulenkranz rund um das
Heiligtum (Abb. 5).

Das alles sind Hinweise auf eine gestalterische Ei-
genart des Menschen, die darauf abzielt, Grenzen
festzulegen und seinen Bewegungs- und Wissensho-
rizont zu gliedern.

Doch bevor der wirkliche Startschuss zur Evolution
des Zauns fallen konnte, bedurfte es einer grundle-
genden Neuerung unserer Lebensweise. Diese gün-
stigen Umstände für die Entstehung der Idee des

Abbildung 4

Auch die Steinbauten von Stonehenge besitzen formale
Elemente, wie man sie heute von Zäunen kennt.

Abbildung 3

Gitterförmige Höhlenzeichnungen aus Lascaux-Vor-
ahnung zaunförmiger Strukturen?

Abbildung 5

Griechischer Tempel mit zaunähnlichem Säulenkranz.



Der Schutz gegen wilde Tiere war die Ursache dafür,
Gebüsche an den Rändern der Siedlungen anzulegen,
aus denen sich im weiteren Verlauf erste Hecken ent-
wickelten oder einfache zaunartige Gitterstrukturen
aus Ästen und Reisig zu bauen (Abb. 6).

In diesen kleinen Umzäunungen pflanzten die jung-
steinzeitlichen Bauern Wildgräser und züchteten dar-
aus die Vorformen unserer heutigen Getreidesorten.
Junge oder bei der Jagd verwundete Wildtiere hielt
man zuerst in umfriedeten Opferbezirken (sog. „Hei-
ligen Hainen“), um sie später zu schlachten oder zu
opfern. Aus derartigen Kulturtechniken entwickelte
sich schließlich der langwierige Prozess der Dome-
stikation und im Lauf von Jahrtausenden auch unser
heutiges Hausvieh wie Rind, Schwein, Schaf oder
Ziege.

Der räumlichen Organisation innerhalb der Siedlun-
gen fiel von Beginn an eine wichtige Rolle zu.

Denn in engem Zusammenhang mit diesen Ereignis-
sen steht eine umfassende Neudefinition von leben-
dem Inventar, den Nahrungsmitteln, Werkzeugen und
Alltagsgegenständen sowie dem Grund und Boden,
auf dem all diese Güter wachsen und entstehen. Die
Eigentumsfrage beschäftigt den Menschen nun schlag-
artig und ungleich intensiver als in früherer Zeit, wo
er sich frei durch die Landschaft bewegen und nach
Belieben über sie verfügen konnte.

Tauschgeschäft, Handel und erste Formen von Wäh-
rungen sind Hinweise für neuartige Überlebensstra-
tegien, die auf Gemeinwesen und gegenseitigem
Austausch und Respekt beruhen.

Gleichzeitig wächst jedoch auch das Bedürfnis nach
Sicherheit und Privatleben und der Mensch beginnt,
seine Besitztümer von denen des Nachbarn zu unter-
scheiden und in der Folge auch räumlich abzugren-
zen. Die Absicht, sein eben erst definiertes Eigentum
zu markieren und eine transparente und doch für je-
den Außenstehenden deutlich erkennbare Schwelle
einzuziehen, entsteht und wird fortan zu einem wich-
tigen Teil der menschlichen Psyche und Individuati-
on. Die Idee des Zauns ist geboren!

Sie basiert also auf unseren stammesgeschichtlichen
Wurzeln und entwickelte sich aus den fundamentalen

55

Gesetzmäßigkeiten des Zusammenlebens. Versuchen
wir, uns dieser archaischen Idee aus einer anderen
Richtung anzunähern und ihr anhand mehrerer Bei-
spiele aus der Kunst des 20. Jahrhunderts auf den
Grund zu gehen.

2. Die Kunst als Ort der Grenzerfahrung

Die Kunst ist seit Urzeiten ein typischer Ort, an dem
Grenzerfahrung und -überschreitung praktiziert wird.
Wahrnehmungsschwellen werden zur persönlichen
Herausforderung und ihre Überwindung führt für
viele zur ultimativen Selbstverwirklichung – doch
meist zeugen gerade subtile Inhalte und Umsetzun-
gen von künstlerischer Qualität. Es geht also um Ent-
deckungen jenseits unserer gewohnten Wahrneh-
mungsgesetze.

Grundlegende Phänomene der Landschaftswahrneh-
mung waren die Inhalte, von denen eine Gruppe
amerikanischer Bildhauer Ende der 60er Jahre zu
großflächigen Außenraumprojekten inspiriert wurde.
Aus diesen Experimenten entstand die heute wohl
fast jedem bekannte Kunstgattung der „Land Art“.

Zu einer der ersten Skulpturen gehörte dabei die Ar-
beit „Desert Cross“ (Abb. 7) von Walter de Maria
(1969).

Zwei Linien aus weißem Kalk, jede von ihnen über
eine halbe Meile lang, verlaufen in Nord-Süd- und
Ost-West-Richtung durch die Wüste Nevada und über-
schneiden sich an einer Stelle. Sie definieren eine
Markierung mitten in einer öden Landschaft ohne
wirkliche Anhaltspunkte, ziehen eine deutliche Gren-
ze und führen gleichzeitig ein Zwiegespräch, indem
sich ihre beiden linearen Bewegungsimpulse einan-
der annähern und schließlich berühren.

De Maria macht mit dieser Arbeit durch einen mini-
malen Eingriff auf ein grundsätzliches Prinzip der
Orientierung anhand charakteristischer Landmarken
aufmerksam. Zugleich bindet seine Skulptur die Ur-
Idee jedes Zauns in sich, die Landschaft aufzuteilen
und eine Zäsur in ihr Erscheinungsbild einzufügen.

Dennis Oppenheim übertrug dieses Prinzip der Li-
nienführung auf das verwandte Naturelement „Was-

Abbildung 6

Jungsteinzeitliche Siedlung mit primitivem Holzzaun.

Abbildung 7

Walter de Maria, „Desert Cross“ (aus: WERKNER, Pa-
trick: Land Art USA; Prestel Verlag, München 1992)



ser“. Die Arbeit „Ice Cut“ (Abb. 8) zeigt einen sich
sanft dahinziehenden Wasserlauf, der durch die Be-
arbeitung der gefrorenen Eisfläche eines Teiches mit
der Motorsäge entstanden ist. Der Fluss als archety-
pisches Symbol für ein Hindernis wird freigelegt und
in seiner ursprünglichen Bedeutung erfahrbar.

Michael Heizer, ein weiterer Hauptvertreter der „Land
Art“, schuf in der Arbeit „Circular Surface Planar
Displacement Drawing“ (Abb. 9) ringförmige Struk-
turen, die auf dem Luftbild zuerst den Glauben an
außerirdische Lebensformen unterstützen könnten und
doch, genau wie die vorangegangenen Beispiele, ei-
ne einfache Markierung in den Wüstensand setzen.

Unterschiedlich große Kreisformationen erscheinen
in einem lockeren Rhythmus angeordnet, überlagern
und überschneiden sich dabei teilweise – erst aus der
Vogelperspektive wird die gigantische Zeichnung er-
kennbar. Die einzelnen Formen scheinen sich konzen-
trisch von ihrem Mittelpunkt auszuweiten, wie der
Bewegungsradius eines Menschen, der nach und
nach Teile der Umwelt in seinen Handlungsraum in-
tegriert.

Eine Addition von Einzelelementen schafft Inseln im
Wüstenmeer – umzäunte Areale, deren Ränder erste
Territorien festlegen und wie eine Vorahnung späte-
rer Siedlungsstrukturen wirken.
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Alle bisherigen Beispiele aus der Landschafts-Kunst
der 60er Jahre nahmen Bezug auf grundsätzliche
Phänomene im Kontakt des Menschen mit seiner
Umwelt, doch keines davon benutzte einen tatsächli-
chen Zaun als künstlerisches Mittel.

Christo (Abb. 10) ruft in der Arbeit „Running fence“
diesen Eindruck zwingend hervor, indem er die Land-
schaft mit einer kilometerlangen Konstruktion aus
Metallstreben und Stoff durchzieht. Die schimmern-
de weiße Wand läuft gleichmäßig durch Täler und
über Berge und Hügel und verschwindet schließlich
im Meer. Eine Barriere für Auge und Körper erhebt
sich über die unberührte Landschaft, die Erde wird in
zwei Hälften geteilt und es ergibt sich die Vorstellung
einer endlosen Zaunlinie.

Abbildung 8

Dennis Oppenheim, „Ice Cut“ (aus: TIBERGHIEN, Gilles
A.: Land Art. Edition Carre, Paris 1995)

Abbildung 9

Michael Heizer, „Circular Surface Planar Displace-
ment Drawing“ (aus: WERKNER, Patrick: Land Art
USA; Prestel Verlag, München 1992)

„Derjenige, der als erster ein Stück Erde mit einem
Zaun umgab, und es als Eigentum bezeichnete, und
Leute fand, die ihm dies glaubten, war der Begrün-
der der bürgerlichen Ordnung.“

Jean-Jacques Rousseau beschrieb schon zwei Jahr-
hunderte zuvor den kulturellen Entwicklungsprozess
und die Konsequenzen, die aus der Erfindung des
Zauns resultierten und thematisierte in seinen Bü-
chern und Schriften immer wieder auf’s Neue das
Verhältnis von Natur und Kultur.

Wer kennt nicht seinen berühmten Ausruf „Zurück
zur Natur!“

Doch ist diese Aufforderung überhaupt noch reali-
sierbar, oder entspricht die Einführung des Zauns
nicht vielmehr dem Verschwinden menschlicher Frei-
heit?

3. Zäune im urbanen Raum

Bewegt man sich bewußt durch heutige Siedlungs-
räume, so könnte man durchaus einen derartigen Ein-
druck gewinnen. Der Mensch durchzieht seinen
Wohn- und Lebensraum mit einem dichten Netz von
Zäunen und achtet darauf, seinen privaten Dunstkreis
so gut wie möglich vom Außenraum abzuschotten.

Die Welt – eingeteilt in gleichmäßige, rechteckige
Parzellen – eine Aneinanderreihung von ausreichend

Abbildung 10

Christo, „Running fence“ (aus: GRUBB, Nancy (Hrsg.):
Earthworks; Cross River Press, New York 1984)



hohen und blickdichten „Tellerrändern“ entsteht und
erscheint plötzlich als komplexes, heterogenes Ge-
bilde zusammengedrängter Vorstadtidyllen.

Die Möglichkeiten des Zaunbaus sind heute schier
unendlich (Abb. 11-13). Der Phantasie und Gestal-
tungsenergie des Menschen sind keine Grenzen mehr
gesetzt und er bedient sich aller Hilfsmittel, die der
nahe gelegene Baumarkt hergibt.

Druckimprägnierte Zaunpfosten, Einschlaghülsen,
vorgefertigte Zaunelemente, Betonsockel und Bava-
ria-Löwen im Spritzgussverfahren als i-Tüpfelchen
des „individuellen“ Zaunideals sind erhältlich – auf
Wunsch und wenn die nötigen Mittel dazu vorhanden
sind, existieren auch haltbare und repräsentative Zaun-
lösungen aus geschmiedetem Metall, verzinktem Stahl
oder Aluminium.

An stärker frequentierten Standorten empfehlen sich
blickdichte Sichtschutzzäune aus Holz oder Kunst-
stoff.
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Dazu gibt es eine ganze Bandbreite von anspruchs-
losen, widerstandsfähigen Heckengehölzen, mit de-
nen der Hausbesitzer die Idee des „lebenden Zauns“
in die Tat umsetzen kann – Forsitien, Ziersträucher
und Thujen in allen Varianten: thuja plicata, thuja
brabant, thuja columna, thuja smaragd, thuja rhein-
gold, thuja europe gold, thuja elegantissima, globo-
sa, plikita, occidentalis oder orientalis … und wie
sie nicht alle heißen!

Soll die Vision des Zauns als Lebensraum für Pflan-
zen und Tiere so auf breiter Basis möglich und sozial-
verträglich realisierbar gemacht werden?

Aus der Kunst des Mittelalters kennen wir den Be-
griff des „Hortus conclusus“ als gebräuchlichen
Bildbestandteil von Mariendarstellungen – er galt als
Symbol für den Paradiesgarten, Reinheit und Unbe-
flecktheit. Führt der Mensch diese Tradition weiter,
indem er regelmäßig seine Hecken schneidet und
sich hinter ihren Mauern von der Außenwelt isoliert?

Übertriebener Gestaltungsdrang und Wille zur Ord-
nung werden nur allzu oft zum Vorboten von Mono-
tonie und Einseitigkeit (Abb. 14).

Abbildungen 11-13

Die unendlichen Möglichkeiten des Zaunbaus

Abbildung 14

Jägerzaun – doch wo ist der Garten?

Die wenigsten unserer Zäune und Hecken bieten ei-
nen wirklich naturnahen Lebensraum für Mensch und
Tier, sondern verfremden das ursprüngliche Land-
schafts- und Siedlungsbild und machen die Wahr-
nehmung von Identität meist unmöglich.

Im Prospekt des ambitionierten Zaunhersteller „Zaun-
Zar“ steht zu lesen: „Die Außenanlagen eines Hauses
werden … leider oftmals vernachlässigt. Unansehn-
liche Zäune ergänzen sich zu verrosteten Treppen-
geländern und geben dem Haus einen ungepflegten
Eindruck. Dabei sollte man jedoch bedenken, dass ge-
rade die Außenanlagen, insbesondere die Zaunanlage,
die äußere Visitenkarte Ihres Hauses darstellt. Ent-
scheidet man sich hier für billige Lösungen, entsteht
ein großes Gefälle zwischen dem Innen- und dem
Außenbereich Ihres Hauses, die Gesamtharmonie
wird gestört.“

Unsere Siedlungen entsprechen einem Gewirr von
Einzelinteressen, in dem der Zaun für viele als per-
sönliches Statussymbol gilt und demzufolge den in-
dividuellen Geschmack und Lebensstil nach außen
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spiegeln soll. Diese Repräsentationsfunktion macht
den Zaun zur Verlängerung des menschlichen Egos –
also letztendlich zum Abbild seines Charakters!

Treffen unterschiedliche Charaktere zusammen, kann
es zwischen Hausbesitzern schon mal zum Streit
kommen. Nachbarschaftsdispute sind stabile, krisen-
sichere Einkommensquellen für Rechtsanwälte und
kommunale Behörden und haben dazu geführt, dass
mittlerweile ein ganzes juristisches Regelwerk zu be-
achten ist, bevor man einen Zaun ordnungsgemäß er-
richten kann.

Ausreichender Abstand zum Nachbargrundstück will
gewahrt bleiben, je nach Art, Größe und Durchmes-
ser der einzelnen Zaunbestandteile – schnell wach-
sende Ziersträucher und weit ausladende, fruchttra-
gende Baumarten sind besonders beliebte Fallbei-
spiele, an denen die Diskussion um Eigentum und Si-
cherheitsabstand immer wieder entbrennt.

Langwierige Klageserien können die Folge sein und
zu anhaltender Funkstille und erhöhter Fluchtdistanz
führen – also Vorsicht!

Abseits dieser unerfreulichen Nebenwirkungen, die
seit der Existenz des Zauns entstehen, möchte ich
trotzdem allgemeine Entwarnung geben: Zäune kön-
nen auch Freude bereiten!

Genauer gesagt: Sie eingehend zu betrachten und ih-
re vielfältigen Erscheinungsformen wahrzunehmen,
kann zu einer spannenden Auseinandersetzung wer-
den. Es gibt nämlich eine Menge daran, und darin, zu
entdecken.

Welche Funktionen erfüllen Zäune an unterschiedli-
chen Orten und in verschiedenen Kontexten? Aus
welchen Materialien werden Zäune gebaut und wel-
che Auswirkungen haben sie auf unser räumliches
und sensorisches Empfinden? Welche Definitionen
des Begriffs „Zaun“ ergeben sich daraus und was sa-
gen Zäune über ihre Urheber aus ?

Die Materialität und Formensprache von Zäunen
kann zur Einstiegsmotivation werden. Kleine Details:
ein verspieltes Ornament am geschmiedeten Zaun –
ein Vogel, der sich im dichten Laub der Hecke ver-
steckt – Beschriftungen und geritzte Liebesbotschaf-

ten – eine Kletterpflanze in leuchtend roten Herbst-
farben – ein lustiges Schild (was jedoch meist die
Ausnahme bleibt – Abb. 15).

Durch die transparente Außenhülle des Anwesens
fällt der Blick in den Innenraum: der Garten wird
sichtbar, ein Innenhof, ein Eingang? Im Kern des
Ganzen das Haus, der Wohnblock, die Villa.

Visuelle Wahrnehmungsketten, wie sie jeder von uns
kennt und doch immer wieder zum Vergleich anre-
gen. Welcher Zaun passt zu welchem Haus? Was regt
an, was bleibt uns gleichgültig, was wird abgelehnt?
Das individuelle Zaunideal spiegelt meist auch die Le-
bensform des Bewohners wider.

Eine ironische Anmerkung dazu liefert der Bildhau-
er HAWOLI mit seiner Jägerzaun-Skulptur (Abb.
16), die aus dem Boden der Rasenfläche wächst oder,
je nach persönlicher Sicht der Dinge, sich in den Un-
tergrund hineinschraubt. Immer behält der Zaun sei-
ne ureigene Funktion als Grenze und Schwellensi-
tuation.

Abbildung 15

Zaunbotschaften

Abbildung 16

HAWOLI, „Jägerzaun“

Er formiert sich als halbtransparente Hülle vor dem
Außenstehenden, setzt ihm einen Widerstand entge-
gen und beeinflusst den Bewegungsradius. Jeder Zaun
bleibt dabei ein räumlicher Eingriff, eine lineare, bild-
hauerische Struktur, die sich über das Bodenniveau er-
hoben hat. Diese semipermeable Membran (ein Be-
griff aus der Biologie, zur Beschreibung der Funkti-
onsweise der Zellwand) entsteht aus einer taktartigen
Aneinanderreihung von Einzelelementen, die schließ-
lich das Gesamtmodul ergeben. Sie erscheint wie eine
flimmernde Struktur aus vertikalen oder horizontalen
Streifen oder als dichtes Gewirr von Ästen und Laub
und schiebt sich als horizontales Hindernis vor Auge
und Körper. Durchlässigkeit der Einzelelemente führt
zur Undurchlässigkeit des Ganzen. So läßt sich – ge-
nau wie bei der Zelle (Abb. 17) – die grundsätzliche
Wirkungsweise eines Zauns beschreiben.

Das Maß der Transparenz ist ein weiteres wichtiges
Kriterium, von dem sich der Mensch beim Zaunbau
Gebrauch verschafft. Wieviel Austausch mit der Um-
gebung ist erwünscht, wie wichtig ist die freie Sicht
über die Grenzen des Eigentums hinaus? Der Zaun



als Schwelle, an dem Konflikte auftreten können,
läßt je nach Bauart in unterschiedlichem Maß Kon-
takt zur Außenwelt zu. Er kann also genauso ein Po-
tential für Austausch und Begegnung bieten.

Zwei völlig gegensätzliche Interaktionsformen fin-
den ihren Ausdruck an ein und derselben Grenzlinie,
sind somit ein Beleg für die ambivalenten Deutungs-
möglichkeiten des Zauns.

4. Zäune als Bestandteil des 
öffentlichen Interesses

Zäune prägen das moderne Stadtbild und sind ein
gewohntes Element urbaner Räume. Nach den ein-
gangs besprochenen Außenraumskulpturen der ame-
rikanischen Land Art-Künstler in den 60er Jahren
wurde auch in der zeitgenössischen Kunst ein deutli-
cher Trend in Richtung neuer Ausstellungsorte ab-
seits des Museums spürbar.

„Kunst im öffentlichen Raum“ ist mittlerweile ein
gewohnter, fast schon inflationär gebrauchter Begriff
für eine Methode, bei denen Künstler die geschicht-
liche und kulturelle Vergangenheit eines Ortes zum
Hauptinhalt ihrer Arbeiten machen.

Sie versuchen, Besonderheiten, charakteristische
Merkmale oder auch versteckte Konfliktpotentiale
innerhalb städtischer Strukturen aufzudecken und
entwickeln im Rahmen dieser Auseinandersetzung
Skulpturen, Installationen und künstlerische Konzep-
te, bei denen Alltagsphänomene und gebräuchliche
Kommunikationsmedien als künstlerisches Mittel neu
eingesetzt und interpretiert werden.

Skulpturenprojekte dieser Art fanden in den letzten
Jahren große Resonanz beim Publikum und wurden
mittlerweile in vielen Städten realisiert, wohl, weil
ihre Herangehensweise direkt aus dem Leben kommt
und jeder – Laie wie Spezialist gleichermaßen – einen
ganz persönlichen Zugang finden kann, der auf Er-
fahrungen des Alltäglichen basiert. Die Kunst steigt
dadurch vom Sockel der Unnahbarkeit und bietet
statt elitärer Exklusivität wieder gesellschaftlichen
Diskussionsstoff und Reibungsflächen.
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Abbildung 17

Zelle und Zaun haben eine vergleichbare Wirkungs-
weise: eine semipermeable Membran trennt Aussen und
Innen

Die folgenden Projekte sind Beispiele für Kunst im
öffentlichen Raum, die sich durch einen engen Bezug
zum Thema „Zaunkultur“ auszeichnen:

Herman des Vries gehört zu einer Reihe von Künst-
lern, die bevorzugt im Außenraum arbeiten. Seit vie-
len Jahren beschäftigt ihn dabei das Verhältnis des
Menschen zur Natur. Die Absicht, der Natur wieder
ihren Raum zu verschaffen – Renaturierung zu ermög-
lichen – wurde zur Hauptmotivation seiner Werke.

Grenzsetzungen spielen dabei häufig eine tragende
Rolle, da die Aktivitäten des Menschen in vielen Fäl-
len erst eingeschränkt oder unterbunden werden müs-
sen, um ein ungestörtes Wachstum der Natur zu er-
möglichen.

Die Arbeit „Sanctuarium“ (Abb. 18), die 1997 im
Rahmen der Skulptur-Projekte in Münster realisiert
wurde, markiert einen bleibenden Eingriff in die Ge-
samtstruktur des Parks. „Sanctuary“ bedeutet im
Englischen Heiligtum oder Naturreservat. Eine fast
3 m hohe Backsteinmauer formiert sich zu einem
Ring, in deren Außenhaut lediglich vier ovale Öff-
nungen – wie Löcher im Zaun – einen Blick ins In-
nere erlauben. Dort entfaltet sich die Natur ohne
menschliches Zutun – Pioniergewächse erfüllen das
Innere mit Leben und es entwickelt sich menschen-
leere Wildnis. Der Mensch übernimmt lediglich die
Rolle des Zuschauers und wird dadurch zurückver-
wiesen auf sein eigenes Bild von Natur. Ein langan-
dauernder Prozess findet vor seinen Augen statt –
Zeiträume, die seine eigene Lebensspanne übertref-
fen, spielen eine Rolle und stellen die Forderung
nach Verantwortung und Nachhaltigkeit gegenüber
der Umwelt.

Abbildung 18

Herman de Vries, „Sanctuarium“

Viel transparenter, doch genauso eindeutig erscheint
ein weiterer Eingriff von Herman de Vries auf einer
städtischen Grünfläche: ein Zaun verläuft rings um
einen jungen Baum.

An sich ein gewohnter Anblick im modernen Stadt-
bild, wo frisch gepflanzte Natur permanent vor den
Übergriffen des Menschen geschützt werden muss,
doch dieser Zaun ist leicht modifiziert, setzt sich zu-
sammen aus einer Reihe senkrecht stehender Speere,
die seine Wehrhaftigkeit verstärken. Eine aggressive



Geste, die dem Passanten unmißverständlich vor Au-
gen führt, dass dieser Baum im Innern des Zauns vor
fremdem Zugriff und Verletzungen geschützt ist.
Dieser spezifische Baum steht im Zentrum des künst-
lerischen Interesses und ist gleichzeitig Stellvertreter
für die Natur im Allgemeinen.

Auch David Nash greift in der Arbeit „Ash Dome“
(Abb. 19) zurück auf eine kreisförmige Grundstruk-
tur. Der lebendige Zaun setzt sich zusammen aus ein-
zelnen Eschenbäumchen, die alle schräg gegen den
Uhrzeigersinn wachsen und im Innern zu einem kup-
pelförmigen Raum verschmelzen. Die einzelnen Pflan-
zen werden wie eine Hecke regelmäßig geschnitten,
um ihre Gesamtform zu behalten.
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Abbildung 19

David Nash, „Ash Dome“

heit wurde häufig die Beherrschung der Natur zur
Motivation seiner Errichtung – heute hat sich dieser
Zusammenhang teilweise ins Gegenteil verkehrt und
der Mensch baut Zäune, damit die Natur vor dem Zu-
griff durch ihn selbst geschützt wird.

Doch auch Zäune, die nicht unmittelbar dem Schutz
dienen, bieten der Natur manchmal ungestörte Ent-
wicklungsmöglichkeiten. Hinter Autobahnzäunen,
Bauzäunen oder auf Flächen unter dem Gitterge-
flecht von Hochspannungsmasten entstehen Freiräu-
me und Brachen, auf denen an ganz spezifische
Standorte angepaßte Tiere und Pflanzen leben. Sogar
innerhalb von Städten finden Tierarten neue Lebens-
räume, indem sie Schlupfwinkel entdecken und men-
schengesetzte Grenzen überwinden.

Mel Chin greift in ihrer Arbeit „Revival field“ (Abb.
20) diese ambivalente Bedeutung des Zauns auf, in-
dem sie ein durch Schwermetalle verseuchtes Areal
einzäunt und mit diversen Pflanzenarten besetzt, die
in der Lage sind, diese vom Menschen hinterlassenen
Schadstoffe im Boden langsam abzubauen. Der Pro-
zess erstreckt sich über mehrere Jahre und die Akti-
vitäten des Menschen sowohl vor als hinter dem
Zaun sind dabei von Bedeutung. Zugriff von außen
soll nicht erfolgen, um mögliche Gesundheitsgefähr-
dungen auszuschließen und gleichzeitig muss die
Biomasse im Innern regelmäßig abtransportiert und
entsorgt werden, um die Regeneration des betroffe-
nen Areals zu ermöglichen und wissenschaftliche Er-
kenntnisse darüber zu erhalten. 

Nash benutzt also das natürliche Wachstum der Na-
tur als Rohmaterial für seine Arbeit und leitet die En-
ergie nach seinem Willen um. Er nimmt damit Bezug
auf die jahrhundertealte Kulturtechnik der Hecken-
pflege, die bis heute Verwendung findet. Die Esche
war überdies bei Kelten und Germanen ein geheilig-
ter Baum und galt als die Mutter der Natur. Der
Mensch, der die Natur nach seinem Willen gestaltet,
und die Idee eines archaischen Kultraumes treffen
aufeinander und verdeutlichen den Zwiespalt neu-
zeitlicher Naturwahrnehmung.

Zäune bieten dem Menschen nicht nur Schutz, son-
dern dienen heute auch vermehrt dazu, die Natur vor
dem Menschen zu behüten, ganz gleich ob in unse-
ren dichtbesiedelten, mitteleuropäischen Stadträu-
men oder in den letzten angeblich unberührten Land-
schaften ferner Kontinente.

Sogar die riesigen Wildschutzgebiete im südlichen
Afrika sind meist von Zäunen, sogenannten „game
fences“ umgeben, die mehrere Tausend Kilometer lang
sein können. In ihrem Inneren bietet sich dem Safari-
touristen eine breite Palette von Wildtieren der afrika-
nischen Savanne. Doch nur durch die Einschränkung
der Mobilität dieser Wildtierherden und gleichzeitige
Ausgrenzung von Wilderern, Viehzüchtern und Urein-
wohnern lassen sich derartige Wunsch- und Idealbilder
von Wildnis erhalten, die sonst dem uneingeschränkten
Zugriff der Zivilisation ausgesetzt wären.

Der Zaun als sichtbare Arbeitsspur des Menschen zeigt
also immer auch dessen Bedürfnisse. In der Vergangen-

Abbildung 20

Mel Chin, „Revival Field“ (aus: LUDWIG FORUM 
AACHEN (Hrsg.): Natural Reality; Daco Verlag, Stutt-
gart 1999)

Der Zaun wird somit unverzichtbarer Bestandteil eines
Gesamtkonzeptes, das dazu dient, die Lebensgrund-
lagen des Menschen zu erhalten und neu zu beleben.

5. Spezialfälle von Zäunen

Auf der Suche nach Zäunen im Stadtraum wird man
zwangsläufig auf Sonderfälle aufmerksam, die hier
nicht unerwähnt bleiben sollen:

Balkone (Abb. 21) sind in Funktion und Wirkungs-
weise sehr nah verwandt mit konventionellen Zaun-
systemen und haben in luftiger Höhe unserer Wohn-
häuser ihren Ort gefunden. Sie begrenzen den ins



Freie auskragenden Wohnraum, bieten dabei Sicher-
heit und Schutz vor unerwünschten Blicken und sind,
genau wie ihre Verwandten am Boden, ein Experi-
mentierfeld individueller Gestaltungsideen. Man fin-
det unterschiedlichste Materialien und Varianten:
Metall- und Holzbalkone, Pergolen, Wintergärten
und eine Vielfalt von geeigneten Balkonpflanzen.
Die Geranie wurde im Zuge dieser Entwicklung zu
einem beliebten Künstlerzitat und Sinnbild des eifri-
gen Kleingärtners.

Auch Poller (Abb. 22) erfüllen die Funktion einer
Abgrenzung, ohne einen vollständigen Zaun im en-
geren Sinn abzugeben. Sie bestehen lediglich aus ei-
ner Aneinanderreihung von Pfosten aus Holz, Stein
oder Beton, denen die Querstreben fehlen und doch
verhindern sie, dass Verkehrsteilnehmer bestimmte
Bereiche im öffentlichen Raum befahren können.
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Genau wie bei einer Baumallee ergibt sich daraus ei-
ne „weiche“ Grenze, die unterschiedliche Bereiche
voneinander trennt und trotzdem durchlässig bleibt.

Ein Sonderfall, bei dem der Zaun in seiner Funktion
wie auch als ornamentales Gestaltungsraster einge-
setzt wird, ist das Labyrinth (Abb. 23): mehrere
Heckenlinien als trennendes Element laufen in kreis-
förmiger Bewegung konzentrisch um einen Mittel-
punkt. An verschiedenen Stellen bestehen Öffnun-
gen, durch die man tiefer in das Innere eindringen
kann. Die Lust am Spiel und die Herausfordung, den
kürzesten Umweg zum Ausgang zu finden, machen
das Labyrinth seit Jahrhunderten zu einem Erfolgs-
modell der Gartenkunst.

Als letzter Spezialfall soll noch die Schranke er-
wähnt werden, die der Idee des Zauns ebenso nahe-
steht und sie gleichzeitig auf ihre Weise weiterführt.
Sie verbindet zwei Phänomene – die der Begrenzung
und des Durchgangs – und verändert je nach Zustand
– offen oder geschlossen – ihre Funktion und Be-
deutung. Was zuerst als Hindernis erscheint, wird im
nächsten Moment zum Tor. Diesen Zusammenhang
zwischen Zaun und Tor könnte man innerhalb einer
Zaunmorphologie auch als „Symbiose“ bezeichnen.
Denn fast jeder Zaun besitzt an einer bestimmten
Stelle einen Ein- und Ausgang, dessen Beschaffen-
heit und Funktionsweise genauso interessant sein
kann wie der Zaun selbst.

Es ist der Ort, wo der fließende Übergang zwischen
Außen und Innen, Natur und Kultur, davor und da-
hinter spürbar wird und dementsprechend vielfältig
sind die Lösungen, die der Mensch entwickelt hat.

Exemplarisch für diese Vielfalt stehen die „Überstei-
ger“ (Abb. 24) an Viehweiden, die aus der Idee eines
Tores geboren wurden, doch ohne dessen Verwendung
auskommen. Holzkonstruktionen und einfachste Bau-
weise ermöglichen die Überwindung des Zauns und
eine Durchquerung der angrenzenden Weidefläche.

6. Zaunelemente im ländlichen Kontext

Abseits der Ballungsräume, beim Ausflug in ländli-
che Gebiete kommt man ohnehin regelmäßig und un-
vermittelt mit Zaunstrukturen in Kontakt. Hecken

Abbildung 21

Sonderfall 1 – der Balkon

Abbildung 22

Sonderfall 2 – der Poller

Abbildung 23

Sonderfall 3 – das Labyrinth

Abbildung 24

Der „Übersteiger“



und Feldgehölze (Abb. 25) sind seit langer Zeit ein
unverzichtbarer Bestandteil unserer Kulturlandschaft
und Gradmesser ihrer Vielfalt und Kleinräumigkeit.
Trockenmauern wurden von Bauern im Lauf von
Jahrhunderten errichtet, um Terrassen anzulegen und
Wiesen und Felder einfacher bewirtschaften zu kön-
nen. Diese traditionellen Grenzstrukturen ermögli-
chen bis heute ein organisches Nebeneinander von
Mensch und Natur.
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zugsmöglichkeit für Pflanzen und Tiere. Ihre Ober-
flächenbeschaffenheit und das Gewirr aus zahllosen,
fachkundig übereinandergeschichteten Steinplatten
macht sie zu einem Mittel, das auch die körperliche
Arbeit jedes künstlerischen Prozesses hervorhebt.
Die Mauer als überdauernde Spur dieser Tätigkeit
definiert einen übergeordneten Horizont und ver-
deutlicht, wieviel Zeit, Geduld und Mühe erforder-
lich waren, um sie entstehen zu lassen.

Neben Grenzstrukturen, die sich aus natürlichen, in
der Natur vorhandenen Materialien realisieren las-
sen, existieren auch industriell gefertigte Zaunsyste-
me, die heute vor allem in der Tierhaltung eine be-
deutende Rolle spielen.

Die Viehweide ist eine kulturgeschichtlich bedeutsa-
me Erfindung. Der Mensch benutzt ein begrenztes
Areal, um darauf seine vor langer Zeit domestizier-
ten Haustiere zu halten, ohne sie ständig beaufsichti-
gen zu müssen.

Die Konstruktion des heute gebräuchlichen Elektro-
zauns entspricht einer Modul-Bauweise, bei der man
die Einzelelemente des Weidezauns individuell kom-
biniert und dadurch eine Gesamtstruktur erhält.

Zaunpfähle, Weidezaun-Isolatoren und das Stromag-
gregat mit dem zugehörigen Elektrodraht werden
miteinander verbunden und ergeben ein flexibles,
mobiles System, das jederzeit verschoben, umgebaut
und an veränderte Umstände angepaßt werden kann.
Insofern erfüllt ein Elektrozaun die gleiche Funktion
wie früher der Hirte mit seinem Hütehund.

Der Mensch betreibt also eine Energiesparmaßnah-
me und zieht die Spannung aus einem Weidezaun-
Aggregat, das am Rand der Weide steht und den
Zaundraht nach einem Kreislauf-Prinzip mit Strom
versorgt. Kommt ein Tier mit dem Draht in Berüh-
rung, so schließt sich der Stromkreis und es erhält ei-
nen elektrischen Schlag. Er ist für das Tier ungefähr-
lich, führt jedoch dazu, dass es den Elektrozaun in
Zukunft meidet.

Als Ein- und Ausgang für Mensch und Tier dient ein
Weidezauntor, das aus einer Drahtfeder mit Kunst-
stoffgriff besteht und jederzeit von Hand geöffnet
werden kann, ohne mit dem Strom in Berührung zu
kommen.

7. Der Weidezaun als bildhauerisches Medium

Auch meine eigenen Arbeiten und Ausstellungen
nehmen häufig Bezug zu Zäunen und Schwellensi-
tuationen. Eigentlich steht beim Projekt „artfar-
ming“ vor allem das symbiotische Verhältnis zwi-
schen Mensch und Rind im Mittelpunkt, doch ge-
nauso wichtig ist darin der Zaun als sichtbares Me-
dium dieser Verschiedenartigkeit von Mensch und
Tier (Abb. 27).

Was ist genau damit gemeint? Die folgenden Bei-
spiele geben einen Einblick in mein persönliches In-
teressensfeld als Künstler:

Abbildung 25

mit Hecken durchzogene Kulturlandschaft

Auch Andy Goldsworthy setzt sich ausschließlich
mit der Natur, ihren Materialien und Strukturen aus-
einander und läßt sie durch seinen gestalterischen
Eingriff in potenzierter Form sichtbar werden. Dabei
greift er häufig auf althergebrachte Arbeitstechniken
zurück und setzt sie als Medium seiner künstleri-
schen Arbeiten ein.

Die Arbeit „Mauer“ (Abb. 26) besteht aus einer
langgestreckten Trockensteinmauer, die sich verspielt
zwischen den Stämmen eines Waldstücks hindurch-
schlängelt. Sie endet an einem Teich und versinkt
schließlich unter der Wasseroberfläche.

Völlig untypisch ihre Form – normalerweise soll ei-
ne Mauer auf kürzester Distanz zu größtmöglicher
Funktion und Wirkung gelangen – doch gerade dar-
in liegt wohl die künstlerische Intention Goldswor-
thys: dieses traditionelle Bauwerk besitzt abgesehen
von seiner Funktion eine Eigenqualität als land-
schaftsgestaltendes Element, Windschutz oder Rück-

Abbildung 26

Andy Goldsworthy, „Mauer“



Eine meiner ersten bildhauerischen Arbeiten mit dem
Titel „rückzugsgebiet“ (Abb. 28) – ein in PE-Folie
eingeschweißter Bausatz für einen Zaun – beschäftigt
sich mit dem grundlegenden Unterschied zwischen
Mensch und Tier und der Frage, wie es eigentlich da-
zu kommen konnte:

„Der Drang, Unbekanntes zu entdecken und Grenzen
zu erweitern war eine wichtige Voraussetzung unse-
rer Menschwerdung. Zu wissen, wie ein Tier in be-
stimmten Situationen reagiert und die Fähigkeit, sich
mit ihm zu verständigen wurde zur Basis einer dau-
erhaften Symbiose zwischen Mensch und Vieh und
letztlich zum Schlüssel unserer Zivilisation. Heute al-
lerdings scheint dieser enge Bezug zum Tier über-
flüssig, wir kaufen Milch im TetraPak und behandeln
das Tier wie eine Maschine, die bestmöglich funktio-
nieren soll.

Im „Zeitalter der Lila Kuh“ wird die Viehweide zum
Rückzugsgebiet, zu einer der letzten Inseln, auf der
noch direkter Kontakt zum Tier möglich ist. Klettern
wir über den Zaun und nähern uns der Kuh, so
spüren wir unter ihrer domestizierten Oberfläche
verschüttete Fähigkeiten und Sinnesleistungen eines
Wildtieres und gleichzeitig unsere eigene, untrennba-
re Einbindung in die Natur.

Bleibt es bei dieser kurzen Begegnung oder sind wir
bereit, Austausch und Kommunikation aufzubauen?“

Die Überwindung der natürlichen Grenzen führte da-
zu, dass unsere Art die Natur zu beherrschen lernte,
doch der Evolutions-Prozess geht unaufhaltsam wei-
ter und wendet sich mittlerweile gegen uns selbst. Wir
leben in vielen Bereichen von der Natur entfremdet
und sind teilweise nicht mehr in der Lage, die Gren-
zen unseres eigenen Handelns richtig einzuschätzen.
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Abbildung 27

Daniel Kufner - „www.artfarming.de“ der Weidezaun als
bildhauerisches Medium

Abbildung 28

„rückzugsgebiet“ (2000) Bausatz für einen Zaun – Mon-
tageanleitung

„rückzugsgebiet“ bewegt sich formal zwischen die-
ser Amplitudenschwankung unseres Alltags. Natur
und Kultur, Viehweide und Ikea-Philosophie treffen
aufeinander und vereinen sich zu einem transportfer-
tigen Gesamtpaket.

Auch „aquapower“ (Abb. 29, 30) beschäftigt sich
mit der Idee des Zauns – versucht, sie in neuen Ein-
satzbereichen zu prüfen und gleichzeitig die Ener-
giefrage zu stellen:

„Das Hafenbecken ist umsäumt von hölzernen Pol-
lern, die in mir Erinnerungen an einen anderen Ort
wecken: die Viehweide. Vier dieser Pfosten bilden die
Ecken eines Zauns, der auf ungewohntem Terrain
steht und seine Energie mithilfe eines Schwimmag-
gregates aus dem Seewasser bezieht. Abends erkennt
man ein leuchtendes Rechteck über der Wasserober-
fläche. Das Zaunareal wird mit Hilfe von Angel-

Abbildungen 29-30

„aquapower“ (2000) Zaun-Installation im Wasser

Equipment sichtbar gemacht und verweist auf das
Grundelement Wasser als Auslöser archetypischer
Schwellenängste.“

Eine weitere Arbeit, die sich mit Zäunen auseinan-
dersetzt, entstand an einem Ort in der Schweiz, wo
unterschiedliche Raum- und Zeitebenen aufeinander-
treffen: „Hochhaussiedlungen stehen in unmittelba-
rer Nachbarschaft zu klassischen Villen und Parkan-
lagen. Tradition und Moderne begegnen sich: das
Umland greift über auf den Stadtteil. Allerorten fin-
det man Spuren landwirtschaftlichen Lebens. Zäune,
Milchkannen, Kuhglockengeläut, ja selbst lebendes
Vieh gehören zum gewohnten Ortsbild.



Ein Weidezaun-Isolator (Abb. 31, 32) wird an der
Außenwand des Begegnungszentrums installiert und
dient als innovatives Beleuchtungssystem für die an-
grenzende Haltestelle. Der weitere Verlauf der Busli-
nie beschreibt die assoziative Weiterführung dieses
überdimensionalen Zauns durch den Stadtteil. Da-
durch ermöglicht der Isolator jederzeit den fahrplan-
unabhängigen Einstieg in eine virtuelle Weidefläche.“
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Spuren der Zeit und spezifische Materialqualitäten
der Zaunteile werden zum Inhalt der Betrachtung und
lenken den Blick auf unscheinbare Details und Ober-
flächenstrukturen. Der Draht des rekonstruierten
Zaunstücks beschreibt eine dreidimensionale Zeich-
nung durch den Raum.

8. Braucht der Mensch Zäune?

Michel Foucault schreibt in seinem Buch „Die Ord-
nung der Dinge“:
„Die Geschichte gestattet dem Menschen nicht, sich
seinen anfänglichen Grenzen zu entziehen, außer dem
Schein nach und wenn man dem Wort Grenze den
oberflächlichsten Sinn gibt.“

Kann man dem französischen Philosophen in diesem
Punkt zustimmen, wo der Mensch doch heute alle
Erdteile bewohnt, sogar den Luftraum und die Tiefen
der Meere erobert hat und immer näher an die Gren-
zen unseres Sonnensystems vorstößt? Seine Aktivitä-
ten ziehen sich mittlerweile durch alle Lebensräume
dieser Erde und er ist im Zuge dieser Ausbreitung zu
einem manischen Zaunkonstrukteur geworden, so
dass Zäune heute fast überall auf unserem Planeten zu
finden sind. In der Stadt und auf dem Land, im hei-
mischen Garten und entlang von Autobahnen, im Sta-
dion, in Schutzgebieten und sogar im Wasser.

Denn auch Treibnetze (Abb. 34) funktionieren nach
dem Zaunprinzip und haben mittlerweile eine derar-
tige Länge und Effizienz erreicht, dass der Mensch

Abbildungen 31-32

„SILENT HOMERUN“ (2001-2004) Isolator und Licht-
objekt – Edition 12 Stück

Ein altbekanntes Detail unserer Kulturlandschaft er-
scheint mehrfach vergrößert, mit neuer Funktion und
in ungewohntem Kontext. Energie, die den Isolator
durchströmt, ist nun sichtbar. Das Lichtobjekt wird
zum visuellen Leitsystem.

„SILENT HOMERUN“ entstand ursprünglich als
„Kunst am Bau“-Vorschlag für eine Ausstellung in
Bern (Schweiz) und hat mittlerweile Serienreife und
Patentschutz erlangt. 

Das Objekt ist als Beleuchtungssystem für den Innen-
und Außenraum geeignet und seit kurzem innerhalb
einer Kleinauflage erhältlich. 

Die folgende Installation (Abb. 33) entstand im Rah-
men meiner Abschlussarbeit an der Akademie der
Bildenden Künste München:

„Ein Zaunfragment – gefunden als Überrest einer
ehemaligen Weidefläche. Gezeichnet, vermessen und
in Originalstellung wieder aufgebaut. Zehn flexible
Metallstative halten den Zaun behutsam in seiner La-
ge, berühren ihn vorsichtig wie eine zusätzliche Hand
und ermöglichen eine neue Sicht auf Form, Oberfläche
und Bedeutung des landwirtschaftlichen Relikts.“

Abbildung 33

„zaunfragment“ (2002) Rekonstruktion eines Weidezaun-
Rests

Abbildung 34

Treibnetz – Zaunstruktur mit tödlicher Effizienz
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Der neue traditionelle ANL – Zaun:

„Gestaltete Grenzkultur.
Zäune sind landschaftsprägend und ein Spiegel
des Lebensgefühls“ (Zitat: Dr. Josef Heringer, ANL)

2 Die nagellose Konstruktion des Schrankzauns,
der im Alpenvorland verbreitet war, ist leicht
zu reparieren und ein wunderbares Spielgerät
für Kinder.

3 Die Fichtenstecken des Hanichelzauns müssen
nicht entrindet sein.

4 Weidenflechtzäune (rechts) schützten die Haus-
gärten vor Hühnern. Links: Grober senkrech-
ter Flechtzaun aus Fichtenästen.

6 Der Stangenzaun hält mit Holzdübeln und
Wiedreifen zusammen. 

(Fotos: 1/4 Ch. Goppel;  2/3/5/6 H.J. Netz)
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sogar an den riesigen Weltmeeren Raubbau betreiben
kann. Unerwünschter Beifang landet damit genauso
im Netz wie Kabeljau und Thunfisch.

Auch politisch verfeindete Völker und unterschiedli-
che Nationalitäten – im Gazastreifen oder an der
Grenze zwischen USA und Mexiko – werden durch
Grenzzäune getrennt, an denen sich immer wieder
blutige Auseinandersetzungen ereignen.

Es gäbe noch viele Beispiele zu nennen, bei denen
Zäune eine tragende, oder besser „trennende“ Rolle
spielen, und noch mehr Gründe, um die Frage zu stel-
len, ob der Mensch denn überhaupt Zäune braucht.

Jeder Zaun ist eine Perforation der Natur.
Seine Grenzen legen fest, ob man draußen bleibt oder
zu einem Teil des Innenlebens wird. Zäune kontrol-
lieren das Maß an Einfluss und Mitbestimmung.

Doch ist dieses Innen und Außen immer eindeutig lo-
kalisierbar? Bedeutet hinter dem Zaun nicht gleich-
zeitig vor ihm zu stehen?

Die Auflösung von Grenzen in einer demokratischen
Weltordnung ist zweifellos wünschenswert, doch in
anderen Bereichen unserer Gesellschaft führt die
Entgrenzung des Alltags mit ihrer „anything goes“-
Mentalität immer mehr zu limitierter Lebensqualität
und Stress als unvermeidbarem Nebeneffekt. Sogar die
so oft gerühmte Mobilität hat ihre Grenzen (Abb. 35).

Anscheinend braucht der Mensch bis zu einem ge-
wissen Maß Grenzen und ist als Teil der Natur ganz
natürlichen Limits unterworfen, die seinen Hand-
lungsradius einschränken.

Viele Eigenschaften von Zäunen – ihre Transparenz,
Durchlässigkeit oder Verschlossenheit – lassen sich
auf die menschliche Persönlichkeitsstruktur übertra-
gen. Die unterschiedlichen Aufgaben, die Zäune
heutzutage erfüllen, scheinen vor langer Zeit aus tief-
liegenden Bedürfnissen und Wunschbildern unserer
Natur entsprungen zu sein und tragen bis heute dazu
bei, das Zusammenleben in einer komplex organi-
sierten Zivilisation zu ermöglichen.

Die Fähigkeit, zu kommunizieren und sich verbal
oder nonverbal mit dem Artgenossen auszutauschen,
basiert auf dem gleichen Grundprinzip wie die Be-
reitschaft, eine Öffnung im Zaun zuzulassen. Im

Spannungsfeld zwischen Behauptung der eigenen
Persönlichkeit und der Kommunikation mit dem Ge-
genüber entstand auch die Idee des Zauns und mani-
festiert sich noch heute mit den selben archaischen
Gesetzmäßigkeiten.

Vielleicht wird der Mensch eines Tages in der Lage
sein, ohne die Existenz von Zäunen zu leben, doch
zuvor müssen alle Barrieren in seinem Innern fallen.
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Ungebremste Mobilität oder Lebensqualität
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1. Naturschutz und Jugend

Junge Menschen wollen heute keine langen und
trockenen Vorträge hören, Ausstellungen besuchen
oder Broschüren lesen. Vielmehr verlangen sie nach
kurzen, prägnanten und witzigen Informationen.
Spaß und Unterhaltungswert sind z.B. in der Wer-
bung oder bei MTV-Spots oft wichtiger, als die ei-
gentliche Botschaft. Natur und noch vielmehr der
Naturschutz liegen insbesondere für Jugendliche
außerhalb ihrer Erlebniswelt. Wenn überhaupt, dann
assoziieren sie mit Umwelt und Naturschutz Verbote
und den erhobenen Zeigefinger oder sogar ein
schlechtes Gewissen (EMDE, Franz A. 2002). Ju-
gendliche, die sich dennoch mit Umwelt und Natur-
schutzthemen beschäftigen, werden oft abschätzend
als „Ökos“ bezeichnet. Sie sind eher Außenseiter und
gelten als „uncool“ (BEHLAU, Franz 2002).

Nicht nur Jugendliche sondern auch viele erwachse-
ne Menschen assoziieren mit Naturschutz hoheitli-
che Verbote, was nicht ihrem Lebensgefühl, ihren
Wünschen und Bedürfnissen entspricht. Sie würden
aber gerne in ihren Bedürfnissen, Gefühlen und Ein-
stellungen bestätigt werden. Dementsprechend ge-
ring ist auch die Bereitschaft, sich mit Themen wie
„Schonung der Ressourcen“ oder „Bewahrung der
biologischen Vielfalt“ auseinander zu setzen.

Im Jahr 2002 sind zwei Studien zum Umweltbewus-
stsein erschienen, die sich auf den ersten Blick wi-
dersprechen. So kommt das BMU zu dem Ergebnis,
dass 93% der Bevölkerung den Umweltschutz für
wichtig oder sogar für sehr wichtig halten. Demnach

läge der Umweltschutz auf Rang vier der aktuellen
tagespolitisch wichtigsten Themen (BMU 2002). Da-
gegen beobachten die Markenstrategen der Brigitte
Anzeigenabteilung seit 1992 beim Einkauf ein konti-
nuierlich nachlassendes Interesse an Natur und Um-
welt. Gaben 1992 noch 69% aller Frauen an, gezielt
umweltfreundliche Produkte zu kaufen, sind es 2002
nur noch 50 % (BRIGITTE-ANZEIGENABTEI-
LUNG 2002). Beide Aussagen widersprechen sich
nur scheinbar, denn Fragen zur Einstellung und
Wichtigkeit politischer Themen lassen keinen direk-
ten Rückschluss auf das konkrete Umweltverhalten
der Menschen zu. 

Die Arbeitsgruppe Erziehungswissenschaften der
Universität Marburg legte in einer anderen Untersu-
chung zum Thema „Wald und Natur“ interessante Er-
gebnisse über das Verhältnis junger Menschen zur
Natur vor. Die Marburger Wissenschaftler kamen ei-
nem bemerkenswerten Phänomen auf die Spur, das
wertvolle Hinweise für künftige Kommunikations-
strategien im Naturschutz bieten kann: Der Natur-
schutz hat zwar demographisch die Zukunft auf sei-
ner Seite, weil Jugendliche mehrheitlich den Schutz
der Natur befürworten. Dennoch ist hier Skepsis ge-
boten, denn die Jugendlichen verherrlichen die Natur
als einen an sich guten und daher unantastbaren Wert
und befürworten darum möglichst harte Restriktio-
nen gegen den „Naturzerstörer Mensch“. Eine be-
sorgniserregende Folge dieser Verherrlichung des
Naturschutzes ist, dass junge Menschen ihr eigenes
Erleben von Natur und ihren Aufenthalt in der Natur
nicht als angenehm und erholsam, sondern als
schuldhaft erleben. Die Folge ist eine immer stärke-
re Entfremdung von der Natur, was wiederum die
glorifizierende Sicht der Natur verstärkt. Die Tatsa-
che, dass fast 80 % der Befragten Verbotsschilder im
Wald für nützlich halten, lässt sich kaum noch mit
herkömmlichen Vorstellungen von Jugendlichkeit
vereinbaren. Die Marburger Wissenschaftler fragen
deshalb, ob diese Generation von Jugendlichen büro-
kratische Einschränkungen seiner Bewegungsfreiheit
freiwillig gutheißt? Die Jugend hat durchaus keine
Aversionen gegen naturnahe Aktivitäten, wie
draußen zu übernachten oder allein durch den Wald
zu streifen. Da dies aber von ihnen selbst mehrheit-
lich als schädlich eingestuft wird, können sie es je-
doch auf Grund ihres verzerrten Naturbildes nur mit
schlechtem Gewissen (BRÄMER, Rainer 2002). Wie
aber soll jemand, der die Natur nur noch mit schlech-
tem Gewissen erleben kann, ein angemessenes Ver-
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hältnis dazu entwickeln? Wird Natur von Jugendli-
chen geschätzt, aber nicht mehr geliebt? Wie erreicht
der Naturschutz die Menschen wieder? Mögliche
Antworten auf diese Fragen sind Voraussetzung für
eine erfolgreiche Naturschutz- oder gar Natur-„Kom-
munikation“.

2. Probleme der Naturschutz-Kommunikation 

Cornelia KARGER (1996) sieht ernst zu nehmende
Verständigungsbarrieren im Naturschutz, die aus kul-
turellen, gesellschaftlichen und subjektiven Wertvor-
stellungen und persönlichen Interessen resultieren.
Diese Barrieren erschweren nicht nur die externe
Kommunikation zwischen Naturschützern und der
Öffentlichkeit, sondern belasten sogar die interne
Kommunikation z.B. zwischen Naturschutzverbän-
den sowie zwischen Verbänden und Behörden. Selbst
bei im Grundsatz gleich gerichteter Interessenlage
lässt die Komplexität des Kommunikationsgegen-
standes Natur immer noch genügend Raum für ge-
gensätzliche Standpunkte und unterschiedliche Wer-
tungen. Der Kommunikationserfolg hängt davon ab,
dass potentielle Verständigungsbarrieren berücksich-
tigt sowie Form und Technik der Kommunikation
nach den jeweiligen Zielen ausgerichtet werden.

Als Kernprobleme der Naturschutz-Kommunikation
hat Fritz REUSSWIG (2002) auf Grundlage von Be-
fragungen sieben Problembereiche dargestellt, deren
Beachtung eine wichtige Voraussetzung für eine er-
folgreiche Kommunikationsstrategie ist:

Akzeptanz: Dem Naturschutz mangelt es an Un-
terstützung, oft wird ihm offener Wi-
derstand entgegen gebracht.

Image: Der Naturschutz wird häufig assozi-
iert mit „von oben“, „Öko-Diktatur“,
langweilig“, „Spinner“.

Semantik: Natur wird meist nur dargestellt als
„schutzbedürftig“, „gefährdet“ und
„vom Aussterben bedroht“. 

Motivation: Naturschutz ist zu wenig im Moti-
vhaushalt der Gesellschaft verankert.

Strategie: Der Naturschutz hat zu wenig oder nur
zu schwache Bündnispartner.

Selbstbild: Naturschützer jammern gerne nach
dem Motto: „Wir kämpfen auf verlo-
renem Posten für eine gute Sache“.

Zielstellung: Der Mensch bleibt beim Naturschutz
als „Störenfried“ außen vor.

Das sind Verständigungsbarrieren, die die externe,
aber auch interne Kommunikation erschweren. Die
größte Hürde für die externe Naturschutz-Kommuni-
kation liegt in der humanzentrierten Sichtweise der
Öffentlichkeit. Während der Naturschutz den Men-
schen eher als Störenfried und Verursacher der Na-
turzustörung sieht, stellt die Öffentlichkeitsarbeit den
Menschen in den Mittelpunkt der PR-Bemühungen.
Eine wichtige Frage für den Naturschutz ist daher:
Kann der Naturschutz die Verbindung zum Men-

schen aus sich heraus schlüssig darstellen, um die
Öffentlichkeit zu erreichen? Eine Argumentation aus
einer ethisch moralischen Perspektive, dass heißt die
Betonung der Schutzwürdigkeit der Natur aus sich
heraus, bietet keine Zugkraft zur Herstellung öffent-
licher Aufmerksamkeit und persönlicher Betroffen-
heit. REUSSWIG konnte in einer Befragung nach-
weisen, dass zwar moralische Aspekte als ein wichti-
ger Grund für Naturschutz bei Naturschützern selbst
genannt werden, diese ethischen Aspekte haben jedoch
in der Bevölkerung nahezu kein Gewicht. 

Erschwerend kommt hinzu, dass die humanzentrier-
te Sichtweise der Öffentlichkeit sich auch darin
äußert, dass z.B. Nutzen und Kosten von Schutz-
maßnahmen gegeneinander abgewogen werden oder
die Frage nach dem konkreten Nutzen für den Bürger
gestellt wird. Sollen Ökosysteme wiederhergestellt
oder erhalten werden, was sich in den Augen der
Bürger im Verhältnis zu den Kosten nicht rechnet
oder ihn künftig am Betreten des Gebietes hindert,
wird es schwer, dafür Unterstützung zu finden. Des-
halb ist auch sehr verständlich, dass die Bevölkerung
viel eher über den Nutzengedanken einen Zugang
zum Naturschutz findet. Nach REUSSWIG (2002)
stellt für die Bevölkerung die nachhaltige Nutzung
der Natur der wichtigste Grund zum Schutz der Na-
tur dar. Aber genau dieses Argument der nachhalti-
gen Nutzung findet bei den Naturschützern keinen
fruchtbaren Boden.

Die beiden geschilderten Beispiele zur unterschiedli-
chen Begründung von Naturschutzmaßnahmen bei
Bevölkerung und Naturschützern offenbart das Span-
nungsfeld, in dem sich die Naturschutzkommunikati-
on befindet. Sie erklären sogar, warum der Natur-
schutz trotz aller Informationsbroschüren, Poster,
Ausstellungen und Spendenaufrufen von Umwelt-
verbänden und Naturschutzbehörden bisher nicht mit
seiner Öffentlichkeitsarbeit nachhaltig erfolgreich
war. Dem Umweltschutz gelingt es im Gegensatz
zum Naturschutz viel eher, die öffentliche Aufmerk-
samkeit und den persönlichen Bezug herzustellen.
Denn saubere Luft, sauberes und schadstofffreie Le-
bensmittel sind eng mit der persönlichen Gesundheit
verknüpft. In der Priorität der Wertschätzung stehen
diese genannten Aufgaben ganz oben. Die Wahl ge-
eigneter Kommunikationsstrategien, die viele dieser
Aspekte einbezieht, wird deshalb zum Dreh- und An-
gelpunkt des PR-Erfolges beim Naturschutz. 

Unabhängig davon, ob man die Idee der Verknüpfung
des Naturschutzes mit einem humanzentrierten An-
satz umsetzen will oder nicht, sind Änderung und
Ausprägung von Einstellungen und Verhalten der Be-
völkerung in Bezug auf Naturschutz nur auf lange
Sicht zu erreichen.

3. Naturschutzkommunikation braucht 
Lebensstil- und Zielgruppenanalysen

Entscheidend für die entgegengebrachte Akzeptanz
einer geplanten Naturschutzmaßnahme oder von Na-
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turschutz allgemein ist die Form der Vermittlung der
Naturschutzidee. Ausgehend vom Grundsatz der
Kommunikation „Wer sagt was zu wem mit welchen
Medien und Erfolg?“ hängt der Erfolg eines Kom-
munikationsprozesses allgemein von der Abstim-
mung zwischen diesen Komponenten ab. In diesem
Gefüge stellt die Zielgruppe der Nachricht die zen-
trale Einheit dar, da sie ad hoc nicht veränderbar ist.
Eine vertiefte Zielgruppenanalyse ist unerlässlich,
um den Kommunikationsprozess systematisch pla-
nen und gestalten zu können. 

Für die Steigerung der Akzeptanz des Naturschutzes
sind Instrumente notwendig, die in den Alltag von
Personen hineinreichen und sie „dort ansprechen“.
Dabei erweist sich die Gesamtbevölkerung als Ziel-
gruppe für die Entwicklung von Kommunikations-
strategien als zu unscharf. Sollen alle gleichzeitig an-
gesprochen werden, ist mit großen Streuverlusten
und nur mit einem mittleren Effekt der Kommunika-
tion zu rechnen (LANTERMANN 2002). Dies ist
auch eine Erklärung dafür, dass die klassischen In-
strumentarien wie Gesetze, Verlautbarungen und
Aufklärung durch Broschüren zur Ansprache der Ge-
samtbevölkerung bisher nur begrenzt funktioniert ha-
ben.

Im Bereich des Naturschutzes kamen bisher selten
vertiefte Zielgruppenanalysen für die Gestaltung von
Kommunikationsstrategien zum Einsatz (REUS-
SWIG , Fritz 1999). Dabei sind Zielgruppenanalysen
für die strategische Planung des Kommunikations-
prozesses, insbesondere für den Kommunikationsin-
halt Naturschutz von großer Bedeutung. Das Kon-
zept der Lebensstiltypen z.B. beschreibt Gruppen in
der Gesellschaft nach bestimmten Kriterien und teilt
sie auf. Es erlaubt die zielgruppenspezifische Be-
schreibung der Naturnutzer sowie der Adressaten von
Naturschutzkommunikation. Es kann dazu dienen,
Schwachstellen des Naturschutzes bei seiner gesell-
schaftlichen Verankerung zu identifizieren und Stra-
tegien einer verbesserten Naturschutzkommunikati-
on zu entwickeln.

4. Kooperationsstrategien eignen sich besser 
als Konfrontationsstrategien für 
Naturschutz-Kommunikation 

Angesichts der schwierigen Ausgangslage, in der
sich die Kommunikation über Natur und Naturschutz
befindet, kommt der möglichst exakten Definition
der Kommunikationsziele und der Auswahl einer an-
gemessenen Kommunikationsstrategie eine besonde-
re Bedeutung zu (KARGER, Cornelia 1996).

Bei vielen Anliegen des Naturschutzes ist der Bürger
selbst als Verursacher angesprochen. Die Öffentlich-
keit kann aber kaum „gegen sich selbst mobilisiert“
werden. Der Einfluss der Konfrontationsstrategie auf
Einstellungen und Verhalten ist eher als gering ein-
zuschätzen. Es besteht sogar die Gefahr, dass der An-
trieb von Teilen der Öffentlichkeit nachlässt, sich

über symbolische Aktionen (siehe z.B. Greenpeace
Protestaktionen) hinaus mit Umwelt- und Natur-
schutzproblemen zu beschäftigen und so zu dauer-
haften Änderungen von Einstellungen und Verhalten
zu gelangen. Denn durch die Teilnahme an symboli-
schen Aktionen kann schnell eine Genugtuung für
das Umweltschutz- und Naturschutzgewissen eintre-
ten.

Während Konfrontationsstrategien die moralische
Kommunikation zum Prinzip erheben (mit allen vor-
her beschriebenen Problemen), ist es Ziel der Ko-
operationsstrategie, diese „moralischen Totschlagsar-
gumente“ abzubauen. Kann die Kooperationsstrate-
gie neue Chancen auch für die Naturschutz-Kommu-
nikation eröffnen? Fest steht, dass eine Kooperation
des Naturschutzes mit Naturnutzern wie Land- und
Forstwirten, Sportlern und Touristen gemeinsame In-
teressen bündeln und die Durchschlagskraft erhöhen
kann. Gleichzeitig bietet die Kooperationsstrategie
die Möglichkeit, zu einer Verständigung und zur ge-
meinsamen Problemsicht aller den Naturschutz tra-
gender Akteure zu gelangen. Also eine gute Voraus-
setzung für eine nachhaltige Naturschutz-Kommuni-
kation. 

5. Marketing und Werbung im Dienste 
des Naturschutzes

Wenn man den Erfolg von Marketing- und Werbe-
strategien für Produkte und Dienstleistungen be-
trachtet, stellt sich die Frage, ob man nicht auch de-
ren Strategien für die Wertschätzung von Natur und
Naturschutz nutzen kann und damit einen neuen Weg
in der Naturschutz-Kommunikation beschreiten soll.

Das Wort Marketing ist eine der vielen Übertragun-
gen von amerikanischen Begriffen in die deutsche
Betriebswirtschaftslehre. Man kann es wörtlich über-
setzen mit „auf den Markt bringen – vermarkten“.
SCHREIBER versteht unter dem Begriff Marketing
„die Gesamtheit aller absatzwirtschaftlichen Bemühun-
gen“. Dazu gehört als Strategie das Instrumentarium
der Kommunikation und Public Relations, der Pres-
searbeit sowie das der Werbung. Nach UHE (2002)
sind die Kernaufgaben des Marketings:

1. die vollständige Orientierung des gesamten Un-
ternehmens an den Kunden,

2. die Schaffung von möglichst dauerhaften Wettbe-
werbsvorteilen, um hierdurch die Unternehmens-
ziele (Gewinne, Wachstum usw.) langfristig zu si-
chern. 

Marketing versucht also nicht, Produkte zu verkau-
fen, sondern Wünsche oder Bedürfnisse von Kunden
Gewinn bringend für das Unternehmen zu erfüllen.
Dies pflanzt sich häufig auch in den entsprechenden
Werbebotschaften fort. Beworben wird nicht das Pro-
dukt (z.B. Erdgas), sondern die für die Kunden rele-
vante Bedürfnisbefriedigung – z.B. das Gefühl „woh-
liger, umweltfreundlicher Wärme“.
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Rudolf SCHREIBER (1983), der für sich in An-
spruch nehmen darf, den Begriff des Öko-Marketing
geprägt und inhaltlich gefüllt zu haben, definiert
Werbung so: „Werbung ist die Kunst, einen Gedan-
ken aus dem Kopf eines Menschen in den eines an-
deren zu befördern.“ (LEITSCHUH-FECHT, Heike
1996) 

Werbung gehört zu unserer demokratischen und plu-
ralistisch verfassten Gesellschaft, in der unterschied-
liche Ansätze miteinander konkurrieren können und
müssen. Warum sollte man nicht Werbung für Natur
und deren Schutz machen? Es gibt eine Branche, die
wie keine zweite in der Lage ist, die Menschen zum
Handeln zu bewegen und das ist - ob wir wollen oder
nicht - die Werbebranche. Es könnte eine künftige
Aufgabe engagierter Kreativer sein, ihre Fähigkeiten
in den Dienst wichtiger gesellschaftlicher Fragen wie
den Schutz der Natur zu stellen.

Es ist allgemein bekannt, dass Werbung das Ziel hat,
den Menschen so zu informieren und einzustimmen,
dass er eine bestimmte gewünschte Entscheidung
(Kaufentscheidung) fällt. Dabei wendet sich Wer-
bung an den Verstand und an das Gefühl mit dem
Auftrag der Verhaltensänderung durch Beeinflus-
sung.

Zielgerichtete Werbung mit hinreichender Effizienz
findet im Naturschutz bislang praktisch nicht statt.
Darüber dürfen auch die zahllosen von Verbänden
und Behörden herausgegebenen Informationsbro-
schüren und Poster nicht hinwegtäuschen. Wenn es
heute darum geht, das Produkt „Natur“ und deren
Schutz auf dem „Markt“ (auch gegen oft konkurrie-
rende ökonomische Interessen) durchzusetzen, wird
noch viel zu selten zielgerichtet informiert und Ein-
fluss auf die Meinungsgestaltung genommen. Die
Begriffe Public Relations und Werbung sind für vie-
le Naturschützer Fremdwörter. Der lieber „hausb-
acken und fachwissenschaftlich arbeitende Natur-
schutz“ hat Berührungsängste und Selbstfindungs-
probleme in einer hochindustrialisierten und alles
verallgemeinernden Gesellschaft (ERZ, Wolfgang
1983).

6. Markenkommunikation für Natur?

Markenkommunikation macht Markenartikel eindeu-
tig identifizierbar. So kann sie der Konsument deut-
lich von anderen Handelsmarken unterscheiden.
Marken dienen dazu, beim Kunden eine Vorstellung
über ein bestimmtes Produkt zu schaffen und auf die-
se Weise ein deutliches Image zu kommunizieren. Ei-
ne Marke soll dem Produkt einen besonderen Nutzen
geben und diesen beim Konsumenten ins Bewusst-
sein bringen. Das Ziel ist, beim Kunden Vertrauen zu
schaffen (BÜRGER, Joachim 2002).

Um den Naturschutz als Marke einzuführen müsste
allerdings noch viel Aufbauarbeit geleistet werden,
denn der Naturschutz wäre als Marke zur Zeit ohne

klare Konturen. Ein großer Vorteil für die Übertra-
gung der Markenkommunikation auf Natur, ist die
emotionale Aufladbarkeit der Marke, da sich Inhalte
auf emotionaler Ebene erwiesenermaßen besser ver-
kaufen lassen als Argumente. Damit ist aber auch ei-
ne Chance verbunden, denn der potentielle Konsu-
ment (Naturnutzer) konsumiert das „Produkt Natur“
ständig, ohne sich dessen bewusst zu sein. Man kann
natürlich darüber streiten, ob es aus ethisch-morali-
schen Gesichtspunkten heraus gestattet ist, die Natur
und deren Schutz als Marke bzw. Produkt zu behan-
deln, ein Produkt das verkauft und konsumiert wer-
den soll. Ich spreche mich hier für diesen Weg aus,
denn es gab bisher wenig überzeugende PR-Beispie-
le zur Verbreitung der Ziele des Naturschutzes.

Die folgenden Ausführungen sind ein Versuch, theo-
retisch die Marke Natur zu entwickeln.

7. Definition und Erkenntnisse 
zum Begriff Marke

Philip KOTLER (1999) sagt, die Marke ist „ein Na-
me, Begriff, Zeichen, Symbol, eine Gestaltungsform
oder Kombination aus diesen Bestandteilen zum
Zwecke der Kennzeichnung der Produkte oder
Dienstleistungen eines Anbieters oder einer Anbie-
tergruppe und der Differenzierung gegenüber Kon-
kurrenzangeboten.“ Heribert MEFFERT (1998) er-
gänzt diese Definition: „Die Marke ist ein in der
Psyche des Konsumenten verankertes, unverwech-
selbares Vorstellungsbild von einem Produkt oder ei-
ner Dienstleistung. Die zugrundeliegende markierte
Leistung wird dabei einem möglichst großen Ab-
satzraum über einen längeren Zeitraum in gleicharti-
gem Auftritt und in gleichbleibender oder verbesser-
ter Qualität angeboten. Nach Ingrid KELLER (1999)
ist eine Marke ein Name, der für klar und eindeutig
formulierte Leistung steht. Ihre Bedeutung ergibt
sich aus den 3 K’s: 
1. der Kompetenz, dem Verbraucher eine spezifische

Problemlösung zu bieten, 
2. der Kontinuität, mit der über lange Zeit ein gleich-

bleibend hohes Qualitätsniveau (primäres Markt-
versprechen) gehalten wird und 

3. der unternehmerischen Konsequenz, dies im Be-
wusstsein der Verbraucher zu manifestieren und
einen psychologischen Mehrwert zu garantieren
(sekundäres Marktversprechen).

Überträgt man die drei K’s auf Natur, so zeigt sich:
1. Natur hat Kompetenz, sie bietet als Lebensgrund-

lage dem Verbraucher Lösungen für existenzielle
Probleme an.

2. Natur besitzt Kontinuität, auch wenn man bei
Stichworten wie Artensterben, Treibhauseffekt
oder Naturzerstörungen ins Grübeln gerät. Denn
Natur war schon vor dem Menschen da, und dank
der Dynamik biologischer Systeme entwickelt sie
sich ständig weiter und wird auch in Zukunft vor-
handen sein, wenn auch modifiziert.
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3. Natur und unternehmerische Konsequenz. Dieses
K richtet sich an die Naturschützer als „Unterneh-
mer“. Sie sollen den Wert der Natur den Bürger
vermitteln, z.B. über den Nutzen der Natur für die
Produktion von gesunden Lebensmitteln und den
psychologischen Mehrwert von Natur als Erho-
lungsraum.

Für KELLER und MEFFERT gehören zur Marken-
definition neben der materiellen auch eine immateri-
elle Ebene. Eine Marke besitzt über den Namen und
das Design hinaus sozusagen einen „Geist“. Dieser
existiert außerhalb des Produktes in den Köpfen des
Managements sowie der Verbraucher. Welche Be-
deutung diese Erkenntnis hat, zeigt sich beim Aufbau
einer „Marke Natur“, denn gerade diese beinhaltet
sowohl die materielle als auch die immaterielle Ebe-
ne.

8. Elemente des Markenaufbaus 

Die Entstehung einer Marke ist ein Prozess, bei dem
eine Zuordnung von Zeichen zum Produkt erfolgt, so
dass man die Marke als semantisches Netzwerk be-
zeichnen kann.

Möchte man eine Marke neu aufbauen, ist es wich-
tig, diese mit klaren Bedeutungen zu verknüpfen, die
keinen Interpretationsspielraum zulassen, sodass ein-
deutige Botschaften dem Konsumenten übermittelt
werden. Die Übermittlung selbst erfolgt hauptsäch-
lich über die Werbung. Die Festlegung der für die
Marke relevanten Bedeutungen erfordert eine ent-
sprechend sorgfältige Vorbereitung. Nachfolgend
werden verschiedene Elemente des Markenaufbaus
und die Übertragung auf die „Marke Natur“ darge-
stellt.

8.1 Markenidentität

Die Markenidentität ist eine in sich widerspruchs-
freie, geschlossene Ganzheit von Merkmalen. Sie
kennzeichnet den spezifischen Unterschied zwischen
den Marken (MEFFERT 1996). Die Kenntnis darü-
ber ist beim Aufbau einer starken Marke unbedingt
Voraussetzung. Denn die Identität einer Marke ver-
deutlicht deren Inhalt, die Idee und die Eigendarstel-
lung während eine bestimmte Positionierung dies
mitunter überdeckt.

Die Markenidentität dient also auch dazu, das Poten-
tial einer Marke zu erkennen und dementsprechend
auszuschöpfen, das heißt durch gezielte Kommuni-
kation ein einheitliches und beständiges Bild der
Marke zu schaffen und diesem auch treu zu bleiben.
Denn eine Identität entsteht erst dann, wenn es feste
Orientierungspunkte und Wiedererkennungswerte
gibt.

Wichtig in diesem Zusammenhang ist die so ge-
nannte Marken-Identitäts-Analyse, die die Basis für
die mittelfristige Markeneinführung darstellt. Ziel
dieser Analyse ist es, die sechs Dimensionen einer

Marke zu erkennen und Stimmigkeit zwischen ihnen
herzustellen, so dass die Marke nach außen ein kla-
res Bild von sich vermittelt. Die Dimensionen unter-
teilen sich in die materielle Ebene (Gesamtheit der
objektiven Merkmale) und die immaterielle Ebene
(Persönlichkeit/Charakter, kulturelle Komponente,
spontane Zuordnung und Markenvision). 

Ihre Anordnung verdeutlicht folgendes Schaubild
(Dimensionspyramide): 

6) Vision

5) Spontane Zuordnung

4) Bezugsrahmen

3) Kulturelle Komponente

2) Persönlichkeit/Charakter

1) Gesamtheit objektiver Merkmale

Zu 1) 
Den Grundstein, auf den sich alle weiteren Dimen-
sionen aufbauen, bildet die Dimension Gesamtheit
der objektiven Merkmale einer Marke. Auf dieser
Ebene geht es darum, alle physischen Dinge auf
ihren Bedeutungsgehalt hin zu überprüfen und not-
falls einzelne Punkte zu negieren. Grundlage dieser
Analyse ist der so genannte Markenkern, der immer
auf das Produkt selbst zurückzuführen ist. Er orien-
tiert sich eng an ausgewählte Produkteigenschaften
oder bestimmte Leitprodukte und lässt somit auf den
Wert der gesamten Marke schließen.

Zu 2)
Die erste Stufe der immateriellen Ebene stellt die
Persönlichkeit bzw. den Charakter einer Marke dar.
Diese Dimension wurde lange Zeit als wichtigste
Ausprägung angesehen. Der zu beachtende Punkt bei
Herausbildung der Markenpersönlichkeit ist die Übe-
reinstimmung mit den äußeren Merkmalen der Mar-
ke, also allen Bestandteilen der zuvor beschriebenen
materiellen Ebene.
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„Marke Natur“

In dieser Dimension ist Natur als Lebensgrundla-
ge für den Menschen angesprochen. Also alles,
was die Natur dem Menschen materiell bietet:
Nahrung, Kleidung und Rohstoffe. Die Bedeutung
dieser Merkmale sind evident.



„Marke Natur“

Der Charakter der Marke Natur ist an sich nicht
eindeutig. Zumindest wenn man die beiden Aus-
prägungen von Natur- und Kulturlandschaften be-
trachtet. Dennoch empfindet ein Großteil der
Menschen dies nicht als Unterschied. Für viele
Menschen ist alles das Natur, was außerhalb ihrer
Häuser stattfindet. Sie beschreiben Produkte der
Natur und deren Entstehungsweise als „natürlich“
im Gegensatz zu „künstlich“. In dieser Weise
könnte man den Charakter der Marke Natur be-
schreiben.

„Marke Natur“

In dieser Dimension ist die „Marke Natur“ als
„kultivierte“ Natur angesprochen. Der Mensch,
der sich vor Natur fürchten musste, lernte diese zu
gestalten und zu nutzen. Je nach Region ist das
Bild und die Einstellung zur Natur unterschied-
lich. So bildet für Menschen an der Küste das
Meer das prägende Bild während für Alpenbe-
wohner das Gebirge und die dort typische Vegeta-
tion der Inbegriff von Natur darstellt. Die kultu-
relle Vielfalt der Menschen findet auch in der
Vielfalt der Natur ihren Ausdruck, so dass man die
kulturelle Komponente einer Marke auch auf die
„Marke Natur“ übertragen kann.

„Marke Natur“

Im Vordergrund der Dimension „Bezugsrahmen“
steht allgemein das Verhältnis von Menschen zur
Natur. Hier geht es um den schonenden Umgang
mit der Natur bzw. auch um den konkreten Schutz.
Angesprochen werden „Naturnutzer“ im Beson-
deren wie Landwirte, Jäger, Erholungssuchende
usw. und die allgemeine Bevölkerung, die sich für
die Natur interessiert.

„Marke Natur“

Da Natur von vielen unterschiedlichen gesell-
schaftlichen Gruppen (Landwirte, Förster, Sport-
ler, Erholungssuchende, etc.) genutzt wird, ist es
notwendig, diese in der Werbung differenziert und
gezielt anzusprechen. Neben der üblichen Beach-
tung altersspezifischer Werbung sollten auch be-
stimmte Lebensstiltypen systematisch angespro-
chen und beworben werden.

Zu 3) 
Die nächstfolgende Stufe ist die kulturelle Kompo-
nente. Menschen suchen von Natur aus in allen ihren
Handlungen einen Sinn und versuchen, die Gesell-
schaft in der sie leben, zu verstehen. Um dieses Ver-
langen zu stillen, gibt die Kultur Modelle der Sinn-
stiftung und Ordnungsmuster vor. Materielle Dinge,
und somit auch Marken, verkörpern immer häufiger
kulturelle Werte und dienen innerhalb dieses Systems
als Orientierungs- und Identifizierungshilfe. So bie-
ten Öko-Marken dem Verkäufer Entlastung (schlech-
tes Gewissen), während Luxus-Marken einen geho-
benen Status symbolisieren. Um einer Marke Erfolg
zu garantieren, muss sie eine interessante Themen-
welt besetzen, denn der Verbraucher kann aus einem
überreichen Angebot wählen, um seine Bedürfnisse
zu befriedigen. Eine Marke muss sich durch einen
noch nicht besetzten Wert von anderen abgrenzen.
Dieser Wert ergibt sich einerseits aus der Analyse der
objektiven Merkmale der Marke und andererseits aus
der Untersuchung der Produktkategorie. 

Zu 4) 
Mit der nächsten Stufe der Dimensionspyramide ist
der Bezugsrahmen der Markenidentität angespro-
chen, dessen zentrale Fragestellung die nach der Ver-
bindung zwischen Marke und ihrer Zielgruppe ist.

Besonders relevant ist dieser Bezug bei der Analyse
der Markenidentität für Dienstleistungsmarken, bei
denen die Beziehung zum Kunden im Vordergrund
steht. Darüber hinaus sind die Botschaften im Um-
gang miteinander, die Vermittlung dieser sowie die
Festlegung der Zielgruppe von Bedeutung, um sich
von Wettbewerbskonkurrenten zu differenzieren.

Zu 5) 
Die spontane Zuordnung ist ein Element, welches
man in der Marktforschung bereits kennt. Dabei geht
es darum, Testpersonen den typischen Verwender ei-
ner Marke beschreiben zu lassen. Auf diese Weise
kann man herausfinden, welches Bild der Marke den
Verbrauchern durch die Darstellung in der Werbung
vermittelt wird. Im Idealfall stimmt das Bild mit den
eigenen Vorstellungen über das, was die Marke re-
präsentieren soll überein. Um die gewünschte Ziel-
gruppe zu erreichen, ist es wichtig, dass sich diese
mit dem dargebotenen Bild identifizieren kann. 

Zu 6) 
Die letzte und zugleich höchste zu analysierende
Ebene, ist die Ebene der Vision einer Marke. Diese
bündelt alle Bestandteile einer Marke und definiert
ihre Alleinstellung auf dem Markt. Eine klare Vision
schafft Wettbewerbsvorteile und verhindert, dass die
Marke ihr Profil verliert und schließlich untergeht.
In der Dimensionspyramide steht dieser Aspekt ganz
oben, da die Vision einer Marke enormen Einfluss
auf das Bild in den Köpfen der Verbraucher hat und
somit die Kaufentscheidung maßgeblich mitbe-
stimmt.
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„Marke Natur“

Es ist unverkennbar, dass Natur ein großes vi-
sionäres Potential beinhaltet. Allerdings muss der
Versuch unternommen werden, möglichst eine be-
stimmte Vision für die „Marke Natur“ zu ent-
wickeln, damit sich nicht eine Vielzahl von Visio-
nen in der Beliebigkeit verlieren. Auf jeden Fall
müssen Aspekte wie „Natur ist Zukunft“, „Natur
ist Lebensqualität“ und „Natur ist lebensnotwen-
dig“ darin enthalten sein.

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass sich ei-
ne Marke als sehr komplex darstellt. Die Analyse in
der Markenidentität hilft, diese Komplexität aufzu-
schlüsseln und zu strukturieren, so dass dem erfolg-
reichen Aufbau einer „Marke Natur“ – wie oben
Punkt für Punkt skizziert – nichts mehr im Wege
steht.

8.2 Markenkern

Die wesentlichen Merkmale einer Marke bilden den
so genannten Markenkern. Diesen Kern kann man
durch die Zerlegung der Marke in die zuvor geschil-
derten Identitätsdimensionen herausfiltern. Gibt es
mehrere Produkte unter einer Marke, ist darauf zu
achten, dass sich der Markenkern in allen Produkten
wiederfinden lässt. Dies gilt auch für die „Marke Na-
tur“, die selbstverständlich mehrere Produkte bein-
haltet. Gemeinsamkeiten lassen sich aber schnell und
deutlich formulieren, als Negativbeispiel wäre die
Ablehnung von Handlungen zu nennen, die dauer-
haft die Natur zerstören.

8.3 Wertefelder und Produktkategorien

Marken haben nicht nur die Funktion der Bedürfnis-
befriedigung des einzelnen Individuums, sondern
darüber hinaus auch die Funktion der Handlungsori-
entierung innerhalb des gesellschaftlichen Systems.
Auf dieser Ebene der Gesellschaft und der Kultur
existieren Werte, die als wünschenswert, attraktiv
und legitimierend gelten. Marken bewegen sich in-
nerhalb dieser Wertefelder, die allerdings wandelbar
und keineswegs starr sind, und dürfen gegen diese
nicht verstoßen, wollen sie ein klares Bild von sich
vermitteln. Im Folgenden werden einige dieser Wer-
tesphären mit ihren jeweils charakteristischen Wer-
ten beschrieben.

• Wertesphäre der Disziplinierung: Dieser Be-
reich enthält charakteristische Werte aus der Be-
rufs- und Arbeitswelt, die unsere Gesellschaft we-
sentlich prägt, wie Leistung, Durchsetzung, Fort-
schritt, technisch-wissenschaftliche Orientierung,
rational-methodisches Vorgehen usw.
Produkte, die in diese Kategorie fallen, sind
hauptsächlich Verbrauchsartikel, die den „zivili-
sierten“ Menschen ausmachen. Natürliche kör-
perliche Vorgänge wie Schwitzen oder Mundge-
ruch gelten als unerwünscht und werden durch

Deos und Mundwasser überdeckt. In der Werbung
ist es von Bedeutung, nicht einfach nur die bloßen
Vorteile der Produkte aufzuzeigen, sondern ihre
Wirkung überzeugend darzustellen, so dass dem
Verbraucher der Eindruck vermittelt wird, diese
Produkte aus eigenem Antrieb heraus zu verwen-
den.

• Wertesphäre des Hedonismus: Dieses Wertefeld
bildet den Gegensatz zum vorher beschriebenen.
Es repräsentiert die Welt der Freizeit, in der der
Mensch im Mittelpunkt steht, losgelöst von ge-
sellschaftlichen Geboten und Verboten. Dement-
sprechend sind charakteristische Merkmale Lust,
Vergnügen, Genuss, Ich, individuelles Glück usw.
Konkrete Produktgattungen, die zur Erfüllung
dieser Bedürfnisse dienen, sind Genussmittel wie
Süßwaren, alkoholische Getränke und Tabakwa-
ren, disfunktionale Produkte wie Luxusgüter und
Produkte, die den Zustand des Genusses usw. stei-
gern, wie Mode und Tourismus.

• Wertesphäre der Solidarität: Dieses Wertefeld
gewinnt in der letzten Zeit zunehmend an Bedeu-
tung. Angesichts der ungewissen Zukunft rückt in
den Köpfen der Menschen das „Wir“ immer wei-
ter in den Vordergrund, z.B. um der steigenden
Umweltzerstörung entgegenzutreten. 
So gliedert sich das Wertefeld der Solidarisierung
in weitere Untergruppen auf: Solidarität mit Um-
welt/Natur/Tieren, Solidarisierung mit Menschen,
Verantwortung gegenüber künftigen Generatio-
nen. Werte, die in diesem Feld im Mittelpunkt ste-
hen, sind unter anderem Erhaltung, Schutz, Für-
sorge, Ausblenden der instrumentellen Werte und
Verantwortung. Produktfelder, die in diese Sphäre
passen, sind beispielsweise Gesundheitsprodukte,
umweltschonende Produkte, Tiernahrung und Ba-
by-Bedarf. Um diese Marken glaubwürdig zu ver-
markten, bedarf es des Vertrauens in den Herstel-
ler vonseiten der Kunden. Letztere müssen das
Gefühl haben, sich darauf verlassen zu können,
dass das Waschmittel wirklich weniger die Um-
welt belastet als andere, die nicht ausdrücklich da-
mit werben.

Die Marke Natur kann sich in allen drei Wertes-
phären wiederfinden: So lassen sich viele Naturlei-
stungen wie Arzneimittel (z.B. aus Heilpflanzen),
Holz als Baustoff etc. dem technisch-wissenschaftli-
chen Fortschritt zuordnen. Ebenso findet sich das
Wertefeld des Hedonismus in der Natur wieder, denn
gerade Sportaktivitäten, Freizeitgestaltungen und Er-
holung findet in der Naturkulisse statt. 

8.4. Prototypische Merkmale 

Jede Marke besitzt spezifische Merkmale, die sie mit
ihrer Produktkategorie vernetzen muss. Dabei ist zu
unterscheiden zwischen Merkmalen, die dieses bes-
ser können und jenen, die unpassender und somit un-
bedeutender sind. Merkmale, die eine Produktkate-
gorie treffender repräsentieren, sind so genannte Pro-
totypen. Sie haben die Chance, von den Verbrauchern
als nur in Verbindung mit einer bestimmten Marke
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auftretend erkannt und im Gedächtnis abgespeichert
zu werden. Somit vergrößert sich der Vorteil gegenü-
ber Wettbewerbern erheblich. Dass bestimmte Merk-
male mit Begriffen eher in Verbindung gebracht wer-
den und somit prototypischen Charakter aufweisen,
hängt mit dem Speichern von Wissen im menschli-
chen Gedächtnis zusammen. Das Wissen ist hierar-
chisch organisiert, dessen Organisation umfasst in
der Regel drei Ebenen, wobei auf jeder Ebene nur
das charakteristischste Element gespeichert ist und
die Übertragung der Merkmale auf die darüber bzw.
darunterliegenden Ebenen erfolgt. Überträgt man
diese Informationen auf die Marke, so gilt es, mög-
lichst viele Assoziationen, die sofort beim Nennen
eines Begriffes eintreten, mit einer konkreten Marke
zu verbinden, um sie beim Verbraucher zu etablieren
und zu verankern.

Mit Natur werden viele prototypische Merkmale as-
soziiert, z.B. Freiheit, Abenteuer, Schönheit, Ge-
sundheit, gesundes Essen etc. Diese kleine Aufzäh-
lung zeigt das Potential der „Marke Natur“.

9. Zusammenfassung

Um eine starke Marke aufzubauen, bedarf es des Zu-
sammenschlusses vieler einzelner Elemente. Durch
die Analyse der Markenidentität gelangt man zum
Markenkern, dem Herzstück der Marke, dem Kenn-
zeichen wofür die Marke steht. Darüber hinaus erge-
ben sich alle relevanten Merkmale für die Vernetzung
mit der zu treffenden Produktkategorie aus der Ana-
lyse der dazu gehörenden Wertesphäre. Die Verknüp-
fung all dieser Teile zu einem in sich und nach außen
stimmigen Ganzen ermöglicht die Versendung einer
klaren Markenbotschaft an den Verbraucher. Durch
diese Botschaft erst kann die gewünschte Bedeutung
aufgebaut werden. Somit besteht die optimale Chan-
ce für eine Marke, zu dem zu werden, was sie idea-
lerweise sein sollte: eine Identifizierungsmöglichkeit
für ihren Käufer, eine Orientierungshilfe innerhalb
unserer Gesellschaft und unserer Kultur, Befriedi-
gung von individuellen Bedürfnissen und Ausdruck
einer Lebensphilosophie.

Überträgt man die angesprochenen Aspekte auf das
Anliegen des Naturschutzes, scheint es möglich, ei-
ne „Marke Natur“ zu prägen und daraus eine Mar-
ken- und Kommunikationsstrategie zu entwickeln.
Angesichts des großen Erfolgs bestimmter Marken
wie Coca Cola oder Pampers sollte sich die Mühe
auch für die Natur lohnen. Werbung für die „Marke
Natur“ könnte ein wichtiger Schritt zu mehr Akzep-
tanz von Naturschutz in der Bevölkerung werden.
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Zusammenfassung

Naturschutzprojekte sollten als Kommunikations- und Ma-
nagement-Aufgabe verstanden werden. Ziel des Manage-
ments ist es hierbei,
• Akzeptanz durch Kooperation zu erreichen und von vor-

neherein ein Netzwerk von Kooperationen aufzubauen, 
• professionell in drei Phasen mit jeweils mehreren

Schritten vorzugehen, und in jedem Schritt die Kom-
munikation innerhalb und außerhalb des Projektes be-
wusst zu gestalten,

• bereits am Anfang das Projektende und die Übergabe an
Nachfolgeorganisationen in den Blick zu nehmen und
vorzubereiten. 

Knapp gesagt: Betroffene als Beteiligte zu gewinnen und
mit ihnen Gewinner-Koalitionen aufzubauen.
Hier handelt es sich um die Ergebnisse eines Forschungs-
und Entwicklungsvorhabens, gefördert vom Bundesamtes
für Naturschutz mit Mitteln des Bundesumweltministeri-
ums.

1. Einführung

1.1 Naturschutzprojekte sind 
eine Managementaufgabe

Naturschutzprojekte sind meist langfristige Vorha-
ben, bei denen eine Vielzahl verschiedener Interes-
sengruppen miteinander in Verhandlung treten. Am
Anfang steht oft ein Problem bei einigen Wenigen.

Sie möchten einen Naturraum entwickeln oder die
Lebensbedingungen für die Tier- und Pflanzenwelt
verbessern. 

Vordergründig ist das eine Aufgabenstellung für Bio-
logInnen, LandschaftsplanerInnen oder andere, die
Naturschutz umsetzen. Bei näherem Hinsehen ist es
die Aufgabe eines klaren, zielgerichteten Manage-
ments. Nutzungsveränderungen bei denjenigen, die
bisher die Naturräume und die Flächen genutzt ha-
ben, werden nur dann erreicht und auch bewahrt blei-
ben, wenn es gelingt, den Aufbau und die Sicherung
der Akzeptanz in einem regionalen Netzwerk zu ma-
nagen, das für alle Beteiligte erkennbare und erstre-
benswerte Vorteile mit sich bringt. Auf dieser Grund-
lage können die „eigentlichen“ Kernaufgaben erfolg-
versprechend durchgeführt werden: die Landschaft,
den Flusslauf, die Weideflächen oder andere Na-
turräume umgestalten. 

Der Erfolg des Projektes hängt entscheidend davon
ab, ob es gelingt, mit den Beteiligten eine konstruk-
tive Zusammenarbeit zu entwickeln. Dabei sind die
Schritte des klassischen Projektmanagements hilf-
reich, abgestimmt auf die Besonderheiten in einem
Naturschutzprojekt.

Im Folgenden wird der Weg zur Akzeptanz idealty-
pisch vorgestellt. 

1.2 Management für Akzeptanz 
ist Netzwerkarbeit

Eine tragfähige Akzeptanz braucht mehr als die pas-
sive Zustimmung der „Betroffenen“. Selten finden
diese sich einfach damit ab, dass andere „ihre“
Flächen verplanen und so werden auch die Nut-
zungsveränderungen nicht einfach hingenommen. 

Wenn dagegen die entscheidenden Akteure frühzeitig
in die Planungen eingebunden werden, so dass sie an
den Zielsetzungen oder zumindest an den konkreten
Umsetzungen beteiligt werden, verringert sich der
Widerstand oder wird im besten Fall sogar zu einer
Kooperation.

Akzeptanz kommt dann am ehesten zu Stande, wenn
durch die Zusammenarbeit Vorteile für mehrere Sei-
ten entstehen. So hängen Akzeptanz und Kooperati-
on eng zusammen. Wenn am Ende des Projektes die
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entscheidenden Nutzergruppen – Naturschützenden
und die anderen Naturnutzenden – mit dem Ergebnis
zufrieden sind, bestehen für das Projekt auch langfri-
stig gute Erfolgschancen. Sonst wird alles schnell
wieder beim Alten sein, so bald sich die Projektmit-
arbeiterInnen aus dem Gebiet zurückziehen oder we-
niger Geld in die Region fließt.

Vorrangige Aufgabe des Managements für Akzep-
tanz ist es daher ein Netzwerk zu knüpfen (Abb.1)
• aus Beteiligten (die das Projekt in Gang gebracht

haben und sich schon jetzt etwas davon verspre-
chen)

• aus Betroffenen (die von den Planungen in ihren
bisherigen Nutzungen der Flächen berührt wer-
den) und

• Unterstützern (die das Projekt fördern möchten).

Die Projektleitung stiftet im Kooperationsfeld Ar-
beitsbeziehungen zwischen einzelnen Menschen, In-
teressengruppen und Institutionen und sorgt dafür,
dass die richtigen Akteure in der richtigen Reihen-
folge an einen Tisch kommen und dann jeweils die
richtigen Themen verhandeln.  

Dabei kann sie sich an Projektphasen orientieren, de-
nen jeweils bestimmte Schritte zugeordnet sind.
Nicht alle Schritte sind für jedes Projekt gleicher-
maßen wichtig. Die Zusammenstellung hier soll Mit-
arbeiterInnen, LeiterInnen, und AuftraggeberInnen
Anregung geben und eine Diskussions- bzw. Ent-
scheidungsgrundlage für die Entwicklung ihrer Pro-
jektstrategie bieten. 

2 Kooperative Naturschutzprojekte erfordern
professionelles Projektmanagement – 
in Phasen und Schritten

In der Phase der Projektvorbereitung wird die Idee
aus vielen Perspektiven auf ihre Erfolgschancen
überprüft. (Abb. 2) Dazu braucht das Projektteam
Kontakte zu Menschen, die die Sichtweise der mög-
licherweise Betroffenen gut kennen. Das sind nicht
immer formelle Gespräche oder offizielle Vertreter,
im Gegenteil. Zu diesem frühen Zeitpunkt ist es
wichtig, möglichst genau und ehrlich herauszufin-
den, wo die Probleme bei den Betroffenen liegen wer-
den, wo aber auch Lösungsansätze zu erkennen sind. 
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Abbildung 1

Im Kooperationsfeld sollte das Netzwerk
der Arbeitsbeziehungen zwischen Beteilig-
ten, Betroffenen und Unterstützern aufge-
baut werden

Abbildung 2

Die drei Phasen eines Projektes



In der Phase der Projektdurchführung (Abb. 2) wird
das Projekt in enger Kooperation mit Beteiligten und
Betroffenen durchgeführt. Das schließt zum Einen
die gemeinsame Zielklärung ein, wie auch die Ver-
einbarung über Vorgehen und Maßnahmen. Koope-
ration und Akzeptanz entstehen nur dort, wo ausrei-
chend Verhandlungsspielraum vorhanden ist. 

Von daher ist es für die Projektleitung und das Pro-
jektmanagement wichtig, die Vereinbarungen mit den
Förderinstitutionen flexibel genug anzulegen. Wenn
von vorneherein schon konkret feststeht, welche Maß-
nahme wann auf welcher Fläche erfolgen soll, ist kei-
ne Kooperationsgrundlage vorhanden.

Bevor das Projekt offiziell beendet wird, sollte in en-
ger Zusammenarbeit mit den Nachfolgeorganisatio-
nen sichergestellt werden, dass diese das notwendige
Wissen, die wichtigen Kontakte und auch die Ler-
nerfahrungen aus der Projektzeit zur Verfügung ha-
ben. (Abb. 2) Nur so sind sie in der Lage, die Arbeit
fortzusetzen und die Projekterfolge langfristig zu
sichern. 

Die drei Phasen beinhalten jeweils mehrere Schritte
und stellen an das Management vielfältige Aufgaben.

2.1 In der Phase der Projektvorbereitung
liegt schon der Schlüssel zum Erfolg

Die Vorprüfung der Projektidee besteht aus einigen
besonders wichtigen Schritten. Das Prinzip dieser
Prüfung kann auch in der Phase der Projektdurch-
führung genutzt werden, denn es ermöglicht einen
Überblick über den Stand des Projektes. So sind fun-
dierte Entscheidungen bei Problemen, für Kurskor-
rekturen oder Strategie-Veränderungen möglich. 

Die Schritte der Vorprüfung umfassen
• eine Vorprüfung im kleinen Kreis,
• sowie Vorprüfung durch Gespräche im Umfeld. 
• Hierdurch entwickelt sich die Projektskizze jedes

Mal ein Stück weiter, bis sie schließlich aufge-
schrieben werden kann bzw. in die Suche nach
einer Projektfördermöglichkeit – einem Projekt-
antrag mündet.

Vorprüfung im kleinen Kreis
Die Planung von Projektmaßnahmen erfolgt erst,
wenn aus der Situationsanalyse die Ziele klar er-
kennbar geworden sind und gleichzeitig die Risiko-
analyse zeigt, dass die Ziele auch erreichbar sind.
(Abb. 3) Wie der kleine Kreis in der Grafik zeigt,
ist das kein lineares Vorgehen sondern erfolgt in
Schleifen.

Die Vorprüfung erfolgt zunächst in kleinem Kreis,
um den Aufbau von Fronten durch zu große Öffent-
lichkeit zu verhindern oder zumindest zu verringern.
Die Interessen der Betroffenen, ihre Probleme aber
auch mögliche Lösungsansätze für eine Kooperation
mit ihnen, fließen in die Projektskizze ein. Dabei kön-
nen Kontaktpersonen zu Betroffenen helfen, die Fall-
stricke rechtzeitig zu identifizieren und zu entschär-
fen. Sie spielen die Perspektive der potentiell Betrof-
fenen in das Projektteam ein und unterstützen es,
über den eigenen Tellerrand zu sehen. 

Für die Analyse der Ausgangssituation sind folgende
Blickwinkel sinnvoll, wie in der Abbildung 4 „Schwer-
punkte der Situationsanalyse“  dargestellt. Je konflikt-
trächtiger und komplexer sich das Projekt bereits jetzt
schon zeigt, desto wichtiger ist die gründliche Aus-
einandersetzung mit den Aspekten:
• Welche Potentiale bietet die Region? Welche na-

turschutzfachlichen Probleme haben zur Projekti-
dee geführt? 

• Welche naturräumlichen Bedingungen zeichnet
die Region aus? Welche unterscheiden sie von an-
deren?

• Welche Einflussfaktoren aus dem sozialen und
wirtschaftlichen Umfeld wirken auf die Betroffe-
nen, die Landschaft und auf die Naturräume, die
verändert werden sollen?

• Wer sind die Betroffenen? Ist es eine einzelne
Nutzergruppe, wie z.B. Landwirte, oder sind wei-
tere betroffen, wie Jäger, Fischer, öffentliche In-
stitutionen oder Behörden? Welche anderen Nut-
zungsinteressen gibt es?

• Welche UnterstützerInnen sind bereits jetzt er-
kennbar, innerhalb und außerhalb der Region.
Aus der Politik, den Medien, der Wirtschaft, bei
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Abbildung 3

Vorprüfung der Projektidee im kleinen
Kreis in der Phase der Projektvorberei-
tung



Behörden, Vereinen, Verbänden, Schulen oder an-
deren öffentlichen Institutionen?

• Wer sind die ProjektpartnerInnen, und -Beteiligte.
Nicht immer sind diese auch gleichzeitig Unter-
stützer. Auch sie müssen zunächst erst für das Pro-
jekt gewonnen werden und erkennen, welche (ei-
genen) Ziele sie durch die Beteiligung umsetzen
können. Sonst werden sogar potentiell Beteiligte
(zum Beispiel andere Naturschutz-Gruppen) leicht
zu Gegnern, weil sie sich vom Projekt betroffen und
nicht beteiligt sehen.

• Welche aktuellen Entwicklungen und politisch
wichtigen Themen können als Rückenwind ge-
nutzt werden, bzw. erschweren das zukünftige
Projekt?

Bei der Vorprüfung der Idee geht es darum, die gro-
be Richtung festzulegen und mit ausgewählten Ge-
sprächspartnern zu überprüfen, inwieweit diese Zie-
le vermutlich konsensfähig bzw. konfliktträchtig sind.
Die Situationsanalyse führt in dieser frühen Phase zu
groben Leitzielen des Projektes. Die genauere Erar-
beitung von Unterzielen sollte erst später erfolgen,
wenn die Betroffenen und verschiedenen Nutzer-
gruppen einbezogen sind.

Vorprüfung im Umfeld
Die im kleinen Kreis entwickelte Projektidee dient
dem Projektteam als Diskussions-Grundlage für Ge-
spräche im Umfeld mit potentiellen Unterstützern,
möglichen Trägern und weiteren Durchführungspart-
nern. (Abb. 5) Mit ihnen wird die vorläufige Pro-
jektskizze durchdacht und jeweils mit den Anregun-
gen der Gesprächspartner weiterentwickelt. Wenn
das Konfliktfeld nicht zu groß ist, können jetzt auch
schon Kontakte zu Betroffenen aufgebaut werden. 

Für alle Kontakte gilt es genau zu überlegen, wer mit
den Gesprächspartnern den Kontakt aufnimmt, und
wo und wie er erfolgt, damit die Gesprächsbereit-
schaft nicht einfach daran scheitert, dass der Falsche
den Richtigen angesprochen hat. Daher bietet es sich
an, „Beziehungen spielen zu lassen“ und sich der
Unterstützung von Kontaktpersonen zu versichern.

Projektantrag und Förderung
Die Entwicklung eines Projektes ist häufig mit
großem Aufwand in der Vorprüfung verbunden. Viel
Zeit und Energie ist notwendig, ein Projekt so weit zu
bringen, dass bereits jetzt schon klar ist, mit welchen
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Abbildung 4

Schwerpunkte der Situationsanalyse in der
Phase der Projektvorbereitung

 

Abbildung 5

Überprüfung der Projektidee (Projektskiz-
ze) durch Gespräche im Umfeld in der
Phase der Projektvorbereitung



(Gegen-)Winden die Arbeit verbunden sein wird,
welcher Rückenwind genutzt werden kann und wel-
cher Kurs der richtige ist. Trotzdem wird sich in der
Vorbereitung längst nicht alles vorplanen lassen. Im
Gegenteil, vieles muss offen bleiben und erst dann
entschieden werden, wenn es soweit ist. Das steht in
Gegensatz zu gängiger Förderpraxis, bei der die Zie-
le, Maßnahmen und der Aufwand bereits vor Beginn
eines Projektes möglichst exakt angegeben werden
sollen. 

Projektinitiatoren und Projektförderer sollten dem
Projekt ausreichend finanzielle und inhaltliche Frei-
räume einräumen und in der Projektförderung veran-
kern, damit es beweglich bleibt. 

Wenn auf Grund der Vorprüfung der Eindruck ent-
standen ist, dass es voraussichtlich einfach sein wird,
mit den Betroffenen zum Ausgleich der Interessen zu
kommen, dann kann bereits jetzt der Antrag für die
ganze Projektlaufzeit gestellt werden. (Abb. 6) Trotz-
dem sollte noch ausreichend Verhandlungsspielraum
vorhanden sein, damit die Interessen der Betroffenen
bei der Verhandlung der Ziele und der entsprechen-
den Maßnahmen wirklich einfließen können.

Wenn bereits bei der Vorprüfung festgestellt wurde,
dass eine Vielzahl und /oder sehr unterschiedliche bzw.
gegensätzliche Interessen miteinander in Einklang zu
bringen sein werden, und somit das Konfliktpotenti-
al hoch ist, sollte die Förderung zunächst nur für den
Prozess der Zielentwicklung mit den Betroffenen
beantragt werden. (Abb. 6) Erst danach ist genauer
zu erkennen, welche Ziele, in welchen Schritten rea-
lisierbar, welche Maßnahmen umsetzbar sein wer-
den und mit welchem Verhandlungsaufwand zu rech-
nen ist. 

Je größer das Konfliktpotential ist und je mehr un-
terschiedliche Interessen unter einen Hut zu bringen
sind, desto wichtiger ist dieser Spielraum. Die Praxis
der erfolgreichen Projekte zeigt, dass oft auch ein
kleines, erfolgversprechendes  Teilprojekt die Tür für
ein größeres öffnet, das zunächst noch vor unüber-
windbaren Barrieren schien.

2.2 In der Phase der Projektdurchführung
heißt Management: verhandeln - 
planen - probieren - beobachten - 
korrigieren

In der Phase der Projektdurchführung stehen vier
Managementaufgaben im Vordergrund: 
• Zielvereinbarungen verhandeln
• Projektorganisation aufbauen
• Maßnahmen planen – Aktions- und Arbeitspläne

erstellen
• Projektaktivitäten durchführen
• Abläufe und Wirkungen beobachten
Die Aufgaben sind nicht in einer strikten zeitlichen
Reihenfolge zu sehen. Gerade die ersten drei erfol-
gen meist parallel, sobald das Projekt startet.

Viele Schritte greifen ineinander, um diese Manage-
mentaufgaben in der Projekt-Durchführung umzu-
setzen, wie in Abbildung 7 dargestellt ist. Sie sind
zwar alle auf den Fortschritt des Projektes gerichtet,
erfolgen aber wiederholt, wenn sich „Sand im Ge-
triebe“ zeigt.

Nur wenige Menschen akzeptieren einfach, was an-
dere ihnen vorschlagen,  insbesondere, wenn diese
Vorschläge eine Änderung bisheriger Arbeitsge-
wohnheiten (Wasser- und Bodenverbände, Landwir-
te, …), Nutzungen (Reiter, Segler, …) oder ihre wirt-
schaftliche Existenz (Land-, Forstwirtschaft, Fi-
scherei,…) betreffen. Wenn es aber gelingt, mit
den Betroffenen Einigkeit über die Bewertung der
Ausgangssituation herzustellen, fällt der nächste
Schritt – Ziele für Veränderungen zu formulieren –
schon leichter. 

Je gröber die Ziele formuliert sind, desto leichter ist
der Konsens zu erreichen. Daher sind die Eini-
gungschancen bei Leitbildern noch relativ groß.
Schwieriger wird die Verhandlung von konkreten
Zielen bzw. den Maßnahmen, die umgesetzt werden
sollen. Somit ist es wichtig, eine möglichst unstritti-
ge gemeinsame Basis herzustellen und darauf auf-
bauend, mit den jeweiligen Interessengruppen – ein-
zeln – die Streitpunkte abzuarbeiten, bis klar ist, was
wie verändert werden soll.
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Abbildung 6

Projektskizze fertig stellen und/oder An-
trag auf Förderung formulieren, als dritter
Schritt in der Phase der Projektvorbereitung



Für die Durchführung sollte eine klare Strategie
entwickelt werden, bei der die Betroffenen einbezo-
gen werden. Dabei steht die Frage im Vordergrund,
wie die naturschutzfachlichen Maßnahmen durchge-
führt werden können, um die Skepsis oder Ableh-
nung der Betroffenen eher zu verringern als aufzu-
bauen. Mit Test-Maßnahmen haben sich manche
Projekte die Akzeptanz der Betroffenen geschaffen.
Zunächst wurden nur kleine Teilstücke „auf Probe“
umgewandelt, und von den Projektbeteiligten und
Betroffenen die Ergebnisse beobachtet und ausge-
wertet. Daraus entwickelte sich die Bereitschaft auch
größere Veränderungen mitzutragen.

Klare Vereinbarungen zwischen den Projektbetei-
ligten ermöglichen die Maßnahmen mit weniger –
oder im besten Fall – mit gar keinem Widerstand
durchzuführen. Störungen sind hier wertvolle Hin-
weise, wo Vereinbarungen noch nicht tragfähig sind.
Ein unklares Ja, eine fehlende Zusage oder wech-
selnde Verhandlungspartner sind kleine Anzeichen
für Störungen. Das Projektteam sollte genau hin-
hören und mit echtem Interesse nachfragen, bis die
Hindernisse herausgefunden sind. Wertschätzung
auch denjenigen gegenüber, die anders denken und
andere Interessen haben, ist der Motor, der die Kom-
munikation mit ihnen in Gang hält und am Ende
doch noch zu Vereinbarungen führen kann.

In der Projektstruktur sollten die Beteiligten und
Betroffenen angemessen integriert sein. Sie können
in Arbeitsgruppen, Beiräte, beratende oder entschei-
dende Gremien eingebunden werden bzw. über „ent-
liehene“ Mitarbeiter.  Die Trägerschaft des Projektes
nimmt dabei eine zentrale Rolle ein. Ob Betroffene
die Projektziele unterstützen oder ihnen Widerstand
entgegenbringen werden, hängt in vielen Projekten

davon ab, welche Institution die Trägerschaft oder
Federführung übernimmt. (z.B. ein örtlicher Verein,
das Amt für ländliche Räume, die untere Natur-
schutzbehörde, …) 

Auch der Informationsfluss innerhalb des Projektes
und die Öffentlichkeitsarbeit sollten vom Projekt-
team aktiv und bewusst gestaltet werden. Öffentlich-
keitsarbeit umfasst hier zum Einen den gezielten
Aufbau und die kontinuierliche Pflege von Bezie-
hungen zur regionalen Presse. Journalisten sind die
erste Zielgruppe in der Öffentlichkeit. Wenn es ge-
lingt, sie an interessanten Orten zu einem spannen-
den Erlebnis zusammenzubringen, an denen sie gute
Bilder machen können und kurze knackige Informa-
tionen erhalten, werden sie dies auch weitervermit-
teln. (Ochsen„abtrieb“ von einer Naturschutzinsel
per Fähre, Froschtransport über die Straße mit Schul-
kindern, …) Zum anderen umfasst Öffentlichkeitsar-
beit das ganze Informationsmanagement mit dem
Umfeld des Projektes. Dazu gehört jede Veranstal-
tung, jeder Termin, jede Aktion (Gespräche mit Spa-
ziergängern bei einer Seeadlerwache an einem ge-
sperrten Waldweg, …), die von Menschen im Um-
feld des Projektes wahrgenommen wird. Die klassi-
schen Papiermedien (Flyer, Broschüren, …) bilden
die Grundlagen, die auf Zielgruppen und Anlässe zu-
geschnitten sein sollten. 

Die Projektsteuerung erfordert von der Projektlei-
tung, nicht nur Aufmerksamkeit für die Erarbeitung
eines Zieles und der entsprechenden Durchführung,
sondern auch, den Verlauf und die Wirkungen des
Projektes genau zu beobachten. Der Weg entsteht im
Gehen: Auf der Basis dieser Beobachtungen werden
die Ziele, Maßnahmen und die Kommunikation mit
den Beteiligten, den Betroffenen und dem Umfeld
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Abbildung 7

Schritte in der Phase der Projektdurchführung, die auf den Projektfortschritt gerichtet sind. Sie sollten aber mehr-
fach erfolgen, wenn sich „Sand im Getriebe“ zeigt



angepasst. Vorraussetzung ist, den Projekterfolg und
auftauchende Risiken laufend abzuschätzen.

Dazu werden zum Einen die Abläufe überprüft, ob
sie in bezug auf Zeiten und Ressourcen so erfolgen,
wie  geplant. (Abb. 8) Verzögerungen geben Hinwei-
se auf mögliche Risiken. Die Analyse dieser Störun-
gen ermöglicht rechtzeitiges Gegensteuern. Dabei
kommt es nicht darauf an, Veränderungen im Ver-
gleich zur Planung zu vermeiden, sondern rechtzei-
tig ihre Ursachen und Auswirkungen zu beurteilen,
um sie zu nutzen, die Planung anzupassen oder wie-
der in Verhandlung mit dem Auftraggeber zu treten. 

81

Zum Anderen werden die Wirkungen beobachtet,
die das Projekt hervorruft. Und zwar bei denen, die
mitarbeiten, beteiligt oder betroffen sind, wie auch in
den Medien oder dem Projektumfeld. (Abb. 8) Bei
der Informationssammlung zu den gewünschten und
unerwünschten, den positiven und negativen Wir-
kungen, können alle einbezogen werden, die zum
Projekt dazu gehören. Gerade hier gilt wieder: Es
sind auch „fremde“ Stimmen gefragt, neben der Mei-
nung und Einschätzung im Projektteam und den en-
geren Beteiligten. 

Wer an der Entscheidung für das weitere Handeln be-
teiligt wird, hängt von der konkreten Struktur des
Projektes ab. 

2.3 In der Abschlussphase des Projektes
wird die nachhaltige Wirkung 
abgesichert

Die Absicherung der nachhaltigen Wirkung beginnt
nicht in dieser Phase, sondern wird jetzt konkret um-

gesetzt. Die Grundlagen reichen bis in die Vorprü-
fung zurück, in der das Projekt von Anfang an so
„gestrickt“ wurde, dass es Aussichten auf Erfolg hat
und Akzeptanz findet. Entscheidend ist dabei, welche
Erfahrungen die Menschen im Umfeld mit dem Pro-
jekt gemacht haben. Sie tragen dazu bei, ob die Ver-
änderungen „überleben“ werden, wenn das Projekt-
team sich zurückzieht, oder ob alles so schnell wie
möglich wieder zurückgedreht wird. Hier zeigt sich
ob sich die Betroffenen „über den Tisch gezogen“
fühlen, oder ob Partnerschaften entstanden, in denen
befriedigende Vereinbarungen erreicht wurden.

In der Abschlussphase wird 
• die Kostendeckung für Nachfolge- und Erhal-

tungsmaßnahmen gesichert,
• die Nachfolgeorganisation aufgebaut, bzw. vorbe-

reitet und 
• werden die Lernerfahrungen aus dem Projekt zu-

sammengefasst.

Das Management achtet darüber hinaus darauf,
dass die positiven Wirkungen aus der Projektlaufzeit
mit dem Projekt in Verbindung gebracht werden.
Dies ist eher eine Fortsetzung der bisherigen Netz-
werk- und Öffentlichkeitsarbeit, als ein eigener Schritt.
Sie dienen zum Abschluss des Projektes dem Ziel,
dem Fortbestand der Projektwirkungen den Boden zu
bereiten.

So wie in einem kooperativ angelegten Projekt mit
den Beteiligten und Betroffenen eng zusammen ge-
arbeitet wird, sollte auch die Übergabe an die Nach-
folgeorganisationen gemeinsam mit ihnen gestaltet
werden. Die Kontakte, das Know How, die Umgangs-
formen aller Beteiligten miteinander – also die
Kommunikationskultur, die im Projekt entstanden ist
und sich bewährt hat, muss eine Chance auf das Wei-
terleben erhalten und kultiviert werden. Denn das
Kapital in einem kooperativen Naturschutzprojekt
sind funktionierende Beziehungen und die Vertrau-
ensbasis zwischen anfänglich unbekannten, distan-
zierten, skeptischen oder sogar verfeindeten Grup-
pierungen. Dies gilt es abzusichern.

3. Kooperatives Management braucht 
professionelle Kommunikation

Es wird deutlich, dass kooperatives Management
von der Projektleitung und den Projektangehörigen
nicht nur naturschutzfachliches Know How erfordert.
Fähigkeiten als Brückenbauer in der Verständigung
unterschiedlichster InteressenträgerInnen, als Verhand-
lungsleiterInnen, StrategInnen und PlanerInnen sind
gefragt. 

Wesentliche kommunikative Hilfsmittel dabei sind 
• Workshops, in denen Konzepte erarbeitet, Lö-

sungen entwickelt und Probleme bearbeitet wer-
den. Dafür wird das methodische Handwerkszeug
der Moderation und die Kompetenz zur wert-
schätzenden Gesprächsleitung gebraucht.

Fragen zur Ablauf- und Wirkungsbeobachtung

• Wie laufen die Arbeiten im Vergleich mit 
der Planung ab? (Qualität, Kosten, Verände-
rungen, Ursachen, Folgen, …)

• Welche Wirkungen der Projektarbeit sind 
entscheidend für den Erfolg?

• Welche sind beabsichtigt, unbeabsichtigt, 
erwartet, überraschend?

• Welche Wirkungen tragen besonders zur 
Akzeptanz bei? Bei welchen Gruppen?

• Welche Wirkungen wurden für die projekt-
interne Zusammenarbeit angestrebt?

• Welche wurden für die Zusammenarbeit mit
dem Projektträger angestrebt?

• Welche Wirkungen sind besonders kritisch?
Bei welchen Gruppen?

• …

Abbildung 8

Fragen zur Ablauf- und Wirkungsbeobachtung



• Visualisierungen, mit denen komplexe Sachver-
halte einfach und übersichtlich dargestellt werden.
Die Visualisierung hilft, den Diskussionsverlauf
in Workshops, bei Info-Veranstaltungen und auch
in Gesprächen für die Beteiligten „auf den Punkt“
zu bringen. Dabei sind Kompetenzen in der Prä-
sentation wie auch in der Moderation hilfreich.

• Dokumentationen von allen wesentlichen Ge-
sprächen mit Vereinbarungen und den wichtigsten
Inhalten, den TeilnehmerInnen, Datum, Ort. Mit
Hilfe der Dokumentationen wird der Informati-
onstransfer innerhalb des Projektes gesichert. Wer
muss was von wem wissen? – ist hierbei die
Schlüsselfrage. So viel wie nötig, und so wenig
wie möglich, damit die Akteure eingebunden blei-
ben, die beteiligt oder betroffen sind. Trotzdem
werden schriftliche Dokumentationen die persön-
lichen Kontakte nicht ersetzen. Häufig ist die An-
wesenheit eines Arbeitskreisvertreters in einem
anderen wirkungsvoller, als die Verschickung der
Protokolle an alle Mitglieder. Dokumentation bil-
det auch die Grundlage für die Beobachtung der
Abläufe und Wirkungen und sichert, dass bei ei-
nem Personenwechsel die Kontinuität gewahrt
bleibt.

• Feedback der Beteiligten untereinander. Feedback
meint, dass immer wieder Bilanz gezogen wird:
Wie arbeiten wir zusammen? Was läuft gut? Wo
hakt es? Je ehrlicher und direkter dies erfolgt, da-
bei aber mit Wertschätzung des Gegenübers, desto
größer ist die Entwicklung im Projektteam und
seiner Umgebung. 

Ausreichend Ressourcen für die oben angeführten
Kommunikationsaufgaben in den Projektumfang
einzuplanen und die notwendigen finanziellen Mittel

dafür einzuwerben, ist die Grundlage, damit Koope-
ration gelingen kann. Wenn die Mittel nicht ausrei-
chen, bleibt nur, das Ziel niedriger zu stecken. Es ist
sinnvoll für das Projektteam ausreichend Zeit und
Mittel zur Weiterbildung einzuplanen und auch für
Beratung von außen in kritischen Phasen (Beginn,
Krisen, Abschluss). Wertvolle Unterstützung können
sich auch Projekte untereinander geben, wenn sie ih-
re Erkenntnisse untereinander austauschen.

4. Werkzeuge und Methoden für 
kooperatives Management

Es steht eine Vielzahl von bewährten und hilfreichen
Instrumenten aus dem Projektmanagement, der Mo-
derationsmethode und der Planungstechnik für Ge-
spräche, Verhandlungen, Planungen, Beobachtungen
zur Verfügung.

Sie können dem einzelnen Projektmitarbeiter helfen,
seine Überlegungen zu strukturieren. Insbesondere
aber haben sie sich für die Diskussion mehrerer Men-
schen bewährt. Sie bieten das Instrumentarium, mit
dem sie zielgerichtet und effektiv miteinander arbei-
ten können und am Ende ein greifbares Ergebnis
buchstäblich vor sich sehen.

Hier sind mit den folgenden Beispielen vier Instru-
mente aufgeführt: Mindmap, Zielbaum, Analysema-
trix und Planungsmatrix. 

Alle Instrumente eignen sich als Strukturierungshil-
fe für eine Diskussion, sie entstehen also erst wäh-
rend diskutiert wird. Dabei übernimmt eine/r aus der
Runde das Schreiben mit einem dicken Filzstift (Mar-
ker) an einem großen Plakatpapier, in ganz kleinen
Runden notfalls auch auf einem Din A3 Papier in der
Mitte auf dem Tisch. 
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Abbildung 9

Gedankenlandkarte/mind map, am Beispiel einer ersten Sammlung zu Beginn eines Naturschutzvorhabens in einem
Naturpark



Jede Visualisierung, die in dieser Art simultan zum
Gespräch erfolgt, vermindert die „Schleifen“ und
Wiederholungen im Gespräch und diszipliniert eine
Gruppe am Thema zu bleiben, unmerklich und ohne
erhobenen Zeigefinger. 

Außerdem können in diese Form auch Inhalte und
Ergebnisse präsentiert werden. Die handschriftlichen
Plakate zeigen, dass der Präsentationsinhalt noch
nicht „festgeschrieben“ ist. Eine Wirkung, die spezi-
ell in skeptischen Gruppen manchem Widerstand
vorbeugt und Verhandlungsbereitschaft auch zwi-
schen den Zeilen erkennbar macht.

Die Mindmap oder Gedankenlandkarte (Abb. 9)
einfaches Instrument, um ohne großen Gliederungs-
druck zunächst einmal viele unterschiedliche Gedan-
ken und Assoziationen zu einem Thema zu sammeln.
In die Mitte wird das Thema geschrieben und ansch-
ließend Äste und Zweige aus Gedanken und Ideen
gebildet. Die Gruppe kann jederzeit ergänzen und es
entsteht fast wie von selbst eine erste grobe Gliede-
rung. Jeder Ast bietet die Ansatzpunkte und das
Teilthema für eine nachfolgende Diskussion.

Der Zielbaum (Abb. 10) gibt einer Ziel-Diskussion
eine Struktur. Schnell wird deutlich, wie die einzel-
nen Ziele zusammenhängen, wo noch etwas offen ist,
oder die Logik noch nicht stimmt. 
• Die oberste Ebene – in der Wolke – beschreibt das

Leitbild. Hier für eine Region. 
• Darunter steht das Projektziel, mit dem das Pro-

jekt dazu beitragen will, dass das Leitbild Wirk-
lichkeit wird.

Die drei Ebenen darunter beschreiben (von oben
nach unten) 
• die Unterziele, die auf dem Weg zum Projektziel

erreicht werden müssen
• die Ergebnisse, die zu den Unterzielen führen und
• die Indikatoren, an denen abzulesen ist, ob ein Er-

gebnis erreicht wurde.
Der Zielbaum hilft, die Ziele konkret, nachvollzieh-
bar und nachkontrollierbar zu formulieren. 

Die Analysematrix (Abb. 11) strukturiert eine Dis-
kussion um ein Problem. Zunächst muss das Problem
genau und konkret beschrieben werden. Danach wer-
den die Ursachen und Wirkungen aufgelistet, die das
Problem hat. Erst wenn sich die Gruppe im Klaren
ist, wie der erwünschte Zustand aussieht, werden
Schritte und Maßnahmen dahin überlegt. 

Mit dieser Struktur vermeidet ein Gruppe Diskussio-
nen, die sich „im Kreis drehen“ und kann einfacher
und fundierter die Vereinbarungen  treffen: „Wer
macht jetzt was, bis wann“.

Der Aktionsplan (Abb. 12) ist ein Schlüsselinstru-
ment zur Projektplanung. Alle Aktionen in einem be-
stimmten Zeitraum (1/2 oder 1 Jahr) werden in der
linken Spalte aufgeschrieben und durchnummeriert.
Dabei werden nachgeordnete Einzelschritte durch die
Ziffern nach dem Punkt deutlich gemacht. Die Zif-
fern können dann bei Arbeitsplanungen im Detail
wieder aufgegriffen werden. 

Wichtig ist in dieser Auflistung, dass das Ergebnis
und die Besonderheiten bereits hier mitdiskutiert
werden. Insbesondere in der letzten Spalte werden
Risiken, die erkennbar sind, genannt und gegebenen-
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Abbildung 10

Seminarbeispiel für einen Zielbaum



falls Gegen-Maßnahmen gleich festgehalten. Akti-
onspläne dienen später als Grundlage der Wirkungs-
Beobachtung. An ihnen kann gemessen werden, ob
die Wirkungen (Ergebnisse) erreicht wurden.

Zum Schluss

Die hier aufgeführten Instrumente bieten einen
Handwerkskasten mit Anregungen für das Manage-
ment ganz unterschiedlicher Naturschutz-Projekte.
Jedes Projekt ist wieder neu, ein Abenteuer mit un-
klarem Ausgang, in dem die ProjektmitarbeiterInnen
vor der Herausforderung stehen, ihren eigenen Weg
zu (er-)finden. Das Instrumentarium zum Manage-

ment für Akzeptanz stellt einen roten Faden zur Ver-
fügung, der Projektakteuren immer wieder hilft, die
Richtung neu zu bestimmen.

Detaillierter sind die Phasen, Schritte, Management-
aufgaben, Methoden und Instrumente im „Leitfaden
für das Management kooperativer Naturschutzpro-
jekte“ dargestellt. Die Autorinnen haben in Zusam-
menarbeit mit zahlreichen PraktikernInnen aus erfol-
greichen großen und kleinen Naturschutz-Projekten
die aktuellen Erkenntnisse zum Vorgehen in einem
kooperativ angelegten Naturschutzprojekt zusam-
mengefasst. 
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Abbildung 11

Seminarbeispiel für die Problemanalyse in Form einer Analysematrix

 
 

 
 

 

 

  

 

 

 
 

    
 

 

 
 

 
 

    
 

Abbildung 12

Ausschnitt aus einem umfangreichen Aktionsplan, der für eine Amphibienschutzkampagne erarbeitet wurde



Der Leitfaden gibt Orientierung und Anregungen für
den Aufbau eines kooperativen Naturschutzprojektes.
Er wendet sich an Einzelpersonen und Personen-
gruppen, die Projekte initiieren, leiten, darin mitar-
beiten oder auch durch ihre Projektförderung unter-
stützen und besteht aus drei großen Teilen: 
• Eine ausführliche Darstellung der Phasen, Schrit-

te und Aufgaben in einem Naturschutzprojekt mit
vielen kleinen Beispielen und Übersichten,

• Differenzierte Checklisten mit Fragen zu allen
Projekt-Phasen, die als Diskussionsgrundlage und
zur Standortbestimmung nützlich sind,

• Eine umfangreiche Zusammenstellung des Instru-
mentariums und der Methoden für die planeri-
schen und kommunikativen Aufgaben eines Pro-
jektes, jeweils mit Bildern anschaulich und an-
wendungsorientiert dargestellt. 

Alle drei Teile ergänzen sich, können aber auch für
sich allein genutzt werden. 
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„Mein Haus steht unter Denkmalschutz,
in meinem Garten steht ein Naturdenkmal,
mit meinem Hof bin ich im Landschaftsschutzgebiet,
mein Wald untersteht der Schutzwaldsanierung,
meine Alm liegt im Nationalpark,
auf dem Weg zu meinen Weideflächen gehe ich
durch FFH-Gebiete,
leben tu’ ich im Biosphärenreservat …
und eigentlich ist es doch nur meine Heimat.“

1. Öffentlichkeitsarbeit für den Naturschutz,
warum?

Der direkte Bezug zur Natur ist dem modernen
„Medienmenschen“ in der heutigen Informationsge-
sellschaft vielfach verloren gegangen. Gerade aus
diesem Grunde kommt den Medien bei der Bericht-
erstattung über umweltrelevante Themen eine zuneh-
mend verantwortungsvollere Aufgabe zu. Repräsen-
tative Umfragen bestätigen, dass das Thema „Natur-
schutz“ in der Bevölkerung Deutschlands nach wie
vor ein hohes Ansehen genießt. Mit der zunehmenden
Komplexität und dem wachsenden Gefahrenpotential
der verschiedenen Umweltproblematiken hat der Na-
turschutz jedoch in zunehmendem Maße Schwierig-
keiten, seine Ziele und Ideale auf allgemein verständ-
liche Art und Weise in die Gesellschaft zu tragen,
und die Bevölkerung zu einem Engagement für den
Natur- und Umweltschutz zu motivieren. Mit der Be-
richterstattung über globale Umweltproblematiken
ebenso wie über konkrete lokale oder regionale Maß-
nahmen haben die Medien bereits entscheidend zur
ökologischen Sensibilisierung der Bevölkerung bei-
getragen. Dennoch klafft bis heute noch eine große
Lücke zwischen dem Umweltbewusstsein auf der ei-
nen Seite und der konkreten Handlungsbereitschaft
andererseits. Das eigene Handeln basiert auf der er-
folgreichen Identifikation mit unserem Lebensraum
sowie auf dessen Kenntnis und Wertschätzung. Hier-
zu sind wiederum ausreichende und fundierte Infor-
mationen und Erfahrungen notwendig. Bis heute ha-
ben sich diese Grundvoraussetzungen jedoch nicht
vollständig in der Bevölkerung etablieren können.
Die logische Folge ist ein fehlendes Verständnis so-
wie die schwindende Akzeptanz bei der Umsetzung
von Programmen und Konzeptionen des Naturschut-

zes. Mit diesem zentralen Problem des globalen An-
spruchs und der lokalen Umsetzung hat auch der Na-
tionalpark Berchtesgaden zu kämpfen. 

Der Naturschutz hat ganz offensichtlich ein „Kom-
munikationsproblem“, denn die Themen und die ge-
wählten Darstellungsformen, mit denen der Natur-
schutz an die Öffentlichkeit tritt, erreichen die Be-
völkerung nur schwer und vielfach missverständlich.
In den Medien dominiert vorrangig negatives, mit
mortalen Assoziationen arbeitendes Vokabular (z.B.
„Artentod“, „Waldsterben“), das einer positiven Her-
angehensweise vorgezogen wird. 

Um dieser Entwicklung in Zukunft besser entgegen-
treten zu können, scheint es angebracht, dass der Na-
turschutz seine bisherige Vorgehens- und Verhaltens-
weisen kritisch hinterfragt. Als Grundlage dazu dient
in erster Linie die Evaluierung von Inhalt und Form
der Präsentation eigener Ziele und Konzepte in der
(lokalen) Öffentlichkeit, vor allem jedoch die Erfas-
sung sowie die Analyse der Themen und Darstellungs-
formen, mit denen der Naturschutz in die Öffentlich-
keit tritt. 

2. Das Dilemma der 
„Non-Profit“-Organisationen

Die Umwelt ist ein öffentliches Gut. Jeder nutzt sie,
keiner will aber dafür einen Preis zahlen. In der Regel
übersteigt der individuelle Nutzen den auf das Indi-
viduum direkt zurückfallenden Anteil des Schadens,
auf den ersten Blick zumindest.

Der Zwang zur professionellen Kommunikation macht
somit auch vor „Non-Profit“ Organisationen nicht
Halt. Public Relations (PR) haben die Aufgabe, bei
allen möglichen oder potentiellen Zielgruppen eine
positive Grundstimmung gegenüber dem von ihr ver-
tretenen Unternehmen, der Partei oder Institution zu
erzeugen. Damit soll letztlich die PR-treibende In-
stanz in die Lage versetzt werden, ihre Interessen und
Ziele durchzusetzen. 

Die Umwelt-PR setzt andere Akzente: Hier geht es
nicht allein darum, Widerstände der direkt relevanten
oder potentiellen Publika zu überwinden, so dass die
Unternehmung oder Institution ihre Ziele ungestört
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verfolgen kann. Die Absicht geht noch darüber hin-
aus: Umwelt-PR weist eine deutlich handlungsorien-
tiertere Komponente auf. Letztlich ist das Ziel, dass
die Adressaten kommunaler Umweltkommunikation
sich nachdrücklich und aktiv für die kommunalen Zie-
le einsetzen. Das Thema „Umwelt“ berührt eine an-
dere Wertebene als viele herkömmliche PR-Themen. 

3. Die Bedeutung wirksamer Umwelt-PR 
im Nationalpark Berchtesgaden

• Umwelt-PR gewährleistet den Informationsfluss
zwischen der Nationalparkverwaltung und den
Bürgern. Der Nationalpark kann den Bürgern ver-
mitteln, was er tut und aus welchen Motiven her-
aus er handelt. Durch eine direkte Beteiligung der
Bürger an den Belangen des Nationalparks kann
Akzeptanz für die unterschiedlichen Projekte er-
reicht, oder sogar die Unterstützung der lokalen
Bevölkerung gewonnen werden.

• Der Nationalpark kann helfen, komplexe Umwelt-
problematiken, welche die Bürger in ihrer Viel-
schichtigkeit oftmals überfordern, konkret in der
Praxis zu erläutern. So kann der Umgang mit Um-
weltproblematiken vereinfacht werden, und die
Bürger entwickeln in der Regel eine größere Be-
reitschaft, sich intensiver mit der Natur auseinan-
derzusetzen. 

• Nicht zuletzt soll Umwelt-PR die Betroffenen mo-
tivieren, und sie in den Umweltschutz mit einbin-
den. Persuasive Kommunikation ist in diesem Fall
durchaus zulässig, gerechtfertigt durch die demo-
kratische Verankerung der Umweltgesetzgebung
im Grundgesetz. 

4. Der Nationalpark Berchtesgaden im Spiegel
der lokalen Printmedien

Voraussetzung für eine erfolgreiche Presse- und Öf-
fentlichkeitsarbeit ist die Ausarbeitung  eines detail-

lierten, individuellen PR-Konzeptes. Grundsätzlich
funktioniert Öffentlichkeitsarbeit nach dem sog.
„Regelkreis des Managements“ (Abb.1). 

Diese Schema schlüsselt das Vorgehen bei der Er-
stellung eines PR-Konzeptes von den Vorüberlegun-
gen bis hin zur Erfolgskontrolle der erfolgten Maß-
nahmen auf. Angewendet auf den Nationalpark Berch-
tesgaden bedeutet das:

1. Zu Beginn einer jeden Ausarbeitung eines PR-
Konzeptes steht die aktuelle Standortbestimmung,
die Feststellung und Analyse der derzeitigen Si-
tuation („IST-Analyse“). In dieser Phase werden
sowohl die positiven Inhalte als auch die Defizite
der Pressearbeit herausgestellt und bewertet.1)

2. Anschließend müssen die Ziele, welche durch
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit erreicht werden
sollen, formuliert werden („SOLL-Analyse“). 

3. Diese Zielsetzungen und mögliche Maßnahmen
zur Durchführung müssen auf Übereinstimmung
mit den Naturschutzzielen des Nationalparks hin
untersucht werden (zum Beispiel unter Berück-
sichtigung der Vorgaben des Nationalpark-Plans).
Diese Kongruenz ist von großer Bedeutung für
den Erfolg der Arbeit und unabdingbare Voraus-
setzung für die Glaubwürdigkeit der Organisation. 

4. Die geplanten Maßnahmen sind zudem daraufhin
zu überprüfen, ob sie tatsächlich den unter Punkt 2
genannten Zielsetzungen entsprechen.

5. Nach der Umsetzungsphase muss evaluiert werden,
ob die durchgeführten Maßnahmen tatsächlich die
eingangs formulierten Ziele erreicht haben (Er-
folgskontrolle). 

6. Gegebenenfalls sind die Ziele neu zu überdenken
oder es sind neue Strategien zur Umsetzung zu ent-
wickeln. 

7. Damit schließt sich der Regelkreis, das System
kontrolliert sich selbst auf Funktionalität. 
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Nach diesem Schema kann Umwelt-PR ihre volle
Wirkung entfalten und die gewünschten Erfolge er-
zielen. 

In der Praxis bedeutet das:
Nach der IST-Analyse muss sich die Nationalpark-
verwaltung im nächsten Schritt Klarheit darüber ver-
schaffen, wer die Zielgruppe(n) der PR-Aktionen
sein soll(en). Hierfür kommen verschiedene Gruppen
in Frage:
1. Die einheimische Bevölkerung
2. Kinder allgemein
3. Naturschutzinteressierte
4. Touristen
5. Forscher /Akademiker

Dabei ist es von großer Bedeutung, die konkreten
Kommunikationsziele so exakt wie möglich festzule-
gen. Die zentrale Fragestellung dabei ist, welche Ziel-
gruppe auf welches Verhalten hingewiesen werden
soll, und welche Informationen vermittelt werden.
Wird auf diese detaillierten Vorgaben verzichtet, blei-
ben die Kommunikationsinhalte vage. Wichtig ist da-
bei auch, nicht nur auf Ge- oder Verboten zu beharren,
sondern alternative Verhaltensweisen aufzuzeigen.
Vorbildlich arbeitet diesbezüglich das Steinadlerpro-
jekt unter der Leitung von Dipl. Biologe Ulrich Bren-
del. Die Informationen über aktuell besetzte Steinad-
lerhorste werden zum Beispiel an den Deutschen
Hängegleiterverband (DHV) und die Bundeswehr
weitergegeben. Auf Grundlagen dieser Informatio-
nen werden alternative Flugrouten ausgearbeitet, um
den Tieren ein möglichst störungsfreies Brutgeschäft
zu gewährleisten. Kooperation statt Konfrontation
lautet hier die Devise im Naturschutz, um Naturnut-
zern und Naturschützern gleichermaßen Rechnung
zu tragen.    

Des weiteren muss Klarheit darüber bestehen, wel-
cher SOLL-Zustand durch die unterschiedlichen PR-
Aktivitäten herbeigeführt werden soll, also die ge-
nauen Ziele der Umwelt-PR. Diese können beispiel-
haft sein: Steigerung der Akzeptanz des National-
parks in der lokalen Bevölkerung, eine effizientere
touristische Vermarktung, die vermehrte Einbindung
der jüngeren Generationen in die Belange des Natur-
schutzes oder die Steigerung der Teilnehmerzahlen
des Wanderprogramms. 

Im Anschluss erfolgt die Definition und Ausarbei-
tung des Weges, auf dem die formulierten Ziele er-
reicht werden sollen. Hier werden verschiedene Stra-
tegien, Taktiken, Methoden und Interventionstechni-
ken entwickelt. Wirksame Mittel können beispielhaft
sein: Werbung in den lokalen Medien, die regel-
mäßige Pflege des Presseverteilers, Durchführung
von Presseveranstaltungen und Aktionsprogrammen,
Zugänglichkeit der Forscher-Leiterrunden für die Öf-
fentlichkeit, ein umfangreicheres Kinderprogramm
oder die Steigerung der qualitativen und quantitati-
ven Präsenz in den (lokalen) Medien.  

Die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit sollte sich am
Schema in Abb. 2 orientieren, um größtmögliche Ef-
fizienz zu erreichen. Besondere Bedeutung kommt
dabei der Bereitstellung von vielseitigen Handlungs-
und Verhaltensangeboten zu (s.o.). Auf diese Weise
können Rückkopplungen zwischen der Nationalpark-
verwaltung und den Zielgruppen der PR-Aktivitäten
geschaffen werden. Die Inhalte der PR fungierten in
diesem Fall als eine Art Kontroll- und Motivations-
mechanismus. 

5. Die „IST-Analyse“ im Nationalpark 
Berchtesgaden 
(Auszüge aus der Diplomarbeit)

Ziel der Diplomarbeit zum Thema „Der Nationalpark
im Spiegel der lokalen Printmedien – Eine inhalts-
analytische Untersuchung am Beispiel der Berichter-
stattung des Berchtesgadener Anzeigers“ war die
Evaluierung der Art und Weise, in welcher der Na-
tionalpark Berchtesgaden im lokalen Printmedium
(„Berchtesgadener Anzeiger“) dargestellt wird. Dabei
wurden in einem relativ neuen Problemfeld empiri-
sche Basisdaten erfasst. Die Untersuchung hat somit
in erster Linie explorativen Charakter, da eine syste-
matische Aufarbeitung und Auswertung der Presse-
artikel über den Nationalpark Berchtesgaden bisher
noch nicht stattgefunden hat. Methodisch basierte die
Untersuchung auf einer quantifizierenden, empiri-
schen Inhaltsanalyse, welche das Untersuchungsma-
terial (Zeitungsartikel) auf wesentliche formale und
inhaltliche Merkmale hin untersucht. Für die Inhalts-
analyse wurde der Zeitraum von 1990 bis 2001 aus-
gewählt, da die Berichterstattung über den National-
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Abbildung 2

Umwelthandeln als Teilbereich einer PR-Konzeption



park nach Angaben der Nationalparkverwaltung seit
1990 lückenlos im Pressearchiv dokumentiert ist. 

Leider war es auf der gegebenen Datengrundlage von
insgesamt 482 Artikeln nicht möglich, ein objektives
Bild der Qualität der Pressearbeit der Nationalpark-
verwaltung zu entwerfen. Pressemitteilungen, die im
Analysezeitraum von der Nationalparkverwaltung
herausgegeben wurden, sind in keinem Archiv zusam-
mengestellt worden. Aus diesem Grunde kann keine
gesicherte Bewertung der bisherigen PR-Arbeit ge-
troffen werden. Auch aus den Angaben der Autoren
in den Presseartikeln des Berchtesgadener Anzeigers
geht nicht in jedem Fall eindeutig hervor, wer den
Artikel verfasst hat. 

Auf Grundlage der Analyse kann somit lediglich das
Bild des Nationalparks analysiert und bewertet wer-
den, welches in den lokalen Printmedien dargestellt
wird. Wer für diese Art der Berichterstattung verant-
wortlich ist, kann nicht zurückverfolgt werden. Die
Untersuchung entspricht somit der Ermittlung und
Bewertung des IST-Zustands, und bildet die Grund-
lage für weitere Schritte (vgl. Abb.1). 

Exemplarisch werden im Folgenden einige Schwer-
punkte der Untersuchung vorgestellt:

5.1. Jahreszeitliche Verteilung 
der Berichterstattung über den 
Nationalpark Berchtesgaden 

Grundvoraussetzung für erfolgreiche PR ist eine
kontinuierliche Pressearbeit, die eine möglichst hohe
Präsenz in den Medien gewährleisten soll. Bei der
Berichterstattung über den Nationalpark Berchtes-
gaden ist eine große prozentuale jahreszeitliche
Schwankung zu erkennen. Die meisten Artikel er-
scheinen in den Sommer- und Herbstmonaten, im
Winter wird der Nationalpark Berchtesgaden eher
selten im lokalen Printmedium thematisiert. Die Grün-
de dafür sind vielseitig:
1. In den Sommer- und Herbstmonaten ist im Berch-

tesgadener Land touristische Hochsaison, aus die-
sem Grunde werden hier verstärkt Aktionen (z.B.
im Rahmen des Wanderprogramms) angeboten,
die von den Medien thematisch aufgegriffen wer-
den. 

2. Diese sogenannten „bunten“ Themen werden von
der Presse in Zeiten des „Sommerlochs“ verstärkt
aufgegriffen, um Seiten zu füllen. 

3. Zahlreiche zoologische und andere Themen aus
dem Bereich Forschung stehen aufgrund der Wit-
terung eher in den wärmeren Jahreszeiten an. 

Ziel sollte es sein, die Berichterstattung über das ge-
samte Jahr hinweg relativ konstant zu halten, um
ständig in den lokalen Medien und damit auch bei
den Lesern präsent zu sein. Das Winter-Wanderpro-
gramm ist nahezu ebenso vielseitig wie im Sommer,
auch hier bietet sich eine verstärkte „Versorgung“ der
Redaktionen mit Pressemitteilungen an. Darüber hin-
aus gilt auch hier der Grundsatz: „Jedes Thema ist
nur so interessant, wie es dargestellt wird“. Gerade in
den „mageren“ Monaten bietet sich daher eine The-
matisierung von vermeintlich journalistisch weniger
attraktiven Bereichen der Aufgaben eines National-
parks an. 

5.2 Themen der Berichterstattung über
den Nationalpark Berchtesgaden 

Die Berichterstattung über den Nationalpark Berch-
tesgaden ist sehr vielseitig. Der Nationalpark präsen-
tiert sich in erster Linie mit „Nationalpark-internen“
Themen in der Öffentlichkeit (Abb. 4). Diese Tatsa-
che ist positiv zu bewerten, denn dem Leser wird auf
diese Weise die Möglichkeit gegeben, einen Blick
hinter die Kulissen der Nationalparkverwaltung zu
werfen (Transparenz). 

Durch eine regelmäßige Versorgung der lokalen Re-
daktionen mit stilistisch guten Pressemitteilungen
könnte die Medienpräsenz des Nationalparks quanti-
tativ und qualitativ weiter verbessert werden. 

Ein zweites, bedeutendes Standbein der Medienprä-
senz ist das „Programm“ des Nationalparks. Hier
wird der Leser über Veranstaltungen im Rahmen des
Wanderprogramms oder auch der Aktivitäten für
Kinder im Sachgebiet „Umweltbildung“ informiert.
Diese Veranstaltungen ermöglichen es Außenstehen-
den, einen Einblick in die unterschiedlichen Akti-
vitäten und Forschungsgebiete im Nationalpark zu
gewinnen und fördern i.d.R. das Verständnis und die
Unterstützung der Teilnehmer für die Belange des
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Abbildung 3

Jahreszeitliche Verteilung der Bericht-
erstattung über den Nationalpark Berch-
tesgaden im Berchtesgadener Anzeiger.
Dabei wurden die Monate den Jahreszeiten
wie folgt zugeordnet:  Frühjahr: März-Mai,
Sommer: Juni-August, Herbst: September-
November, Winter: Dezember-Februar.



Nationalparks. Auch das umfangreiche Angebot an
geführten Wanderungen zu unterschiedlichen thema-
tischen Schwerpunkten ist positiv zu bewerten. Bei
der Teilnahme ist der Leser nicht weiter ausschließ-
lich passiver Konsument der Berichterstattung über
den Nationalpark (wie in der Kategorie „National-
park-intern“), sondern ist zur aktiven Teilnahme auf-
gerufen. Enttäuschend ist allerdings der äußerst be-
grenzte Umfang der Berichterstattung über die The-
men, welche einen Nationalpark ausmachen (soll-
ten), z.B. der weite Bereich der „Forschung“. Einzig
das Sachgebiet „Zoologie“ ist  relativ häufig vertre-
ten. Alle weiteren zoologischen Forschungsprojekte
und -aktivitäten finden lediglich eine äußerst geringe
Berücksichtigung in der lokalen Presse. Dies ist si-
cher nicht ausschließlich mit der besseren „Medien-
eignung“ des Steinadlers zu begründen, der bedeu-
tende Faktor ist hier auch das Engagement der ein-
zelnen Forscher. Ein ansprechender Beitrag über ver-
meintlich unattraktivere Themen würde einen ebenso
positiven Anklang in der Leserschaft finden, wie ein
Artikel zum Steinadler. Hier kommt es allein auf das
Engagement des Autors sowie auf dessen schreiberi-
sche Qualitäten an (s.o.). Ebenso verhält es sich mit
den übrigen Forschungsbereichen am Nationalpark.
Die Sachgebiete „Planung“, „Botanik“, „Klimahy-
drologie“, „Forstbetrieb“ und „EDV“ finden kaum
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Abbildung 4

Themen der Berichterstattung über den Nationalpark Berchtesgaden 
Nationalpark-intern: nicht-öffentliche Veranstaltungen der Nationalparkverwaltung, Interna (z.B. Nationalpark-Plan,

Nationalpark-Dienst, Wald-Weide-Wild, Ehrungen)
Nationalpark-Programm: öffentliches Veranstaltungsprogramm der Nationalparkverwaltung, Umweltbildung (z.B. Wan-

derprogramm)
Veranstaltung/Ausstellung: nicht nationalparkrelevante Veranstaltungen im Nationalparkhaus (z.B. Kunstausstellungen, Le-

sungen)
Zoologie: Berichterstattung aus dem Sachgebiet Zoologie (z.B. Steinadlerforschung, Dreizehenspecht)
Werbung: Werbung für den Nationalpark (z.B. Sonderbriefmarken, Präsentation des Nationalparks auf ex-

ternen Messen)
BGL-intern: Artikel zum Biosphärenreservat, das über die Grenzen des Nationalparks hinausgeht
Forschung allgemein: Themen aus der Forschung im Nationalpark außer Zoologie (z.B. Botanik, Hydrologie, Klima-

tologie)
Internationaler Besuch: Visiten ausländischer Forscher im Nationalpark
Politik: vorrangig lokalpolitische Berichterstattung über den Nationalpark 

Berücksichtigung in den lokalen Medien. Durch die
Vernachlässigung dieser Bereiche wird der National-
park Berchtesgaden in der Öffentlichkeit auf ledig-
lich ein paar wenige, medienwirksame Sachgebiete
(Steinadlerprojekt, Umweltbildung) beschränkt. Den-
noch kommt der in großem Umfang betriebenen Um-
weltbildung im Nationalpark eine große Bedeutung zu. 

Die Umweltbildungsarbeit strebt die Sensibilisie-
rung, den Dialog und die unmittelbare Bildung
und Erfahrung am Natur- und Kulturraum, sowie
eine nachhaltige Anregung und Bekräftigung ent-
sprechender Werte und Verhaltensweisen an

(NP-Plan, 2002).

Kinder, ein häufiger Adressat der Umweltbildung im
Nationalpark, sind leichter durch verschiedene, sorg-
fältig ausgewählte Spiele für die Natur zu begeistern
als Erwachsene. Zudem sind die „Kinder von heute“
die „Naturschützer von morgen“, weshalb der Um-
weltbildung gerade bei einer Institution wie dem Na-
tionalpark eine besondere Bedeutung zukommt. 

Auffällig ist auch der vergleichsweise große Anteil
an Veranstaltungen, die keinen direkten Bezug zum
Nationalpark aufweisen. Der Nationalpark Berchtes-
gaden fungiert in diesen Fällen lediglich als Kulisse,
indem er seine Räumlichkeiten (z.B. Nationalpark-



haus, Klausbachhaus) für externe Zwecke (z.B. Kunst-
ausstellungen oder Lesungen) zur Verfügung stellt.
Der Nationalpark Berchtesgaden rückt sich durch
derartige „Gefälligkeiten“ öffentlich in ein positives
Licht, und findet auch ohne die Durchführung eige-
ner Veranstaltungen namentlich Erwähnung in der lo-
kalen Presse. 

Zusammengefasst kann gesagt werden, dass die Be-
richterstattung über den Nationalpark Berchtesgaden
durchaus facettenreich ist, allerdings deckt sie nicht
alle Themenbereiche gleichwertig ab. Einige Sach-
gebiete (z.B. Botanik, Klimahydrologie, Forst) treten
hinter anderen (Zoologie, Umweltbildung) zu weit in
den Hintergrund, was dem Leser möglicherweise
eine größere Wichtigkeit dieser Themen suggeriert.
Hier gilt es anzusetzen, wenn die Öffentlichkeitsar-
beit des Nationalparks Berchtesgaden in Zukunft ver-
bessert werden soll. 

5.3 Partizipationsmöglichkeiten

Transparenz und Partizipation sind wesentliche Be-
standteile der Akzeptanzförderung von Nationalpar-
ken und anderen Naturschutzeinrichtungen. Der
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit kommt dabei eine
wichtige Bedeutung zu: Der Leser soll direkt ange-
sprochen und zum „Mitmachen“ aufgerufen werden.
Auf diese Weise kann der Nationalpark Werbung in
eigener Sache betreiben und interessierte Leser jeden
Alters an den Natur- und Umweltschutz heranführen.
Dazu zählen z.B. Hinweise auf Veranstaltungen
(Führungen, Vorträge, Kinderprogramm) oder auch
Einladungen zu Diskussionsforen. 

Bei der Berichterstattung über den Nationalpark
Berchtesgaden fällt auf, dass dem Leser nur in selte-
nen Fällen die Möglichkeit zur Teilnahme an natur-

schutzrelevanten Belangen des Nationalparks gebo-
ten wird. Dies ist insbesondere bei der rückblicken-
den Berichterstattung über Veranstaltungen in der
Vergangenheit der Fall. Der Grund hierfür liegt in der
vernachlässigten „Vorausberichterstattung“, dem Hin-
weisen auf Veranstaltungen des Nationalparks. Es do-
miniert deutlich die sogenannte „Nachberichterstat-
tung“. Dieser kommt sicher eine große Bedeutung
zu, dennoch sollten auch die Veranstaltungshinweise
der Öffentlichkeit über die lokalen Medien rechtzei-
tig bekannt gegeben werden. Nur auf diese Weise
können Interessierte aktiv in die Belange des Natio-
nalparks mit einbezogen werden und es kann effekti-
ver um Akzeptanz geworben werden. Im Rahmen von
Veranstaltungen können zukunftsorientierte natur-
wissenschaftliche Kompetenzen vermittelt werden,
und die für den Natur- und Umweltschutz sehr wich-
tige Fähigkeit zur Reflexion des eigenen Handelns
rückt in den Mittelpunkt. 

6. Zusammenfassung und Ausblick

Der Nationalparkverwaltung bieten sich zahlreiche
Möglichkeiten zur qualitativen und quantitativen Ver-
besserung der Präsenz in den Medien. Viele Lokalre-
daktionen sind dankbar für gute, den journalistischen
Ansprüchen genügende Pressemitteilungen, die sie
weitgehend unregidiert übernehmen können. Dies
spart Geld und Arbeit, und wird daher in der Regel
gerne angenommen. Je professioneller die Pressear-
beit einer Organisation ist, desto größer ist auch die
Wahrscheinlichkeit, dass sie regelmäßig in den Me-
dien präsent ist. Daher ist es von zentraler Bedeu-
tung, die Pressearbeit des Nationalparks in profes-
sionelle Hände zu übergeben. Ein guter PR-Berater
kann alle erforderlichen Schritte auf dem Weg zu ei-
ner verbesserten Presse- und Öffentlichkeitsarbeit er-
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Abbildung 5

Partizipationsmöglichkeiten der Leser an den Belangen/Veranstaltungen des Nationalparks
Vorschau: Termin- und Veranstaltungshinweise 
Rückblick: Berichterstattung über eine zurückliegende Veranstaltung
Zeitlos: Artikel ohne konkreten Zeitbezug
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arbeiten und für die Durchführung sorgen (vgl.
Abb.1). Von zentraler Bedeutung ist dabei zunächst
die Ausarbeitung eines detaillierten PR-Konzeptes,
das individuell auf den Nationalpark Berchtesgaden
zugeschnitten ist. 

Im Rahmen dieses Konzeptes könnten künftig fol-
gende Anregungen berücksichtigt werden:

Zahlreiche Betriebe mit umfangreicheren Mitarbei-
terzahlen bieten ihren Angestellten sog. „Mitarbei-
terzeitungen“ an. Diese Zeitungen verfolgen das Ziel,
die innerbetriebliche Kommunikation zu verbessern.
Auch der Nationalpark Berchtesgaden verfügt über
einen relativ großen Mitarbeiterstamm. Dazu zählen
die Mitarbeiter der Nationalparkverwaltung in Berch-
tesgaden ebenso wie Ranger, Förster, Revierjäger,
Waldarbeiter, Forscher und Praktikanten. Durch die
Tatsache, dass die Mitarbeiter teilweise an räumlich
weit voneinander getrennten Orten ihrer Arbeit nach-
gehen, ist der Informationsfluss zwischen den ein-
zelnen Gruppen erschwert. Um die Verständigung
und das Wissen um die Arbeit der anderen unterein-
ander zu verbessern, wäre die Erstellung einer Mit-
arbeiterzeitung für den Nationalpark Berchtesgaden
sinnvoll. Eine viertel- oder halbjährig erscheinende
Ausgabe, in der jede Abteilung kurz einen Überblick
über den derzeitigen Stand ihrer Arbeit liefert, könn-
te den Grundstock für eine Verbesserung der inner-
betrieblichen Kommunikation liefern. Denn auch
hier gilt der Grundsatz: „PR begins at home!“

Auf eine sorgfältige Archivierung der Presseartikel
über den Nationalpark sowie der herausgegebenen
Pressemitteilungen („Pressespiegel“) sollte geachtet
werden, um in Zukunft eine aussagekräftige Bewer-
tung der PR-Arbeit treffen zu können und eine Er-
folgskontrolle durchzuführen. 

Zudem empfiehlt sich auch die Analyse der Bericht-
erstattung anderer Medien (Fernsehen, Radio, ande-
re (Lokal-)Zeitungen), um ein umfassendes Bild der
Außendarstellung des Nationalparks ermitteln zu
können. 

Eine weitere Möglichkeit zur Verbesserung der Trans-
parenz und Akzeptanzförderung des Nationalparks
wäre auch die Einrichtung der Rubrik: „Leser fragen
– Der Nationalpark antwortet“ in der lokalen Tages-
zeitung. Hier könnte ein Diskussionsforum auf der Ba-
sis von Leserbriefen geschaffen werden, im Rahmen
dessen Fragen der Leser öffentlich diskutiert werden. 

Aus Naturschutzkreisen wurde darüber hinaus be-
reits mehrfach bemängelt, dass das „Sponsoring“ im
Bereich Naturschutz im Vergleich zum Kultur- oder
Sportsponsoring eine deutlich untergeordnete Rolle
spielt. Mit der Commerzbank und der Allianz Um-
weltstiftung hat der Nationalpark bereits Sponsoren
für Projekte über einen großen Zeitraum hinweg ge-
winnen können. Ziel sollte es sein, weitere Sponso-
ren für unterschiedliche (Forschungs-) Projekte zu
finden. Auch der Nationalpark könnte möglicherwei-

se zur Verbesserung der Außendarstellung als Spon-
sor oder Partner von Veranstaltungen auftreten. 

Auch die Einladung von Prominenten (zu Veranstal-
tungen) in den Nationalpark garantiert das Interesse
der Bevölkerung. Über Prominente können Inhalte
des Natur- und Umweltschutzes leichter zu bestimm-
ten Zielgruppen transportiert werden und der Natio-
nalpark eröffnet sich so Zugang zu Interessensgrup-
pen, die auf andere Weise nur schwer erreicht werden
können (z.B. Teenager). 
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Zusammenfassung
BayernNetzNatur-Projekte sind größere Naturschutzpro-
jekte zur Realisierung eines landesweiten Biotopverbunds
in Bayern bzw. zur Umsetzung des bayerischen Arten- und
Biotopschutzprogramms. Auf der Basis langjähriger Er-
fahrung mit diesen Projekten werden zunächst die wich-
tigsten Probleme hinsichtlich der Akzeptanz von Natur-
schutzprojekten analysiert und daraus grundlegende Stra-
tegien zur Akzeptanzverbesserung abgeleitet. Ansch-
ließend werden einige in der Praxis bewährte Instrumente
zur Akzeptanzsteigerung skizziert: eine möglichst optima-
le Informationspolitik, den projektbegleitenden Arbeits-
kreis als wichtiges Kommunikationsinstrument, professio-
nelle Öffentlichkeitsarbeit, „vorzeigbare“ Maßnahmen, die
Suche nach Verbündeten mit ähnlicher Zielrichtung bis zur
Schaffung von Vermarktungsmöglichkeiten.

1. Vorbemerkungen: Projektmanagement im
BayernNetzNatur 

Naturschutzprojekte erlauben – im Gegensatz zum
„Naturschutz mit der Gießkanne“ – die zielgerichte-
te Realisierung von naturschutzfachlichen Zielen
durch konzentrierten Mittel- und Personaleinsatz
(vgl. BRENDLE 1999). In Bayern wird diese Natur-
schutzstrategie seit 1986 verfolgt. Die fachliche Ba-
sis war zunächst das Arten- und Biotopschutzpro-
gramm (PLACHTER 1989, LfU 1992), entsprechen-
de Projekte firmierten daher zunächst unter dem Be-
griff „Umsetzung des ABSP“. Spätestens mit der
Regierungserklärung von Ministerpräsident Dr. Stoi-
ber im Jahr 1995 wurde dieser Weg auch politisch in-
strumentalisiert – Ziel war und ist es, mit Hilfe von
größeren Naturschutzprojekten einen landesweiten
Biotopverbund zu realisieren.  Mit dem Regierungs-
programm 1998 wurde die Bedeutung dieser Projek-
te noch einmal unterstrichen: die Staatsregierung
kündigte an, die Zahl dieser Projekte bis zum Ende
der Legislaturperiode auf 300 Projekte zu verdoppeln
(aktueller Stand Dezember 2002: 270 Projekte). Da-
bei wurde für diese Projekte der Begriff „Bayern-
NetzNatur“ geprägt.

Einen wesentlichen Teil der Finanzierung übernimmt
die Naturschutzverwaltung (im Rahmen verschiede-
ner Förderprogramme) bzw. der Bayerische Natur-
schutzfonds (insbesondere bei überdurchschnittlich
großen Projekten). Die Restfinanzierung und die
Hauptverantwortung für die erfolgreiche Abwicklung
größerer Naturschutzprojekte liegt aber in erster Li-

nie bei den Trägern. Dies sind in Bayern v.a. Kom-
munen (Landkreise, Gemeinden), aber auch Verbän-
de (z.B. Landschaftspflege- und Naturschutzverbän-
de). In vielen Fällen werden zur Organisation der
Projekte Projektbetreuer bzw. -„manager“ eingesetzt,
die i.d.R. entweder Angestellte des Trägers oder freie
Büros sind. 

Unterstützt werden die Projektträger und -manager
durch die Naturschutzbehörden (soweit diese nicht
selbst Trägerfunktionen übernommen haben) und
durch die Projektgruppe ABSP.  Die Projektgruppe
ABSP wird vom Bayerischen Staatsministerium für
Landesentwicklung und Umweltfragen (StMLU) ge-
leitet und besteht u.a. aus dem Bayerischen Landes-
amt für Umweltschutz und verschiedenen Planungs-
büros. Für die Umsetzung zuständig ist das Büro
PAN Partnerschaft, welches im Auftrag des StMLU
tätig ist und Träger, Behörden und Verbände bei der
Umsetzung von BayernNetzNatur als Dienstleister in
vielfältiger Funktion (Kartierungen, Planung, An-
tragstellung, Projektmanagement, Öffentlichkeitsar-
beit, etc.) und als Berater unterstützt. Bei PAN Part-
nerschaft liegen so inzwischen mehr als 12 Jahre
Erfahrung mit der Abwicklung größerer Naturschutz-
projekte vor.

Es hat sich gezeigt, dass eine ausreichende Akzep-
tanz für eine erfolgreiche Realisierung von Projekten
unabdingbar ist. Dies gilt gerade deshalb, da Bay-
ernNetzNatur auf rein freiwilliger Basis umgesetzt
und auf hoheitliche Maßnahmen verzichtet wird.
Über die entsprechenden wesentlichen Erfahrungen
wird im Folgenden berichtet.

2. Akzeptanz in Naturschutzprojekten:
Was ist das Problem?

Obwohl jedes größere Naturschutzprojekt auf unter-
schiedlichen Ausgangsbedingungen basiert und von
daher „individuell“ ist, lassen sich in Hinblick auf die
häufig mangelnde Akzeptanz von Naturschutz im
Allgemeinen und Naturschutzprojekten im Besonde-
ren folgende Hauptursachen festlegen:
• Naturschutz als „Miesmacher“: Im Gegensatz zu

vielen anderen öffentlichen, gesellschaftlichen
Themen haftet dem Naturschutz noch immer ein
grundsätzlich negatives Image an (Wiersbinski
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1998). Naturschutz wird häufig als einschränkend
empfunden (z.B. im Rahmen von Ge- und Verbo-
ten) und daher als etwas, „was nicht Spaß macht“.

• Naturschutz als „Angstmacher“: Potenzielle und
reelle Zielkonflikte insbesondere mit Nutzungsin-
teressen führen dazu, dass verschiedene Nutzer-
gruppen – aufgrund echter oder vermeintlich
„schlechter“ Erfahrungen in der Vergangenheit –
Naturschutzvertretern und damit auch Naturschutz-
projekten bestenfalls mit Misstrauen begegnen.

• Naturschutz als „arme Kirchenmaus“: Während
andere Institutionen mit ähnlichen grundsätzlichen
Akzeptanzproblemen (z.B. die Straßenbauverwal-
tung) Zielkonflikte mit Hilfe ihrer sehr guten Fi-
nanzausstattung zumindest teilweise lösen können,
sind die dem Naturschutz zur Verfügung stehenden
Ressourcen deutlich geringer. Das gilt nicht nur
absolut, sondern auch relativ: Während beispiels-
weise im Rahmen des Neubaus von übergeordne-
ten Verkehrswegen (z.B. Autobahnen) Grundstücks-
preise gezahlt werden, die teilweise weit über dem
ortsüblichen Niveau liegen, ist bei der Finanzie-
rung des Flächenankaufs mit Hilfe staatlicher Na-
turschutzmittel keine solche „Anreizkomponente“
möglich.

• Lauter „beste Naturschützer“: Dadurch, dass einer-
seits der Naturschutz in sehr viele gesellschaftliche
Bereiche hineinreicht und von daher ein Großteil
der Bevölkerung irgendwann einmal mit dem
(meist hoheitlichen) Naturschutz in Berührung ge-
kommen ist, Naturschutz zumindest in der Ver-
gangenheit grundsätzlich einen hohen Stellenwert
hatte, sich viele Gruppierungen in irgendeiner Form
dem Naturschutz widmen, und es andererseits
kein allgemein gültiges, gesellschaftlich akzep-
tiertes „Leitbild“ des Naturschutzes gibt, differie-
ren die Vorstellungen Betroffener hinsichtlich
konkreter naturschutzfachlicher Ziele in vielen
Fällen sehr stark, ohne dass die Vorstellungen der
jeweils anderen Seite akzeptiert würden (vgl. ERZ
1985). Das breite öffentliche Interesse führt zu-
dem dazu, dass sich sehr viele Personen berufen
fühlen, ihre Vorstellungen in die Diskussion ein-
zubringen.

• Überzogenes „Sendungsbewusstsein“: Ein Grund-
problem liegt zudem darin, dass viele potenzielle
Projektmanager aufgrund ihrer Vita „überzeugte
Naturschützer“ sind, die Naturschutz ursprünglich
als Auseinandersetzung mit „naturzerstörenden
Kräften“ wahrgenommen haben. Damit verbun-
den ist häufig ein mangelndes Verständnis für die
Interessen und Überzeugungen anderer. Diese grund-
sätzliche Akzeptanz anderer Wertvorstellungen ist
aber Grundvoraussetzung für eine Zusammenar-
beit, wie sie in größeren Projekten notwendig ist.

3. Strategien

Aus der in Kap. 2 skizzierten Problemanalyse lassen
sich unmittelbar entsprechende adäquate Strategien

für eine Verbesserung der Akzeptanz ableiten, die
grundsätzlich für alle Naturschutzprojekte gelten:
• Weg von dem „Miesmacher“-Image: Eine wichti-

ge Aufgabe besteht darin, das Image des Natur-
schutzes generell zu verbessern. Dies ist jedoch
eine übergeordnete naturschutzpolitische Aufgabe
(vgl. Beitrag von Emde in diesem Heft). Erfolg-
reiche Naturschutzprojekte können jedoch erheb-
lich zu einer Verbesserung dieses Image auf loka-
ler Ebene beitragen (z.B. die Projekte „Sandach-
se“, WEINBRECHT 2001, oder „Lebensraum
Lechtal“, RIEGEL 2001).

• „Runter vom hohen Ross“: Um ein Verständnis
für die Interessen anderer zu entwickeln, ist eine
Überprüfung der eigenen Grundhaltung notwen-
dig: Dazu gehört die Erkenntnis, dass Natur-
schutzziele im Wesentlichen auf subjektiven Wert-
vorstellungen basieren und dass dies auch für die
eigene Person gilt (ROESNER 2000, ANL 2001).
Daraus folgt zwangsläufig die Erkenntnis, dass
die subjektiven und „egoistischen“ Interessen An-
derer zunächst gleichberechtigt neben den eigenen
Vorstellungen stehen – ohne dass man seine eige-
nen Überzeugungen aufgeben müsste. Erfahrungs-
gemäß erleichtert dieses Wissen die Kommunika-
tion zwischen den Beteiligten erheblich (KAR-
GER 1996, BORGGRÄVE et al. 1999). 

• Verzicht auf „Versteckspiele“: Aufgrund des ver-
breiteten Misstrauens gegenüber Aktivitäten des
Naturschutzes, der großen Zahl der potenziell Be-
teiligten und möglichen Ziel- und Nutzungskon-
flikte sowie der Tatsache, dass Naturschutz in aller
Regel flächenwirksam und von daher gut „sicht-
bar“ ist, waren viele Versuche vergeblich, Natur-
schutzmaßnahmen in größerem Umfang „im Stil-
len“ zu realisieren. Im BayernNetzNatur gibt es
zwar auch Ausnahmen, in aller Regel führt aber
nur eine offene Kommunikationsstrategie zum Er-
folg. Dazu gehören
• eine offensive Öffentlichkeitsarbeit
• klare, nach außen kommunizierte Ziele, die für

alle potenziell Betroffenen verständlich sind und 
• eine Integration aller (potenziell) Betroffenen.

• „Gewinn für Alle“: Nicht nur in Naturschutzpro-
jekten hat sich gezeigt, dass häufig „win-win“-
Konstellationen für den nachhaltigen Erfolg ent-
scheidend sind (BRENDLE 1999). Die Suche nach
Partnern mit ähnlichen Interessen oder Personen
bzw. Institutionen, für die sich aus einem Projekt
(häufig wirtschaftliche) Vorteile ergeben könnten,
ist von daher essentiell.

• „Nur der Erfolg zählt“: Da die öffentliche Wahrneh-
mung für den Erfolg eines Projektes von großer
Bedeutung ist und sich gerade das grundsätzliche
Misstrauen häufig erst nach der erfolgreichen
Realisierung konkreter Maßnahmen abbauen lässt
(Motto: „Schaut her: was wir machen, entspricht
doch auch euren Vorstellungen!“), ist die Darstel-
lung der Projekterfolge – z.B. konkreter Maßnah-
men – zur Imagesteigerung von großer Bedeu-
tung. 

96



4. Instrumente 

Bei der Umsetzung der in Kap. 3 formulierten Stra-
tegien haben sich in der Praxis folgende Instrumente
bewährt:

4.1 Information der Beteiligten

Eine überlegte Informations„politik“ schafft die
Grundlage für den Erfolg eines Projektes. Dabei
kommt es darauf an, die entscheidenden Personen
bzw. Institutionen „in der richtigen Reihenfolge“ zu
informieren und in das Projekt einzubinden. Zwar ist
jedes Projekt in dieser Hinsicht einzigartig, doch hat
sich in vielen Fällen folgendes Vorgehen bewährt
(vgl. den Leitfaden zur Umsetzung von größeren Na-
turschutzprojekten, StMLU 2001):
• „Mit gleicher Zunge sprechen“: Aufgrund der Tat-

sache, dass im Naturschutz auch innerfachliche
Zielkonflikte verbreitet sind (z.B. „Orchideen-
freund“ versus „Vogelschützer“), ist vor Beginn
eines Projektes ein grundsätzlicher innerfachli-
cher Zielabgleich zwischen den wichtigsten Akteu-
ren (z.B. Naturschutzbehörden und Projektträgern
bzw. -betreuern – wenn diese schon existieren) un-
umgänglich. Dies ist in aller Regel auch ohne eine
vertiefende Fachplanung – z.B. auf der Basis des
Arten- und Biotopschutzprogramms – möglich.

• „Wer zahlt schafft an“: Der nächste wichtige Schritt
ist die frühzeitige Information der Entscheidungs-
träger. Dies sind i.d.R. die Kommunen, neben den
Landkreisen insbesondere die Gemeinden, nicht
nur, weil diese die Planungshoheit haben, sondern
auch, weil sie in vielen Fällen die Projektträger-
schaft übernehmen (sollen). In aller Regel genügt
zunächst eine Information des jeweiligen Bürger-
meisters, der am besten beurteilen kann, welche
zusätzlichen kommunalen Gremien eingebunden
werden müssen.

• Überzeugung der „Bedenkenträger“: Möglichst
unmittelbar nach der Information der Entschei-

dungsträger sind intensive Einzelgespräche mit
potenziellen Kritikern bzw. Institutionen notwen-
dig, von denen ein starkes Misstrauen erwartet
werden kann bzw. mögliche (Nutzungs)konflikte
nicht ausgeschlossen werden können. In den mei-
sten Fällen betroffen ist z.B. die Landwirtschaft,
weshalb die entsprechende Standesvertretung (in
Bayern in der Regel der Bayerische Bauernverband)
gleich zu Beginn eines Projektes eingebunden
werden sollte. Bewährt hat sich eine gemeinsame
Information der betroffenen Kreis- und Ortsob-
männer. Diese sollen nicht nur über Ziele und In-
halte eines möglichen Projektes informiert wer-
den, sondern Gelegenheit haben, ihre eigenen Vor-
stellungen und Ängste zu artikulieren. Nur wenn
es gelingt, die Betroffenen davon zu überzeugen,
dass sie von einem Projekt zumindest keine nega-
tiven Auswirkungen zu befürchten haben, ist eine
erfolgreiche Umsetzung in Zukunft möglich. 

• Anschließend (in möglichst kurzem Abstand) soll-
te die allgemeine Öffentlichkeit umfassend infor-
miert werden. In welcher Form dies geschieht – z.B.
im Rahmen von Bürgerversammlungen, Presse-
terminen oder offiziellen Einführungsveranstal-
tungen – hängt von den örtlichen Gegeben- bzw.
Gepflogenheiten ab.

4.2 Schaffung geeigneter 
Kommunikationsstrukturen:
Projektbegleitender Arbeitskreis

Projekte „leben“ von Kommunikationsstrukturen, die
zum einen eine umfassende Information aller Be-
troffenen, zum anderen einen effizienten Informati-
onsaustausch zwischen den Beteiligten ermöglichen.
Als geeignetes Instrument haben sich diesbezüglich
sogenannte „projektbegleitende Arbeitskreise“ er-
wiesen. In diesen Arbeitskreisen sind alle relevanten
Interessengruppen vertreten (Abb.1). Sie dienen der
Abstimmung der Ziele des Projekts mit den betroffe-
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Abbildung 1

Zusammensetzung eines „idealen“ projektbegleitenden Arbeitskreises in BayernNetzNatur-Projekten. Die genaue
Zusammensetzung kann von Projekt zu Projekt variieren.



nen Landnutzern, Verbänden und Fachbehörden, der
Diskussion laufender und geplanter Maßnahmen so-
wie dem Erfahrungsaustausch.

4.3 Konsequente und umfassende 
Öffentlichkeitsarbeit

Obwohl es durchaus erfolgreiche Projekte gibt, die
„im Stillen“ realisiert werden, sind diese doch eher
die Ausnahme. In aller Regel ist eine entsprechende
Öffentlichkeitsarbeit notwendig, um zum einen die
in Kap. 4.1 thematisierte Information der Betroffe-
nen zu gewährleisten und zum anderen eine positives
Meinungsbild zu schaffen. Im Kontext mit größeren
Naturschutzprojekten sind folgende Punkte von be-
sonderer Bedeutung:
• Regelmäßige Öffentlichkeitsarbeit: Damit ein

Projekt nicht „in Vergessenheit gerät“, ist eine re-
gelmäßige Öffentlichkeitsarbeit notwendig. Aller
Erfahrung nach sollte ein Projekt mindestens ein-
mal im Jahr in der Lokalpresse behandelt werden.
Anzustreben sind aber kürzere Zeitabstände.

• Vorbereitung von Material: Viele Journalisten und
Redakteure leiden – wie die meisten Menschen im
Berufsleben – unter einem enormen Zeit- und Ef-
fizienzdruck. Von daher sind sie in der Regel für
gut aufbereitetes Material dankbar. Dazu gehören
nicht nur Presseerklärungen, die nach journalisti-
schen Prinzipien strukturiert sind (vgl. z.B. HÄU-
SERMANN 2001) sondern z.B. auch digital ver-
fügbare Fotos. In BayernNetzNatur-Projekten hat
sich bewährt, entsprechende Informationen und
Materialien auf CD zu brennen und den Redak-
tionen bzw. Journalisten vor entsprechenden Öf-
fentlichkeitsterminen zur Verfügung zu stellen.

• Nicht fachlich, sondern „normal“ denken: Ein
„Standard“fehler vieler Projektbetreuer liegt dar-
in, intuitiv davon auszugehen, dass die anzuspre-
chenden Zielgruppen über einen ähnlichen Erfah-
rungshorizont verfügen wie die Projektbetreuer
selbst. Die von ihnen verfassten Texte sind zwar in
aller Regel fachlich richtig, werden aber von
„Behördendeutsch und Fachchinesisch“ domi-
niert, weshalb viele Texte im besten Fall uninter-
essant, im schlimmsten Fall unverständlich sind.
Für „Anfänger“ kann es hilfreich sein, unbeteilig-
ten „normalen“ Personen aus dem Bekanntenkreis
die relevanten Sachverhalte darzulegen und diesen
Prozess dazu zu nutzen, eigene Texte zu überar-
beiten (Motto: „lieber verständlich und interessant
als 100%-ig fachlich richtig“). Zu den grundle-
genden Standards von für die Öffentlichkeit be-
stimmten Texten gehört auch die Maxime „kurze
Sätze, wenig Text“ (vgl. SCHLÜTER 1996).
Natürlich sollten die Inhalte auch entsprechend
„interessant“ sein. Unter den wenigen Themen, die
in der Öffentlichkeit immer „ziehen“ („sex, crime,
action, children/kids“), lassen sich in aller Regel
nur die Themen „Kinder“ und evtl. „action“ in ei-
ne projektbezogene Öffentlichkeitsarbeit integrie-
ren, entsprechende Möglichkeiten sollten aber

konsequent genutzt werden. Der Themenkreis lässt
sich eventuell um das Thema „pets“ erweitern,
d.h. auch Tiere, insbesondere solche, die dem Kind-
chenschema entsprechen, sprechen die Öffentlich-
keit an.

• Mindestqualitätsstandards: Die vorbereiteten Ma-
terialien und die Organisation der Öffentlichkeits-
arbeit müssen selbstverständlich gewissen Min-
deststandards genügen, wie sie z.B. im Leitfaden
zur Umsetzung von BayernNetzNatur-Projekten
(StMLU 2001) zusammengestellt sind.

• Zielgruppen beachten: Häufig wird vergessen, dass
nicht nur die allgemeine Öffentlichkeit adäquat in-
formiert werden muss, sondern dass projektspezi-
fische Zielgruppen existieren, die zudem teilwei-
se in einer jeweils gruppenspezifischen „Sprache“
angesprochen werden wollen. Für Projektbetreuer
ist es deshalb wichtig, sich zunächst über die wich-
tigsten Zielgruppen klar zu werden und dann ge-
zielt entsprechende Organe zu bedienen. Ein sol-
ches Organ ist z.B. das Bayerische Landwirt-
schaftliche Wochenblatt, welches von sehr vielen
Landwirten gelesen wird, einer in den meisten
Projekten eminent wichtigen Zielgruppe.

• verschiedene Medien nutzen: In unserer heutigen
stark diversifizierten Gesellschaft empfiehlt es sich,
für die Öffentlichkeitsarbeit möglichst verschie-
dene Medien bzw. Instrumente zu nutzen. Einen
Überblick über den Status quo in BayernNetzNa-
tur-Projekten gibt Abb. 2. Es wird deutlich, dass
der Schwerpunkt der Öffentlichkeitsarbeit nach wie
vor in der Lokalpresse liegt. Zumindest für sehr
große Projekte sollten aber auch andere Möglich-
keiten – z.B. Rundfunk, Internet-Präsentationen,
Faltblätter – umfassend genutzt werden.

• „Events“: Naturschutzthemen bzw. Projektinhalte
konkurrieren in der öffentlichen Wahrnehmung mit
zahlreichen anderen Themen. Da der Naturschutz
in aller Regel im herkömmlichen Sinne nur wenig
Interessantes zu bieten hat (siehe oben), ist zu
überlegen, ob das Medieninteresse nicht durch ge-
zielte „events“ gesteigert werden kann. Diese ha-
ben zwar den Nachteil, dass der Vorbereitungs-
aufwand enorm ist, sind hinsichtlich der Breiten-
wirkung (im Naturschutzbereich) aber kaum zu
übertreffen.

4.4 Vorzeigbare Maßnahmen

Bei aller Notwendigkeit eine professionelle Öffent-
lichkeitsarbeit zu betreiben darf natürlich nicht ver-
gessen werden, dass ein Projekt langfristig nur dann
als erfolgreich wahrgenommen wird, wenn es in der
Öffentlichkeit vorzeigbare und kommunizierbare Maß-
nahmen aufweisen kann. Gerade die Akzeptanz
„schwieriger“ Zielgruppen steht und fällt mit diesen
konkreten „Erfolgen“. Wichtig ist außerdem, dass
zwischen den ersten Informationen (vgl. Kap. 4.1)
und den ersten Maßnahmen nicht zu viel Zeit ver-
streicht. Dabei muss berücksichtigt werden, dass für
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viele Maßnahmen ein entsprechender zeitlicher Vor-
lauf für die Organisation notwendig ist. Entspre-
chende Vorbereitungen müssen also schon zu Beginn
eines Projektes eingeleitet werden.

4.5 Suche nach Verbündeten

In zahlreichen Fällen hat sich gezeigt, dass Projekte
dann besonders erfolgreich sind, wenn es gelingt,
klassische „win-win“-Situationen zu etablieren (siehe
Kap. 3).  Personen und /oder Institutionen, von denen
erwartet werden kann, dass sie (i.d.R. materielle)
Vorteile aus einem Projekt ziehen können, sollten al-
so konsequent in ein Projekt eingebunden werden,
auch auf die Gefahr hin, dass durch dieses Eigenin-
teresse eine gewisse Eigendynamik entfaltet wird, die
nur noch bedingt steuerbar ist. Im Idealfall können die
potenziell geeigneten Personen und Institutionen mit
als Träger gewonnen werden, sie sollten aber in jedem
Fall zumindest in den projektbegleitenden Arbeits-
kreis eingebunden werden.

4.6 Schaffung von 
Vermarktungsmöglichkeiten

In den letzten Jahren setzen BayernNetzNatur-Pro-
jekte zunehmend auf nachhaltige Strategien, die eine
langfristige Realisierung von Projektzielen auch ohne
großen Einsatz seitens der Projektträger ermöglichen.
Kern dieser Strategien ist die Idee, durch die Ver-
marktung von projektspezifischen Produkten, die im
Einklang mit den Projektzielen hergestellt werden,
eine tragfähige ökonomische Basis zu schaffen (vgl.

SACHTELEBEN 2001). Die Produktpalette reicht
dabei von tierischen Produkten (z.B. Lamm- und
Rindfleisch) über Spezialprodukte (z.B. Heu für
Kleintiere) bis zur Anwendung in der Medizin (z.B.
„Heukuren“). Eine umfangreiche Liste entsprechen-
der Regionalvermarktungsinitiativen hat der Deut-
sche Verband für Landschaftspflege veröffentlicht
(DVL 2000).

In jüngerer Zeit werden noch weitere Instrumente zur
Erhöhung der Akzeptanz diskutiert und in Einzelfäl-
len auch eingesetzt. In BayernNetzNatur-Projekten
liegen diesbezüglich jedoch nur wenige – und in vie-
len Fällen auch eher negative – Erfahrungen vor. 

Eines dieser Instrumente ist die Mediation, welche
sich in der Konfliktbewältigung auch bei Natur-
schutzthemen grundsätzlich bewährt hat (vgl. OP-
PERMANN & LANGER 2000). Da BayernNetzNatur
auf dem Freiwilligkeitsprinzip basiert, sind Projekte
nur in wenigen Fällen so konfliktgeladen, dass eine
Mediation notwendig erscheint. Zudem hängt der Er-
folg einer Mediation eng von der Qualität des Media-
tors ab, welche nicht selbstverständlich ist. In Natur-
schutzprojekten kommt erschwerend hinzu, dass der
Mediator erfahrungsgemäß über eine gewisse Grund-
kenntnis hinsichtlich naturschutzfachlicher Zusam-
menhänge verfügen muss. Mediatoren, die über die-
se Qualifizierung verfügen, stehen naturschutzfach-
lichen Fragen aber in aller Regel nicht völlig wertfrei
gegenüber, wodurch die notwendige Unabhängigkeit
des Mediators grundsätzlich in Frage gestellt wird. 
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Abbildung 2

Nutzung von verschiedenen Medien in BayernNetzNatur-Projekten. Basis ist die Auswertung einer Projektdatenbank, 
die hinsichtlich der Öffentlichkeitsarbeit zwar nicht vollständig, aber repräsentativ ist



In neuerer Zeit werden zudem sozioökonomische
Analysen als Instrument der Akzeptanzsteigerung pro-
pagiert (z.B. PETERMANN 2002). Unzweifelhaft
sind die dieser Analyse zugrundeliegenden Fragestel-
lungen für jedes Projekt von großer Bedeutung. Al-
lerdings hat sich gezeigt, dass der normale Entste-
hungsprozess von Naturschutzprojekten entspre-
chende Analysen impliziert, ohne dass diese in eige-
nen Textbeiträgen oder Werken zusammengetragen
werden müssen: zum einen verfügen die potenziellen
Projektträger häufig über ein entsprechendes Erfah-
rungswissen, welches schon bei ersten Überlegungen
hinsichtlich potenzieller Projekte zum Tragen kommt,
zum anderen ist es mit einer adäquaten Informations-
politik (vgl. Kap. 4.1) und Einrichtungen wie dem
projektbegleitenden Arbeitskreis relativ frühzeitig
möglich, relevante sozioökonomische Aspekte in ein
Projekt zu integrieren.

5. Danksagung und Nachbemerkung

Die Umsetzung von BayernNetzNatur wird vom
Bayerischen Staatsministerium für Landesentwick-
lung und Umweltfragen koordiniert. Dazu gehört die
Finanzierung der Betreuung von Projekten durch die
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nerschaft. Die hier skizzierten Empfehlungen basie-
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in der Projektgruppe ABSP zusammengetragen wur-
den. Ihnen allen möchte ich an dieser Stelle für die
bisherige hervorragende Zusammenarbeit danken.

Mir ist bewusst, dass der Stil dieser Arbeit nicht den
in Kap. 4.3 genannten Anforderungen entspricht. Da
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Abstract

Es wird die These dargelegt, dass in kooperativen Entschei-
dungsprozessen oftmals
• die Entscheidungsfindung zwar schwieriger und lang-

wieriger ist, da mehrere Perspektiven beachtet werden
(müssen),

• aber auf diese Weise sachlich qualitativ bessere Ergeb-
nisse entwickelt werden können

• und die Realisierung eines Projektes sehr viel einfacher
gelingen kann. Darüber hinaus können einige weitere
Initiativen und Ergebnisse angeregt und zustande kom-
men, die zuvor gar nicht „geplant“ wurden.

Partizipation erweist sich als eine tragende Säule auf dem
Weg zur Nachhaltigkeit. So lautet das Ergebnis der theore-
tischen Analyse sowie der qualitativen Ergebnisse der em-
pirischen Forschung im Bereich der kommunalen Land-
schaftsplanung.

Zukünftig sind daher möglichst viele Foren des Diskurses
zu etablieren und Wege zu suchen, wie Umweltkonflikte ent-
schärft und wie die Bearbeitungsmöglichkeiten von Umwelt-
konflikten institutionalisiert werden könnten. Auch das Ver-
fahren der kommunalen Landschaftsplanung bietet hierfür
eine geeignete Bühne, die heute als solche in rechtlicher,
finanzieller, organisatorischer und inhaltlicher Hinsicht
ausstaffiert werden sollte.

Eine solche diskursorientierte Planung und Politik entspre-
chen auch den Prinzipien und der Kultur einer demokrati-
schen Gesellschaft besser als hierarisch-, instrumentell-
orientierte Entscheidungsverfahren.

1. Einführung

Das Thema der Partizipation prägt wie kaum ein an-
deres die weltweite Suche über geeignete Wege zur
Nachhaltigkeit (z.B. www.iclei.org; CHABERT 2002,
S. 112) und ebenso die europäische Planungsdiskus-
sion der letzten Jahre. Die Diskussion spiegelt die der-
zeitige Veränderung des Entscheidungs- und Planungs-
verständnisses von einem eher hierarchisch orientier-
ten Ansatz zu einer Spielart, in welcher Partizipation
und der Suche nach Konsens ein hoher Stellenwert
eingeräumt wird. „ ,Kooperation‘ wird zu einem
Schlüsselbegriff“ in der Planung, konstatiert SELLE
(2000, S. 3).

Das gilt nicht nur, aber in besonderer Weise für den
Umwelt- und Naturschutz. FIETKAU und WEID-
NER (1997, S.10) stellen einen weltweiten „Trend
zur verstärkten Anwendung verhandlungs- und ko-
operationsbasierter Verfahren in der Umweltpolitik“
allgemein fest. Verstärkte Partizipation findet z.B. in
UVP-Verfahren, in Verfahren der Dorferneuerung
und Flurneuordnung, in vielen Entwicklungshilfe-
projekten, in den weltweiten Agenda 21-Prozessen
und in vielen weiteren Foren (wie z.B. im Münchner
Bündnis für Ökologie) statt, die eine integrative Um-
weltpolitik zum Inhalt haben. Denn der Staat vermag
nicht ohne Mithilfe anderer Akteure die Aufgaben
des Umwelt- und Naturschutzes wahrzunehmen. Da-
rüber sind sich so gut wie alle Autoren einig.

Um so verwunderlicher ist es, dass verstärkte Ko-
operation in der jüngsten Novelle des Bundesnatur-
schutzgesetzes (vom 25.3.2002) für die Landschafts-
planung nicht vorgesehen wurde. Dafür gibt es be-
rechtigte Bedenken. In dem folgenden Aufsatz sollen
die zentralen Kritikpunkte an partizipativen Bera-
tungs- und Entscheidungsverfahren skizziert und em-
pirischen Forschungsergebnissen gegenübergestellt
werden, um zu prüfen, inwieweit Bedenken gegenü-
ber Partizipation zu begründen sind und folglich im
Stande wären, in der kommunalen Landschaftsplanung
(in Deutschland) – im Gegensatz zur gegenwärtigen
Entwicklung – keine weiteren Partizipationsmöglich-
keiten vorzusehen.

2. Was sind Kooperation und Partizipation?

Partizipation und Kooperation werden meistens in ei-
nem äquivalenten Sinn verstanden (so auch in die-
sem Aufsatz). Partizipation bezeichnet die Teilhabe
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von Akteuren an etwas (einem Prozess oder Ergeb-
nis), Kooperation die Zusammenarbeit zwischen Ak-
teuren zur Erreichung gemeinsamer Ziele. Jegliche
Teilnahme kann von der bloßen Information bis zur
Anhörung oder sogar bis zur gemeinsamen Entschei-
dungsfindung reichen, wie in Arnsteins berühmten
ledder of citizen participation (1972) aufgezeigt wird
(vgl. Abbildung 1).

102

Abbildung 1

Stufen der Partizipation (frei nach ARNSTEIN 1969, zit.
in SELLE 2000, S. 165)

Die heutige neue Art der Partizipation ist durch die
Verschiedenartigkeit der Akteure geprägt, die aus un-
terschiedlichen Sphären kommen (z.B. aus Bürger-
initiativen, Unternehmen und Verwaltung). Die Folge
ist eine große Heterogenität an Werten, individuellen
Realitäten, Kommunikations- und Handlungsformen
und Organisationsstrukturen etc. Kooperatives Han-
deln bedeutet in dieser Weise den Brückenschlag, das
Zusammenführen verschiedener, für sich jeweils au-
tarker „Welten“. Hierin liegt, so SELLE (1996, S. 66),
die spezifisch neue Qualität der heutigen Kooperati-
onsformen.

Im Gegensatz zur Koordination wird bei der Koope-
ration der Beratungs- und Entscheidungsprozess von
den verschiedenen Akteuren mit unterschiedlichen
Rollen und Gewichten gemeinsam gestaltet und die
Entscheidungsmacht in ihren gemeinsamen Wirkungs-

bereich verlagert. Bei einer Beteiligung (wie z.B.
Auslegung von Plänen, Anhörung, Zukunftswerkstatt
und Planungszelle) bleibt der zentrale Entscheidungs-
prozess innerhalb des politisch-administrativen Sys-
tems. Dritte werden lediglich im Sinne von Informa-
tion oder Anhörung beteiligt. Kooperation im engeren
Sinne beinhaltet jedoch eine gemeinsame Willensbil-
dung und Entscheidungsfindung.

Im Unterschied zu Manipulation als Herrschafts-
technik baut Partizipation auf die Freiheit und Be-
wusstheit (des Willens) des Einzelnen. Die Wahrung
der Freiheit des Einzelnen als Prinzip beinhaltet so-
wohl das Recht, eigene Freiheit mit Respekt behan-
delt zu sehen, als auch gleichzeitig die Pflicht, die
Freiheit der anderen in gleicher Weise zu achten. Wo
und warum Freiheitsräume ihre Grenzen finden, liegt
zum einen in der Reziprozität der gegenseitigen bzw.
geachteten Rechte oder ist im Diskurs zu klären, so-
fern diese Grenzen nicht bekannt sind. Manipulation
sucht den Menschen zu Dingen zu veranlassen, die er
in Erwägung der Gesamtschau von Vor- und Nach-
teilen aus freien Stücken nicht täte. Kooperatives
Handeln bedient sich zwar – wie z.B. auch die Mani-
pulation – wissenschaftlicher Erkenntnisse, um ihre
Qualität zu steigern (z.B. um Lern- und Verständi-
gungsprozesse effektiver zu gestalten), erschöpft sich
aber nicht wie diese darin. Ihr Ziel ist es gerade, ei-
ne Gesamtschau von relevanten Vor- und Nachteilen
zu erhalten, um aus dieser Kenntnis urteilen und han-
deln zu können.

Wie weit Beteiligung in Planungsprozessen reichen
kann und soll, war nach SELLE (2000, S. 165 ff.) in
den 70er Jahren eine Kardinalfrage. Heute sei die all-
gemeine Diskussion um die Umverteilung von Pla-
nungsmacht in den Hintergrund getreten; stattdessen
würden kooperative Problemlösungen zu konkreten
Projekten gesucht. Die Machtfrage stellt sich natür-
lich nicht nur in übergeordneten Planungen, sondern
auch in konkreten Projekten und zu ihr muss letztlich
Stellung bezogen werden (vgl. MEYER-OLDEN-
BURG 2003, S. 234 ff.).

Einige grundsätzliche Nachteile und Vorteile demo-
kratischer und partizipativer Leitungsformen zeigen
sich exponiert in kooperativen Planungsprozessen und
werden häufig kritisiert. Der zentrale Kritikpunkt an
Partizipation lautet, dass mit hohem Aufwand nur ei-
ne geringere sachliche Qualität an Problemlösungen
erbracht werde und somit die Leistungsfähigkeit von
kooperativen gegenüber hierarchischen Entschei-
dungsverfahren und folglich auch die Quote der Rea-
lisierung von Lösungen insgesamt wesentlich gerin-
ger sei. Im Einzelnen stellen sich folgende Kernfra-
gen, zu denen im Weiteren die konträren Positionen
exemplarisch dargestellt werden:
• Erschwert oder erleichtert Partizipation das Fin-

den von Entscheidungen?

• Verschlechtert oder verbessert Partizipation die
sachliche Qualität von Entscheidungen?



Fördert oder senkt Partizipation die Zuständigkeit
und Verantwortung der kooperierenden Akteure für
Entscheidungen?
Erschwert oder erleichtert Partizipation die Verwirk-
lichung von Entscheidungen?

Eine solche Diskussion der Nachteile und Vorteile
kooperativ bzw. autoritär orientierter Führungsformen
soll Eckpunkte herausarbeiten, innerhalb welcher ei-
ne derzeitige Form der Führung und folglich auch
der Planung in der Gesellschaft stattfinden könnte
oder sollte.

Illustriert werden die theoretischen Überlegungen
mit Hilfe empirischer Forschungsergebnisse aus dem
Feld der kommunalen Landschaftsplanung. Dafür
wurden Planungsprozesse nach dem Muster der so
genannten policy-evaluation untersucht. Gewählt wur-
den für die Fallstudien die Gemeinde Königsmoos im
Donaumoos (in der Nähe von Neuburg an der Donau)
und die Marktgemeinde Buchenberg im Allgäuer
Voralpenland (in der Nähe von Kempten)1). Königs-
moos vertritt die hierarchisch ausgerichtete Variante,
der die Mehrzahl der kommunalen Landschaftspla-
nungen zugeordnet werden kann. Buchenberg vertritt
die – weitaus seltenere – kooperative Form der Land-
schaftsplanung. Dabei wurde in etwa 80% der Fälle
keine (über das gesetzliche Maß hinaus) und in 20%
vermehrt kooperative Elemente eingesetzt (vgl. zur
Datenbasis Fußnote 1). Ergänzend wurden Analysen
der Aufzeichnungen von KIEMSTEDT et al. (1999)
und von LUZ et al. (2000) vorgenommen, die im Rah-
men ihrer jeweiligen Forschungsvorhaben entstanden
waren. Darüber hinaus wurden weitere Experten-In-
terviews mit Planern und Naturschutzvertretern durch-
geführt und ausgewertet.

3. Zur Entscheidungsfindung 
in partizipativen Prozessen

3.1 Einwände/Planungsschritte/Kategorien
des verwendeten „Wissens“

Die Kritiker behaupten, Partizipationsverfahren be-
nötigten sehr viel mehr Zeit für die Entscheidungsfin-
dung als hierarchische Strukturen, sie verlangsamten
dadurch Entscheidungsverfahren und verringerten
folglich die Handlungsfähigkeit. Sie verursachten zu-
dem hohe Kosten, binden viele Ressourcen und sei-
en davon abhängig, dass viele Teilnehmer bereit sind,

Leistungen zu erbringen, ohne dass ihre Leistungen
nachvollzogen, gewürdigt oder kontrolliert werden
könnten. Existierten schwerwiegende Interessenkon-
flikte, könne in kooperativer Manier keine Entschei-
dung und Lösung gefunden werden. Stattdessen wür-
den nur zusätzliche Schwierigkeiten und Konflikte
aufgeworfen, die ohne Partizipation gar nicht erst
entstanden wären. Notwendige und auch gravierende
Entscheidungen zu treffen würde nur erschwert oder
sogar völlig unmöglich; dies führe oftmals zu einer
Blockade jeglicher Handlungsmöglichkeiten. Wür-
den tatsächlich Entscheidungen getroffen, so bliebe
die Umsetzung der Ergebnisse häufig unwahrschein-
lich oder zumindest ungewiss. Der Aufwand für Par-
tizipation sei auch von Seiten der Akteure groß und
würde so häufig beansprucht, dass ein Übermaß an
Partizipationsleistungen gefordert würde, die oftmals
zu keiner entsprechenden Wertsteigerung führten.
Daher sei besser die autoritäre Durchsetzungskraft zu
steigern, um für die Herausforderungen der Zukunft
handlungsfähig zu bleiben bzw. zu werden (z.B. HUN-
TINGTON 1975, S. 113 ff.).

Auf der anderen Seite, betonen die Befürworter der
Partizipation, dass es vielfach unmöglich sei, auf
hierarchische Manier Ziele zu erreichen. ELMORE
(1979, S. 608) schreibt: „One of the great irones of
increased attention to implementation is that the har-
der we try, using conventional tools of hierarchical
control, the less likely we are to achieve.“ Es sei
nutzlos, fachspezifisch optimale Pläne auszuarbei-
ten, wenn sie dann eine Illusion blieben, weil mit
Macht ausgestattete, für das Projekt relevante Akteu-
re diese nicht verstünden oder nicht akzeptierten und
damit eine Realisierung be- oder verhinderten. Ins-
besondere im Bereich des Umweltschutzes sei es
deswegen zu einem „Vollzugsdefizit“ gekommen.
Gerade dies habe erst zur verstärkten Entwicklung
partizipativer Prozesse geführt.

Das zentrale Argument, welches für kooperative Ver-
fahren bei der Entscheidungsfindung spricht, nennt
SCHARPF (1973, S. 35). Denn die Leistungsfähig-
keit kooperativer Entscheidungsverfahren entspringt
der Möglichkeit, dass „sie das von den Betroffenen
im Stadium der Ausführung geforderte Verhalten von
Konsensproblemen entlastet. Das Konsensproblem
wird dadurch jedoch nicht beseitigt, sondern zunächst
nur von der Ausführungsphase in die ,Willensbil-
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1) Die Datenbasis dieser empirischen Studie waren zum einen eine ausführliche Analyse von zwei Beispielen der kommunalen Land-
schaftsplanung, die mit Hilfe qualitativer Experteninterviews mit zentralen Akteuren im Planungsverfahren und mit Hilfe der Doku-
mentenanalyse (z. B. von Plänen, Erläuterungsberichten, Sitzungsprotokollen, Zeitungsartikeln) untersucht wurden, wie sie in der so
genannten policy-evaluation üblich ist.
Im Rahmen einer Vollerhebung aller in Bayern bei den Regierungen zuständigen Personen, nannten diese alle ihnen bekannten und
jüngst, d.h. zwischen 1996 und 1999 abgeschlossenen Verfahren, welche ihnen auffällig konfliktträchtig oder -arm erschienen sowie
kooperative Elemente aufwiesen. Die Fälle wurden nach der Methode des theoretischen Sampling aus 120 ermittelten Verfahren aus-
gewählt und waren daher nur teilweise repräsentativ. Ziel war es, die neuesten Verfahren zu untersuchen und hierbei Schlüsselfaktoren
zu ermitteln, die die Wirkung der Landschaftsplanung maßgeblich bestimmten.
Es handelt sich dabei um qualitative Forschungsergebnisse. Sinnvoll erschien dieses Vorgehen, weil es in dem Bereich des Konflikt-
aufkommens, der Konflikthandhabung und der Kooperation in der Raumplanung bislang nur sehr wenige Erkenntnisse gibt und daher
die Exploration des interessierenden Forschungsgebietes und die Theorieentwicklung vor einer (eventuell folgenden) quantitativen Va-
lidierung stehen muss.



dungsphase‘ vorverlegt, in den Prozess der Auswahl
alternativer Handlungsmöglichkeiten“ und damit in
die Phase des Planens.

Die Überlegungen von SCHARPF (1973) lassen sich
empirisch sehr gut belegen. In kooperativ angelegten
Verfahren zeigen sich Konsensprobleme oftmals
frühzeitiger und können deshalb oft besser als in
hierarchischen Verfahren bearbeitet werden. Besser
ist diese Bearbeitung, weil sie zum einen überhaupt
erst möglich wird (weil es eben Gelegenheiten dazu
gibt) und zum anderen, weil Konsensprobleme in
denjenigen Schritten des Entscheidungsverfahrens
behandelt werden können, in welchen das ihnen zu-
gehörige Wissen Anwendung findet (vgl. Tabelle 1).
Diese Behauptung soll im Folgenden in Hinsicht auf
das zeitliche Auftreten der Konflikte im Entschei-

dungsprozess (3.2) sowie in Hinblick auf das quanti-
tative und qualitative Konfliktaufkommen (3.3) be-
trachtet und begründet werden. Konsensprobleme
sind Konflikte über die Gültigkeit des jeweiligen
„Wissens“. Zugehörig ist ein Konflikt einem Planungs-
schritt, wenn er ein Konsensproblem zum Inhalt hat,
das der Kategorie des anzuwendenden Wissens des
jeweiligen Planungsschrittes entspricht. Zum Bei-
spiel ist ein Faktenkonflikt der Bestandsaufnahme als
zugehörig zu bezeichnen.

Üblicherweise wird ein Entscheidungs- oder der
sachbezogene Planungsprozess in die Schritte De-
finition der Aufgabenstellung, problemorientierte
Bestandsaufnahme, Leitbilderstellung, Bewertung,
Erarbeitung des Entwicklungsziels und Erstellen des
(Vor-) Entwurfs unterteilt (vgl. Tabelle 1).
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Tabelle 1

Kurzcharaktierisierung der Planungsschritte in einem linearen Ablaufschema

2) Diejenigen Kategorien von „Wissen“, die im jeweiligen Planungsschritt im Schwerpunkt verwendet werden, sind fett gedruckt, die an-
deren normal.
Ein Planungs- oder Entscheidungsprozess kann als sachbezogener Problemlösungsprozess verstanden werden, der zugleich ein sozia-
ler Kommunikationsprozess ist. Auf allen diesen Ebenen werden spezifische Formen von Wissen angewendet und können Konsens-
probleme über die Gültigkeit des jeweiligen Wissens (als Konflikte spezifischen Typs) auftreten. Auf der Sachebene können Konflikte
darüber entstehen, was objektiv als wahr oder falsch zu bezeichnen ist (Faktenkonflikte), wie begrenzte Ressourcen zu verteilen seien
(Interessenkonflikte), welche normativen bzw. ästhetischen Urteile (Wert- bzw. Geschmackskonflikte) eine Entscheidung leiten sollen
und mit welchen Mitteln ein bestimmtes Ziel (am besten) zu erreichen sei bzw., welcher Impuls zu welcher Folge führen würde (Zweck-
Mittel-Konflikte).
Der Beziehungsebene sind Meinungsverschiedenheiten darüber zugeordnet, welcher Akteur welche Aufgaben, Rechte und Pflichten in-
ne hat (Rollenkonflikte), wie die Stellung der Akteure zueinander zu verstehen sei (Beziehungskonflikte), sowie diskrepante Einschät-
zungen darüber, welcher Stil der Interaktion der jeweiligen Beziehung gemäß ist (Konflikte über den Stil der Interaktion).
Auf der Kommunikationsebene können Diskrepanzen darüber auftreten, ob der Austausch von Informationen tatsächlich stattfindet oder
-fand (Konflikte im Bereich des Sendens oder Empfangens) oder ob Informationen dem Sendenden entsprechend richtig verstanden
werden oder nicht (Konflikte im Bereich des Verstehens).
Der Konflikttyp auf der Ebene des Verfahrens beinhaltet Konsensprobleme über die zweckmäßige Gestaltung des Verfahrens und be-
zieht sich also auf den Prozess der Interaktion selbst.



3.2 Konsensprobleme im 
Entscheidungsprozess

Im partizipativen Verfahren traten die meisten Kon-
flikte vor oder in den ihnen zugehörigen Planungs-
schritten auf und wurden in ihrem Verlauf auch bear-
beitet. Es bestand also in den meisten Streitfällen
durch die frühzeitige Partizipation die Gelegenheit,
Konflikte in den ihnen zugehörigen Entscheidungs-
schritten auch zu lösen. Im hierarchischen Verfahren
traten vielfach Konflikte in Planungsschritten auf,
die nicht durch die Diskussion des jeweiligen „Wis-
sens“ bearbeitbar waren. Beispielsweise traten Fakten-,
Interessen- und Wertkonflikte, die die Grundlagen
der Planung in Frage stellten, erst bei der Vorstellung
der alternativen Vorentwürfe auf. Im Planungsschritt
des Entwurfs können aber vorrangig nur Zweck-
Mittel-Konflikte und ihnen zuzuordnende Wert- und
Interessenkonflikte bearbeitet werden, nicht jedoch
Wertentscheidungen über die grundsätzliche Aus-
richtung eines Projekts, die zum Großteil bereits
zuvor in der Aufgabenstellung und im Leitbild fest-
gelegt und in die dann vorliegenden Entwürfe „ein-
gewoben“ wurden.

Als erstes Ergebnis lässt sich daher feststellen, dass
durch das frühzeitige Auftreten und Offenlegen vieler
Konflikte im partizipativ orientierten Verfahren es in
den meisten Fällen möglich war, Konflikte während
des Entscheidungsverfahrens in den noch anstehen-
den Planungsschritten zu bearbeiten. Bereits da-
durch wurde die Entscheidungsfindung erleichtert.

Als ein weiteres Bedenken gegenüber kooperativen
Entscheidungsverfahren wurde genannt, dass zusätz-
liche Konsensprobleme erst durch die Partizipation
generiert und aufgeworfen würden, die andernfalls
gar nicht bestünden. Deshalb soll anschließend das

Konfliktaufkommen im Vergleich beider Verfahrens-
formen näher betrachtet werden.

3.3 Konfliktaufkommen im 
Verfahrensvergleich

Im Folgenden soll dargelegt werden, in wie weit sich
das Konfliktaufkommen in dem untersuchten koope-
rativen Verfahren von dem in konventionellen unter-
schied. Verglichen werden dafür
• die Zahl und Verteilung der Konflikte auf die Kon-

fliktebenen und -typen,
• die den jeweiligen Konflikten zugewiesene Be-

deutung für ein Geschehen oder ein Ergebnis,
• die Intensität der Konflikte und
• die Bearbeitbarkeit von Konflikten.

3.3.1 Zahl und Verteilung 
der Konflikte

Planung an sich ist äußerst konfliktträchtig. In einem
Großteil der Literatur wird übereinstimmend festge-
stellt, dass Konflikte zum Normalfall in der Raum-
planung zählen und Grundsubstanz der Planung sind.
Zugleich werden Konflikte meistens als „Unfall“
dargestellt, mit dieser falschen Darstellung nicht dif-
ferenziert betrachtet und ihr Erscheinen selten als
Anlass verstanden, den Prozess des Planens so zu ge-
stalten, dass mit der Planung verbundene Konflikte
auch bearbeitet werden können. Falsch ist diese Dar-
stellung, weil Konflikte bestehen.

In beiden Fallstudien ist erstaunlicher Weise ein weit-
gehend identisches Konfliktprofil anzutreffen: nicht
nur die Gesamtsumme aller genannten Konflikte,
sondern auch ihre Verteilung auf die einzelnen Kon-
fliktebenen und -typen ist nahezu gleich (nicht je-
doch die Intensitäten der Konflikte) (vgl. Tabelle 2).
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Tabelle 2

Kategorisierung der Konflikte in den Fallstudien. Die Kolumne „Summe Typen“ enthält die Gesamtzahl der Konflikte
eines Typs aller Fallstudien und die Kolumne „Summe Ebenen“ die Gesamtzahl der Konflikte auf einer Konfliktebene.

3) Zu den Kategorien des Wissens und ihren zugehörigen Konflikttypen vgl. Tabelle1, Fußnote 2



Erstaunlich ist dies, weil zahlreiche Unterschiede
zwischen beiden z.B. hinsichtlich ihres Naturraumes,
der Aufgabenstellung oder der Verfahrensgestaltung
bestanden. Das kann als Hinweis darauf interpretiert
werden, dass es sich um eine typische Verteilung von
Konflikten in der kommunalen Landschaftsplanung
handeln könnte, die unabhängig von der Spezifität
des Ortes aufzufinden ist.

Das Ergebnis kann aber auch daher rühren, dass die
Akteure ähnliche Wahrnehmungsmuster haben und
z.B. bestimmte Konflikttypen systematisch nicht wahr-
nehmen. Dies könnte bei Konflikten auf der Ebene
der Kommunikation sowie im Bereich ästhetischer
Urteile der Fall sein. Eine Handhabung nicht wahr-
genommener Konflikte steht vor der Schwierigkeit,
dass noch nicht einmal ein Problembewusstsein vor-
handen ist.

Kooperative Verfahren scheinen also in der Regel we-
der als autonome Konfliktquelle zu wirken, noch
scheint durch kooperative Elemente alleine die Zahl
von Konflikten wesentlich reduziert werden zu können.
Selbst die Inhalte der jeweiligen Streitthemen wiesen
keine größeren Unterschiede auf. Das kooperativ aus-
gerichtete Verfahren verfälschte also den Blick der
Akteure nicht bzw. nicht mehr, als das hierarchisch
orientierte. (Eine Frage bleibt, ob nicht eventuell bei-
de Verfahren den Blick verfälschten und daher eine
noch ganz andere Form gefunden werden müsste.)

Wesentliche Unterschiede zeigten sich jedoch hin-
sichtlich der inhaltlichen Bedeutung von Konflikten
und ihrer Intensität.

3.3.2 Bedeutung der Konflikte

Die den Konflikten zugemessene Bedeutung zeigt, in
welchem Grad ein Konflikt nach Ansicht der befrag-
ten Akteure das Geschehen beeinflusste. Die den Kon-
flikttypen zugemessene Bedeutung zeigt die folgende
Tabelle 3.

In den Fallstudien wurden Konflikten auf der Sach-
ebene und hier insbesondere Interessenkonflikten
über die Einschränkung der Flächennutzung die
größte Bedeutung („sehr wichtig“) zugesprochen.
Wertkonflikte waren häufig damit verknüpft. Kon-

sensprobleme besonderer Wichtigkeit betreffen in der
Politik und Planung in erster Linie Wertentscheidun-
gen, also das deontische „Wissen“. Solche Konsens-
probleme bestehen in der Regel von Anfang einer
Projektentwicklung. Weitere acht von zwölf Kon-
flikttypen wurden in den Fallstudien als „wichtig“ er-
mittelt. Ausschließlich Konflikte, die auf der Verfah-
rensebene lagen, wurden als „weniger wichtig“ be-
wertet, alle anderen Ebenen enthielten Konflikte, die
als wichtig angesehen wurden.

Während im konventionellen Verfahren beinahe eine
„Gleichrangigkeit“ der meisten Konflikttypen beob-
achtet werden konnte, lagen die meisten wichtigen
Konflikte im kooperativen Verfahren auf der Sach-
ebene. Im partizipativen Verfahren teilten die Akteure
meist die Ansicht darüber, was eigentlich umstritten
war, im hierarchischen Verfahren fehlte häufig der
„Konsens über den Dissens“.

3.3.3 Intensität der Konflikte

Wesentliche Unterschiede zwischen dem hierarchisch-
instrumentell und dem kooperativ orientierten Ver-
fahren zeigten sich im Hinblick auf die Konfliktin-
tensität, die sich im Eskalationsgrad darstellen lässt,
sowie im Hinblick auf die – häufig damit im Zusam-
menhang stehende – Vermischung der Streitthemen.

Die Konfliktintensität fiel in den kooperativ ausge-
richteten Verfahren wesentlich geringer aus als in dem
konventionellen, wie auch im ersteren die einzelnen
Konflikte weniger häufig mit anderen Streitthemen
und Konflikttypen verknüpft wurden.

Im konventionellen Verfahren wurden große Teile
des Planungsprozesses von Konflikten geprägt und
zeitweise von ihnen ganz beherrscht. Nach Aussagen
einiger Akteure waren ähnliche Spannungen in der
Gemeinde bisher noch nicht aufgetreten.

Auch im kooperativen Verfahren waren während des
gesamten Planungsprozesses Konflikte aufzufinden.
Einzelne Konflikte waren Anlass für den Beginn der
Landschaftsplanung. Dennoch prägten im kooperati-
ven Verfahren Konflikte nur geringfügig das Ge-
schehen. Die Konfliktintensität blieb hier in den mei-
sten Fällen gering.

106

Tabelle3

Bedeutung der Konfliktebenen
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3.3.4 Bearbeitbarkeit von Konflikten

Um das Ergebnis vorwegzunehmen: Konflikte konn-
ten in dem kooperativen Verfahren sehr viel besser
gehandhabt werden als in dem konventionellen.

Wichtige Gründe hierfür waren die für kooperative
Verfahren typischen Gelegenheiten, Konflikte bereits
frühzeitig erkennen zu können, da die „brennend-
sten“ Fragen meist schon in den ersten Planungs-
schritten auftreten und die folgenden Planungsschrit-
te noch ausreichend Zeit und Gelegenheiten bieten,
Probleme zu bearbeiten und zu lösen. Eine Eskalation
kann dadurch vermieden werden. Die Beziehungen
der Kontrahenten bleiben dadurch meist relativ un-
belastet.

Aufgrund des geringen Eskalationsgrades wurden im
kooperativen Verfahren kaum verschiedene Streitfra-
gen und Konflikttypen miteinander vermischt. Auf
diese Weise konnte es in dem kooperativen Verfahren
vermieden werden, dass ein Streitthema nicht an an-
derer Stelle im Verfahren in einem neuen Gewand wie-
der auftrat, sich für die Bearbeitung gar nicht fassen
ließ und einen Streit und Metastreit provozierte, der
oftmals kaum ein Ende finden kann. Die Akteure
konnten hier ihre Anstrengungen auf die Lösung der
Sacharbeit konzentrieren, obwohl sie auch einigen
Aufwand für die Beziehungsebene betrieben, und er-
arbeiteten ein hervorragendes sachliches Ergebnis.
Im konventionellen Verfahren wurden dagegen große
Energien für Positions- und Beziehungskämpfe ver-
wendet, die der Sacharbeit fehlten.

Als Ergebnis lässt sich Folgendes festhalten: Die
Entscheidungsfindung konnte im kooperativ ausge-
legten Verfahren sehr viel besser an den Sachfragen
orientiert werden als im hierarchisch geprägten (Ei-
ne Aussage über die sachliche Qualität des Ergebnis-
ses ist hiermit jedoch noch nicht getroffen). Partizi-
pation ermöglichte eine bessere Wahrnehmung von
und einen effektiveren Umgang mit Konflikten, bevor
sie eskalierten. Dadurch eröffnete das kooperative
Verfahren eine Konzentration auf die Sacharbeit und
erleichterte die Entscheidungsfindung.

Das legt nahe, das Planungsverfahren selbst von Be-
ginn an als Konfliktlösungsverfahren zu konzipieren,
damit eine sachgerechte Konfliktbearbeitung über-
haupt möglich wird. Denn eine im vorgerückten Sta-
dium der Planung konzentrierte Bearbeitung aller
bislang aufgeworfenen Konsenskonflikte, wie sie in
konventionellen Verfahren angestrebt wird, erweist
sich nicht nur inhaltlich als wenig konstruktiv, son-
dern stiftet zugleich im Sozialen Unfrieden, der eine
Übernahme von Aufgaben für die Gemeinschaft oft-
mals im Wege steht. Dabei ist für ein gelingendes
Konfliktmanagement – trivialer Weise – eine gewisse
Zusammenarbeit notwendig, da viele Konflikte nicht
einseitig beendet werden können, und umgekehrt
kommt für eine gelingende Partizipation dem Kon-
fliktmanagement ein zentraler Stellenwert zu.

Als ein weiteres Ergebnis zeigt sich, dass eine Ver-
fahrensgestaltung, in deren Rahmen kooperative Ele-
mente noch vor dem Auftreten größerer Streitigkei-
ten etabliert wurden, sich grundsätzlich besser zur
Konfliktlösung eignet als eine konventionelle, die
kooperative Elemente erst als Instrument zur Kon-
fliktbearbeitung einsetzt.

4. Zur sachlichen Qualität von Entscheidungen
in Partizipation

Ein weiterer wesentlicher Kritikpunkt an partizipati-
ven Verfahren lautet, dass die sachliche Qualität von
Entscheidungen sehr viel geringer ausfalle als in hie-
rarchisch strukturierten. Als Gründe werden der Dilet-
tantismus der Akteure oder der Vorrang von Partial-
interessen vor Allgemeininteressen genannt. Der In-
dividualismus in der Gestalt des Egoismus vieler
Einzelner könne sich in der Partizipation ungezügel-
ter durchsetzen, erzeuge vermehrt Konflikte und ge-
fährde damit Resultate von sachlicher Qualität und
Gemeinnutzen. Dadurch würden langfristige „Politi-
ken“ und komplexe Problemlösungen unmöglich ge-
macht oder sogar das Recht selbst „verkommt“ zum
„Tauschobjekt“.

Nach HUNTINGTON (1975, S. 113 ff.) hätten demo-
kratische Entscheidungen wie etwa auf dem Schlacht-
feld immer zum Untergang geführt. Der Nutzen, den
man aus Beteiligung von Betroffenen ziehen könne,
stiege nicht mit der Quantität der Beteiligung. Viel-
mehr gefährde die Beteiligung vieler Akteure die Re-
gierbarkeit selbst. HUNTINGTON (1975, S. 113) be-
hauptet: „Our analysis suggest that applying that cu-
re at the present time could well be adding fuel to the
flames“. „ ,Democracy never lasts long‘ … ,It soon
wastes, exhausts, and murders itsself. There never
was a democracy yet that did not commit suicide.‘“
Daher sei die Demokratie eine „Risikotechnologie“
und die Partizipation als Potenzierung der Mängel
demokratischer Führungsformen besser zu vermei-
den. Viele Köche verderben den Brei, sagt auch der
Volksmund.

Denn zum einen präge oftmals wenig zielgerichtetes,
sinnloses Getue, Gerede und Gezanke kooperative
Prozesse, zum anderen würden die zentralen Proble-
me im Durcheinander der vermeintlichen Gleichheit
aller Akteure, ihrer Interessen und Blickwinkel leicht
übersehen oder zumindest nicht adäquat angegangen.
Dies führe zur gewollten oder zufälligen Verschleie-
rung und Schön-Rednerei, so dass vorrangig über-
flüssige Scheinkonflikte im Vordergrund stünden,
während die tatsächlichen Probleme in den Hinter-
grund gedrängt würden.

Die Befürworter der Partizipation vertreten demge-
genüber die These, dass hierarchische Entschei-
dungsstrukturen funktional ungeeignet seien, um ei-
nen fruchtbaren Dialog zwischen den Beteiligten
führen zu können, der oftmals eine Voraussetzung für
das Auffinden einer qualitativ guten Entscheidung ist.



Erst in Partizipation könne das für ein Vorhaben not-
wendige, jeweils perspektivisch gebundene Wissen
zusammengetragen werden (vgl. Abbildung 2), wel-
ches eine sachlich gute, umsetzbare sowie eine (mög-
lichst allseitig) akzeptable Lösung kennzeichnet. Dies
gilt jedoch nur unter der Voraussetzung, dass die
Qualität und Umsetzung der Ergebnisse abhängig
von der Aktivität und/ oder der Zustimmung – also
von einer gewissen Macht – der Beteiligten sind.
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Die Abbildung 2 soll verdeutlichen, dass die verschie-
denen Arten von für einen Entscheidungsprozess
notwendigen Wissen in unterschiedlicher Weise auf
einzelne Akteure verteilt sind. Im Beispiel des le-
bensweltlichen Zusammenhangs verfügen Laien in
größerem Maße über deontisches Wissen, Experten
dagegen vermehrt über instrumentelles Wissen (vgl.
Tabelle 1). Welcher Akteur in welchem Maß über
spezifisches projektrelevantes Wissen verfügt, muss
dann für den Einzelfall ermittelt werden.

Planung als Koordination und Absprache zwischen
verschiedenen Akteuren über das, „was zukünftig sein
soll“, soll den funktionalen, also zweckrationalen Be-
zug zwischen den gesellschaftlichen Subsystemen
gewährleisten und Reibungsverluste und Konflikte
vermeiden oder minimieren helfen. Denn je differen-
zierter eine Gesellschaft ist, desto mehr wachsen nach
LUHMANN (1997, S. 102) Störempfindlichkeit und
Konfliktträchtigkeit und desto nötiger werden Zu-
sammenarbeit und Planung.

Vielfach wird dem Staat die Fähigkeit abgesprochen,
ohne Partizipation überhaupt eine wirksame Umwelt-
politik betreiben zu können. FÜRST (1996, S. 5 ff.,
20) nennt verschiedene Gründe aus staatstheoreti-

scher Sicht, warum sich daher der Staat zu einem
verhandelnden und kooperierenden Staat hin ent-
wickeln müsse.

SCHARPF (1973, S. 64, 62) bemerkt zusammenfas-
send, „pluralistische Entscheidungsprozesse tendie-
ren eher als zentralistische dazu, komplexe Entschei-
dungsinhalte nicht im Ganzen zu verarbeiten, son-
dern sie aufzulösen in eine Vielzahl miteinander nur
wenig koordinierter Auseinandersetzungen um De-
tailprobleme. … Dem gegenüber erscheinen zentrali-
sierte Systeme weniger sensibel für die Probleme ih-
rer Subsysteme, erleichtern jedoch die Behandlung
übergreifender Problemzusammenhänge.“ Dabei ist
jedoch in der Regel die Lösung übergreifender Pro-
blemzusammenhänge mit der Lösung von Detailpro-
blemen wechselseitig verknüpft. Der Teufel steckt im
Detail und erst die Details bilden gemeinsam das
Ganze.

Die Untersuchung der Praxisfälle ergab dazu folgen-
des Ergebnis: Das Auftreten von Konflikten wurde
von den befragten Akteuren u.a. auch positiv darge-
stellt. „Den Finger auf die Wunde zu legen“ und Kon-
flikte aufzuzeigen, ist im allgemeinen Bedingung ei-
ner konstruktiven und sachlich guten Lösung. „Das
Ergebnis einer Konfliktbearbeitung ist „mehr Klarheit,
(aber) nicht unbedingt Einigkeit“ (RENN & HAM-
PEL 1998, S. 211). Die größere Klarheit darüber, wo
die zu klärenden Punkte lagen, ermöglichten im par-
tizipativen Verfahren, dass hier die sachliche Qualität
von Entscheidungen besser ausfallen konnte als im
hierarchischen Verfahren.

Der Bürgermeister im partizipativen Verfahren mein-
te, dass über die Hälfte aller Entwicklungsziele der
Gemeinde aufgrund neuer Erkenntnisse verändert wor-
den seien und im Planungsprozess auch als (rechts-)
verbindlich beschlossen wurden. Für die Gemeinde
des hierarchischen Verfahrens sei das Planungsver-
fahren „vergessen, aus und vorbei“ meinte ein Ge-
meinderat und der Plan selbst werde selten zu Rate
gezogen, sagte der Bürgermeister. Eine Umsetzung
durch die Gemeinde sei daher wenig wahrscheinlich.
Die Teilnehmenden im partizipativen Verfahren sa-
hen den Landschaftsplan als ihr Erzeugnis an und
waren bestrebt, die Inhalte des Planes sukzessiv um-
zusetzen.

Der Planer der kooperativen Landschaftsplanung be-
zeichnete diesen Erfolg als Wirkung u.a. des Verfah-
rens: Die Kooperation der einzelnen Akteure lässt
sich mit einem Orchester vergleichen, dem ein ent-
sprechender Raum zur Verfügung gestellt werden
muss. Denn heute „wird [dem Bürger] die Bühne
nicht geboten, auf der er spielen kann. Ein Orche-
ster, bei dem Du nur die Hälfte einlädst, das bleibt
so. Entweder spielen alle im Orchester, dann musst
Du sie auch alle einladen, musst Du alles organisie-
ren, musst Du jedem sagen, Du bist wichtig, wenn Du
fehlst, können wir nicht spielen … Wenn dagegen ein
Bürgermeister sagt – wie in Buchenberg – Landschafts-

Abbildung 2

Verhältnis von Laien- und Expertenwissen (nach Rein-
hard SELLNOW in SELLE 2000, S. 161, verändert). Die
Figuren verbildlichen (von links nach rechts) deontisches
Wissen, Faktenwissen, intrumentelles Wissen und „logi-
sches“ Wissen.



planung ist wichtig, dann ist … jedes Instrument, das
in diesem Orchester spielt, schon wichtig, also kommt
… [der das Instrument Spielende].“ (Interviewnr.:
02.2.300).

Nach Ansicht des Bürgermeisters sollte deshalb der
Beginn einer Kooperation mit den Bürgern „auf ei-
ner Skala von 0 bis 10 … bei 0,5 beginnen.“

Der Planer des kooperativen Verfahrens beschreibt
sein Vorgehen bei der Suche nach einem Gewerbe-
standort folgendermaßen: „Die Leute sagen, die an-
dere Gemeinde hat ja ein Gewerbegebiet. Dann sagt
man, ja habt ihr euch das mal angeschaut. Nana, die
haben ein Gewerbegebiet, da sind ein Haufen Firmen
draußen. Dann habe ich gesagt, wie viele sind es
denn? Da kriegst Du keine Antwort. Dann habe ich
gesagt, dann fahren wir halt da hin und schauen es
uns an. Das haben wir dann getan. Dann waren da
zwei /drei Firmen, riesen Dinger, alle waren erstaunt
über die Auswirkungen solcher Gewerbeflächen; alle
haben sie gestöhnt, dass dies eigentlich mit dem Ort
nichts zu tun hat, dass sich dies nicht angliedern
lässt, weil diese einen riesigen Flächenverbrauch ha-
ben … Und dann hieß es, mit dem Rad fährt da so-
wieso keiner hin, da muss man schon in das Auto ein-
steigen, solche Ergebnisse kamen da raus. … In den
Überlegungen, was sind die Voraussetzungen heute
für ein Gewerbegebiet, wann entsteht überhaupt Ge-
werbe, welches sind die Bedingungen, das klärt sich
dadurch. Und über diesen Klärungsprozess hast du
dann andere Kriterien, um etwas [anderes] zu ma-
chen, als zuvor“ (Interviewnr.: 02.3.435).

Kooperation eröffnete auf diese Weise sowohl inhalt-
liche Kriterien wie auch neuartige Methoden, um für
den jeweiligen Ort spezifische und angemessene Lö-
sungen zu finden.

5. Zur Zuständigkeit und Verantwortlichkeit
kooperierender Akteure

Die zwei grundsätzlichen, im System der (westli-
chen) Demokratien liegenden Probleme sind nach
CROIZIER (1975, S. 12 f.), die Aufsplittung der Zu-
ständigkeitsbereiche in der Bürokratie sowie die
Vielzahl der Akteure im politischen Raum. Beide
Probleme haben zur Folge, dass komplexe Aufgaben
nicht zu meistern sind und die mangelnde Zustän-
digkeit und Unverantwortlichkeit des Einzelnen ver-
größert wird. Kooperative Entscheidungsprozesse pro-
duzierten ständige Unklarheit darüber, wer für wel-
che Aufgaben (rechtlich) zuständig sei und welche
Zuständigkeit ergriffen bzw. welche Verantwortlich-
keiten er zu tragen habe. Verantwortung würde nicht
gemeinsam getragen, sondern kollektiv vermieden
(vgl. Abbildung 3). Deshalb würde ein Ziel gerichte-
tes und koordiniertes Handeln verhindert und grund-
legende Entscheidungen vereitelt. Es komme zum
bekannten „Reformstau“.

Werden Entscheidungen überhaupt nicht, oder nicht
von „den Verantwortlichen“ getroffen, fehle nicht nur
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Abbildung 3

Ertrinkender wird vor Zuschauern gemalt

die persönlich zurechenbare Verantwortlichkeit für
Entschlüsse (oder das Ausbleiben von Entschlüssen),
sondern auch ihre Legitimation (vergleiche BENZ
1994, S. 49).

Die Befürworter der Partizipation betonen, dass ein
Entschluss zur Zuständigkeit oder die Übernahme
von Verantwortung nicht angeordnet werden kann.
Denn Verantwortung ist an Freiheit gebunden und oh-
ne Freiheit wären Verantwortungslosigkeit und Ent-
fremdung die Folge. Die Charakteristik hierarchischer
Machtstrukturen ist es aber gerade, dass die Willens-
freiheit des Einzelnen eingeschränkt wird, um ihn an
die Entscheidungen anderer zu binden. Alle Tätigkei-
ten des Einzelnen, die nur seiner Willensfreiheit ent-
springen können, werden damit zwangsläufig ausge-
schlossen. Entspringt Handeln nicht der Eigenver-
antwortung, muss jegliche Handlung entweder ver-
boten oder verordnet und zudem die Beachtung aller
Verbote und Verordnungen kontrolliert werden. Wird
der Mensch in einer solchen Abhängigkeit und Un-
mündigkeit gehalten, sind Konflikte oder Entfremdung
zwangsläufig die Folge. Denn in Konflikten stehen die
Intentionen gegeneinander, bei Entfremdung fehlen
Verantwortlichkeit und Kontrolle des Einzelnen über
sein eigenes Tun. „Entfremdung zeigt sich in der Ab-
trennung des Einzelnen vom Was seines Tuns – d.h.
er steht den Ergebnissen seines Handelns fremd ge-
genüber – und vom Wie seines Tuns, d.h. er kontrol-
liert seine Handlungen nicht mehr selbst“ (Von RO-
SENSTIEL 1987, S. 2). Daraus folgt, dass die Auto-
rität das weitere Handeln des Einzelnen in jedem Fall
kontinuierlich kontrollieren und das Befolgen der
Vorgaben mit Hilfe von Macht durchsetzen muss,
da der individuelle Antrieb ja fehlt, eben fehlen muss.



Zum einen ist es aber auf Dauer schwierig bis un-
möglich, eine Politik durchzusetzen, der die Mehrheit
der Bevölkerung gleichgültig gegenübersteht oder
die sie sogar ablehnt, z.B. weil sie in Bereichen für
den Einzelnen von ihm als nachteilig bewertet wird,
während die Realisierung dieser Politik zugleich von
einem entsprechenden Verhalten der Einzelnen ab-
hängig ist. Zum anderen lässt sich konkretes Verhal-
ten nicht alleine durch Macht erwirken, da auf dem
Wege von einer Idee zu ihrer Verwirklichung stets
zuvor unbekannte Entscheidungsfreiräume und Un-
sicherheiten entstehen. Nicht für alle zu treffenden
Entscheidungen können im Voraus konkrete und ge-
eignete Anweisungen vorgegeben werden. Hier liegt
auch eine zentrale Dysfunktion der Planwirtschaft.
Es stellt sich also die Frage, wie Entscheidungen nicht
nur sachlich gut werden können, sondern so beschaf-
fen sind, dass viele Menschen für sie Verantwortung
übernehmen.

Karl-Otto APEL (1974) und ähnlich Jürgen HABER-
MAS (1973) begründeten aus philosophischer Sicht,
warum der rationale Diskurs unter den Bedingungen
einer liberal-demokratischen Gesellschaft heute wahr-
scheinlich die einzig praktikable Möglichkeit zur Lö-
sung der Umweltkrise eröffnet. Denn erst der Diskurs
zwischen mehreren Akteuren ermöglicht es, kollek-
tiv Verantwortung für Angelegenheiten zu überneh-
men, die den Bereich individuell zurechenbarer Ver-
antwortung übersteigen. Beispiele sind kollektive
Tätigkeiten und ihre Folgen wie etwa die Vergiftung
der Atmosphäre und die Veränderung des Klimas.

Der Diskurs soll es ermöglichen, dass sich das Indi-
viduum sowohl das notwendige Wissen über die
wahrscheinlichen Folgen und Nebenfolgen kollekti-
ver Aktivitäten ohne ein Gefühl der Ohnmacht an-
eignen kann und dabei Handlungsnotwendigkeiten
erkennt, als auch selbst über Handlungsmöglichkei-
ten verfügt. Da sich aus diesen allgemeinen Prinzi-
pien der Diskursethik keine situationsbezogenen
Grundsätze deduzieren lassen, bleibt das Lösen aller
konkreten Fragestellungen die Aufgabe praktischer
Diskurse. Apel plädiert dafür – und bezeichnet es als
„moralische Pflicht“ – möglichst viele Foren solcher
Diskurse auch auf der lokalen Ebene zu schaffen,
denn nur so könne in einer Langzeitstrategie indi-
viduelle Mitverantwortung bei der Übernahme kol-
lektiver Gesamtverantwortung organisiert werden
(APEL 1974). 

Auch das Verfahren der kommunalen Landschafts-
planung bietet hierfür eine geeignete Bühne, die heu-
te als solche in rechtlicher, finanzieller, organisatori-
scher und inhaltlicher Hinsicht ausstaffiert werden
sollte. Eine solche diskursorientierte Planung und
Politik entsprechen auch den Prinzipien und der Kul-
tur einer demokratischen Gesellschaft besser als
hierarisch-, instrumentell-orientierte Entscheidungs-
verfahren. Die Diskursethik eröffnet eine rationalere
und bewusstere Form der Auseinandersetzung und
Verantwortungsübernahme. Konflikte und Verantwort-
lichkeit können im Diskurs rational thematisiert wer-
den, Rationalität wird ethisch begründet und die Dis-
kursethik logisch konsistent abgeleitet.

Die besondere Schwierigkeit liegt im Übergang von
einer heute oftmals vorwiegenden „partial-interesse-
norientierten“ Verhaltensweise zu einer rationaleren
und damit auch sozialen Verhaltensweise zu gelangen.

Zusammenfassend lässt sich bemerken, dass die the-
oretische Diskussion zu der Frage, ob Partizipation
die Verantwortung der Betroffenen fördert oder senkt,
ein zwiespältiges Bild ergibt. Einerseits wächst die
Gefahr durch Partizipation, dass Vorhaben im Sande
verlaufen, da niemand mehr entscheidend zuständig
und verantwortlich ist oder sein will, andererseits
wächst die Chance, dass Aufgaben, die die Verant-
wortungsfähigkeit und Interessen Einzelner weit
übersteigen und folglich oftmals von Einzelnen ge-
mieden werden, nun von vielen Akteuren gemeinsam
ergriffen werden (können). Kollektive Verantwortung
für Bereiche zu übernehmen, die z.B. komplexe Le-
bensbereiche betreffen, wird durch Kooperation über-
haupt erst möglich. 

Empirisch ist das Maß an Zuständigkeit oder Verant-
wortlichkeit der Akteure in den Planungsfällen nur
indirekt interpretierbar. Das Maß der „Gesamtver-
antwortlichkeit“ kann über die Anzahl der Personen
interpretiert werden, die sich als zuständig für eine
Aufgabe zeigten, über die Anzahl von Aktionen, die
Folgen des Prozesses waren, über die Qualität der
Lösungen, die von Seiten der Akteure angeboten wur-
den sowie den Zeithorizont der Planung (vgl. Tabel-
le 4). Die empirischen Untersuchungen gaben in die-
ser Hinsicht ein eindeutigeres Bild als die theoreti-
sche Diskussion. Im Hinblick auf die Zahl der aktiven
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Tabelle4

Zur Verantwortlichkeit der Akteure



Personen ist festzustellen, dass sie in hierarchisch ge-
prägten Verfahren weitgehend konstant blieb und
nach Beendigung des Verfahrens abnahm. Einige der
Akteure waren durch die immensen Konflikte er-
schöpft und von weiterem Engagement abgeschreckt.
In partizipativen Verfahren stieg die Zahl derer, die
tätig waren, trivialer Weise bereits durch die Partizi-
pation selbst. Aber selbst nach Abschluss des Ver-
fahrens blieben einige von ihnen tätig. In beiden Ver-
fahrensarten stieg die Zahl der Aktivitäten durch das
Planungsverfahren an. Unterschiedlich waren jedoch
die Zielrichtungen der Tätigkeit. Im hierarchisch struk-
turierten Verfahren handelte es sich im Politikfeld
Umweltschutz und Gemeindeentwicklung vorwie-
gend um „Widerstand“ gegen Änderungen einer be-
stehenden Nutzungsweise, die als nicht nachhaltig
bezeichnet werden muss, im partizipativen Verfahren
weitgehend um „Fortschritt“ auf der Suche nach ei-
ner nachhaltigen Entwicklung und ihren neuen Mög-
lichkeiten.

Zugleich wurden durch das partizipative Verfahren
sehr unterschiedliche und eigenständige Aktivitäten an-
geregt, die nicht immer im direkten Zusammenhang
mit der Landschaftsplanung oder dem Umweltschutz
standen. Beispielsweise wurde ein großes Fest zur
Historie des Ortes mit 5000 Besuchern veranstaltet,
ein Buch zur Heimatgeschichte geschrieben, ein Erfah-
rungsaustausch zur Solarenergienutzung organisiert
oder die Route für das alljährlich stattfindende Schlit-
tenhunderennen aus einem ökologisch sensiblen Ge-
biet verlegt sowie Agenda-21 Gruppen gegründet.

Als Ergebnis lässt sich festhalten, dass (in den unter-
suchten Fällen) im partizipativen Verfahren im Ver-
gleich mit dem hierarchisch ausgerichteten mehr Men-
schen tätig waren und Verantwortung übernahmen,
die Planung mehr Effekte hatte und Entscheidungen
eine größere Zeitspanne berücksichtigten. Die Ver-
antwortlichkeit der Akteure für eine nachhaltige Ent-
wicklung war also im partizipativen Verfahren größer.

Fraglich bleibt an dieser Stelle, ob die Verantwor-
tungsbereitschaft in relativ kleinen Landgemeinden
anders beurteilt werden muss als in größeren sozialen
Einheiten etwa im städtischen Raum. Viele Ergeb-
nisse sozialpsychologischer Forschung weisen die
Gruppengröße (etwa über den Mechanismus der Wir-
kung eigenen Handelns im Ganzen und damit die
Stärke der Erlebbarkeit von Rückkopplungen des
Verhaltens) als wichtiges Kriterium für die Verant-
wortungsübernahme aus. Eine Frage ist dabei, wie
die Erlebbarkeit der Folgen eigenen Verhaltens und
damit die Zuständigkeit für Folgen eigenen Handelns
für den Einzelnen und für die Gemeinschaft geför-
dert werden könnten.

6. Zur Verwirklichung von Entscheidungen

Hierarchisch geordnete Strukturen garantieren erst
die Realisierung von Plänen und Beschlüssen, be-
haupten ihre Verfechter. Denn Pläne könnten schnell,

effektiv und inhaltlich unverfälscht also besser aus-
geführt werden, weil jeder Beteiligte im Gehorsam
oder im Vertrauen den Anordnungen dienen würde,
um einen Entschluss (z.B. zum Wohle des Ganzen)
zu vollenden, die ein Entscheidungsträger formuliert
habe. Die direkte Realisierung eines Entschlusses
habe große Vorteile, weil nicht die Unfähigkeiten,
Interessen, Meinungen, Ansichten vieler oder sogar
aller Beteiligten beachtet und gegebenenfalls disku-
tiert, verhandelt und aneinander angepasst werden
müssten, um überhaupt zu einer Realisierung zu ge-
langen. Nur diese Voraussetzungen ermöglichten wohl
den Bau der Pyramiden in Ägypten, die Einführung der
Kartoffel durch Friedrich den Großen in Deutschland
oder die Umsetzung der Flora-Fauna-Habitat kurz
FFH-Richtilinien nach EU-Recht.

Gerade diese Voraussetzungen hierarchisch organi-
sierter Verfahren, kritisieren die Befürworter partizi-
pativer Verfahren, seien z.B. im Bereich des Natur-
und Umweltschutzes vielfach nicht oder nicht mehr
gegeben. Denn selten handele es sich um klare, über-
sehbare Aufgaben, welche von nur einem „Einsichti-
gem“ in seinen vielfältigen Facetten kompetent durch-
dacht und anschließend realisiert werden könne. Die
Realisierung erfordere aus z.B. inhaltlichen, rechtli-
chen, politischen oder finanziellen Gründen die Be-
teiligung verschiedenster Akteure. Auch habe der
Staat, als wichtiger Entscheidungsträger im Natur-
schutz weder genügend Ressourcen, um die Reali-
sierung von Plänen alleine anzuleiten, noch zu kon-
trollieren. Gerade wegen dieser Mängel hierarchi-
scher Prozeduren seien partizipative Vorgehenswei-
sen entwickelt worden.

Partizipation erhöht nach Von ROSENSTIEL (1987,
S. 7) tendenziell nicht nur die Motivation, Aktivität
und die Zufriedenheit der Beteiligten, sondern auch
die Qualität der Arbeitsprozesse und -ergebnisse so-
wie die Akzeptanz von getroffenen Entscheidungen.

Über diese Projektbezogenen Vorteile hinaus wird für
Partizipation reklamiert, dass sie ein aus psychologi-
scher Sicht besseres Leben der Menschen zur Folge
habe. FIETKAU (1984, S. 121 f.) betont den psycho-
logischen Wert der Partizipation, den sie jenseits der
instrumentellen Perfektionierung der Planung habe.
Partizipation „hat ihre Funktion in sich.“ FIETKAU
(1984, S. 123) plädiert daher für eine „Experimen-
tiergesellschaft“, in der möglichst viel individueller
„Gestaltungsspielraum für die unmittelbare Umwelt-
gestaltung offen zu halten“ sei. Daher seien hierar-
chische Strukturen durch partizipative zu ersetzen.

Der Planer des kooperativen Verfahrens bemerkt da-
zu: „Mit dem Landschaftsplan ist etwas Lebendiges
entstanden für die Kommune, der mehr leistet, als ir-
gendein Plan dort. Da ist viel in Bewegung geraten“
(Interviewnr.: 02.4.001; 02.5.086; 02.3.534).

Auch der Bürgermeister hebt die sozialen Effekte ko-
operativen Handelns hervor: „Dieses Wiederbeleben
des Miteinanders, der Gemeinschaft; … wenn man
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was macht, das Erfolg hat, das verbindet. Sicherlich
hat man dem einen oder anderen die Augen geöffnet
und der sagt, Mensch, das habe ich noch gar nicht
gesehen, das stimmt wirklich“ (Interviewnr.: 04.3.014;
04.1.305).

Als Resümee lässt sich feststellen, dass partizipative
Verfahren dann auf der Ebene der Realisierung hier-
archischen Verfahren überlegen sind, wenn zuvor die
Konsensprobleme zwischen den Akteuren gelöst wer-
den können. Es ließ sich zeigen, dass nicht nur hier-
archische, sondern auch kooperativ orientierte Ent-
scheidungs- und Führungsstrukturen sowohl Vor- als
auch Nachteile haben, und zugleich hierarchische
Führungsstrukturen alleine sich als ungeeignet er-
wiesen haben, kollektive Probleme zu lösen. Von Au-
toren verschiedenster Disziplinen werden daher ko-
operative Elemente als viel versprechende Alternative
autoritärer Entscheidungs- und Führungsstrukturen
(und damit auch Verfahren), bzw. in einer demokra-
tischen Staatsform sogar als die einzige Möglichkeit
bewertet, um kollektive Aufgaben bewältigen zu kön-
nen.

Aber gerade dieser „Systemwechsel“ von hierarchisch
organisierten zu partizipativen Verfahren wirft be-
sondere Schwierigkeiten auf: In hierarchisch geord-
neten Strukturen sind Gehorsam und Zuverlässigkeit
traditionelle Tugenden, die ein weitgehend reibungs-
loses Zusammenwirken garantieren sollen. In koope-
rativen Abläufen werden Einsicht in den Gesamtab-
lauf, Selbständigkeit, Urteilsvermögen, Engagement,
Phantasie und Innovationsfähigkeit zu den zentralen
Kompetenzen, also Kompetenzen, die in hierarchi-
schen Strukturen hinderlich und ihnen entspringende
Tätigkeiten folglich oft verboten wurden und werden.

Der Einzelne soll nun in ungewohnter Weise eigene
Einsichten und Positionen vertreten, um das Beste
für die Teilsysteme und auf diese Weise auch für das
Ganze zu erreichen; in hierarchischen Organisations-
abläufen sollte er dagegen stets das von oben Dik-
tierte vertreten und eigene Positionen gerade zurück-
stellen. Entfällt die Weisung, werden vielfach bislang
verdeckte oder unterdrückte Unfähigkeiten, Wider-
stände und Konflikte offensichtlich, die nun nicht
mehr so einfach wie bisher – beispielsweise per An-
ordnung – beendet werden können, sondern aufge-
griffen und bearbeitet werden müssen. Der Diskurs,
welcher Partizipation und die Möglichkeit der Kon-
flikthandhabung im Konsensbildungsprozess vereint,
wird zu einer zentralen Voraussetzung für die Ent-
wicklung sowie für die Verwirklichung von Plänen
und Projekten. Eine Kultur der Partizipation erweist
sich als eine zentrale Säule der Nachhaltigkeit (z. B.
HONTELEZ 2002, S. 127). „Wir stehen vor der Her-
ausforderung, Verfahren zu schaffen, die uns ein ge-
meinsames Denken ermöglichen“ (VANHEUKE-
LEN 2002, S. 132)4).

Die Achillesverse partizipativer Entscheidungsver-
fahren liegt sowohl in der persönlichen als auch in
der strukturellen Unfähigkeit oder Fähigkeit der Ak-
teure unter den gegebenen Bedingungen, zu einer
ausreichenden Übereinstimmung zu kommen. Wich-
tige Hindernisse sind neben den eigentlichen sach-
orientierten Konsensproblemen auch Konflikte auf
der Beziehungsebene und Schwierigkeiten im Bereich
der Kommunikation. Partizipation und Konflikthand-
habung sind voneinander abhängige Tätigkeiten. 
Kann ein Konsens und ein gemeinsamer Wille der
Zukunftsgestaltung gefunden bzw. entwickelt werden,
eröffnen sich in partizipativen Strukturen ungeahnte

112

Abbildung 4

Eine „echte“ Gemeinschaftsleistung

4) Vgl. Meyer-Oldenburg 2003: Hier werden grundsätzliche Konstruktionsprinzipien und Elemente der Partizipation am Beispiel der kom-
munalen Landschaftsplanung entwickelt und vorgestellt.



neue große Chancen, die einerseits den Fähigkeiten,
der Kreativität und dem Engagement der Einzelnen
sowie andererseits auch denen einer echten Gemein-
schaft entspringen (vgl. Abbildung 4).

In einer Kultur des Planens im Diskurs besteht die
Chance, zumindest Ansätze einer neuen Gemein-
schaftlichkeit gerade auf der wachsenden Freiheit
und Stärke des Subjekts gründen zu können und viel-
leicht (und hoffentlich) eine neue Antwort auf die
Problematik der Gemeingüter zu finden.

So rät Antoine de Saint-Exupery 
(www.worte-projekt.de/exupery.html):
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„Wenn Du ein Schiff bauen willst, so trommle
nicht Männer zusammen, um Holz zu beschaf-
fen, Werkzeuge vorzubereiten (und) Aufgaben zu
vergeben…, sondern wecke in ihnen die Sehn-
sucht nach dem weiten, endlosen Meer.“
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Zusammenfassung

In der mittelschwäbischen Fichtenwaldlandschaft (Bereich
der Forstämter Krumbach und Ottobeuren) wurden in 10
Testbeständen (je 2 Naturwaldreservate, Laubholzbestände,
Fichten-Buchenbestände, Fichten-Reinbestände und Dougla-
sienbestände) 1999/2000 in 6 zeitnormierten Flächen-
stichproben 429 Pilzarten in 3307 Nachweisen erfasst und
bezüglich Häufigkeit, Gefährdung, Naturnäheindikation,
Ökotyp (Gilde) und Mikrohabitatverteilung (Partnerbaum-
art, Wuchssubstrat, Position, bei Totholz Zersetzungsgrad
etc.) charakterisiert. Für 1997 existieren vergleichbare Stu-
dien aus der Buchenwaldlandschaft der Fränkischen Alb
bei Hienheim (278 Arten mit 969 Nachweisen in 3 Bege-
hungen).

Die wesentlichsten Ergebnisse sind:
In Buchen- und Fichtenwaldlandschaften unterscheiden
sich Pilzlebensräume in ihrer Qualität deutlich. So erreich-

ten in den Hienheimer Laubwäldern die Bestände seltener
und naturnaher Arten (häufig Holzpilze) erheblich höhere
Dichten. Unter diesem Populationsdruck werden dann
vermehrt auch pessimale Lebensräume wie kleine Fich-
tenwaldenklaven besiedelt. Eventuell ist auch in solchen
Landschaften die Fähigkeit größer, schlechte Pilzjahre ab-
zupuffern, und zumindest bei den Holz- und Mykorrhiza-
pilzen scheint die Entwicklung von Fruchtkörpern früher
einzusetzen und sich gleichmäßiger über die ganze Pilz-
saison zu verteilen.

Beim Vergleich von Pilzzönosen sind zudem schon in nur
30 km und 100 Höhenmeter  voneinander entfernten Fich-
tenwaldgebieten regionale Eigenheiten zu berücksichtigen.
Im luftfeuchteren und kühleren Ottobeuren waren in allen
Vergleichsbeständen die Pilzzönosen reichhaltiger als in
Krumbach. Außerdem unterstrichen nur dort seltene, fich-
tenspezifische Arten die Rolle der Fichte als Element der
potentiell natürlichen Vegetation.

Nur extensiv bewirtschaftete Laubholzbestände und nut-
zungsfreie, totholzreiche Reservate können wirklich reich-
haltige, naturschutzfachlich hochwertige Pilzzönosen in
größeren Populationen beherbergen. Sehr starke Naturnä-
hezeiger finden sich fast nur in Reservaten mit einer über
viele Jahrzehnte ungestörten Entwicklung. Dagegen traten
in den Nadelholzbeständen der Untersuchungsgebiete nur
artenarme Zönosen aus trivialen Pilzarten auf (häufig sapro-
phytische Bodenpilze, kaum Holzpilze), wobei die Dougla-
sie als Neophyt sich kaum von der Fichte unterscheidet.
Bei nur spärlicher Beimischung in Laubholzbeständen wur-
den diese Baumarten gelegentlich auch von nichttrivialen
Pilzpartnern gesucht. Andererseits können schon wenige
ältere, in Fichten-Reinbestände eingemischte Buchen zu-
mindest schwachen Naturnähezeigern wertvolles Asyl bie-
ten, in dem diese bis zu einer Besserung der Lebensraum-
bedingungen, z.B. nach Umbaumaßnahmen, überdauern
können.

Fichten-Buchen-Mischbestände sind infolge der Überlage-
rung von Nadel- und Laubbaumzönosen besonders arten-
reich, was sich aber nur in guten Pilzjahren deutlich be-
merkbar macht. In Normaljahren sind sie von Artenreich-
tum und Fruchtkörperentwicklung Laubbeständen ver-
gleichbar, allerdings mit erheblich weniger gefährdeten
oder Naturnähe demonstrierenden Arten. In Mischbestän-
den dürften sich daher wohl nur in Verbindung mit laub-
und totholzreichen Spenderflächen wertvolle Pilzzönosen
aufbauen können.

Bevorzugte Baumart ist für viele Pilzarten die Buche, deren
Totholz offenbar vor allem in starkem, stehendem Zustand
und vermutlich in allen Zersetzungsgraden ein besonders
günstiges Substrat bietet. Auch die Hainbuche und das in
den Untersuchungsgebieten nur spärliche Weichlaubholz
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sind begehrte Pilzsubstrate. Die Eiche dagegen ist ihres
hohen Gerbstoffgehalts wegen nur nach sehr langen Reife-
zeiten wie etwa im NSG Ludwigshain wertvoller Pilzlebens-
raum. Trotzdem ist das NWR Seeben als eines der wenigen
bodensauren Eichenwaldreservate Bayerns für eine wirk-
lich wertvolle Pilzzönose eventuell einfach noch nicht alt
genug, während das Buchen-Fichten-NWR Krebswiese-
Langerjergen bezüglich Artenreichtum und Naturnähezei-
gern anderen bayerischen Buchen-Naturwaldreservaten
durchaus vergleichbar ist. Von der Artenausstattung her
stellt es wie alle anderen untersuchten Reservate aufgrund
besonderer Arten ein Unikat dar. Dies zeigt, dass Pilzarten-
schutz mittels Reservatsausweisung überwiegend regional
orientiert sein sollte.

In naturschutzfachliche Zielartenprogrammen sollten be-
vorzugt (Kategorie 1) Naturnähe indizierende, gefährdete
Arten berücksichtigt werden, vor allem, wenn sie lokal
noch häufig auftreten. Von den 516 in Mittelschwaben und
Hienheim nachgewiesenen Arten gehören hierzu nur 34,
von denen nur 3 in beiden Gebieten vorkommen. Meist
handelt es sich dabei um Holzpilze, zum Teil auch um My-
korrhizapilze. In Kategorie 2 einzuordnen sind dann auch
in weniger naturnahen Habitaten auftretende, gefährdete
Arten (22 Arten) und ungefährdete Naturnähezeiger, von
denen schon die 16 mäßigen Naturnähezeiger (Holzpilze)
in den Untersuchungsgebieten weitgehend auf Laubholz-
bestände und -landschaften beschränkt waren. Die 66 schwa-
chen Naturnähezeiger, darunter viele Bodenpilze, besie-
delten dagegen auch naturnahe Kleinstrukturen in natur-
ferneren Waldbeständen, vor allem, wenn geeignete Spen-
derreservoire in der Nähe waren. Für ein Monitoring in
Wirtschaftswäldern (z.B. bei FFH-Gebieten) wäre beson-
ders die letzten Indikatorarten-Gruppen zu bevorzugen.

„Klassische“ naturschutzfachliche Leitarten für den
Pilzartenschutz sind dagegen in der mittelschwäbischen
Fichtenwaldlandschaft vor allem Holzpilze wie etwa die
starken Naturnähezeiger Hütchenträger Phleogena faginea
an Buche, Kleinsporige Kohlenbeere Camarops micropora
an Erle und der Biberzähling Lentinellus castoreus an
Fichte oder stark gefährdete, nur schwach Naturnähe indi-
zierende Arten wie Buchenrötling Entoloma placidum,
Dornige Wachskruste Eichleriella deglubens und Bitterer
Helmling Mycena erubescens, aber auch Mykorrhizapilze
wie der Samtige Pfifferling Cantharellus friesii oder der
Runzelige Wasserkopf Cortinarius fulvescens ss. Favre. In
den Buchenwäldern der Fränkischen Alb bei Hienheim
sind es dagegen der Mosaik-Schichtpilz Xylobolus frustu-
latus, der Kurzstielige Holzbecherling Peziza micropus, der
Ästige Stachelbart Hericium coralloides und der Flocken-
schneidige Dachpilz Pluteus umbrosus, alles stark Naturnähe
indizierende Holzpilze. Öffentlichkeitswirksame Werbe-
träger könnten dabei seines Aussehens wegen der Stachel-
bart oder seines Namens und Fichtenbezugs wegen der
Biberzähling sein.

1. Zielsetzung

Pilze besetzen als Symbionten, Nahrungsorganismen
und Zersetzer wichtige ökosystemare Nischen. In
Wäldern beeinflussen sie als oft baumspezifische
Partnerorganismen maßgeblich die Konkurrenz-
fähigkeit vor allem oberständiger Bäume und damit
zumindest in ungenutzten Wäldern auch die Bau-
martenzusammensetzung (vgl. z.B. CONNELL &
LOWMAN 1989). Pilze sind deshalb besonders gut
dafür geeignet, ökosystemare Auswirkungen forst-
wirtschaftlich bedingter Veränderungen, z.B. bei der
Naturnähe, Nutzungsintensität oder Baumartenzu-
sammensetzung von Waldbeständen, zu analysieren.
Da Pilzarten aber meist nur auf einem Teil der von ei-

ner Baumart besiedelbaren Standorte existieren kön-
nen (NANTEL & NEUMANN 1992), ist dabei stets
auch die Standortsverteilung in einem Waldgebiet zu
berücksichtigen (vor allem bei Mykorrhiza-Boden-
pilzen; vgl. KOST & HAAS 1989).

Im Rahmen eines vom deutschen Bundesministeri-
um für Bildung und Forschung (BMBF) und vom
Kuratorium der Bayer. Staatsforstverwaltung geför-
derten Projekts (vgl. AMMER et al. 2002) sollte 1999
und 2000 untersucht werden, wie sich in der mittel-
schwäbischen Fichtenforstregion auf Normalstand-
orten Bewirtschaftungsintensität bzw. fehlende Na-
turnähe von Waldbeständen (Naturnähegradient vom
Naturwaldreservat bis zum Douglasienforst) auf
Reichtum und Zusammensetzung von Großpilzzöno-
sen auswirken. Für Vergleiche standen analoge Un-
tersuchungen aus den Buchenwäldern der Fränki-
schen Alb bei Hienheim (Lkrs. Kelheim) zur Verfü-
gung (DETSCH 1999). Von Interesse waren dabei vor
allem folgende waldspezifischen Fragestellungen:
• Wie unterscheiden sich die Pilzzönosen in von

Fichtenwäldern bzw. Buchenwäldern geprägten
Waldlandschaften? Spielen dabei auch lokalklima-
tische Unterschiede eine Rolle?

• Wie wirken sich innerhalb dieser Waldlandschaften
unterschiedliche Naturnähe bzw. Nutzungsinten-
sität von Waldbeständen (Naturwaldreservate bis
Neophytenforste) auf Pilzzönosen und Pilzgilden
aus?

• Welche Bedeutung kommen der Baumartenzusam-
mensetzung in Waldbeständen bzw. den Mischungs-
verhältnissen zu? Welche Baumarten sind in wel-
chen Bestandsformen für hohe naturschutzfachli-
che Werte von Pilzzönosen verantwortlich?

• Hängt die phänologische Entwicklung von Pilzzö-
nosen bzw. Pilzgilden vom Bestandstyp ab? Was
bedeutet dies für den langfristigen Erhalt wertvol-
ler Pilzzönosen? Welche Rolle spielen dabei vom
Witterungsverlauf her besonders günstige Jahre
(„Pilzjahre“)?

• Welche Mikrohabitatkomponenten sind für natur-
schutzfachlich wertvolle Pilzzönosen wesentlich
(Totholz etc.)?

• Welche Zielartensysteme und Schutzstrategien er-
geben sich daraus für den Schutz von Waldpilzzö-
nosen?

2. Untersuchungsgebiete und Methoden

Die Untersuchungsgebiete lagen rund 90 km west-
lich von München im bayerischen Schotterriedel- und
Hügelland Mittelschwabens. Mykologisch verglei-
chend untersucht wurden 8 jeweils 4 ha große Test-
flächen (Charakteristik siehe AMMER et al. 2002,
Teil 1/1; eher strukturarme Altbestände auf regions-
typischen „Normalstandorten“, d.h. meist oberfläch-
lich stark versauerten Lehmen mit relativ guter Was-
serversorgung) im Bereich der Forstämter Krumbach
(K) und Ottobeuren (O), bestehend aus je 2 Natur-
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waldreservaten (nw; mit ergänzenden Übersichtsauf-
nahmen im gesamten Reservat = ng), Laubholzbe-
ständen (lb), Fichten-Buchen-Beständen (mi) und
Fichten-Reinbeständen (fi) sowie zwei bei Krumbach
gelegene, nur 2 bzw. 1ha große Douglasien-Bestän-
de (Dfi, Dou) der Fürstlich Esterhazy’schen Domä-
nenverwaltung, der wir für die geleistete Unterstützung
ebenso zu danken haben wie den beiden Forstämtern.
Vom Klima her vermitteln die zwischen 530 m
(Krumbach) und 640 m (Ottobeuren) hoch gelegenen
Flächen tiefmontane Aspekte im Übergang vom at-
lantischen zum subkontinentalen Bereich (mit Durch-
schnittstemperaturen von 7-8° C mäßig warm bei
Jahresniederschlagssummen von rund 1000 mm und
ausgeprägtem Sommermaximum). Die beiden Un-
tersuchungsjahre unterschieden sich vor allem durch
die sehr hohen Niederschläge im Spätsommer und
Herbst 2000.

Für die mykologischen Vergleiche der mittelschwä-
bischen Fichtenwaldlandschaft mit der Buchenwald-
landschaft der Fränkischen Alb bei Hienheim (H)
wurden die ebenfalls von Helfer (HELFER 1997b)
durchgeführten Untersuchungen von 1997 herange-
zogen (nur drei Begehungen; schlechtes Pilzjahr).
Bei den dortigen 5 Testflächen handelte es sich um
das Naturschutzgebiet Ludwigshain (Lud), das Natur-
waldreservat Platte (Pla), einen Buchen-Eichen-
Laubholzbestand (Buch), einen Fichten-Buchen-
Mischbestand (Sta) und einen Fichten-Reinbestand
(Bru). Zu Bestandsbeschreibungen und Artenlisten
vgl. DETSCH (1999).

Die Pilz-Bestandsaufnahme der mittelschwäbischen
Testflächen erfolgte unter Mitarbeit von R. Roglmei-
er (Langerringen), M. Blaschke (LWF Freising) und
N. Arnold (Halle) im Rahmen eines Auftrags an das
Büro H. Schmid (Eching). Jede Testfläche, bei den
Naturwaldreservaten (Kng = Seeben, Ong = Krebs-
wiese-Langerjergen) auch die Gesamtflächen, wur-
den 1999 (schlechtes Pilzjahr) und 2000 (gutes Pilz-
jahr) von August bis Oktober jeweils einmal pro Mo-
nat überprüft. Diese 6 Flächenstichproben erfolgten
zeitnormiert mit 1,5 bis 2 h pro Fläche (im Bereich
Krumbach 1999 am 10.8., 16.9. und 11.10., 2000 am
2.8., 28.9. und 16.10.; im Bereich Ottobeuren 1999
am 12.8., 14.9. und 13.10, 2000 am 31.7., 25.9. und
20.10). Die Fläche Dfi, die im Dezember 1999 weit-
gehend dem Orkan Lothar zum Opfer fiel, wurde im
Jahr 2000 nicht mehr beprobt.

In der Regel wurde ein alle Flächen umfassender Be-
gehungszyklus innerhalb von drei Tagen abgeschlos-
sen, wobei der zweite Tag der Bestimmung schnell-
verderblichen Materials vom Vortag gewidmet war.
In keinem Fall sorgten Witterungsbedingungen wie
warmer Regen, Bodenfrost oder schnell um sich
greifende Trockenheit für eine rasche Änderung der
Pilzsituation, so dass die Vergleichbarkeit der Ergeb-
nisse uneingeschränkt gewährleistet ist.

Bei den Begängen wurden alle Bereiche eines Be-
standes in etwa gleich intensiv beprobt. Bei boden-
bewohnenden Pilzen (Mykorrhizapilzen und Sapro-
phyten) wurden die umstehenden Baumarten der
Fundorte notiert. Bei Holzabbauern wurden neben
der Baumart auch der Zersetzungsgrad (Einteilung
siehe LUSCHKA 1993: 39), das Substrat (Stamm,
Ast, Zweig etc.), die Position des Substrats (stehend,
liegend, dem lebenden Baum ansitzend etc.) und
gegebenenfalls weitere Mikrohabitat-Merkmale des
Fundorts festgehalten. Trat eine Art in einer Fläche
mehrfach auf, so beschränkte sich die Fundort-Do-
kumentation in der Regel auf den ersten Fund.

Am Ende jedes Flächenbegangs erfolgten Häufig-
keitsabschätzungen der vorgefundenen Pilzarten in den
Häufigkeitsklassen (HK) 
1 (Einzelfund; 1-3 Fruchtkörper),
2 (mehrfach vorgefundene Art; 4-9 Fruchtkörper),
3 (häufige Art; 10-90 Fruchtkörper) und
4 (sehr häufige Art; 100 und mehr Fruchtkörper).

In den Auswertungen wurden diese Häufigkeitsklas-
sen für Abundanzschätzungen der Pilzzönosen ver-
wendet, indem sie über Arten und Begänge aufsum-
miert wurden. Dabei wird davon ausgegangen, dass
für naturschutzfachliche Beurteilungen des Ökosys-
tems Wald der vielen Wechselbeziehungen mit ande-
ren Organismengruppen wegen die Fruktifikations-
häufigkeit entscheidender ist als die Myzeliendichte.
Letzere wäre, ausreichende Begangsintensitäten vor-
ausgesetzt, besser über den Maximalwert einer Art in
den Flächenbegängen abzuschätzen. Unabhängig da-
von waren in den hier untersuchten Gebieten die
Summe der Häufigkeitsklassen über alle Begänge
und die Summe der Maximalwerte pro Art eng kor-
reliert.

Gegenüber der Charakterisierung von Pilzzönosen
mittels Artenzahlen vergleichen Verfahren, die Häu-
figkeitsklassen verwenden, gewichtete Artenspek-
tren, bei denen häufige Arten der 2- bis 4-fache Wert
von seltenen Arten zugeordnet wird. Dieser Wert, der
auch als Hilfsgröße für die Beschreibung von Pilz-
dichten genutzt werden kann, hat gegenüber absolu-
ten Fruchtkörperabundanzen den Vorteil, erheblich
weniger von meist unsteten Massenvorkommen einer
Art abhängig zu sein. Absolute Abundanzen sind nur
in langjährigen, großflächigen Untersuchungen ein
gutes Pilzdichtekriterium.

Alle vorgefundenen Pilzarten wurden auch bezüglich
ihrer Gefährung (Rote Listen) und ihrer Naturnähe-
indikation (System Schmid & Helfer; vgl. HELFER
1997b und SCHMID & HELFER 1999:144) klassi-
fiziert. Die Naturnäheindikation (NNZ) orientiert
sich am Auftreten von Pilzarten in naturnahen Wäl-
dern Bayerns auf der Grundlage zahlreicher Unter-
suchungen in Urwäldern, Naturwaldreservaten und
Schutzgebieten. Sie umfasst folgende Kategorien:
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(0) = kein Naturnähezeiger; kommt in vielen, auch
stark veränderten Biotopen vor;

(1) = schwacher Naturnähezeiger; weitgehend auf
standortgemäße Wälder beschränkt;

(2) = mäßiger Naturnähezeiger; meist nur in stand-
ortgemäßen Waldbeständen mit einem für
Wirtschaftswälder überdurchschnittlichen Tot-
holzangebot zu finden;

(3) = starker Naturnähezeiger; kommt nahezu aus-
schließlich in Wäldern mit umfangreichem und
nachhaltigem Totholzangebot verschiedenster
Milieubedingungen vor;

(4) = sehr starker Naturnähezeiger; „Urwaldzeiger“;
kommt nur in Beständen vor, die das vollstän-
dige Totholzspektrum eines Urwaldes und aus-
reichendes Nischenangebot auch für anspruchs-
vollste Arten aufweisen.

Bei den Gefährungsklassen der Roten Liste gefähr-
deter Großpilze Bayerns (RLB; SCHMID 1990) bzw.
der Roten Liste der gefährdeten Großpilze in Deutsch-
land (RLD; DGfM & NABU 1992) traten im Gebiet
nur die Kategorien (2) = stark gefährdet (RLB,
RLD), (3) = gefährdet (RLB, RLD) und (4) = poten-
tiell gefährdet (RLB) bzw. (R) = Rarität, latent ge-
fährdet (RLD) auf. Des weiteren wurden die Arten in
ökologische Großgruppen (Ökotypen, Pilzgilden)
zusammengefasst wie (1) = Holz- und Rindenpilze
(Holzabbauer), (2) = Mykorrhiza-Bodenpilze (Baum-
Symbionten), (3) = saprophytische Bodenpilze (Streu-
zersetzer; z.T. Baumbezug), (4) = Pilze auf Zapfen
oder Früchten, (5) = obligate Moosbesiedler, (6) =
Pilzbesiedler (mit Angabe der Pilzwirte), (7) = In-
sektenparasiten und (8) = Schleimpilze.

3. Ergebnisse

Auf 79 ha mittelschwäbischer Fichtenwaldlandschaft
(10 Teilflächen) wurden 1999/2000 insgesamt 429
Pilzarten in 3307 Nachweisen erfasst. Hinzu kom-
men 969 Nachweise zu 278 Pilzarten aus den Hien-
heimer Untersuchungen von 1997 (63,6 ha; 5 Teilflä-
chen). Somit konnten fast 4300 Datensätze zu 516
Arten ausgewertet werden.

3.1 Pilzdiversität, Gefährdungspotentiale
und Naturnäheindikation

Tab. 1 beschreibt Artenreichtum und Abundanzen auf
den einzelnen Testflächen Mittelschwabens, wobei
diese auch auf einzelne Pilzgruppen aufgesplittet
werden, von denen besonders den Gilden der Holz-
bzw. Rindenpilze und der Bodenpilze (Mykorrhizen,
Saprophagen) große ökosystemare Bedeutung zu-
kommt. Weitere wichtige naturschutzfachliche Wert-
kriterien sind Gefährdung (Rote Listen) und Natur-
nähe (Zeigerarten).

Auffällig sind in Tab. 1 zunächst die im Bereich Otto-
beuren gegenüber dem Krumbacher Untersuchungs-
raum höheren Artenzahlen (mit Ausnahme der Misch-

bestände). Vermutlich hat dies klimatische Gründe
(Ottobeuren insgesamt luftfeuchter).

Bei den Pilzgilden unterscheiden sich naturnahe und
naturferne Flächen in ihren Artenzahlen bei den Holz-
pilzen deutlich, bei den Bodenpilzen nur geringfügig.
Saprophytische bzw. Mykorrhiza-Bodenpilze schei-
nen so wesentlich vom Standort bzw. der Art und
Dichte der Bodenvegetation, die wiederum vom Licht-
genuss innerhalb eines Waldbestands geprägt wird,
abzuhängen, dass diesen Gruppen für eine Betrach-
tung im Naturnähegradienten (Naturwaldreservat bis
Douglasienreinbestand) nur eine geringe Bedeutung
zukommt. Nach Schleimpilzen wurde nicht gezielt
gesucht, so dass nur die auffälligsten Arten erfasst
wurden. Es deuten jedoch auch die Hienheimer Unter-
suchungen an, dass für diese Gruppe totholzreichen,
reifen Naturschutzgebieten bzw. Naturwaldreserva-
ten eine besondere Bedeutung zukommt (vgl. Tab. 3).

Besonders gering sind die Artenzahlen, aber auch
Gefährdungs- und Naturnäheindikationen, in den
Fichten- und Douglasien-Reinbeständen (Tab. 1). Bei
Dou wurde zwar nur 1 ha beprobt. Die Zahlen bei
den Bodenpilzen (Mykorrhiza, Saprophage) entspre-
chen aber den Zahlen der anderen Flächen, so dass
hier Flächeneffekte ausgeschlossen werden können.
Auffällig gering sind im Douglasienbestand (mit nur
randlich Fichten und gelegentlich unterständigen
Hainbuchen) die Holzpilzvorkommen (Neophytenef-
fekt?). Im Mykorrhizabereich dominieren triviale
Nadelwald- und Fichtenpilze. Insgesamt sind aber
Fichten- und Douglasien-Reinbestände mykologisch
weitgehend vergleichbar (z.B. auch in ihren ver-
gleichsweise hohen Anteilen an Moosbesiedlern). In
Ofi sorgen bereits wenige eingestreute Altbuchen für
erhöhte Artenzahlen vor allem bei den Holzpilzen.
Pilzbesiedler erreichten in nadelholzbetonten Pilzha-
bitaten (Ofi, Kmi, Kfi, Dou) vergleichsweise höhere
Abundanzen als in laubholzbetonten, was eventuell
damit zusammenhängt, dass sich parasitische Pilze
eher auf generalistischen, weit verbreiteten und häu-
fig fruktifizierenden Arten besonders gut entwickeln
konnten, wie sie in den Nadelwäldern vorherrschen.
Wie bei den übrigen seltenen Pilzgilden sind hier
aber die Aufnahmedaten stark zufallsbehaftet, so
dass auf diese Gilden nicht weiter eingegangen wird.

In den Mischbeständen werden die höchsten Pilzarten-
diversitäten erreicht (Tab. 1), allerdings nur in guten
Pilzjahren (vgl. Abb. 3). Hier treten zu den eher ar-
tenarmen Pilzfloren der Nadelbäume (neben Fichte
auch Lärche etc.) die erheblich reichhaltigeren der
Laubbäume (vor allem Mykorrhizapilze) und ver-
mehrt unspezifische, saprophytische Bodenpilze,
dagegen kaum Naturnähezeiger und nur bedingt ge-
fährdete Arten. In Omi sorgen vor allem hängige,
feuchte Standorte im Nordteil der Fläche mit stark
bemoosten Buchen für ein Ansteigen der Rote-Liste-
Artenzahlen und -Abundanzen. Die hohe Standorts-
vielfalt in diesem Bestand sorgt auch für den relativ
großen Artenreichtum bei den Bodenpilzen.
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Tabelle1

Artenreichtum, Gefährungspotentiale und Naturnäheindikation (Artenzahlen; in Klammern Abundanzen = Summe der Häufig-
keitsklassen über alle Arten und Flächenbegänge) der 9 in beiden Untersuchungsjahren 1999/2000 beprobten Testflächen sowie in den
beiden Naturwaldreservaten. Herausragend hohe Werte durch Fettdruck, besonders niedrige durch Unterstreichen hervorgehoben. K =
Bereich Krumbach, O = Bereich Ottobeuren, ng = Gesamtfläche Naturwaldreservat, nw = Testfläche Naturwaldreservat, lb = Laub-
holzbestand, mi = Fichten-Buchen-Mischbestand, fi = Fichten-Reinbestand, Dou = Douglasien-Reinbestand.

Tabelle2

Anteile von Rote-Liste-Arten und Naturnähezeigern (n =Artenzahlen, HK = Summe der Häufigkeitsklassen) in den Waldbestands-
kategorien (Dou = Douglasienbestand, fi = Fichten-Reinbestand, mi = Fichten-Buchen-Mischbestand, lb = Laubholzbestand, nw = Natur-
waldreservat/Testfläche, ng = Naturwaldreservat/Gesamtfläche, NSG = Naturschutzgebiet) der Waldgebiete Krumbach (K), Ottobeuren
(O) und Hienheim (H). Hohe Arten-Anteile durch Unterstreichen, höhere Abundanz- als Arten-Anteile durch Fettdruck hervorgehoben.

Abbildung 1

Summe der Häufigkeitsklassen aller Pilzarten
(August-, September-, Oktoberzählung) in Wald-
bestandstypen unterschiedlicher Naturnähe (Neo-
phytenforst bis Naturschutzgebiet) in vom Witte-
rungsverlauf her vergleichbaren Pilzjahren (Hien-
heim 1997, Schwaben 1999). Bei der Kategorie
NWR (gesamt) und den Hienheimer Misch- und
Laubwald-Beständen leicht überhöhte Werte in-
folge von Flächeneffekten (z.T. deutlich größere
Bezugsflächen; Flächenabhängigkeit von Arten-
zahlen!)



Laubholzbestände (sowohl bewirtschaftete als auch
nutzungsfreie) sind in Mittelschwaben zwar in guten
Pilzjahren nicht so artenreich wie Mischbestände.
Dafür weisen sie aber grundsätzlich erheblich mehr
seltenere und gefährdete Arten (Klb) sowie Naturnä-
hezeiger auf, und dies besonders bei Holzpilzen (Onw,
Olb). Totholz spielt dabei eine große Rolle (Onw),
aber auch die Baumart. Eichenholz und Eichenrinde
(Knw, Klb) sind, vermutlich aufgrund ihrer hohen
Gerbstoffkonzentration, schlechtere Pilzwirte als
Buchen (Onw, Olb), Edel- oder Weichlaubholz. Dies
führt dazu, dass das Ottobeurer Naturwaldreservat
mykologisch gesehen durchaus anderen bayerischen
Reservaten vergleichbar ist (vgl. Tab. 6), während das
Eichenreservat Seeben trotz des sehr hohen Totholz-
reichtums eher pilzarm erscheint.

Die Abundanzen von Pilzarten bzw. Pilzzönosen kön-
nen geschätzt werden, indem man die Häufigkeits-
klassen aller Arten über die 3 Zähltermine eines Un-
tersuchungsjahres (Hienheim 1997; Schwaben 1999
bzw. 2000) aufsummiert. Abb.1 vergleicht auf dieser
Basis die Pilzdichten in verschieden naturnahen Wald-
bestandskategorien in drei Waldgebieten (Fichtenwald-
landschaft bei Krumbach, höher gelegene, luftfeuch-
tere und montanere Fichtenwaldlandschaft bei Otto-
beuren, Buchenwaldlandschaft der Fränkischen Alb bei
Hienheim), Tab. 1 für die verschiedenen Testbestände
(nur Mittelschwaben). In Abb.1 steigen in allen drei
Gebieten im Prinzip die Pilzabundanzen mit der Natur-
nähe an. Eine Ausnahme macht nur das vergleichs-
weise pilzarme Krumbacher Naturwaldreservat See-
ben, in dem infolge seines hohen Eichenanteils bei
gleichzeitig starker Verdämmung durch Carex bri-
zoides-Matten recht ungünstige Bedingungen für ei-
ne reichhaltige Pilzflora herrschen. Beim Fichten-
Reinbestand in Hienheim gehen die hohen Werte
zum Teil auf besonders intensive Bestandsaufnahmen
zurück. Eventuell sorgen aber hier wie auch im
Mischbestand aus den umgebenden Buchenwäldern
„überspringende“ Pilzarten (Generalisten) für die ge-
genüber Mittelschwaben etwas höheren Pilzdichten.

Abb. 2 vergleicht die 5 untersuchten Waldkategorien
für Mittelschwaben, Tab. 2 die 15 untersuchten Test-
bestände beider Waldregionen bezüglich ihrer Antei-
le an gefährdeten oder naturnahen Kontingenten, wo-
bei hohe Artenanteile wertvolle Waldhabitate indi-
zieren. Sind dann auch noch die abundanzbezogenen
Anteile (aus der Summe der Häufigkeitsklassen)
hoch, so zeigt dies, das gefährdete oder auf Na-
turnähe angewiesene Arten nicht nur vereinzelt, son-
dern in großen, vitalen Beständen auftreten (Spen-
derpopulationen!).

In Abb. 2 ist bei den in Mittelschwaben naturschutz-
fachlich besonders wertvollen Arten (Naturnähezei-
ger, Rote-Liste-Arten etc.) das geringe Vorkommen
an gefährdeten Arten auffällig. Die meisten dieser
häufig an Laub- oder Totholz gebundenen Arten fan-
den sich zudem nur in Einzelexemplaren. Im Ver-
gleich mit Hienheim scheinen viele Arten aufgrund

der intensiven Fichtenwaldwirtschaft, und eventuell
auch infolge der damit verbundenen Bodenversaue-
rung, aus der Region verschwunden zu sein oder dort
zumindest nicht mehr zu fruktifizieren. Im bewirt-
schafteten Laubwald waren dabei mehr gefährdete
Arten nachzuweisen als in den homogeneren Natur-
waldreservaten, die aber dafür mehr ungefährdete
Naturnähezeiger beherbergten. Bei im Mischwald
höchsten Pilzartenzahlen und Pilzdichten traten na-
turschutzfachlich wertvolle Arten in größeren Men-
gen nur in ungenutzten Waldbeständen auf. Bewirt-
schaftete Laubwälder stehen dazwischen.

Wirklich wertvolle, vitale Pilzbestände wurden im
Vergleich beider Regionen aber ausschließlich bei
Beständen der Hienheimer Buchenwaldlandschaft
gefunden (Buch, Pla, Lud), wobei nur das sehr tot-
holzreiche, seit 90 Jahren nutzungsfreie NSG Lud-
wigshain bei allen 4 Seltenheits- bzw. Naturnähe-Pa-
rametern heraussticht (Tab. 2). Dies bedeutet, dass
trotz der vergleichsweise hohen Pilzartendiversität in
Mittelschwaben (auf nahezu gleich großem Flächen-
ausschnitt deutlich mehr Arten als in Hienheim, dies
allerdings bei doppelter Bearbeitungszeit und erheb-
lich größerem Einzugsgebiet) seltene oder naturnahe
Pilzzönosen auf die Dauer nur bei relativ großflächi-
gem Laubholzanbau und nachhaltigem Totholzmana-
gement erhalten werden können, und nicht durch vie-
le kleine, in Nadelwaldlandschaften eingestreute
Laubholzinseln. Auf die wichtige Rolle nutzungs-
freier, totholzreicher Reservate weisen auch KOST &
HAAS (1989) am Beispiel baden-württembergischer
Bannwälder hin. Zu bedenken ist zudem, dass Pilze
trotz der reichlichen Sporenproduktion erstaunlich
kurze Ausbreitungsdistanzen aufweisen (GROSSE-
BRAUCKMANN 1994). So belegen HUMPHREY
et al. (2000) für die gefährdeten Pilzartenkollektive
schottischer Naturwälder Artenverluste mit zuneh-
mender Entfernung zum Reservat (Halbierung der
Artenzahlen mit steigender Distanz zur Spender-
fläche alle 50 km). Auffällig war im laubholzarmen
Schottland mit seinen zahlreichen Nadelholzplanta-
gen auch der großräumig sehr geringe Artenreichtum
an Holzpilzen und das Fehlen charakteristischer Pilz-
zönosen selbst in alten Eichenwaldresten, vermutlich
eine Folge der frühzeitigen Entwaldung dieser Ge-
biete durch den Menschen und damit dem Totalverlust
der ursprünglichen Pilzgesellschaften. Andererseits
sind die Regenerationsmöglichkeiten von Pilzzöno-
sen vermutlich in vielen Mischbeständen selbst bei
hohen Nadelholzanteilen noch relativ gut, da viele
Myzelien lange Zeit kryptisch im Boden verharren
können, um dann bei günstiger werdenden Bedin-
gungen wieder Fruchtkörper auszubilden und Spo-
ren zu streuen (vgl. z.B. HELFER 2000).

In naturnahen Waldkategorien (NSG, ng, nw) errei-
chen naturschutzfachlich besonders wichtige Pilzgil-
den wie etwa Holzpilze hohe Anteile (vgl. Tab. 3).
Mit zunehmender Naturferne verschiebt sich dann das
Hauptkontingent zunächst zu den Mykorrhizapilzen
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(lb, mi) und dann zu den eher ubiquitären Bodensa-
prophyten (Fichten-, Douglasienbestände). Dominant
werden Bodenpilze vor allem in verlichteten Fichten-
und Douglasienwäldern (sturm- und käfergeschädig-
te Bestände in Krumbach wie Kfi und Dou). In den
mittelschwäbischen Wäldern steigen die Holzpilz-
Anteile erst bei Nutzungsaufgabe (Reservate) deut-
lich an, während sie in Hienheim selbst im Fichten-
Reinbestand hoch sind. Aber auch hier wurden
1992/1993 im NWR Platte mehr Holzpilz-Arten und
darunter mehr seltene gefunden als in den vergleich-
baren Laub- oder Misch-Wirtschaftswäldern (HEL-

FER 1993). Die übrigen Pilzgilden (Streu-, Moos-,
Pilzbesiedler etc.) ähneln in ihrem Verhalten den
Bodensaprophyten, obwohl sie in ihrer überwiegenden
Zahl keine strengen Saprophyten sind. Bei den Hien-
heimer Daten ist zu beachten, dass im guten Pilzjahr
1993 der Holzpilzartenanteil im NWR Platte nur bei
52% bzw. in den Flächen Buch und Sta bei 39% lag
und daher die im ungünstigen Pilzjahr 1997 vorge-
fundenen Bodenpilzanteile in Tab. 3 gegenüber Mittel-
schwaben erheblich unterschätzt werden. Aber auch
1993 war mit 33% Mykorrhizapilzen in Buch (ge-
genüber 15% in Pla) und 27% Bodensaprophyten in

Abbildung2

Gesamtartenzahlen, Pilzsummen (Summe der Häufigkeitsklassen), Gefährdungspotentiale (RL = Rote-Liste) und
Naturnähezeiger (NN) in den 5 untersuchten Waldbestandskategorien Mittelschwabens 1999/2000.

Tabelle3

Arten- und Abundanzanteile (letztere in Klammern) von Pilzgruppen (Ökotypen) in den Waldbestandskategorien der
Waldgebiete Krumbach (K), Ottobeuren (O) und Hienheim (H). Hohe Arten-Anteile durch Unterstreichen, höhere Abun-
danz- als Arten-Anteile durch Fettdruck hervorgehoben. In Hienheim Holzpilze gegenüber Mittelschwaben aufgrund nicht
vergleichbarer Witterungsverhältnisse in den Untersuchungsjahren über-, Bodenpilze unterrepräsentiert.



Sta (gegenüber 22% in Buch) die unterschiedlichen
Gildenreaktionen erkennbar. Das grundsätzliche Ver-
halten von Holzpilzen, Mykorrhizapilzen und Sapro-
phyten in der Gilden-Naturnähe-Matrix von Tab. 3
wird dadurch weiter bestätigt.

3.2 Pilzphänologie und 
Witterungsabhängigkeit

In Mittelschwaben unterschieden sich die Nieder-
schlagsgänge der Jahre 1999 und 2000 bei gleichen
Jahresniederschlagssummen vor allem in den Winter-
monaten (erheblich höhere Niederschläge 1999) und
in der Zeit von Juli -Oktober (im Jahr 2000 um 45%,
von August-Oktober um 100% höhere Niederschläge
als 1999). Dies machte das Jahr 2000 zu einem sehr
guten Pilzjahr, während 1999 Artenzahlen und Frucht-
körperdichten relativ niedrig waren. Bezüglich der
verschiedenen Waldbestandskategorien stellt sich nun
die Frage, in welchen günstige Witterungsverläufe
florierendes Pilzwachstum auslösen bzw. ungünstige
Pilzjahre gut abgepuffert werden können. Hierzu ver-
gleicht Abb. 3 für die mittelschwäbischen Waldbe-
standstypen (Neophytenbestände bis Naturwaldreser-
vate) die Pilzzönosen von 1999 und 2000. Dabei wird
deutlich, dass im klimatisch günstigeren Teilgebiet
Ottobeuren die Unterschiede zwischen guten und
schlechten Jahren in allen Bestandskategorien gerin-
ger ausfallen als im lufttrockeneren Krumbach.
Douglasienbestände können unter günstigen Bedin-
gungen ihre Pilzdichten mehr als verdoppeln und er-
reichen dabei trotzdem nur das relativ niedrige Ni-
veau von Fichtenbeständen. Am deutlichsten wirken
sich unterschiedliche Witterungsgänge auf die Pilz-
zönosen von Mischbeständen aus, die in guten Pilz-
jahren mit feuchtmildem Spätsommer/Herbst sehr
reichhaltige Artenspektren und hohe Pilzdichten her-
vorbringen können (vor allem bei den Bodenpilzen;
siehe Anhang 1), in schlechten Pilzjahren aber, ganz
im Gegensatz zum reinen Laubholz mit seinen vielen
Holzpilzen, nur noch eingeschränkt Fruchtkörperent-
wicklungen zulassen. Dies bedeutet, dass in Mittel-
schwaben nadelholzdominierte Mischwälder trotz
der hier hohen Pilzartendiversität vergleichsweise
„schlechte“ Pilzhabitate darstellen, die auf das regel-
mäßige Auftreten optimaler Witterungsverläufe an-
gewiesen sind und falls, z.B. infolge von Klimaver-
änderungen, die Lücken zwischen solchen „Pilzjah-
ren“ zu groß werden, als Pilzlebensräume stark an
Wert verlieren dürften. Laubholzreiche Waldflächen
puffern dagegen auch ungünstige Witterungsverläufe
gut ab. In den Hienheimer Flächen kam es allerdings
im guten Pilzjahr 1993 auch in den reinen Laubwäl-
dern (Buchberg, NWR Platte) zu gewaltigen Frukti-
fikationsschüben, mit Verdoppelung der Artenzahlen
sowohl in Laub- als auch Mischwaldbeständen
(HELFER 1993).

Abb. 4 zeigt ergänzend, zu welchem Zeitpunkt der
Fruktifizierungsperiode der Wachstumsschub erfolgt.
Bei ungünstigen Grundbedingungen (Douglasie,

Krumbacher Fichten- und Fichten-Buchen-Mischbe-
stand) kommt es selbst in guten Pilzjahren erst spät
(vor allem im September, aber auch im Oktober) zu
starken Zuwächsen. In naturnahen Waldbeständen wie
im Ottobeurer NWR oder Laubholzbestand (Olb)
bzw. im Krumbacher Laubholzbestand (Klb) erfol-
gen dagegen dann die stärksten Zuwächse zu Beginn
der Entwicklungsperiode (August und September),
während im Oktober der Witterungsverlauf eines
Jahres keine Rolle mehr spielt.

3.3 Baumartenbezug von Pilzzönosen

Eine zentrale Frage dieser Arbeit betrifft die Bedeu-
tung von Baumarten und Baumartenverteilungen für
Pilzzönosen. In Tab. 4 sind daher die Baumarten-
anteile im schwäbischen bzw. Hienheimer Untersu-
chungsgebiet den vorgefundenen Pilzabundanzen
(Summe der Häufigkeitsklassen) gegenübergestellt.
Diese Tabelle unterstreicht eindrucksvoll die große
Bedeutung der Buche für Pilzzönosen, und hier wie-
der besonders für Holzpilze.

Ein Vergleich des schwäbischen mit dem Hienheimer
Gebiet zeigt dabei, dass sich bei steigenden Bu-
chenanteilen viele Pilzarten entweder vermehrt auf
die Buche konzentrieren (und eventuell suboptimale
Standorte bei anderen Baumarten aufgeben) oder
Buchenpilze in buchenreichen Landschaften beson-
ders große Populationen aufbauen können (Steige-
rung der Häufigkeitsklasse). Wichtige Pilzbäume sind
auch noch Weichlaubholzarten wie die Birke (eben-
falls vor allem Holzpilze), die Hainbuche (eher Bo-
denpilze) und, beim Nadelholz, die Lärche (nur Bo-
denpilze). Edellaubholz und Eiche werden dagegen
als Partner bzw. Wuchsort-Element eher nur toleriert
(ausgenommen spezifische Holzabbauer und spezi-
fische Mykorrhizapilze). Bei der Eiche steht dies in
einem gewissen Widerspruch zu den Ergebnissen
von WINTERHOFF (1989) in baden-württembergi-
schen Bannwäldern (dort aber vermutlich vor allem
reife Eichenwälder mit viel Totholz wie im NSG
Ludwigshain untersucht). Wintergrüne Nadelbäume
– die hier nicht berücksichtigte Kiefer ausgenom-
men – sind für viele Pilzarten offensichtlich allen-
falls suboptimale Partner. Mit reinen Fichtenwäldern
kommen noch am ehesten generalistische, saprophy-
tische Bodenpilze zurecht sowie einige in Fichten-
forsten oft massenhaft auftretende, bei Speisepilz-
sammlern besonders beliebte Mykorrhiza-Pilzarten.

Abb. 5 vergleicht die Baumartenpräferenzen von
ganzen Pilzzönosen mit denen von Holzpilzen für
das mittelschwäbische Untersuchungsgebiet. Hier
wird besonders die Bedeutung von Weichlaubholz
und Lärche für Bodenpilze und von Edellaubholz für
Holzpilze unterstrichen. Die Buche ist für alle Pilz-
gilden ein wichtiger Wirt, in erheblich geringerem
Umfang auch die Eiche. Gemessen an ihren Anteilen
im Waldgebiet sind Fichten und Douglasien selbst
für Bodenpilze wenig attraktiv.
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Untersucht wurde auch, inwiefern in Einzelbestän-
den Baumartenmischungen Pilzverteilungen beein-
flussen können (vgl. Anhang 2). Trotz der Unschär-
fe, die durch die fehlende Berücksichtigung der meist
stark unterschiedlichen Mikrohabitat-Qualitäten baum-
spezifischer Pilzwuchsorte entsteht, wird dabei vor
allem deutlich, dass 

• in Nadelbestände eingestreute Buchen wahre
Pilzasyle sind; ganz ähnliche Ergebnisse fanden
KOST & HAAS (1989) in montanen Bannwäl-
dern Baden-Württembergs;

• zumindest in Laubwaldgebieten Eichen besonders
unter Bedingungen wie im NSG Ludwigshain
(hoher Anteil an toten, starken Eichen aller Zer-

123

Abbildung3

Bedeutung ungünstiger (1999) und günstiger (2000) Witterungsverläufe für Artenreichtum und Pilzdichten (Summe
der Häufigkeitsklassen über 3 Begehungen) in unterschiedlich naturnahen Waldbestandskategorien (Neophytenbestände bis
Naturwaldreservate) zweier mittelschwäbischer Waldgebiete (K = Krumbach, O = Ottobeuren).

Abbildung 4

Anteile von Früh- und Spätentwicklern
(Summen der Häufigkeitsklassen über alle
Arten) für verschiedene Testbestände
(Waldbestandskategorien: Fi, Mi, Lb, Nw =
Fichten-, Misch-, Laubholzbestände, Natur-
waldreservate) in mittelschwäbischen Wald-
gebieten (K = Krumbach; inkl. Douglasien-
bestand Dou; O = Ottobeuren) bei günstigen
(2000) und ungünstigen (1999) Witterungs-
verläufen.

Abbildung 5

Baumartenpräferenzen (relative Pilzsummen an einer Baumart /
relativer Anteil der Baumart im Untersuchungsgebiet) von Pilzzö-
nosen bzw. Holzpilzen in Mittelschwaben.



setzungsgrade) für Pilzzönosen interessant wer-
den; in bewirtschafteten Laubholzbeständen er-
höhen sie hier nur in guten Jahren die Diversität
beträchtlich (HELFER 1993); in Nadelwaldgebie-
ten sind dagegen auch alle in Laubwaldinseln ein-
gestreuten Eichen (Knw, Klb, Kmi) von großem
naturschutzfachlichen Wert.

3.4 Naturschutzfachliche 
Schlüsselartenkomplexe 

Naturschutzfachliche Analysen von Pilzzönosen und
daraus ableitbare Indikationspotentiale (Naturnähe,
Gefährdung, Gildenstrukturen etc.) sind in Wäldern
im Prinzip gut geeignet, für Prozessschutz, Lebens-
raumoptimierung und Nutzungsstrategien wichtige
Phänomene zu erkennen. Trotz des meist unsteten
Fruktifikationsverhaltens der Einzelarten (in lang-
jährigen Untersuchungen waren in Einzeljahren z.T.
nur 10-20 % des potentiellen Artenspektrums nach-
weisbar; vgl. KARASCH 2001) und der in totholzär-
meren Gebieten geringen Ortskonstanz von Holzpil-
zen (die ja ihre Substrate aufbrauchen; vgl. GROS-
SE-BRAUCKMANN 1994) sind solche Erkenntnisse
häufig abstrahierbar und auf andere Gebiete über-
tragbar. Im Gegensatz dazu erfordert gezielter Pilz-
artenschutz eine starke Orientierung an lokalen Ver-
hältnissen. Dies hat vermutlich auch dazu geführt,
dass die Pilze erstaunlicherweise in den Anhängen
der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (92/43/EWG)
nicht berücksichtigt wurden (vgl. SSYMANK et al
1998), und dies, obwohl diese Organismengruppe im
letzten Jahrhundert europaweit durch Umweltbela-
stungen und Übernutzung der eßbaren Arten so stark
unter Druck geraten ist, dass einige Länder sogar ei-
gene Pilzschutzgebiete ausgewiesen haben. Denkbar
ist, dass hier der Gesetzgeber vor dem großen For-
menreichtum bei häufig nur geringem Verbreitungs-
gebiet vieler Arten kapituliert hat, wobei natürlich
gerade ein Schutz der vielen Lokalrassen zielgerecht
gewesen wäre. Die besten Zielarten sind dabei in der
Regel diejenigen Arten, die gleichzeitig Naturnähe-
zeiger und gefährdet sind. Bei aktiven Hilfsmaßnah-
men für Pilze ist zu berücksichtigen, dass nur tot-
holzreiche, vitale Waldbestände reichhaltige Pilzzö-
nosen beherbergen können und Pilzpopulationen oft
erst in erstaunlich langen Zeiträumen auf aktive För-
derung reagieren (vgl. z.B. GEHRING & WHIT-
HAM 1995).

Sollen trotzdem naturschutzfachliche Schlüsselarten-
komplexe (Leit-, Zielarten) für den Pilzartenschutz
in Wäldern gefordert sein, so muss es sich dabei im
wesentlichen um Naturnähezeiger bzw. gefährdete
Arten handeln. Für Monitoraufgaben (z.B. in FFH-
Gebieten) zu bevorzugen sind Naturnähezeiger mit
möglichst starker Indikationsleistung, die im Na-
turnähegradienten sensibel reagieren (Vorkommen
vor allem in NWR und Laubholzbeständen), und
trotzdem relativ häufig sind (bei sehr seltenem Auf-
treten Suchaufwand zu hoch). Zielarten für Pflege-

und Entwicklungsaufgaben des Naturschutzes (also
denkbare Objekte etwa für Artenschutz-Förderpro-
gramme) sind dagegen vor allem Naturnähezeiger
mit hoher Gefährdung.

Ableiten lassen sich solche Schlüsselarten des Pilz-
artenschutzes aus der Verteilung von naturschutz-
fachlich wertvollen Arten im Wald-Naturnähegradien-
ten (Douglasienforst bis Naturwaldreservat/NSG),
wobei starke, gefährdete Naturnähezeiger definitions-
gemäß nur in ungenutzten Wäldern als Indikatoren
geeignet sind. Im Wirtschaftswald zeigen eher wald-
typische, schwache, ungefährdete Naturnähezeiger
die Bewahrung bzw. Regeneration von für Pilze
wichtigen waldökologischen Qualitäten durch die
Forstpraxis an.

Sowohl als Naturnähezeiger als auch nach Roten Li-
sten klassifiziert wurden in den schwäbischen und
Hienheimer Untersuchungen nur 34 der 516 vorge-
fundenen Arten (Zielartenkategorie 1; Tab. 5). Diese
Kategorie enthält im Prinzip alle Leitarten für den
Pilzzönosenschutz eines Gebietes. Es dominieren wie
erwartet die Holz- und Rindenpilze. An Bodensapro-
phyten taucht in dieser Liste nur Otidea onotica auf.
Die übrigen Pilzgilden fehlen ganz. Nur 3 der 34 Ar-
ten kommen in beiden Gebieten vor.

Leitarten für den Pilzartenschutz sind in der mittel-
schwäbischen Fichtenwaldlandschaft vor allem Holz-
pilze wie etwa die starken Naturnähezeiger Hütchen-
träger Phleogena faginea an Buche, Kleinsporige
Kohlenbeere Camarops micropora an Weichlaubholz
und der Biberzähling Lentinellus castoreus an Fich-
te, aber auch Mykorrhizapilze wie der Samtige Pfif-
ferling Cantharellus friesii (nur auf saueren Böden)
oder der Runzelige Wasserkopf Cortinarius fulves-
cens ss. Favre. Problematisch wird es schon bei stark
gefährdeten, nur schwach Naturnähe indizierenden
Arten wie Buchenrötling Entoloma placidum, Dor-
niger Wachskruste Eichleriella deglubens und Bitte-
rem Helmling Mycena erubescens, auch wenn diese
Arten zum Teil die Bedeutung bemooster Starkbäu-
me in luftfeuchten Lagen unterstreichen können. In
den Buchenwäldern der Fränkischen Alb bei Hien-
heim sind dagegen der Mosaik-Schichtpilz Xylobolus
frustulatus, der Kurzstielige Holzbecherling Peziza
micropus, der Ästige Stachelbart Hericium coralloi-
des und der Flockenschneidige Dachpilz Pluteus
umbrosus gute Indikatorarten. Vor allem P. umbrosus
ist wegen seiner geringen Abhängigkeit vom Stan-
dort wohl auch überregional als Zielart einsetzbar.

Öffenlichkeitswirksame Werbeträger könnten ihres
Aussehens oder Namens wegen vor allem der Sta-
chelbart (Hienheim) und der Biberzähling (Mittel-
schwaben) sein, letzterer auch wegen seines Bezugs
zur Fichte. Möglicherweise ist auch die leicht erfass-
bare Fruchtkörperdichte des Zunderschwamms Fo-
mes fomentarius für ein Monitoring gut geeignet (in
Naturwaldreservaten besonders hohe Dichten).
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Zudem wird in Tab. 5 deutlich, dass viele dieser Ar-
ten auf die Hienheimer Buchenwaldlandschaft (und
hier bezeichnenderweise vor allem auf das totholz-
reiche, reife NSG Ludwigshain) bzw. in Mittelschwa-
ben auf die Naturwaldreservate beschränkt sind, mit

nur geringer Ausstrahlung in bewirtschaftete Wald-
bestände. Nur 9 der 34 Zielarten wurden 1999/2000
ausschließlich in Wirtschaftswäldern gefunden, da-
von 7 nur in Laubwäldern. Es gibt anscheinend kaum
für naturnahe Wirtschaftswälder typische Pilzarten,
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Tabelle4

Vergleich der Baumartenanteile mit der Pilzverteilung bzw. Pilzgildenverteilung (in % der Summe der Häufigkeits-
klassen) in Mittelschwaben (10 Testflächen) und Hienheim (5 Testflächen). In Hienheim nur Holz und Schleimpilze aus-
reichend mit Baumartenzuordnungen belegt. Bevorzugte Wirts- oder Nachbarschaftsbaumarten durch Fettdruck, in der der-
zeitigen Waldlandschaft wichtigste Baumarten für eine Pilzgilde durch Unterstreichen hervorgehoben.

 

Tabelle5

Rote-Liste-Arten mit Naturnäheindikation in den mittelschwäbischen und Hienheimer Testflächen (Summe der Häu-
figkeitsklassen aus in Hienheim 9, in Mittelschwaben 6 Begehungen). NNZ = Naturnähezeiger (Kategorien siehe Kap. 2),
RLB/RLD = Rote Liste Bayern/Deutschland. Ökotypen: B = saprophytische Bodenpilze, H = Holzpilze, I = Insektenpa-
rasiten, M = Mykorrhiza-Bodenpilze, S = Schleimpilze, Z = Pilze auf Zapfen oder Früchten. Besonders wichtige Zielar-
ten sowie bemerkenswerte Vorkommen in Einzelbeständen durch Fettdruck hervorgehoben.



die nicht gleichzeitig als klassische Naturnähezeiger
ihre höchsten Populationsdichten in Reservaten er-
reichen (vgl. z.B. Stereum subtomentosum oder My-
cena erubescens). Ausschließlich in Nadelwäldern
existierte keine dieser Zielarten (auch nicht im Hien-
heimer Gebiet!), ausschließlich in Mischwäldern nur
Mycena hiemalis. Douglasienwälder waren komplett
zielartenfrei.

In Anhang 3 sind alle Arten zusammengestellt, die
entweder nur aufgrund ihrer Gefährdung (Anhang
3.1) oder ausschließlich ihrer Naturnäheindikation
wegen (Anhänge 3.2 und 3.3) für Schlüsselarten-
systeme von Interesse sind (Zielartenkategorie 2).
Anhang 3.1 enthält 22 meist nicht stärker gefährdete
Arten, darunter auch solche, die in den Untersuchungs-
gebieten auf Misch- (3 Arten) bzw. Nadelwald-Rein-
bestände (3 Arten) beschränkt zu sein scheinen. My-
korrhiza-Arten dominieren. Die 16 mäßigen Naturnä-
hezeigerarten in Anhang 3.2 sind definitionsgemäß
Holzpilze und bis auf 4 Arten auf Naturwaldreservate
beschränkt. Vorkommen in Wirtschaftswäldern oder
sogar Fichtenreinbeständen deuten entweder auf
Nachbarschaftseffekte („Überspringer“ aus Natur-
waldreservaten etc.) oder die Fähigkeit einer Art hin,
schon für sie günstige naturnahe Kleinstrukturen zu
nutzen. Für Arten in Anhang 3.3 (schwache Na-
turnähezeiger) sollte dagegen gerade diese Eigen-
schaft charakteristisch sein. Bei den nur in Natur-
waldreservaten und Laubholzbeständen vorgefunde-
nen Arten, deren Einstufung in Zeigerkategorie 1
überprüft werden sollte, dominieren erwartungs-
gemäß wieder die Holzpilze, desgleichen bei den 16
in Misch- und Nadelwäldern angetroffenen Arten
(mittlerer Tabellenbereich), die wohl unabhängig von
Waldlandschaftstyp und Bestandsform bei ausrei-
chendem Totholzangebot in Wirtschaftwäldern über-
leben können. Ihre Spenderreservoire befinden sich
aber in totholzreichen Laubwäldern bzw. Naturwald-
reservaten. Dagegen gehören für Wirtschaftwälder
typische Naturnähezeiger häufig der Gilde der Bo-
denpilze an (meist Mykorrhizapilze, aber auch Sa-
prophyten), wobei diese Arten in Mittelschwaben
oder Hienheim in naturnahen Wäldern meist fehlen.
In Mittelschwaben traten11 dieser Arten nur in Laub-
wäldern, 8 nur in Misch- und Nadelwäldern auf, dar-
unter mit Russula olivacea nur eine Art in ver-
gleichsweise hoher Dichte selbst im Douglasienbe-
stand.

Die potentielle Schlüsselartenidentität zwischen
Hienheim und Mittelschwaben ist gering. Dies liegt
wohl im wesentlichen an der starken lokalen Reakti-
on von Pilzzönosen auf naturräumliche Besonder-
heiten infolge von Geomorphologie und Standorts-
gemenge, Höhenlage, Klima und vorherrschender
Vegetation. In schottischen Nadelwaldlandschaften
differenzierten die Pilzzönosen selbst in Laubholz-
beständen eher nach lokaltypischen Bedingungen als
nach der Baumartenzusammensetzung (HUM-
PHREY et al. 2000). Für den Pilzartenschutz in

bayerischen Wäldern bedeutet dies, das für jede Re-
gion bzw. für jedes Teilgebiet mehr oder weniger in-
dividuelle Schlüsselarten-Pakete entwickelt werden
müssen (vgl. Anhang 4.1 für diese Untersuchung).
Vom Arbeitsaufwand her wird dies nur dort sinnvoll
sein, wo bereits eine Bearbeitung dieser Organis-
mengruppe vorliegt (z.B. in vielen Naturwaldreser-
vaten). Steht dagegen das Monitoring von Pilzzöno-
sen in bewirtschafteten Wäldern im Vordergrund
(wie derzeit in FFH-Gebieten), so müssen vermehrt
schwache, relativ häufige Naturnähezeiger in die
Schlüsselartenkörbe integriert werden. Strebt man
aus pragmatischen Gründen (Vergleichbarkeit zwi-
schen verschiedenen Organismengruppen) einen 10-
Arten-Korb pro Waldgebiet an, so könnte der wie in
Anhang 4.2 skizziert aussehen. Zu beachten ist da-
bei, dass selbst bei Berücksichtigung weit verbreite-
ter Naturnähezeiger im Wirtschaftswald viele der
Schlüsselarten fehlen werden, dass vor allem bei den
selteneren Arten Nachweise nicht alljährlich gelin-
gen und dass die gleiche Art (z.B. der an Moder-
laubholz wachsende Saitenstielige Knoblauch-
schwindling Marasmius alliaceus) in einem Gebiet
ein deutlicher Naturnähezeiger sein kann, während
er im anderen sogar in Fichten-Reinbeständen auf-
tritt (vgl. Anhang 3.3). Bei Pilzen ist daher in Wirt-
schaftswäldern ein Monitoring ausschließlich über
artenarme Schlüsselartenkomplexe sehr problema-
tisch.

3.5 Pilzartencharakteristika im 
Waldtyp-Naturnähegradienten

3.5.1 Douglasienbestand

Die Fläche Dou weist von allen Untersuchungs-
flächen die geringste Pilzartenzahl auf. Zielarten der
naturschutzfachlichen Kategorie 1 fehlen dabei völ-
lig. Dies ist kein Effekt der mit 1 ha vergleichsweise
kleinen Untersuchungsfläche, da die Artenzahl bei
den Bodenpilzen (Mykorrhizapilze, Bodensapro-
phyten) mit 56 recht genau dem Durchschnitt der
übrigen Flächen entspricht. Die geringere Artenzahl
geht vielmehr auf das Fehlen vieler Holzzersetzer
zurück. Dabei fehlt Totholz auch in stärkeren Di-
mensionen, etwa in Form von stärkeren Nadelholz-
Stammstücken, keineswegs. Bei den Holzpilzen er-
wähnenswert ist allenfalls das Auftreten des in mon-
tanen Fichtenwäldern verbreiteten Nadelholz-Dach-
pilzes Pluteus pouzarianus an Fichte, der aber erst in
den Fichten-Reinbeständen (Kfi, Ofi) hohe Dichten
erreicht.

Ob das bisher in Mitteleuropa als Pilzsubstrat kaum
beachtete Holz des Neophyten Douglasie artenärmer
ist als das einheimischer Nadelhölzer läßt sich im
Rahmen dieser Untersuchung nicht eindeutig klären.
Die meisten der hier auf Douglasienholz gefundenen
Pilze kennt man als häufige Fichtenholzbewohner,
und der Pilzbesatz ist durchweg trivial und sehr ar-
tenarm. Allerdings können in Beständen, in denen
die Douglasie nur in kleinen Gruppen eingemischt
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ist, auf diesem Neophyten durchaus seltenere Pilze
auftreten wie z.B. der holzbewohnende Nadelholz-
röhrling Pulveroboletus lignicola (Fund am basalen
Stamm einer lebenden, starken Douglasie in Omi;
vgl. Anhang 3.1). Dieser Pilz stellt in ökologischer
Hinsicht zusammen mit dem nah verwandten Pul-
veroboletus hemichrysus innerhalb seiner großen
Verwandtschaft einen bemerkenswerten Ausnahme-
fall dar. Während die übrigen Röhrlinge ausnahmslos
als Mykorrhizapilze leben, scheinen sich diese bei-
den Arten von Holz zu ernähren. Dabei beschränken
sie sich offenbar auf Nadelholz, wobei auch fremd-
ländische Hölzer nicht verschmäht werden. Nach
KRIEGLSTEINER (2000: 2/290) sitzt die Art häufig
etwas vom Baum (bzw. Stumpf) entfernt den Haupt-
wurzeln auf. Die Douglasie als Substrat erwähnen
unter anderem KRIEGLSTEINER (2000) für Baden-
Württemberg und KREISEL (1987: 203) für die ehe-
malige DDR. Schon diese Tatsache deutet an, dass
die Art nicht als Naturnähezeiger gewertet werden
kann. Krieglsteiner weist zudem darauf hin, dass kei-
ne Vorkommen bekannt sind, die sich über längere
Zeit konstant halten konnten. Der Pilz scheint also
überall eine sehr sporadisch und kurzzeitig auftre-
tende Ausnahmeerscheinung zu sein. Auch in Omi
konnten wir ihn nur während der ersten Exkursion
nachweisen, obwohl wir die Fundstelle bei allen fol-
genden Begehungen gezielt aufsuchten. Interessant
war auch, dass in der douglasiendominierten Fläche
Dou mit dem Kiefern-Braunporling Phaeolus spadi-
ceus und der Krausen Glucke Sparassis crispa zwei
typische Kiefernholzzersetzer an Douglasie vorkamen.

Bei den Mykorrhizapilzen war die Artenzahl in Dou
überraschend hoch, im wesentlichen eine Folge un-
terständiger Buchen und Hainbuchen, die z.B. für
das Auftreten des Frauentäublings Russula cyano-
xantha verantwortlich waren. Häufig war besonders
der Rotstielige Ledertäubling Russula olivacea (vgl.
Anhang 3.3), ein bevorzugt in reicheren Buchenwäl-
dern vorkommender Mykorrhizapilz. Auf der relativ
guten Basen- und Nährstoffversorgung des Standorts
könnte auch das Vorkommen des in Deutschland ge-
fährdeten Lachsblättrigen Schwärztäublings Russula
anthracina (vgl. Anhang 3.1) beruhen, was zeigt,
dass Douglasien das Vorkommen eher seltener Pilz-
arten keineswegs ausschließen. Erwähnenswert sind
auch noch Funde von Cortinarius malicorius und des
nicht häufigen, aber (noch?) nicht in den Roten Li-
sten verzeichneten Gelbschneidigen Helmlings My-
cena citrinomarginata, während der Gewöhnliche
Pfifferling Cantharellus cibarius trotz seiner Aufnah-
me in die Roten Listen nicht als allgemein selten an-
zusehen ist.

3.5.2 Fichten-Reinbestände

Die beiden Fichten-Reinbestände Kfi und Ofi sind
charakterisiert durch fast durchwegs triviale boden-
bewohnende Pilzarten und eine relativ geringe Zahl
an Holzzersetzern, wobei die höhere Artenzahl in Ofi

überwiegend auf die Verdoppelung dieser Pilzgilde
zurückgeht. Vor allem Kfi ist ein klassisches Beispiel
für die Trivialpilzflora eines nahezu reinen Fichten-
forstes, der sich in seinem Artenreichtum nur gering-
fügig von dem eines Douglasienforstes abhebt. Ziel-
arten der Kategorie 1 fehlen wie in Dou völlig. An
etwas selteneren Pilzarten wurden nur die Streuzer-
setzer Mycena amicta und Clitocybe diatreta sowie
die meist in Verbindung mit sehr morschem Nadel-
holz stehende Onnia tomentosa angetroffen.

Verglichen mit Kfi kommt Ofi in der Zusammenset-
zung seiner Pilzzönose der von Misch- und Laub-
wäldern erheblich näher. Der Grund hierfür ist die
Durchmischung mit Buchen zumindest in den süd-
westlichen Teilen der Testfläche. Ofi bietet somit ein
schönes Beispiel dafür, wie bereits eine relativ ge-
ringe Beimischung von älteren (!) Buchen die Arten-
vielfalt der Pilze, insbesondere der holzabbauenden
Pilze, in einem Nadelholz-Reinbestand wesentlich
erhöhen kann. Dann kommt es auch schnell zum
Auftreten von Naturnähezeigern wie Cortinarius ful-
vescens ss. Favre (einzige Zielart der Kategorie 1;
vgl. Tab. 5) und Eutypa spinosa (vgl. Anhang 3.2),
einem Pilz mit ziemlich enger Bindung an starkes
Buchenstammholz. Allerdings profitiert Ofi hier of-
fensichtlich von der Nachbarschaft zum nur wenige
100 m entfernten Naturwaldreservat Ong. Unter sol-
chen Bedingungen können dann selbst vermodernde
Buchen-Brennholzstapel für eine deutliche Erwei-
terung des Artenspektrums sorgen (Auftreten z.B.
des Zunderschwamms Fomes fomentarius; vgl. An-
hang 3.3).

Unter den bodenbewohnenden Pilzen fiel in der Flä-
che Ofi jeweils während der September-Begehung
beider Jahre das ungewöhnlich häufige Vorkommen
des Düsteren Röhrlings Porphyrellus porphyrosporus
auf. Da dieser Pilz bevorzugt mit nicht zu jungen
Fichten eine Mykorrhiza eingeht und saure Böden in
montanen Lagen bevorzugt (KRIEGLSTEINER 2000:
2/315), ist dies freilich nicht weiter verwunderlich.
An eher seltenen Mykorrhizapilzen wurde neben C.
fulvescens auch Cortinarius bataillei gefunden, bei-
de gleichfalls Symbionten der Fichte, die mit dieser
Baumart auch in sphagnumreiche Feuchtgebiete vor-
dringen. Natürlich fanden sich unter Buchen auch
eindeutige Mykorrhizapartner dieser Baumart, recht
regelmäßig etwa der Süßliche Milchling (Buchen-
milchling) Lactarius subdulcis. Das Artenspektrum
der Mykorrhizapilze erweitern diese eingestreuten
Bäume jedoch bei weitem nicht so drastisch wie das
Artenspektrum der Holzbewohner.

3.5.3 Fichten-Buchen-Mischbestände

Gegenüber den reinen Nadelholzbeständen (Dou,
Kfi, Ofi) erhöht eine etwa 30%ige Beimischung von
Laubbäumen in Mischbeständen wie Kmi oder Omi
zumindest in guten Pilzjahren die Zahl der holzbe-
siedelnden Arten auf das Dreifache. Allerdings schlägt
wohl erst bei Mischungsanteilen dieser Größenord-
nung die wesentlich größere Pilzartendiversität an
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Laubholz wirklich durch. Auch die Zahl bodenbe-
wohnender Pilzarten nimmt von den Rein- zu den
Mischbeständen zu, wenngleich der Anstieg hier
deutlich bescheidener ausfällt, da der Grundstock an
fichtenbegleitenden Trivial-Mykorrhizapilzen im Bo-
den beträchtlich höher ist als bei den Holzpilzen. Sa-
prophytische Bodenbewohner machen ohnedies häu-
fig keinen Unterschied zwischen Nadel- oder Laub-
streu.

Trotz erheblich mehr Naturnähezeigern (vgl. Anhän-
ge 3.2, 3.3) weist aber schon das weitgehende Fehlen
von Zielarten der Kategorie 1 (nur Stereum submen-
tosum in Kmi) darauf hin, dass Mischbestände dieses
Typs für Pilzzönosen nur in Verbindung mit laub-
und totholzreichen Spenderflächen wertvolle Habita-
te darstellen können (vgl. auch Abhängigkeit vom
Witterungsgeschehen in Kap. 3.2). Bei den in Tab. 5
aufgeführten Arten ist Camarops microspora (Omi)
vermutlich nur aus dem unmittelbar benachbarten
Naturwaldreservat importiert worden und war bereits
im Jahr 2000 nach Entfernung des Substrats (Bu-
chenschnittholz) nicht mehr nachweisbar. Das Auf-
treten von Entoloma placidum, Mycena erubescens
und Mycena hiemalis (Omi) beruht auf topografi-
schen, standörtlichen und mikroklimatischen Son-
derbedingungen im Nordteil der Testfläche, die of-
fensichtlich erheblich luftfeuchter ist als die Rest-
fläche von Omi oder gar Kmi. Die drei Arten wurden
nur dort an auffällig stark bemoosten Rinden leben-
der Buchen gefunden.

Trotzdem zeugen bereits einige mäßige Naturnähe-
zeiger (vgl. Anhang 3.2) davon, dass sich hie und da
auch etwas anspruchsvollere Holzzersetzer einni-
schen können. Ein pilzfreundliches Totholzmanage-
ment würde hier die Bedingungen sicher stark ver-
bessern und vor allem Zielarten der Kategorie 2 wie
schwachen Naturnähezeigern (bisher 12 in Kmi und
14 in Omi) zugute kommen (vgl. Anhang 3.3). Bei
den wenigen Rote-Liste-Arten (vgl. Anhang 3.1)
handelt es sich dagegen überwiegend um Bodenpil-
ze, die eher von reichhaltigen Baummischungen pro-
fitieren. So kommt es in Omi zu einer beeindruckend
hohen Diversität an Mykorrhizapilzen, die zum Teil
sicher auf kleine Beimischungen vor allem von Kiefer
und Lärche zurückgeht. Belege dafür sind Vorkom-
men des Lärchenmilchlings Lactarius porninsis oder
des Goldgelben Lärchenröhrlings Suillus grevillei.

3.5.4 Laubholzbestände

Beim Vergleich der beiden Laubholzbestände Klb
und Olb wird schnell deutlich, dass sie unter myko-
logischen Aspekten nicht in einen Topf geworfen
werden dürfen. Wegen der höheren Pilzdiversitäten
an Laubbaumarten und der sehr viel größeren poten-
tiellen Nischenvielfalt hängen hier Artendiversität
und naturschutzfachliche Qualität der Pilzzönosen
stark von Unterschieden bei der Baumartenzusam-
mensetzung und klimatischen bzw. standörtlichen
Bedingungen ab.

So besticht der im Oberstand eichenreiche, im Un-
terstand aber von Buche (Hainbuche) dominierte
Laubholzbestand Klb vor allem durch seinen großen
Bestand an Mykorrhizapilzen, und hier besonders
durch den hohen Anteil an allgemein nicht häufigen
Arten, darunter vielen, wenn auch nicht stärker ge-
fährdeten Arten der Roten Listen. Funde von z.B.
Cortinarius cinnabarinus und Tricholoma bresado-
lanum (naturschutzfachliche Zielarten in Kategorie 1),
Cortinarius raphanoides oder auch Lactarius chry-
sorrheus sind keineswegs alltäglich, was auch für
den saprophytischen Bodenbewohner Otidea onotica
(Tab. 5) gilt. Allerdings beschränken sich die interes-
santen Mykorrhizapilzfunde auf einen etwa 50 m
breiten Streifen entlang der Forststraße am Westrand
von Klb (Sonderbedingungen durch seitlichen Licht-
einfall; vgl. HELFER 1993), so dass diese Befunde
vermutlich nicht verallgemeinert werden dürfen. Auf
der anderen Seite fehlen mit Ausnahme des sonst nur
in Hienheim nachgewiesenen Buchenwald-Wasser-
fußes Hydropus subalpinus bzw. des Großsporigen
Zwergseitlings Pleurotellus chioneus und dem Sam-
tigen Schichtpilz Stereum submentosum (vgl. Tab. 5)
holzbewohnende Pilze der beiden Zielartenkategori-
en weitgehend, was, wie bei Boden-Makrosapropha-
gen nachweisbar (HASKELL 2000), vermutlich auf
Ausblasung, Aushagerung, Staubeinträge oder ähn-
liche Folgen breiter Forststraßen zurückzuführen sein
dürfte. Nicht einmal Zunderschwamm Formes fo-
mentarius oder Rotrandiger Baumschwamm (Fomi-
topsis pinicola) waren hier zu finden, beides Stark-
holzbewohner der Buche, die recht zuverlässig auf-
tauchen, sobald sich auch nur in geringer Menge
geeignetes Substrat findet (siehe Olb). Auch die An-
wesenheit nur eines mäßigen und 3 schwacher Na-
turnähezeiger bei den Holzpilzen (vgl. Anhänge 3.2,
3.3; dafür aber 6 schwache Naturnähezeiger bei den
Bodenpilzen) belegt, dass Totholz in Klb absolute
Mangelware ist. Würde man hier auf die Entnahme
einiger Buchenstämme verzichten, so könnte relativ
schnell eine merkliche Erhöhung der Artenvielfalt
holzbesiedelnder Pilze erreicht werden.

Der feuchtere, kühlere und mit Fichte, Esche und
Bergahorn durchsetzte Buchenbestand Olb ist dage-
gen sehr reich an holzbewohnenden, auf den unter-
suchten Flächen sonst nur in der Hienheimer Laub-
waldlandschaft auftretenden, starken Naturnähezei-
gern wie dem Kurzstieligen Holzbecherling Peziza
micropus (vgl. Tab. 5) oder dem vor allem in Natur-
waldreservaten nachweisbaren Schlauchzitterling As-
cotremella faginea (Anhang 3.2). Dies weist auf ein
gegenüber Klb deutlich höheres Totholzangebot hin.
Auch von den übrigen 5 Rote-Liste-Arten stehen 4 in
der Zielartenkategorie1, darunter stark gefährdete
Pilze wie der Buchenrötling Entoloma placidum oder
die Dornige Wachskruste Eichleriella deglubens. Von
den 17 schwachen Naturnähezeigern (Anhang 3.3)
sind ebenfalls viele Holzpilze.
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Dagegen fehlen hier viele Bodenpilze, insbesondere
Mykorrhizapilze, die denn auch mit dem Rettich-
rauhkopf (Cortinarius raphanoides) nur eine Rote-
Liste-Art stellen. Dies ist insofern erstaunlich, weil
sich hier – ähnlich wie in Omi, diesmal allerdings sü-
dexponiert – feuchte Sonderstandorte befinden.

Auch wenn die Pilzartendiversität in Mischbeständen
insgesamt höher ist als in Laubwäldern (sichtbar al-
lerdings nur in guten Pilzjahren; vgl. Kap. 3.2), sind
bewirtschaftete, reine Laubholzbestände zumindest bei
ökonomisch noch vertretbarer Totholzanreicherung
für viele Naturnäherzeiger und seltene Arten die na-
turschutzfachlich wichtigere Waldkategorie. Baum-
artenreiche, laubholzdominierte Bestände sind somit
für den Pilzartenschutz erheblich wertvoller als na-
delholzreiche Mischwälder.

3.5.5 Naturwaldreservate

Wie bei den Laubholzbeständen können auch die
beiden Naturwaldreservate Seeben (Krumbach; Test-
fläche Knw bzw. Gesamtreservat Kng) und Krebs-
wiese-Langerjergen (Ottobeuren; Onw, Ong) nicht
über einen Kamm geschert werden. Denn wenn sich
auch beide Reservate durch hohe Totholzvorräte und
damit potenziellem Lebensraum für viele Holzpilze
auszeichnen, so sorgen doch die stark unterschiedli-
che Baumartenzusammensetzung (in Seeben vor al-
lem Eiche und Hainbuche, in Ottobeuren Buche und
Fichte) bzw. die im Ottobeurer Reservat (Ong) viel
größere Standortsvielfalt (Bodenpilze!) für deutliche
Unterschiede bei den Pilzzönosen.

Bei den holzabbauenden Pilzen fanden sich in Kng
nur 76 Arten und Knw unterscheidet sich hier in der
Artenvielfalt kaum von Klb. Die höheren Totholz-
vorräte in Knw können somit den Vorteil, den Klb
durch seine höheren Buchenanteile besitzt, nur neu-
tralisieren. Dies liegt im wesentlichen an der Baum-
art Eiche. Eichenholz ist grundsätzlich ärmer an po-
tenziellen pilzlichen Besiedlern, und seine Besied-
lung durch Pilze verläuft auch, bedingt durch den
hohen Gerbstoffgehalt, um ein Vielfaches langsamer.
Nicht umsonst gilt Eichenholz als im Freien ganz be-
sonders dauerhaft. Für Eichenholzbesiedler späterer
Zersetzungsphasen wie etwa den Mosaik-Schichtpilz
Xylobolus frustulatus oder den Ockerfarbenen Dau-
erporling Perenniporia medulla-panis ist Seeben als
Naturwaldreservat also möglicherweise schlichtweg
noch nicht alt genug.

Im Gegensatz zum noch am ehesten vergleichbaren
Hienheimer Reservat Ludwigshain traten in Seeben
aber auch kaum starke Naturnähezeiger auf (Tab. 5).
Als einziger nachgewiesen wurde an zwei Standorten
(Hainbuche mit hunderten von Fruchtkörpern, Eiche
mit nur spärlichem Besatz) der Hütchenträger Phleo-
gena faginea, dessen bevorzugtes Substrat Buchen
und Hainbuchen sind (siehe wissenschaftlicher Na-
me), der aber auch gelegentlich Eichen und andere
Laubbäume besiedelt. Seine bevorzugten Lebensräu-
me sind alte Eichen-Buchenwälder mit Urwaldcha-

rakter, oft in ausgewiesenen Naturschutzgebieten
(KASPAREK 2000) wie etwa dem NSG Sababurg
bei Kassel (BREGAZZI 1980) oder dem NSG Schie-
derholz (bayerisches Naturwaldreservat; hier an
Schwarzerle; HELFER 1999b). In Ong tritt er sogar
mit einiger Regelmäßigkeit auf, und zwar mit Aus-
nahme eines einzelnen „Übersteigers“ auf Fichte
(vgl. auch KRIEGLSTEINER 2000: 1/68) ausschließ-
lich an Buche. Kein einziger Fund gelang dagegen in
den umliegenden Untersuchungsflächen, was bestä-
tigt, dass die Art ein guter Indikator für eine hohe
ökologische Qualität des betreffenden Waldes ist
(NUSS 1999). TALLASCH & JAHN (1970) weisen
allerdings darauf hin, dass der Hütchenträger durch-
aus in angrenzende Wirtschaftswälder ausstrahlen
kann, wenn entsprechende Holzqualitäten vorliegen.
Als mäßiger Naturnähezeiger kommt bei den Holz-
pilzen nur Botryohypochnus isabellinus dazu.

Auch bei den bedrohten Arten ist mit Knw nicht viel
Staat zu machen. Neben dem Hütchenträger tritt mit
dem Falschen Rotfussröhrling Xerocomus poroporus
nur noch eine weitere Rote-Liste-Art auf. An Zielar-
ten der Kategorie 1 kommen auch im restlichen NWR
(Kng) nur noch der Samtige Schichtpilz Stereum sub-
tomentosum, in Kategorie 2 zwei weitere gefährdete
Bodenpilze und 3 mäßige Naturnähezeiger hinzu
(vgl. Anhänge 3.1, 3.2), letztere vor allem aufgrund
der außerhalb von Kng erheblich größeren Anteile
der Hainbuche. Hier sind in pilzfloristischer Hinsicht
zumindest Pleurotus cornucopiae und Pluteus thom-
sonii als eher seltene Arten bemerkenswert. Am auf-
fälligsten ist das Defizit aber bei den schwachen Na-
turnähezeigern (Anhang 3.3) mit nur 9 (Knw) bzw.
11 Arten (Kng).

Für die bescheidene Bilanz auch bei den Mykorr-
hizapilzen (insgesamt in Knw nur 18 Arten) ist die
starke Dominanz der Eiche verantwortlich, obwohl
diese Baumart obligat eine Ektomykorrhiza ausbil-
det und Symbiose mit einem sehr breiten Spektrum
von Pilzarten einzugehen vermag. Denkbar ist auch,
dass im gegenüber Buchenbeständen lichteren Ei-
chenwald die üppigere Bodenvegetation (in Knw vor
allem dichte Seegrasmatten) die Bereitschaft der My-
korrhizapilze zur Fruchtkörperbildung negativ beein-
flusst. Abwechslung in die artenarmen Pilzzönose
bringen dabei vor allem spezifische Begleiter der
verschiedenen Baumarten wie etwa unter Eiche der
Eichenmilchling Lactarius quietus, unter Hainbuche
der Gebänderte Hainbuchenmilchling Lactarius cir-
cellatus, unter Lärche der Lärchenröhrling Suillus
grevillei und unter einer Schwarzerle der Honiggelbe
Erlenschnitzling Alnicola escharoides. Bemerkens-
wert sind auch die Nachweise des Purpurschwarzen
Täublings Russula atropurpurea, des Grünfeldrigen
Täublings Russula virescens und des Getupften Kar-
toffelbovists Scleroderma areolatum. Diese drei Ar-
ten wachsen gerne unter Eichen auf eher sauren Bö-
den und sind im allgemeinen nicht besonders häufig.
Und auch unter den saprophytischen Bodenbewoh-
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nern fand sich mit Conocybe subpubescens, Lepiota
castanea und Marasmius bulliardii die eine oder an-
dere weniger häufige Art. Erwähnt sei überdies das
Vorkommen des bizarren Tintenfischpilzes Clathrus
archeri.

Das NWR Seeben wurde 1995 (3 Begehungen) schon
einmal untersucht und damals als bezüglich der Pilz-
flora durchwegs trivial eingestuft (HELFER 1995b).
Trotz der für ein Naturwaldreservat immer noch un-
terdurchschnittlichen Artenvielfalt gilt dies aber so
nicht mehr, zumal Vergleiche mit Buchenwald-Re-
servaten eigentlich nicht zulässig sind. Auch ein Ver-
gleich mit dem einzigen weiteren in Bayern schon
mykologisch untersuchten Eichen-Naturwaldreser-
vat, dem NWR Wolfsee (Forstamt Uffenheim; 6 Be-
gehungen) mit 126 holzbewohnenden Pilzen (Helfer
1995a), ist nur bedingt sinnvoll, da dort der Hainbu-
chen-Anteil wesentlich höher ist. Im übrigen deutet
die am Wolfsee ungeheuer reichhaltige Mykorrhiza-
pilzflora auch auf völlig andere Bodenverhältnisse
hin. Möglicherweise fallen in bodensauren Eichen-
Naturwaldreservaten wie Seeben die Pilzartenzahlen
grundsätzlich geringer aus oder steigen nach der Un-
terschutzstellung wesentlich langsamer an als in Wäl-
dern mit vielen Buchen oder Hainbuchen.

Im NWR Krebswiese-Langerjergen (Onw, Ong) fällt
vor allem die große Artenvielfalt an Naturnähe an-
zeigenden Holzpilzen auf, wie dies für viele Bu-
chenwaldreservate typisch ist. Neben 7 gefährdeten,
zum Teil starken Naturnähezeigern (vgl. Tab. 5) wur-
den im gut 40 ha großen Ong noch 7 mäßige und 21
schwache Naturnähezeiger ohne Gefährdung vorge-
funden (vgl. Anhänge 3.2, 3.3), wobei fast alle dieser
Arten auch in der nur 4 ha großen Testfläche auftra-
ten, ein Hinweis für deren flächige Verbreitung im
NWR. Besonders zu betonen ist dabei, dass die 3 in
Ong vorgefundenen starken Naturnähezeiger nicht zu
den üblichen Arten totholzreicher Buchen-Natur-
waldreservate (vgl. Tab. 6) zählen, wie dies etwa bei
der auch in Olb angetroffenen Peziza micropus der
Fall ist. Auf die große Seltenheit des in Ong gute Be-
stände erreichenden Hütchenträgers Phleogena fagi-
nea wurde schon bei Kng hingewiesen. Ähnliches gilt
für die Kleinsporige Kohlenbeere Camarops micro-
pora, ein Erlenbesiedler in Au- und Erlenbruchwäl-
dern. Von ihr sind bereits Vorkommen vom relativ
nahe gelegenen Unterlauf der Iller und dem ansch-
ließenden Abschnitt der Donau bekannt (HILBER &
HILBER 1980, KRIEGLSTEINER 1993: 158). In
Onw gelangen zudem die einzigen zwei Nachweise
an Buchenholz, während alle Funde an Iller und Do-
nau von Erlenholz stammen. In der Literatur sind
darüber hinaus wohl nur noch Birke und Hainbuche
als Wirtshölzer vermerkt (NANNFELDT 1972, HIL-
BER & HILBER 1980). In Bezug auf das Substrat
Buche sind die Funde in Onw also möglicherweise
ein weltweiter Erstnachweis. Das ist um so bemer-
kenswerter, als es sich eindeutig nicht um einen so-
genannten „Übersteiger“ handeln kann, da im NWR
die Erle fehlt. Als „Übersteiger“ bezeichnet man ein-

zelne Pilzindividuen, die innerhalb eines Bestandes,
in dem das Hauptsubstrat häufig vorhanden und auch
gut von dieser Pilzart angenommen ist, ein unge-
wöhnliches Substrat gewählt haben. Dieses Überstei-
gen ist relativ häufig.

Bemerkenswert ist auch, dass der dritte starke Na-
turnähezeiger, der Biberzähling Lentinellus castore-
us, von der Fichte beigesteuert wird. Dies unter-
streicht die Rolle der Fichte als Element der potenti-
ell natürlichen Vegetation in diesem Gebiet. In die-
selbe Richtung weisen Fruchtkörper des Nördlichen
Schwammporlings Climacocystis borealis und des
Nadelholz-Dachpilzes Pluteus pouzarianus.

Den zahlreichen Naturnähezeigern bei den Holzpilzen
stehen nur 9 Naturnähezeiger bei den Bodenpilzen
gegenüber (Ong; vgl. Tab. 5, Anhänge 3.2, 3.3), von
denen lediglich 4 auch auf der standörtlich recht ho-
mogenen Fläche Onw vorkommen. Insgesamt nimmt
Ong bezüglich seiner Vielfalt an Naturnähezeigern
derzeit eine Mittelstellung in bayerischen, von Bu-
chenwäldern dominierten Naturwaldreservaten ein
(vgl. Tab. 6). Es muss allerdings darauf hingewiesen
werden, dass diese Tabelle dynamisch gesehen wer-
den muss. So ist z.B. beim erst 1992 ausgewiesenen
NWR Hüttenhänge genauso mit einer deutlichen Zu-
nahme an Naturnähezeigern zu rechnen wie in den
erst 20 Jahre nutzungsfreien Reservaten Platte oder
Krebswiese-Langerjergen, während das seit 1912 un-
bewirtschaftete NSG Ludwigshain für stark mit Ei-
chen durchsetzte Reservate und das „Urwaldreser-
vat“ Waldhaus für ganz unterschiedliche Buchen-
waldausprägungen eher „Reifestadien“ mit vielen
starken Naturnähezeigern repräsentieren. Sehr hohe
Zahlen bei schwachen Naturnähezeigern wie beim
NWR Weiherbuchet deuten dagegen auf eine beson-
ders große standörtliche Vielfalt hin. Unabhängig
von der Artenvielfalt haben aber die meisten Reser-
vate ihre mykologischen „Besonderheiten“, die in ih-
rer Gesamtheit das im Naturwaldreservatsprogramm
verfolgte Schutzziel hervorragend repräsentieren. So
wurde z.B. keine der drei starken Naturnähezeiger
des NWR Krebswiese-Langerjergen bislang in ir-
gendeinem anderen der in Tab. 6 aufgeführten Ge-
biete nachgewiesen.

Auch im Bereich der Bodenpilze hat Ong vor allem
bei den Saprophyten einiges zu bieten, wobei Arten
wie Lepiota clypeolaria, Lepista irina, Macrotyphula
juncea, Marasmius torquescens oder Marasmius
wynnei auf eine relativ gute Nährstoff- und vielleicht
auch Basenversorgung schließen lassen. Zusammen
mit dem Vorkommen eher azidophiler Pilze wie
Cantharellus friesii, Porphyrellus porphyrosporus,
Lactarius subdulcis etc. ergibt sich das Bild einer
recht ansprechenden Bodenpilzflora auf in der Ba-
senreaktion kleinflächig wechselnden Böden, wie
dies schon das abwechslungsreiche Relief andeutet.
Die Testfläche Onw stellt einen bewußt homogen ge-
wählten Ausschnitt aus Ong dar, was sich sofort in
einer relativ geringen Bodenpilz-Diversität nieder-
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schlägt. Eine gebietstypische Note ergibt sich ledig-
lich durch den Runzeligen Wasserkopf Cortinarius
fulvescens ss. Favre und den Samtigen Pfifferling
Cantharellus friesii, zwei Arten montaner und nie-
derschlagsreicher Standorte auf sauren Böden. C.
friesii ist ein kleiner, aber lebhafter gefärbter und we-
sentlich seltenerer Doppelgänger des Echten Pfiffer-
lings Cantharellus cibarius. KRIEGLSTEINER (2000:
2/14) charakterisiert ihn hinsichtlich seiner Ansprü-
che an den Boden als Kalk- und Stickstoff-Flieher
sowie montane Art, die nur selten einmal unter 300m
NN absteigt (KRIEGLSTEINER 1985: 165). Even-
tuell ist der Pilz aber auch nur auf relativ nieder-
schlagsreiche Gebiete (> ca. 800 mm/Jahr) beschränkt.
Auf keinen Fall ist die auch im Nationalpark Bayeri-
scher Wald weit verbreitete Art (LUSCHKA 1993: 80)
typisch für wärmebegünstigte Laubwälder, wie dies
noch in der Roten Liste Bayerns (SCHMID 1990: 95)
behauptet wird. In Bayern konzentrieren sich die Vor-
kommen nach KRIEGLSTEINER (1991:134) auf den
Bayerischen/Oberpfälzer Wald, das Alpenvorland
und den Spessart (vgl. auch HELFER 1999a). Dane-
ben ist lediglich ein Fund auf der Fränkischen Alb
bei Regensburg vermerkt (vgl. auch TREZKA 1998),
der allerdings aus der Reihe tanzt. Schließlich fehlt
der Pilz wegen seiner Eigenschaft als Kalkflieher
auch in den Bayerischen Alpen nach bisherigem
Kenntnisstand völlig. Für die bereits weitgehend ent-
kalkten Böden der Altmoränen des Alpenvorlandes,
z.T. eine Folge des intensiven Fichtenanbaus, kann
die Art aber als durchaus gebietstypisches Element
gelten, wenngleich sie im Rahmen dieser Untersu-
chungen nur im NWR Krebswiese-Langerjergen ge-
funden wurde.

In auffälligem Gegensatz dazu steht der Fund der
Binsenröhrenkeule Macrotyphula juncea, die, etwa
nach KRIEGLSTEINER (2000: 2/41), kalkhaltigen
Untergrund bevozugt. Das sehr häufige Auftreten des
Buchenmilchlings Lactarius subdulcis lässt aller-
dings zweifelsfrei auf Böden mit nicht allzu hohem
Basengehalt schließen.

4. Diskussion

4.1 Konsequenzen für die Forstwirtschaft

Aus diesen Ergebnissen sind, sollen mykologische
Aspekte in der Forstwirtschaft berücksichtigt wer-
den, die folgenden Konsequenzen für Naturschutz
und Forstpraxis abzuleiten:
• In Buchen- und Fichtenwaldlandschaften unter-

scheiden sich Pilzlebensräume in ihrer Qualität
deutlich. So erreichen in den Hienheimer Laub-
wäldern die Bestände seltener und naturnaher Ar-
ten (häufig Holzpilze) erheblich höhere Dichten.
In solchen laubholzreichen Gebieten sind auch
kleinere, eingesprengte Fichten-Reinbestände und
kleinflächige, spärliche Fichtenbeimischungen
mykologisch gesehen relativ unproblematisch, da
sie zumindest von den weniger spezialisierten Pilz-
arten der Umgebung mitbesiedelt werden. Even-
tuell ist auch in laubholzreichen Landschaften die
Fähigkeit größer, schlechte Pilzjahre abzupuffern,
und zumindest bei den Holz- und Mykorrhizapil-
zen scheint die Entwicklung von Fruchtkörpern
früher einzusetzen und sich gleichmäßiger über
die ganze Pilzsaison zu verteilen. In größeren
Fichten- und Fichten-Mischbeständen kann es zu
Problemen vor allem bei den Bodenpilzen kom-
men (Bodenversauerung; vgl. DETSCH 1999).

• In von Nadelholz dominierten Gebieten wie in
Mittelschwaben ist für einen effektiven Schutz
reichhaltiger Pilzzönosen die Anlage eines dichten
Netzes von nicht oder nur extensiv bewirtschafte-
ten Laubholzbeständen erforderlich, die vor allem
in Mischbestände ausstrahlen und diese stark auf-
werten können. Für den Naturschutz besonders
wichtige Arten sind dabei nur in reservatsähnli-
chen Flächen mit einer über viele Jahrzehnte un-
gestörten Entwicklung zu sichern, die wegen der
starken regionalen Spezifizierung von Pilzzöno-
sen über die ganze Waldlandschaft verteilt werden
sollten. Große Schutzgebiete sind dagegen nicht
erforderlich (vgl. DETSCH 1999). Denkbar sind
etwa Reverenzflächen-Modelle wie bei der FSC-
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Tabelle6

Artenzahlen der Naturnähezeiger (1 = schwach, 2 = mäßig, 3 = stark, 4 = sehr stark) in 10 Buchennaturwaldreservaten
Bayerns im Vergleich zum NWR Krebswiese-Langerjergen. In anderen Reservaten bereits vorhandene Zielqualitäten (sie-
he Text) durch Unterstreichen hervorgehoben.



Zertifizierung (vergleiche z.B. FSC Arbeitsgrup-
pe Deutschland 1998), was aber nicht bedeutet,
dass diese Modelle einer vergleichbaren, dynami-
schen Forsteinrichtungsplanung mit ihren erheb-
lich flexibleren Lösungen überlegen sind. Bei Ei-
chenbeständen ist die Einrichtung einiger solcher
Flächen wegen der langen Entwicklungszeiten der
Pilzzönosen besonders dringlich. Sehr starke Na-
turnähezeiger finden sich fast nur in Reservaten.

• Für Pilzzönosen vorteilhaft ist bei den in Mittel-
schwaben wirtschaftlich wichtigen Hauptbaumar-
ten eine Erhöhung der Buchenanteile, aber auch
die konsequente Beimischung von kleinen Weich-
und Edellaubholzkontingenten in der Fläche.
„Pilzresistente“ Eichen-Reinbestände auf größe-
rer Fläche sollten auf Sonderflächen beschränkt
werden. In Kombination mit anderen Laubholzar-
ten erhöht die Eiche aber die Pilzartendiversität
beträchtlich (HELFER 1993).

• Der Anbau von Douglasien-Reinbeständen oder
Douglasien-Fichtenbeständen läßt allenfalls arten-
arme und triviale Pilzzönosen zu. Gegen eine Ein-
mischung der Douglasie in Buchenbestände ist
dagegen aus mykologischer Sicht nichts einzu-
wenden.

• Bei Endnutzungs- bzw. Durchforstungsmaßnah-
men in Altbeständen sollten grundsätzlich einzel-
ne, ältere Buchen oder kleine, reife Buchengrup-
pen belassen werden, vor allem in Laubholz- und
Mischbeständen. In Fichten-Reinbeständen kann
diese Maßnahme zur Erhaltung eines Pilzarten-
Grundstocks beitragen.

• Der Umbau von Nadelholz-Reinbeständen in
Mischbestände führt besonders in luftfeuchten
Lagen und bei größerer Standortsvielfalt zu reich-
haltigen Pilzzönosen, was aber nur in guten Pilz-
jahren zur Wirkung kommt. Naturnähezeiger wer-
den erst bei Umbau in Laubholzbestände häufig.

4.2 Wie sinnvoll sind naturschutzfachliche
Schlüsselartensysteme bei Pilzen?

Die Pilzzönosen von Buchen-Naturwaldreservaten
sind in Bayern, entsprechend lange Entwicklungszei-
ten vorausgesetzt, bezüglich Artenreichtum und Na-
turnäheindikation sehr ähnlich, von ihren Artenzu-
sammensetzungen her aber „Unikate” (sehr geringe
Stetigkeit der Vorkommen; HAHN 2003). Im Ver-
gleich ganzer Waldgebiete wie etwa Hienheim-Mit-
telschwaben konnte nur eine einzige Art als „Schlüs-
selart“ für beide Gebiete gefunden werden. Selbst bei
nur 30 km und 100 Höhenmeter voneinander ent-
fernten Teilregionen Mittelschwabens unterscheiden
sich lokal aus Naturnähegradienten ableitbare „Schlüs-
selartenkörbe“ erheblich (vgl. Anhang 4.2), z.T. eine
Folge davon, dass in allen Vergleichsbeständen die Pilz-
zönosen im luftfeuchteren und kühleren Ottobeuren
reichhaltiger sind als in Krumbach. In Ottobeuren
unterstreichen auch seltene, fichtenspezifische Arten
die Rolle der Fichte als Element der potenziell natür-
lichen Vegetation.

Andererseits lassen die Ergebnisse in HAHN (2003)
in naturnahen Wäldern durchaus buchenwaldtypisch
verallgemeinerbare Strukturen von Pilzzönosen er-
kennen, wenn man Standortsqualitäten (Bodenazi-
dität, Basensättigung; gilt selbst für Holzpilze!) und
Klimaregime (Talauen, Frostmulden, Hochlagen usw.)
mit berücksichtigt. Bei Nadelwäldern (bei HAHN
2003 nur Kiefer ausreichend untersucht) scheint dies
weniger wichtig zu sein als im Laubwaldsektor. Ver-
mutlich sind solche „pilzsoziologischen“ Parameter
bessere Monitor-Messgrößen als „Schlüsselartenkör-
be“, außer, man füllt diese eher mit lokal häufigen,
für naturnah bewirtschaftete Wälder typischen Arten.
Im Vergleich dazu sind die in langfristig nutzungs-
freien Reservaten vorgefundenen „starken Naturnä-
hezeiger“ hierfür wenig geeignet, da sie selbst inner-
halb der Naturwaldreservate solchen Beständen eine
„Sonderstellung“ (vgl. z.B. HAHN 2003 für die NWR
Seeben, Ludwigshain oder Waldhaus) verschaffen
(besonders deutlich bei Mykorrhizapilzen). Vielen
dieser Arten fehlen damit im Wirtschaftswald selbst
bei hoher Standortsplastizität, was etwa den Flocken-
schneidigen Dachpilz (Pluteus umbrosus) zu einer
„guten“ Zielart machen würde, zwangsläufig die not-
wendigen Requisiten, was sie bezüglich der hier er-
reichbaren Waldnaturschutzziele als wenig relevant
ausweist. Um so wichtiger ist daher bei Pilzen ein re-
präsentatives Netz von ungenutzten Waldbeständen,
wobei auch wenige ha große Areale schon hochwer-
tige Pilzzönosen garantieren können. Außerdem er-
weisen sich im Reservatsbereich ermittelte Indika-
tionen bei Einbeziehung von Wirtschaftwald zum
Teil als nicht mehr haltbar. Ein Beispiel ist der Rot-
randporling (Fomitopsis pinicola), vor dem in nadel-
holzreichen Reservatsbeständen Laubholz weitge-
hend sicher ist, während er in Laubholz-Naturwald-
reservaten auch gerne an Laubholz geht (HAHN,
mdl. Mitt.). In den bewirtschafteten Fichten-Buchen-
Mischbeständen bzw. Nadelholzbeständen Hienheims
und Mittelschwabens scheinen dagegen eher „chao-
tische“ Präferenzmuster vorzuliegen.

4.3 Regionalisierbarkeit 
naturschutzfachlicher Werte 
für die Landschaftsplanung

Am ehesten sind regionalisierbare mykologische
Kenngrößen für Waldbestände wohl auf Gildenbasis
zu gewinnen, wobei hier Holzpilze gegenüber My-
korrhizapilzen den Vorteil haben, dass sie effektiver
zu erfassen sind (meist gut einsehbare Waldstraten)
und in ihren Artenspektren und Fruchtkörperdichten
weniger stark von den Witterungsverläufen eines
Jahres abhängen. Die Arten aus beiden Gilden sind
oft eng mit einzelnen Baumarten assoziiert, so dass
ein direkter Bezug zu forstlich relevanten Parametern
hergestellt werden kann. Denkbare Messgrößen wären
etwa durchschnittliche Artenzahlen dieser Gilden in
einem Bestandstyp bzw. die entsprechenden Pilz-
summen (aus der normierten Erfassung von Frucht-
körpern mittels Häufigkeitsklassen).

132



In Wirtschaftswäldern würde es aber sicher genügen,
anstelle der nur aufwändig zu bearbeitenden Pilzzö-
nosen deren wichtigste Lebensraumrequisiten zu er-
fassen. Ein genügend dichtes Netz von unbewirt-
schafteten „Spenderflächen“ vorausgesetzt, wären für
eine Beurteilung des naturschutzfachlichen Grund-
wertes von Pilzlebensräumen in Wirtschaftswäldern
dabei folgende Habitatparameter besonders gut ge-
eignet:

• der Totholzvorrat (mit möglichst vollständigem
Set der verschiedenen Substratkategorien; vor al-
lem bei Holzpilzen);

• der Anteil von Laubholz bzw. Buche im Bestand
(vor allem Holzpilze);

• in nadelholzbetonten Mischbeständen die Anzahl
und der Anteil von in kleinen Kontingenten beige-
mischten Laubbaumarten (vor allem Mykorrhiza-
pilze);

• in Laubholz- und Mischbeständen die Vitalität der
Zielbaumarten (bei standortsgerechten Bestockun-
gen auch Folge der Standortsqualität; vor allem
Mykorrhizapilze);

• die Anzahl bzw. die Fläche von größeren, besonn-
ten Bestandslücken, schmalen, vergrasten Schnei-
sen und ähnlichen Kleinstrukturen innerhalb von
Beständen (vor allem Mykorrhizapilze).

Auf regionalem Niveau müßten diese Parameter
noch gewichtet werden bezüglich

• des Anteils bzw. einer möglichst homogenen Ver-
teilung von nutzungsfreien „Spenderflächen“ in
der Region (Naturwaldreservate, Altholzinselkon-
zepte, Nutzungsverzicht auf Bestandesteile in
Kernflächen eines Waldbiotop-Verbunds etc.).;

• des Laubholzanteils in der Region (in laubholzdo-
minierten Gebieten höhere Naturschutzwerte zu
erwarten).

Zu berücksichtigen ist, dass all dies zunächst nur für
mehr oder weniger geschlossene Altbestände gilt.
Bei forstlichen Eingriffen ist abhängig von Lichtstel-
lung und Entwicklung der Bodenvegetation etc. mit
starken Reaktionen der Pilzzönosen zu rechnen, die
ohne weitere Untersuchungen naturschutzfachlich
kaum abzuschätzen sind.
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Anhang1

Liste der in Hienheim (1997; 5 Teilgebiete) und Mittelschwaben (1999; 10 Teilgebiete; 2000; 9 Teilgebiete) vorgefundenen
Pilzarten sowie deren Häufigkeit (Summe der Häufigkeitsklassen aus je 3 Begehungen). Häufigkeitsklassen (1 = Einzel-
fund, 2 = Mehrfachfund, 3 = häufig, 4 = sehr häufig); RLB/RLD = Gefährdungsstatus laut Roter Liste für Bayern/Deutsch-
land; NNZ = Naturnähezeiger (1 = schwach, 2 = mäßig, 3 = stark, 4 = sehr stark); Ökotyp = Pilzgilde (1 = Holzpilze, 2 =
Mykorrhizapilze, 3 = Saprophyten, 4 = Zapfen-/Fruchtbesiedler, 5 = Moosbesiedler, 6 = Pilzbesiedler, 7 = Insektenbe-
siedler, 8 = Schleimpilze).
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Anhang1 (Fortsetzung)

Liste der Pilzarten
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Anhang1 (Fortsetzung)
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Anhang1 (Fortsetzung)

Liste der Pilzarten



141

Anhang1 (Fortsetzung)

Liste der Pilzarten
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Anhang1 (Schluss)

Liste der Pilzarten
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Anhang 2

Baumartenpräferenzen der Pilzzönosen in den verschiedenen Waldbestandskategorien Mittelschwabens (S) und Hien-
heims (H; grau unterlegt). Berücksichtigt sind nur Baumarten mit > 0,2% Bestandesanteil (Ober- und Unterstand). Bei sel-
tenen Baumarten ist davon auszugehen, dass sie vom Bearbeiter bevorzugt beprobt wurden, bei häufigen, dass sie bei
Mehrfachzuordnungen überproportional vertreten sind. Dargestellt ist der Quotient aus dem Anteil der Häufigkeitsklas-
sensummen (Pilze) mit dem Baumartenanteil. Bei Anteilen einer Baumart von mindestens 5% sind die Quotienten durch
Fettdruck hervorgehoben.

Anhang 3.1

Rote-Liste-Arten ohne Naturnäheindikation in den mittelschwäbischen und Hienheimer Testflächen. (Summe der Häu-
figkeitsklassen aus in Hienheim 9, in Mittelschwaben 6 Begehungen). NNZ = Naturnähezeiger (Kategorien siehe Kap. 2),
RLB/RLD = Rote Liste Bayern/Deutschland. Ökotypen: B = saprophytische Bodenpilze, H = Holzpilze, I = Insektenpa-
rasiten, M = Mykorrhiza-Bodenpilze, S = Schleimpilze, Z = Pilze auf Zapfen oder Früchten. Besonders wichtige Zielar-
ten sowie bemerkenswerte Vorkommen in Einzelbeständen durch Fettdruck hervorgehoben.

Anhang 3.2

Ungefährdete mäßige Naturnähezeiger in den mittelschwäbischen und Hienheimer Testflächen. Vgl. 3.1.
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Anhang 3.3

Ungefährdete schwache Naturnähezeiger in den mittelschwäbischen und Hienheimer Testflächen. Vgl. 3.1.
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Anhang 4.1

Schlüsselarten für den Pilzartenschutz in Mittelschwaben und Hienheim 
(vgl. Tab. 6 und Anhang 3). RL = Rote Liste.

Anhang 4.2

10-Arten-Korb für das Monitoring von Waldpilzzönosen in den untersuchten Regionen Fränkische Alb und Mittelschwaben.
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Dr. Hans Utschick, Lehrstuhl für Landnutzungsplanung
und Naturschutz der TU München
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85354 Freising
E-mail: Hans.Utschick@lrz.tum.de

Dr. Wolfgang Helfer
Äußere Feldstr. 17a
86551 Aichach
E-mail: w.helfer@BIOLEADS.de
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•    Die neue Internetpräsentation der ANL    •    Die neue Internetpräsentation der ANL    •

Seit Mitte September 2003 präsentiert sich die ANL
unter der Adresse http://www.anl.bayern.de mit ei-
nem neuen Internet-Auftritt. Die Grundelemente der
Seite sind eine animierte Kopfzeile mit ANL-Logo
und die Navigationsleiste mit den Fortbildungsange-
boten und Informationen über die Akademie. 

Das Leitmotiv der Gestaltung ist die jahreszeitliche
Dynamik von Natur und Landschaft, die sich in ver-
schiedenen Hintergrundbildern, Grundfarben und
den Bildern der Kopfzeile und der Monatsprogram-
me zeigt. 

Entscheidendes Kriterium für die Neugestaltung der
Internetseiten war die Möglichkeit, zukünftig haus-
intern Inhalte einfügen und weitgehende Änderun-
gen vornehmen zu können. Für die Benutzerfreund-
lichkeit und Attraktivität der Seiten ist dies vor allem
deshalb wesentlich, weil aktuelle Informationen, bei-
spielsweise zu Änderungen im Veranstaltungspro-
gramm, schnell eingefügt und den Kunden zur Ver-
fügung gestellt werden können.

Neben den bereits vorhandenen Angeboten wie der
Online-Anmeldung zu Veranstaltungen und der On-
line-Bestellung von Publikationen sollen zukünftig

die Möglichkeiten des Internets verstärkt genutzt
werden, um die Arbeitsergebnisse der Akademie zu-
gänglich zu machen und um über interaktive Ele-
mente das Interesse an Themen des Naturschutzes
und Naturerlebnisses zu wecken. So wird derzeit ei-
ne Downloadmöglichkeit für Abstracts aus Artikeln
der ANL-Publikationen eingerichtet. Beginnend mit
dem Jahrgang 1998 der Laufener Seminarbeiträge,
der bereits verfügbar ist, wird dieser bibliographische
Service zukünftig kontinuierlich erweitert.

Geprüft werden Elemente, die die Benutzerfreund-
lichkeit und Interaktivität der Seiten weiter erhöhen
können, wie Online-Ratespiele zu verschiedenen
Themen aus Natur und Umwelt. Eine Textversion für
die schnelle Navigation im Informationsangebot, ei-
ne Recherchemöglichkeit für Publikations- und Pro-
grammthemen und die zeitnahe Online-Veröffentli-
chung von Veranstaltungsergebnissen sind Perspekti-
ven, die mittelfristig verwirklicht werden sollen. 

Johannes Pain

Ber. ANL 27 147
(2003)
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Universität Regensburg
Universitätsstr. 31
93053 Regensburg

Prof. em. Dr. Ulrich Ammer

Stv.: Prof. Dr. Jörg Pfadenhauer 
TU München-Weihenstephan
Lehrstuhl für Vegetationsökologie
85350 Freising-Weihenstephan

PD Dr. Ulrike Pröbstl
BDLA
St.-Andrä-Str. 8
82398 Etting

Stv.: Prof. Dr. Achim Pöthke
Universität Würzburg 
Lehrstuhl für Zoologie
97082 Würzburg

Walter Heidl
Präsident des Bayerischen
Bauernverbandes
Bezirksverband Niederbayern
Max-Joseph-Str. 9
80333 München

Stv.: Lothar Gössinger
Schutzgemeinschaft Deutscher Wald
Landesverband Bayern e.V.
Ludwigstr. 2
80539 München

Christian Schneider
Süddeutsche Zeitung
Sendlinger Str. 8
80331 München

Stv.: Josef Rottenaicher
Umweltbeauftragter der Diözese Passau
Domplatz 4a
94032 Passau

(6. Amtsperiode 2001-2005)
Stand: 19. November 2003

Mitglieder (9) Stellvertreter (10)

Vorsitzender:
Staatsminister Dr. Werner Schnappauf Staatsekretärin Emilia Müller

MD Dr. Heinz Fischer-Heidlberger

1 Vertreter der Kommunalen Spitzenverbände:
BM Ferdinand Pfaffinger LR Dr. Peter Seißer

2 Vertreter der anerkannten Naturschutzverbände:
Hubert Weinzierl Franz Speer
Ludwig Sothmann Eric Imm

3 Vertreter der Wissenschaft:
Prof. Dr. Felizitas Romeiß-Stracke Prof. Dr. Peter Poschlod
Prof. em. Dr. Ulrich Ammer Prof. Dr. Jörg Pfadenhauer
PD Dr. Ulrike Pröbstl Prof. Dr. Achim Pöthke

1 Vertreter eines überregionalen Verbandes
der Land und Forstwirtschaft:
Walter Heidl Lothar Gössinger

1 Persönlichkeit der Publizistik:
Christian Schneider Josef Rottenaicher

Die Mitglieder des Präsidiums bzw. deren Stellvertreter sind unter folgenden Adressen erreichbar:

Durch die Novellierung der Verordnung über die Akademie für Naturschutz und Landschaftspflege wurde die organisatorische
Struktur der Akademie mit Wirkung ab 01.01.2001 neu gestaltet. Das Kuratorium wurde abgeschafft, dafür aber das Präsidium
personell aufgestockt und in seiner Zusammensetzung neu geregelt.

Das Präsidium, das zweimal im Jahr zusammentritt, um die Grundzüge der Aktivitäten der ANL festzulegen, weist folgende
Zusammensetzung auf:

Mitglieder des Präsidiums
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Anmeldung: anmeldung@anl.bayern.de
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Fax 0 86 82 / 9 54 - 2 99

Tel. 0 86 82/89 63-0 

(Stand: März 2004)
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•    Vorstellung neuer Mitarbeiter    •    Vorstellung neuer Mitarbeiter    •

Dr. Klaus Neugebauer

Ich freue mich, dass ich zum 1.Dezember 2003 zum
Mitarbeiterteam der ANL hinzustoßen konnte und
somit mein ehrenamtliches Naturschutzengagement
auch auf beruflicher Ebene weiterverfolgen werde.
Die Wurzeln meiner Aktivitäten liegen in den Ju-
gendgruppen des Bundes Naturschutz in Münner-
stadt im Landkreis Bad Kissingen. Nach dem Zivil-
dienst in der dortigen Kreisgruppe habe ich Biologie
in Würzburg, Marburg/Lahn und London studiert und
mit einer bestäubungsökologischen Arbeit an fragmen-
tierten Populationen der Sandgrasnelke in den frän-
kischen Sandgebieten abgeschlossen. Zuletzt war ich
in einem Beweidungsprojekt mit Freilandschweinen
bei Prof. Dr. Poschlod an der Universität Regensburg
tätig. Diese Forschungsarbeiten hatten zum Ziel, Ein-
satzmöglichkeiten einer historisch weit verbreiteten
Haltungsform von Nutztieren in der heutige Land-
schaftspflege zu ermitteln. In diesem Projekt mit 

Weiden in ganz Deutsch-
land habe ich schließlich
über die Auswirkung
der Schweinefreiland-
haltung auf Grünland-
vegetation promoviert.
Für meine zukünftige
Tätigkeit an der Aka-
demie hoffe ich, neue
wissenschaftliche Im-
pulse aus meinen uni-
versitären Arbeiten zu
geben, Leute für Natur
und Naturschönheiten auch unter schwierigen gesell-
schaftlichen Rahmenbedingungen zu begeistern und
im Team mit meinen neuen Kollegen erfolgreich für
den Naturschutz zu streiten. 

Dipl.Ing. Landespflege Johannes Pain

Seit 1.Mai 2003 bin ich an der ANL für die Bereiche
Umwelt- und Landschaftsplanung sowie Online-Kom-
munikation zuständig. Nach dem Studium der Landes-
pflege an der TU München bei Prof. Haber und Prof.
Trepl war ich einige Jahre als freiberuflicher Land-
schaftsplaner tätig, dazu kam die Betreuung von Stu-
dentenprojekten im Studiengang Landschaftsplanung
der TU München in Weihenstephan. 2001 und 2002
konnte ich als Stipendiat der Deutschen Bundesstif-
tung Umwelt (DBU) an einer Dissertation zur Kultur-
geschichte des Ökologischen Landbaus arbeiten, in der
die Entstehungsbedingungen und Entwicklungslinien
dieses Landnutzungskonzeptes untersucht werden.

Die Bildungsarbeit für Umwelt- und Landschaftspla-
nung der ANL wird derzeit im wesentlichen von zwei
Entwicklungen bestimmt: einerseits den Umsetzungs-
prozessen europäischer Richtlinien, die weitreichenden

Einfluss auf das deut-
sche Planungssystem
entwickeln und ande-
rerseits der schwinden-
den gesellschaftlichen
und politischen Akzep-
tanz komplexer Fach-
planungen (nicht nur im
Umweltbereich). Mit
meiner Arbeit hoffe ich,
die Umwelt- und Land-
schaftsplaner in diesem
schwierigen Umfeld zu
unterstützen. Ich freue mich, im Team der ANL seit
nun fast einem Jahr für die Anliegen des Naturschutzes
und der Landschaftspflege arbeiten zu können. 
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In der ANL sind derzeit (Stand 31.12.2003) beschäftigt:

Personalbestand

Anzahl davon in Teilzeit Frauen Männer
(ohne Altersteilzeit)

Beamte insg. 11 3 2 9
davon h.D. 7 1 - 7

g.D. 3 1 1 2
m.D. 1 1 1 -
e.D. - - - -

Angestellte insg. 17 8 12 5
Arbeiter insg. 4 1 1 3

Summe 32 12 15 17

Anträge auf Altersteilzeit haben 5 Perso-
nen gestellt (3 Beamte, 2 Angestellte),
wobei eine Mitarbeiterin sich bereits im
Teilzeitmodell der Altersteilzeit befindet
und 4 Mitarbeiter sich im Blockmodell
(Arbeitsphase) befinden.

Personen mit zeitlich befristeten Verträgen
insgesamt: 5
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Im nachhinein sollen zwei Veranstaltungen besonders
hervorgehoben werden, die in völlig unterschiedlicher
Form als erfolgreich zu bezeichnen sind:

• 3. Laufener Gesprächsforum zum Thema:
Die WA(H)RE Kulturlandschaft

Dank auch der Mithilfe und der Präsenz von Präsidi-
umsmitgliedern als Referenten und auf dem Podium
ist es gelungen, Impulse für den Erhalt und die Fort-
entwicklung unserer und nachbarschaftlicher Kultur-
landschaften zu geben. Eine der Folgerungen daraus
ist, dass das Land Salzburg, an ihrer Spitze Herr Lan-
desrat Josef Eisl, nunmehr im März 2004 gemeinsam
mit der Universität Salzburg ein international besetz-
tes Symposium im Audimax der Universität Salzburg
zu diesem Thema durchführen wird. Dass wir als
Akademie daran mitwirken dürfen, ehrt und freut uns
zugleich.

• Workshop „Natura 2000“ – Zusammenarbeit
Forst und Naturschutz

Vom 08.- 09.12. fand in den Räumen des Kapuziner-
hofes o.g. Workshop statt. Die paritätisch besetzte
Runde mit Vertretern des StMLF und des Bayer.
Staatsministerium für Umweltschutz, Gesundheit und
Verbraucherschutz sowie der entsprechenden Lan-
desämter wie auch der Behörden vor Ort erarbeitete
in 4 Arbeitsgruppen unterschiedlichste Fragestellun-
gen. Hierzu zählten: „Probleme in der Zusammenar-
beit“, „Aspekte der Eigentümerbeteiligung bei der
Erstellung von Managementplänen“, „Funktion von
Managementplänen“ und die Frage der „Arbeitstiefe
von Managementplänen“.

Festzuhalten gilt, dass die bearbeiteten Papiere nun-
mehr beidseits als gemeinsame Richtschnur für das
weitere Handeln gelten.

2. Twinning-Projekte

Wie keine der früheren Erweiterungsrunden wird die
Osterweiterung die EU qualitativ und quantitativ ver-
ändern.

Die Lage der Umwelt in den Mittelosteuropäischen
Staaten wie auch in den Südosteuropäischen Staaten
ist nachweislich schlecht. Somit klafft hier eine große
Lücke, die es gemeinschaftlich zu schließen gilt.

Neben den finanziellen Voraussetzungen müssen die
Kandidatenländer aber auch die notwendigen institu-
tionellen Bedingungen schaffen, um die Effizienz
und die Koordinierung im umweltrechtlichen Vollzug
zu verbessern.

Eine starke Unterstützung bei der Heranführung er-
halten die Anwärterstaaten durch sogenannte „Twin-
ning-Projekte“, die von der EU gefördert werden.

•    Sonstige Mitteilungen der ANL    •

Veranstaltungen 2003

in Laufen außerhalb Laufens Gesamt

Exkursionen 4 - 4
Fachtagungen 17 14 31
Lehrgänge 35 10 45
Praktika 21 1 22
Veranstaltungen 34 1 35
mit Sondercharakter

Workshops 4 1 5

Gesamt 115 27 142

Tage: 488
Teilnehmer: 3.065
Teilnehmertage: 8.897

1. Das Jahr 2003 war ein durchaus gutes und
erfolgreiches Jahr für die Akademie.

Übersicht über Besuchergruppen bei der ANL 
Stand: 10.02.2004

2003

09.-10.05. Klausurtagung Fachhochschule 
Weihenstephan  

02.06. Regierungspräsident W.-H. Böhm
–Vize und Abteilungsleiter in Laufen  

28.08.-31.08. Staatsminister Sinner 
(privat mit 3 Personen)  

02.09. Facharbeitsgruppe EuRegio BGL/SZ/TS  

09.09.-10.09. Dienstbesprechung Bayer. Landesamt
für Wasserwirtschaft, die Wasserwirt-
schaftsämter und die Regierungen  

10.09. Indonesische Delegation  

12.09.-14.09. Kartellverband Deutschland  

19.09.-23.09. ARGE Donau  

14.09. Tag des Denkmals  

22.09. Indonesische Delegation  

06.10. Besuchergruppe aus Kanada  

11.10. Franziskanische Gemeinschaft Laufen
und Umgebung  

13.10. Besuch von 26 Direktoren 
der Realschulen  

13.11.-14.11. Klausur Ministerin Stewens 
(35 Personen)  

11.12.-12.12. Klausur Minister Dr. Schnappauf / Staats-
sekretärin E. Müller (ca. 36 Personen)

2004

05.02.-06.02. Klausurtagung des Bayerischen 
Landesamtes für Umweltschutz  

05.02. Arbeitsgespräch mit Abt. 13 
der Landesregierung Salzburg  

2004 (geplant)

27.02. Geschäftsführer Naturpark Hochtaunus

15.05. Arbeitsgruppe der CSU-Fraktion 
Umweltausschuss des Bayer. Landtags  

Ber. ANL 27 151-153
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Seitens der ANL nehmen wir an zwei so genannten
Twinning-Projekten teil. Darüber hinaus besteht mit
Slowenien eine enge Kooperation, da man dort nach
dem Beispiel Bayerns eine Akademie für Naturschutz
und Landschaftspflege errichten will. Verhandlungen
und bilaterale Gespräche laufen seit über 2 Jahren –
die Standortfrage ist weitgehend geklärt.

3. Jahresprogramm 2004:

Aufgrund der angespannten Haushaltslage haben wir
• von einigen Veranstaltungen Abstand genommen
• einige Veranstaltungen aus der Kostenregelung

herausgenommen und
• einige Veranstaltungen unter den Vorbehalt der

Finanzierung gestellt.
Dass uns diese Entscheidungen nicht leicht gefallen
sind und mitunter vor Ort auch zu Protesten geführt
haben, soll hier nicht unerwähnt bleiben. Darüber hin-
aus sind wir auch bestrebt durch den Einsatz eigener
Kräfte die Kosten für Fremdreferenten zu reduzieren.

4. Ausführungen zum Baufortschritt

Die Bauvorhaben sind weitestgehend abgeschlossen.
Im Frühjahr 2004 soll der neue Eingangsbereich ein-
schließlich neuem Treppenhaus im Verwaltungsge-
bäude der ANL (Seethalerstraße) fertiggestellt werden.
In Planung befindet sich noch der Umbau bzw. die
Verlagerung des Praktikumsraumes (Erweiterung) und
die Umfeldgestaltung am Verwaltungsgebäude.
Wir sind guten Mutes, dies bis zum Sommer 2004
bewerkstelligen zu können.

6. BANU-Leitlinie zur Umweltbildung 
in Europa beschlossen

Der Bundesweite Arbeitskreis der staatlich getragenen Bil-
dungsstätten im Natur- und Umweltschutz (BANU) hat sei-
ne vor einigen Jahren erschienene Broschüre BANU – Leit-
linien zur Natur- und Umweltbildung für das 21. Jahrhundert
um eine siebte Leitlinie ergänzt. Mit dem gesamten Bündel
von Leitlinien stellt der BANU seine Konzeptionen und Stra-
tegien für integrative und übergreifende Zusammenarbeit
vor. Umweltbildung wird dabei als umfassender Begriff ver-
standen und vom Arbeitskreis folgendermaßen beschrieben:
„Umweltbildung ist die Vermittlung von Informationen, Me-
thoden und Werten, um den handelnden und verantwortlichen
Menschen zur Auseinandersetzung mit den Folgen seines
Tuns in der natürlichen, gebauten und sozialen Umwelt zu
befähigen und zu umweltgerechtem Handeln als Beitrag zur
nachhaltigen Entwicklung zu bewegen.“ 
Die oben genannte Broschüre ist vergriffen und noch nicht
mit Ergänzungen neu aufgelegt. Deshalb wird hier die bei
der BANU-Herbstkonferenz vom 10.-12.9.2003 in Rein-
hardtsgrimma bei Dresden beschlossene Leitlinie einzeln
vorgestellt. (P. W.)

Leitlinie 7:
Wir stärken das Zusammenwachsen Europas!
- Umweltbildung belebt und unterstützt die eu-
ropäische Zusammenarbeit -

Die europäische Zusammenarbeit in der Umweltbil-
dung kann einen wesentlichen Beitrag zur grenz-

überschreitenden Umweltverbesserung durch den part-
nerschaftlichen Austausch von Praxiserfahrungen leis-
ten. Sie unterstützt das Umsetzen von zukunftsfähigen
regionalen Entwicklungskonzepten und Umweltent-
lastungsstrategien. Sie nimmt national unterschiedli-
che Werte- und Entwicklungsvorstellungen auf und
legt den Grundstein zu einem gemeinschaftlichen
Verantwortungsgefühl für die natürlichen Lebens-
grundlagen. 

Ziele und Gründe für die 
europäische Zusammenarbeit 
Der Zustand der Umwelt prägt ganz wesentlich die
Lebensbedingungen und damit die Lebensqualität.
Das Lösen der oft über Jahrzehnte angehäuften Um-
weltprobleme ist somit eine der wichtigen Vorausset-
zungen für eine schrittweise Anhebung der Lebens-
qualität in jedem einzelnen Staat.
Die Erweiterung der Europäischen Staatengemein-
schaft ist eine der großen Herausforderungen zu Be-
ginn des neuen Jahrhunderts in Europa. Das gilt für
die gegenwärtigen und die zukünftigen Mitgliedslän-
der gleichermaßen. Mit dieser Erweiterung verbun-
den ist die Chance zur schrittweisen Verwirklichung
einheitlicher Umwelt- und Entwicklungsbedingungen
in Europa. Eine partnerschaftliche Zusammenarbeit in
der Umweltbildung kann hierbei Unterstützung geben.
Die Dynamik des Transformationsprozesses in den
Ländern Mittel- und Osteuropas führt zu einem aku-
ten Problemlösungsdruck in fast allen Bereichen des
gesellschaftlichen Lebens.  
Vor dem Hintergrund der globalen Umweltprobleme
und der in vielen Fällen komplizierten Umsetzungs-
möglichkeiten für multinational vertraglich verein-
barte Entlastungsstrategien sind gerade die Staaten
Europas zu einer beispielgebenden Zusammenarbeit
aufgefordert. Ergebnisse der europäischen Zusam-
menarbeit können auch Anregungen für Herange-
hensweisen im globalen Umwelt- und Naturschutz
vermitteln. 

Aufgaben aller Umweltbildungsstätten bei der
internationalen Zusammenarbeit
Umweltbildung muss international 
• Entscheidungsträger in Politik, Verwaltung und

Wirtschaft beim Entwickeln und Umsetzen zu-
kunftsfähiger Lösungskonzepte unterstützen,

• die demokratische Mitwirkung einer breiten Öffent-
lichkeit zu Fragen des Natur- und Umweltschutzes
und zur nachhaltigen Entwicklung fördern und

• den Austausch von Erfahrungen in der Umweltbil-
dung der nachwachsenden Generationen anregen.

Die Mitgliedseinrichtungen des BANU
• streben eine partnerschaftliche Zusammenarbeit

mit europäischen Bildungseinrichtungen verschie-
dener Länder im Natur- und Umweltschutz an

• unterstützen den Aufbau leistungsfähiger Bil-
dungseinrichtungen und das Entwickeln innovati-
ver Umweltbildungskonzepte, vor allem in den
Beitrittsländern zur Europäischen Union



• befördern ein gesamteuropäisches Denken und
Handeln im Natur- und Umweltschutz insbeson-
dere durch internationale Tagungen und die Un-
terstützung des Umweltdialogs in Städtepartner-
schaften

Der BANU geht in seiner Arbeit von dem Grundsatz
aus:
Umweltbildung ist keine Einbahnstrasse in West-Ost-
oder Nord-Süd-Richtung. Sie muss innovative Lösun-
gen, bewährte Umsetzungskonzepte und Arbeitswei-
sen verfügbar machen und zugleich das wechselseiti-
ge Verständnis für national unterschiedliche kulturell

geprägte Sichtweisen auf das Verhältnis der Menschen
zu Umwelt und Natur und zu der Einen Welt aufneh-
men.

Ausblick

In fast allen Ländern gestalten Bildungseinrichtun-
gen und -initiativen nachhaltige Entwicklung mit.
Eine Vernetzung vieler dieser Aktivitäten trägt dazu
bei, die Kompetenz im Bereich Umweltbildung zu
erhöhen und die Akzeptanz für Umwelt- und Natur-
schutz zu verbessern. Der BANU sucht verstärkt die
Zusammenarbeit mit diesen Institutionen und Gruppen.
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Birgit Binzenhöfer (1998)
Experimentelles Biotopverbundkonzept 
und Auswirkungen von Pflegemaßnahmen 
auf Bläulingsarten der Gattung Maculinea

Betreuer: Dr. Christian Stettmer
Forschungsvorhaben Nr. 192
• Publikationen in Natur und Landschaft 

Nr. 6 + 8/2001
• Publikation in Natur und Landschaft Anfang

2004 (bereits akzeptiert)
• Englische Fachpublikation derzeit im Review
• Themenvorträge in Leipzig (03/01, Leiden

03/02, Leipzig 04/02,Halle 12/02, Laufen 03/05
und weiteren ANL-Veranstaltungen

• Weitergabe der Ergebnisse an UNB´s

Peter Hartmann (1998)
Faunistische Zustandserfassung der Torfabbauf-
lächen im Schönramer Filz

Betreuer: Dr. Christian Stettmer
Forschungsvorhaben Nr. 215 
• Weitergabe der Ergebnisse an das zuständige

Forstamt und UNB´s
• Umsetzung der Ergebnisse in Zusammenarbeit

mit dem Staatsforst im Rahmen der Wiederver-
nässungsmaßnahmen Schönramer Filz und 
Ainringer Moos seit 2000

• Vorträge und Vorstellung im Rahmen von 
ANL- Veranstaltungen und Exkursionen 
(Libellen + Heuschreckenpraktikum)

Peter Hartmann (1999)
Faunistische Zustandserfassung im Schönramer
Filz und Ainringer Moos

Betreuer: Dr. Christian Stettmer
Forschungsvorhaben Nr. 218
• Weitergabe der Ergebnisse an das zuständige

Forstamt
• Umsetzung der Ergebnisse in Zusammenarbeit

mit dem Staatsforst im Rahmen der Wiederver-
nässungsmaßnahmen Schönramer Filz und 
Ainringer Moos seit 2000

• Publikation derzeit in Vorbereitung
• Themenvorträge im Rahmen verschiedener 

Veranstaltungen 4/01, 6/01 Libellen und 
Heuschreckenpraktika

Hannes Krauss (1999)
Untersuchungen zum Konfliktfeld „Skibergstei-
gen und Naturschutz“

Forschungsvorhaben Nr. 237 
Betreuer: Dr. Christian Stettmer
• Diplomarbeit 1998
• Ergebnisse verwendet im Projekt 

„Skibergsteigen umweltfreundlich“ des 
Deutschen Alpenvereins und StMLU´s

Prof. Dr. Robert Krisai (1999)
Vegetation der bayerischen Leitenwälder in der
Laufener- und Nonnreiter Enge der Salzach

Forschungsvorhaben Nr. 238
Betreuer: Manfred Fuchs
• Vegetationskarte zur Wasserwirtschaftlichen

Rahmenuntersuchung Salzach
• Publiziert in:  M. Fuchs, Die Vegetation der

Salzachauen im Bereich der Bundesländer Bay-
ern, Salzburg und Oberösterreich

• WRS-Bericht Nr. 3

Dr. Bernhard Marbach
Flechtenkartierung im Raum Reichenhall-
Freilassing

Forschungsvorhaben Nr. 248 
Betreuer: Manfred Fuchs
• publiziert in Berichte der ANL 22
• Verwendung im Rahmen des Praktikums 

Flechten.

Matthias Ruh (1998)
Abiotische und biotische Einflußfaktoren 
auf das Vorkommen von Frühlingsgeophyten 
in den Salzachauen

Forschungsvorhaben Nr. 262
Betreuer: Manfred Fuchs 
• Diplomarbeit M. Ruh, Studiengang Landespflege

TU-München, Weihenstephan.

Dr. Matthias Ruh (1998)
Geobotanische Untersuchungen 
in den Salzachauen

Forschungsvorhaben Nr. 263
Betreuer: Manfred Fuchs

Ausgewählte Forschungsprojekte der Jahre 1998 
bis 2003 des Fachbereiches 2 
(Forschung und Dokumentation)

Leitung: Manfred Fuchs

•    Forschung an der ANL    •
Ber. ANL 27 154-158

(2003)



• Dissertation M. Ruh am Lehrstuhl für Landes-
pflege der TU-München, Weihenstephan,

• Einarbeitung der Ergebnisse in Fachbericht 10
Wasserwirtschaftliche Rahmenuntersuchung
Salzach, 
FUCHS, M., JÄGER, P., JÜRGING, P.,: Grund-
lagen, Methoden und Anwendung der ökologi-
schen und naturschutzfachlichen Bewertung 

Alexander Schwap (1998)
Dokumentation und Auswertung der 
Salzachdaten mittels des Geographischen 
Informations-Systems (GIS)

Betreuer: Manfred Fuchs
Forschungsvorhaben Nr. 270 (1998)
• Kartographie, Ökologie und Naturschutz in 

Wasserwirtschaftlichen Rahmenuntersuchung
Salzach (WRS).

Alexander Schwap, Fa. ICRA (1999)
Einsatz und Weiterentwicklung des GIS bei 
ökologischen Fragen zur Prüfung und 
Entwicklung von Maßnahmenvarianten im 
Rahmen der Fortführung der Wasserwirt-
schaftlichen Rahmenuntersuchung Salzach

Forschungsvorhaben Nr. 271
Betreuer: Manfred Fuchs
• Wasserwirtschaftliche Rahmenuntersuchung

Salzach
• WRS Fachbericht 10

Helga Wessely (1998)
Lösungsstrategien im Outdoorsport – 
Bestandsaufnahme, Handlungsbedarf,
Kooperationspartner

Forschungsvorhaben Nr. 275 
Betreuer: Dr. Christian Stettmer
• Publiziert im Forschungsbericht 6 der ANL 

Publikationsreihe, Jahresberichte der ANL 
Vol. 22  und LSB 2/01,

• Publikation im Jahrbuch des Vereins zum Schutz
der Bergwelt 2000,

• Themenvorträge in verschiedenen Tagungen und
ANL-Veranstaltungen (Saalbach 09/98, Saalbach
9/99, 07/00 TU München, Laufen 03/02, 

• Präsentation der Ergebnisse auf der Outdoormesse
1999 (mit dem Vorsitzenden des Kuratoriums
Sport und Natur Dr. Heiner Geissler),

• Vorstellung der Ergebnisse in Presse, Funk und
Fernsehen (SZ 08.10.1999, Natur und Kosmos
07/00, BR 6/99, 7/00, 08/01, Pressewanderungen
1999, 2001 und 2002,

• Erstellung einer Outdoorfibel (finanziert durch
Ökosponsoring mit Fa. Meindl in mehreren 
Auflagen und verschiedenen europäischen 
Sprachen).

Helga Wessely (1998)
Motivation und Naturschutzakzeptanz bei 
individuellen Outdoorsportlern

Betreuer: Dr. Christian Stettmer
Forschungsvorhaben Nr. 276 
• Publiziert als Forschungsbericht 6 der ANL 

Publikationsreihe und LSB 2/01
• Publikation im Jahrbuch des Vereins zum Schutz

der Bergwelt 2000
• Themenvorträge in verschiedenen Tagungen und

ANL – Veranstaltungen (Saalbach 09/99, 07/00
TU München, Laufen 03/02, 

• Präsentation der Ergebnisse auf der Outdoormes-
se 1999 mit dem Vorsitzenden des Kuratoriums
Sport und Natur Heiner Geissler)

• Vorstellung der Ergebnisse in Presse, Funk und
Fernsehen (SZ 08.10.1999, Natur und Kosmos
07/00, BR 6/99, 7/00, 08/01, Pressewanderungen
1999, 2001 und 2002

• Erstellung einer Outdoorfibel (finanziert durch
Ökosponsoring mit Fa. Meindl in mehreren Auf-
lagen und verschiedenen europäischen Sprachen.

Helga Wessely (1999)
Untersuchungen zur Naturschutzakzeptanz 
organisierter und nicht organisierter 
Outdoorsportler im Rahmen freiwilliger 
Verhaltensanpassung

Betreuer: Dr. Christian Stettmer
Forschungsvorhaben Nr. 277
• Schlußbericht 1999
• Publiziert als Forschungsbericht 6 der ANL 

Publikationsreihe und LSB 2/01
• Publikation im Jahrbuch des Vereins zum Schutz

der Bergwelt 2000
• Themenvorträge in verschiedenen Tagungen und

ANL-Veranstaltungen (Saalbach 09/99, 07/00
TU München, Laufen 03/02, 

• Präsentation der Ergebnisse auf der Outdoormesse
1999 (mit dem Vorsitzenden des Kuratoriums
Sport und Natur Heiner Geissler)

• Vorstellung der Ergebnisse in Presse, Funk und
Fernsehen (SZ 08.10.1999, Natur und Kosmos
07/00, BR 6/99, 7/00, 08/01, Pressewanderungen
1999, 2001 und 2002

• Erstellung einer Outdoorfibel (finanziert durch
Ökosponsoring mit Fa. Meindl in mehreren Auf-
lagen und verschiedenen europäischen Sprachen.

Patrick Gros (1999)
Grundlagenstudie für die nachhaltige Entwick-
lung länderübergreifender Metapopulations-
systeme im Grenzgebiet des Berchtesgadener
und Salzburger Landes

Forschungsvorhaben Nr. 282
Betreuer: Dr. Christian Stettmer
• Publikationen in Natur und Landschaft Nr. 

6 + 8/2001
• Publikation in Natur und Landschaft Anfang

2004 (bereits akzeptiert)
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• Gemeinsame englische Fachpublikation mit
Czech Academy of sciences und LFU in 
Vorbereitung

• Themenvorträge in Leipzig (03/01, Laufen
10/01, Leipzig 04/02,Halle 12/02 und weiteren
ANL-Veranstaltungen

• Weitergabe der Ergebnisse an die Salzburger
Landesregierung und Umsetzungsprojekt seit
2001

• Kooperation mit Uni Salzburg 
(Prof. Pohlhammer)

• Kooperation mit LFU im Rahmen des AHP 
Euphydryas maturna

• Grundlage des FFH Managementplans 
Wartberg-Großgmain

Gerti Fluhr Meyer (1999)
Geschichte des Naturschutzes

Forschungsvorhaben Nr. 285
Betreuerin: Evelin Köstler
• Faltblatt der ANL und Ausstellung der ANL 

zur Geschichte des Naturschutzes
• Erstellung einer Powerpoint Präsentation für 

Öffentlichkeitsarbeit

Matthias Ruh (2000)
Vergleichende Untersuchung zur 
Neophytenausbreitung in ausgewählten 
Bereichen der Salzachaue

Forschungsvorhaben Nr. 289
Betreuer: Manfred Fuchs
• Ersterfassung
• Wiederholungskartierung für 2005 geplant,

Langzeitprojekt

Irene Wagensonner (2000)
Erfassung und naturschutzfachliche Bewertung
von Quellstandorten in den bayerischen 
Salzachauen und Leitenwäldern zwischen 
Laufen und der Inn-Mündung

Forschungsvorhaben Nr. 294
Betreuer: Dr. Walter Joswig
• Direkte Weitergabe des Untersuchungsberichts

an zuständige Fachbehörden (Naturschutz, Forst,
Wasserwirtschaft)

• Berücksichtigung beim Managementplan für das
NATURA 2000-Gebiet Salzachauen

Manfred Bernhard (2000)
Erfassung FFH-relevanter Käferarten in den
bayerischen Salzachauen

Forschungsvorhaben Nr. 295
Betreuer: Dr. Walter Joswig
• Direkte Weitergabe der Untersuchungsergebnisse

an zuständige Fachbehörden (Naturschutz, Forst,
Wasserwirtschaft)

• Berücksichtigung beim Managementplan für das
NATURA 2000-Gebiet Salzachauen angeregt 

Dr. Michael Carl (2000)
Vergleichende Untersuchung zur Avifauna 
in ausgewählten Bereichen der bayerischen
Salzachaue

Forschungsvorhaben Nr. 296
Betreuer: Dr. Christian Stettmer
• Beweissicherung für Salzachsanierung

Patrick Gros (2000)
Untersuchungen zur nachhaltigen Entwicklung
länderübergreifender Metapopulationssysteme
im Grenzgebiet Berchtesgadener- 
und Salzburger Land

Forschungsvorhaben Nr. 297
Betreuer: Dr. Christian Stettmer
• Abschlußbericht Anfang 2001
• Publikation in Natur und Landschaft Nr. 

6 + 8/2001
• Publikation in Natur und Landschaft Anfang

2004 (bereits akzeptiert)
• Gemeinsame englische Fachpublikation mit

Czech Academy of sciences und LFU in 
Vorbereitung

• Themenvorträge in Leipzig (03/01, Laufen
10/01, Leipzig 04/02,Halle 12/02 und weiteren
ANL-Veranstaltungen

• Weitergabe der Ergebnisse an die Salzburger
Landesregierung und Umsetzungsprojekt seit
2001

• Kooperation mit LFU im Rahmen des AHP Eu-
phydryas maturna

• Grundlage des FFH Managementplans 
Wartberg-Großgmain

Fa. Ifuplan (2000)
Wissenschaftliche Begleituntersuchungen 
zur Offenhaltung artenschutzbedeutsamer 
degradierter Hochmoorflächen des 
Schönramer Filzes durch Beweidung

Forschungsvorhaben Nr. 298
Betreuer: Dr. Christian Stettmer
• Publikation derzeit in Vorbereitung
• Projekt in Kooperation mit dem Staatsforst
• Kooperation mit dem LFU im Rahmen der 

Effizienzkontrolle von VNP´s
• Themenvorträge und Vorstellung in verschiede-

nen ANL-Veranstaltungen Laufen 4/01, 6/01 und
Exkursionen (Tschechisches Umweltministerium
7/02, Obb. Regierungspräsidium 7/03)

• Weitergabe der Ergebnisse an das zuständige
Forstamt

Dr. Christof Manhart (20001)
Grenzüberschreitende faunistische Untersuchun-
gen von Schneeheide-Kiefernwäldern in den
nördlichen Kalkalpen.

Forschungsvorhaben Nr. 299
Betreuer: Evelin Köstler
• Abstimmung mit Staatsforstverwaltung und

StMLU
• Ergänzung zum Forschungsbericht der ANL 

Nr. 3/1996
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Manfred Drobny (2001)
Erfassung der Vorkommen der Askulapnatter im
Berchtesgadener Becken

Forschungsvorhaben Nr. 300
Betreuer: Dr. Walter Joswig
• Direkte Weitergabe der Forschungsergebnisse:

LfU. Nationalpark BGD, Naturschutzbehörden,
Bayer. Landesverband Amhibien- u. 
Reptilienschutz, Augsburg

• Beitrag zum Managementplan FFH-Gebiet
Salzachauen

Dr. Reinhard Falter (2001)
Geschichte des Naturschutzes „Alwin Seifert“

Forschungsvorhaben Nr. 301
Betreuer: Evelin Köstler
• Faltblatt „Alwin Seifert“

Patrik Gros (2002)
Biotopverbund und nachhaltiges 
Habitatmanagement länderübergreifender 
Metapopulationssysteme am Beispiel gefährdeter
Schmetterlingsarten

Forschungsvorhaben Nr. 302
Betreuer: Dr. Christian Stettmer
• Gemeinsame englische Fachpublikation mit

Czech Academy of sciences und LFU 
in Vorbereitung

• Fachpublikation in deutscher Sprache 
in Vorbereitung

• Weitergabe der Ergebnisse an die Salzburger
Landesregierung und UNB Berchtesgadener
Land

• Umsetzungsprojekt seit 2001
• Kooperation mit LFU im Rahmen des 

AHP Euphydryas maturna
• Grundlage des FFH Managementplans 

Wartberg-Großgmain

Peter Hartmann (2002)
Biotopverbund und nachhaltiges 
Habitatmanagement am Beispiel gefährdeter
Schmetterlingsarten

Forschungsvorhaben Nr. 303
Betreuer: Dr. Christian Stettmer
• Publikation in Natur und Landschaft Anfang

2004 (bereits akzeptiert)
• Englische Fachpublikation derzeit im Review
• Themenvorträge in Leipzig (03/01, Leiden

03/02, Leipzig 04/02,Halle 12/02, Laufen 03/05
und weiteren ANL-Veranstaltungen

Fa. Ifuplan (2002)
Wissenschaftliche Begleituntersuchungen 
zur Offenhaltung artenschutzbedeutsamer 
degradierter Hochmoorflächen des Schönramer
Filzes durch Beweidung

Forschungsvorhaben Nr. 305
Betreuer: Dr. Christian Stettmer

• Publikation derzeit in Vorbereitung
• Projekt in Kooperation mit dem Staatsforst
• Kooperation mit dem LFU im Rahmen 

der Effizienzkontrolle von VNP´s
• Themenvorträge und Vorstellung in verschiede-

nen ANL-Veranstaltungen Laufen 4/01, 6/01 und
Exkursionen (Tschechisches Umweltministerium
7/02, Obb. Regierungspräsidium 7/03)

• Weitergabe der Ergebnisse an das zuständige
Forstamt

Fa. Geise & Partner (2002)
Untersuchungen zum Flächenmanagement für 
die beiden Ameisenbläulinge Maculinea 
nausithous und Maculinea teleius in Nordbayern

Forschungsvorhaben Nr. 308
Betreuer: Dr. Christian Stettmer
• Abschlußbericht Ende 2002
• Publikation in Natur und Landschaft Anfang

2004 (bereits akzeptiert)
• Englische Fachpublikation derzeit im Review
• Themenvorträge in Leipzig (03/01, Leiden

03/02, Leipzig 04/02,Halle 12/02, Laufen 03/05
und weiteren ANL-Veranstaltungen

• Weitergabe der Ergebnisse 
an verschiedene UNB´s

Ines Hager, Maria Jerabek (2002)
Erfassung von Fledermausquartieren in Laufen,
Oberndorf und Umgebung

Forschungsvorhaben Nr. 309
Betreuer: Dr. Walter Joswig
• Direkte Weitergabe des Abschlussberichts 

an Fachbehörden (Naturschutz, Bauämter, 
Denkmalpflege) in BY und Österreich

• Berücksichtigung im neuen Landschaftsplan der
Stadt Laufen

• Nutzung der Ergebnisse in Lehrveranstaltungen
(z.B. 27/03, 30/03, auch künftig weiter vorgesehen)

• ÖA während und nach Abschluss des Projekts in
regionalen Medien; (v.a. zur Information von 
Eigentümern, in deren Gebäude sich Quartiere
befinden)

• Projekt war Grundlage für weitere Forschung:
Telemetrie-Untersuchung an Wimperfleder-
mäusen 2003

Jennifer Holzhaider (2003)
Telemetrische Untersuchung der Habitatan-
sprüche der Wimperfledermaus

Forschungsvorhaben Nr. 
Betreuer: Dr. Walter Joswig
• Weitergabe der Ergebnisse an Fachbehörden 

vorgesehen
• Einbindung in Lehrveranstaltungen 2004 

vorgesehen
• Fortführung des Projekts 2004 geplant
• Publikation 2005 vorgesehen
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Untersuchungen über die Entwicklung eines 
voralpinen Feuchtgebietes mit differen-zierter
Nutzung auf den Flächen der Ökologischen
Lehr- und Forschungsstation Straß 1988-2000 
in folgenden Teilprojekten:

Theo Blick
Qualitative und quantitative Bestimmung der 
Spinnenfauna (jährlich)

Hagen Fischer
Multivariate, kanonische Auswertung der 
vegetationskundlichen und faunistischen 
Dauerbeobachtung im Bereich der Ökologischen
Lehr- und Forschungsstation

Peter Hartmann
Qualititative und quantitative Bestimmung der
Schmetterlinge und Heuschrecken (jährlich)

Martin Lillig
Qualitative und quantitative Bestimmung der 
Laufkäferfauna (jährlich)

Heinz Marschalek
Untersuchungen auf vegetationskundlichen 
Dauerbeobachtungsflächen mit unterschiedlich 
genutzten Mahdflächen

Heinz Marschalek
Erstellung eines Landschaftsinformationssystems
Straß unter zusammenfassender Aufarbeitung 
der durchgeführten vegetationskundlichen 
und botanischen Untersuchungen

Prof. Dr. Lech Ryszkowski, Universität Posen
Untersuchungen zur Insektenbiomasse auf 
unterschiedlich genutzten Wiesenflächen

Dr. Christof Manhart, Heinz Marschalek, 
Hagen Fischer
Publikation der Ergebnisse in den Laufener 
Forschungsberichten Nr. 8 (2003) (Band + CD);
„Untersuchungen über die Entwicklung eines 
voralpinen Feuchtgebietes mit differenzierter Nut-
zung 1988-2000“

Untersuchungen im Rahmen eines 
gewässerökologischen Monitorings 1990-2000
des Abtsees als Grundlage 
für die Seensanierung:

Dr. Christof Manhart
Durchführung gewässerökologischer Datenerhebun-
gen im Abtsee

Georgia Buchmeier
Phytoplankton und Trophie – Forschungsergebnisse
aus dem Jahr 2000 publiziert im Laufener For-
schungsbericht 7 (2001) 

Marianne Badura, Georgia Buchmeier
Publikation der Untersuchungsergebnisse des 
gewässerökologischen Monitorings im Laufener
Forschungsbericht Nr. 7 (2001) „Der Abtsee –
Forschungsergebnisse der Jahre 1990 – 2000 
zum Schutz und zur Entwicklung eines voralpinen
Stillgewässers“.

Fa. Ifuplan (2003)
Forschung im Rahmen des EU-Projekts 
MACMAN – Deskriptive Untersuchungen 
zur Entwicklung von Managementstrategien 
für die FFH-Art Maculinea alcon

Forschungsvorhaben Nr.
Betreuer: Dr. Christian Stettmer
• Publikation in 2004 
• Themenvorträge in Fachtagungen Halle 12/02,

Nürnberg 04/03, Laufen 05/03, Budapest 01/04
und weiteren ANL Veranstaltungen

• Umsetzung des ANL-Managementkonzepts in
weiteren EU-Ländern+ Beitrittskandidaten 
(vorauss. Ungarn, Polen, Holland, Italien, 
Slowakei, Dänemark) in 2004

Fa. Ifuplan (2003)
Forschung im Rahmen des EU-Projekts 
MACMAN – Experimentelle Untersuchungen
zur Entwicklung von Managementstrategien 
für die FFH-Arten Maculinea teleius und 
M. nausithous

Forschungsvorhaben Nr. 
Betreuer: Dr. Christian Stettmer
• Abschlußbericht Ende 2003
• Publikation in 2004
• Themenvorträge in Fachtagungen Halle 12/02,

Nürnberg 04/03 Laufen 05/03, Budapest ?
• Umsetzung des ANL-Managementkonzepts in

weiteren EU-Ländern+ Beitrittskandidaten 
(vorauss. Ungarn, Polen, Holland, Italien, 
Slowakei, Dänemark) in 2004
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Neue Hefte • Neuerscheinungen • Neue Hefte • Neuerscheinungen • Neue Hefte • Neuerscheinungen • Neue Hefte • Neuerscheinungen

Moorrenaturierung –
Praxis und Erfolgskontrolle

Laufener Seminarbeiträge 1/03

Inhalt in Stichworten:

Grundsatzfragen und Seminarthemen

Globalisierungsopfer ländlicher Raum?

Allmende – Eigentumsformen für eine
nachhaltige Entwicklung:
Zur Geschichte der Allmenden /
Weide-Allmende / Allmenden in den Bereichen
Kulturlandschaft und Umweltschutz / Genetische
Ressourcen – Patentierung und Allmende

Nachhaltige Wasserversorgung:
Daseinsvorsorge und/oder Privatisierung? /
Kommunale Wasserversorgung / „Wasserkultur“ /
Die Alpen – ein kostbares Wasserschloss / 
Bayerische Wasserstrategien für die Alpen /
Saalachstudie (Zwischenbericht) /
Wasserwirtschaft in Salzburg und Südtirol

Forschungsarbeiten und sonstige Beiträge

Regionalbewußtsein / Naturschutzgeschichte:
Das Beispiel obere Isar

Artenschutz:
Fledermauskästen als Ersatzquartiere

Klimaänderung und Katastrophenrisiken

ANL-Nachrichten
Mitglieder des Präsidiums, Personal der ANL / 
Neuerscheinungen / Publikationsliste

Berichte der ANL 26

Schwerpunkte:
Allmende / Wasser / Globalisierung /
Naturschutzgeschichte

Erfassung und Beurteilung von Seen 
und deren Einzugsgebieten

mit Methoden der Fernerkundung

Laufener Seminarbeiträge 2/03

Inhalt in Stichworten:

Grundsatzfragen 

Was nutzt die Naturethik dem Naturschutz?

Seminarthemen

EU-Wasser-Rahmenrichtlinie:
Eine Herausforderung für die Wasserwirtschaft /
Ihre Auswirkungen auf den Naturschutz

Elemente der Kulturlandschaft:
Zaunkultur – eine künstlerische Herausforderung

Erfolgreiche Umsetzung von
Naturschutzzielen:
Marketing / Akzeptanz / Partizipation

Forschungsarbeiten
Pilzzönosen in Wäldern Mittelschwabens

ANL-Nachrichten
Die neue Internetpräsentation der ANL /
Mitglieder des Präsidiums, Personal der ANL / 
Sonstige Mitteilungen / Forschung an der ANL
Publikationen – Neuerscheinungen

Berichte der ANL 27

Schwerpunkte:
Naturethik / Wasser-Rahmenrichtlinie /
Zaunkultur / Marketing / Pilzzönosen

Die Inhalte und Preise der Hefte und die Zahlungsbedingungen können Sie bitte 
aus der Publikationsliste der ANL ersehen.

Bestellungen sind auch per Fax 0 86 82 / 89 63-17 möglich
oder per Internet: www.anl.bayern.de



Inhalte der jüngsten
Laufener Seminarbeiträge (LSB):

2/03 Erfassung und Beurteilung von Seen und
deren Einzugsgebiet mit Methoden der 
Fernerkundung

• AMMER Ulrich: Einführung - Erfassung und Beurteilung von
Seen und deren Einzugsgebiet mit Methoden der Fernerkundung

I. Welche Informationen zur Landnutzung benötigen Behörden
und Kommunen zur Erfüllung der Auflagen von Programmen
und Richtlinien nationaler und europäischer Art

• ARZET Klaus: Bedarf aus wasserwirtschaftlicher und natur-
schutzfachlicher Sicht

• RINTELEN Paul: Bedarf aus landwirtschaftlicher Sicht
• PRÖBSTL Ulrike: Bedarf aus der Sicht eines Planungsbüros
II. Welchen Beitrag kann die Fernerkundung heute leisten?

• SCHNEIDER Thomas und ZIMMERMANN Stefan: Allgemeine
Einführung in das fernerkundliche Umfeld

• VENNEMANN Bernd: Förderaspekte im Erdbeobachtungspro-
gramm des Deutschen Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR)
(Präsentation in Stichworten)

• SCHMIEDER Klaus und WOITHON Annette: Einsatz von Fern-
erkundung im Rahmen aktueller Forschungsprojekte zur Gewä-
serökologie an der Universität Hohenheim 

• ANDRESEN Thorsten, MOTT Claudius, SCHNEIDER Thomas,
ROGG Caroline und MELZER Arnulf: AQUATIC: Erfassung und
Beurteilung von aquatischen und terrestrischen Feuchtgebieten
mit sehr hoch auflösenden FE-Daten

• MOTT Claudius, ANDRESEN Thorsten, ROGG Caroline,
SCHNEIDER Thomas und AMMER Ulrich: AQUATIC: Identifizie-
rung und Monitoring von Landnutzungs-/Landoberflächen-Typen
in einem multitemporalen/multisensoralen Ansatz

III. Die Rolle der Fernerkundung (FE) in einem integralen Monito-
ringkonzept auf Landschaftsebene

• HEEGE Thomas, HÄSE Clivia, BOGNER Anke und PINNEL Ni-
cole: Physikalisch basierte Prozessierung multispektraler Fern-
erkundungsdaten von Binnengewässern

• GEGE Peter: Fernerkundung von Wasserinhaltsstoffen
• HOFFMANN Florian, ZIMMERMANN Stefan und MELZER Ar-

nulf: Stofftransport-Modellierung zur Bestimmung der potentiel-
len Einträge aus dem Wassereinzugsgebiet

• KLUG Hermann und BLASCHKE Thomas: Erfassung und Be-
urteilung von Wassereinzugsgebieten auf Landschaftsebene mit
GIS und Fernerkundung: Landschaftsstruktur als Indikator

1/03 Moorrenaturierung – 
Praxis und Erfolgskontrolle

Fachtagung „Moorrenaturierungspraxis – Echte Chance oder
nur Kosmetik?“ am 3./4. Mai 2000

• SCHOPP-GUTH Armin und Christiane GUTH: Moorrenaturie-
rung – Grundlagen und Anforderungen

• EIGNER Jürgen: Möglichkeiten und Grenzen der Renaturierung
von Hochmooren

• MEIER Walter: Das Moorentwicklungskonzept Bayern
• FRANKL Robert, Monika FETT und Hans SCHMEIDL: Zur Ve-

getationsentwicklung in zwei naturnahen südbayerischen
Hochmooren – Welche Konsequenzen lassen sich für die Re-
naturierungspraxis ableiten?

• KRISAI Robert: Moorrenaturierung in Österreich – Fallbeispiele 
• KÜTTEL Meinrad: Moorrenaturierung in der Schweiz – Rechtli-

che und administrative Anforderungen

Fachtagung „Erfolgskontrollen im Naturschutz: Moore“ am
21./22. November 2002

• HAAB Roland und Xaver JUTZ: Konsequenzen aus ersten
Hochmoor-Regenerationsprojekten im Kanton Zürich: Konzep-
tion und Umsetzung eines kantonalen Regenerations-Program-
mes

• WACHLIN Volker, Wilfried STARKE und Kornelis J. VEGELIN:
Konzeption und erste Ergebnisse eines Monitoringprogramms
im Anschluss an das Life-Projekt „Erhaltung und Wiederherstel-
lung des Trebeletalmoores“ 1998-2002

• ZOLLNER Alois: Das Abflussgeschehen von unterschiedlich ge-
nutzten Hochmooreinzugsgebieten – untersucht bei Erfolgskon-
trollen im Rahmen der Moorrenaturierung der Bayerischen
Staatsforstverwaltung

• BERNRIEDER Marika: Renaturierung von land- und forstwirt-
schaftlich genutzten Hoch- und Übergangsmoorflächen in Moos-
eurach

• ZEHLIUS-ECKERT Wolfgang, Hans SCHWAIGER und Armin
BECKMANN: Monitoring und Erfolgskontrolle im Freisinger
Moos 

• BRAUN Wolfgang und Cornelia SIUDA: Auswirkungen des Ge-
wässer-Anstaus in einem verheideten Hochmoor nach acht Jah-
ren (Weidfilz, NSG Osterseen im Landkreis Weilheim-Schongau)

• PLEYL Elisabeth: Zentrum für Umwelt und Kultur: 10 Jahre Um-
setzung von Naturschutzmaßnahmen und Erfolgskontrolle in
den Loisach-Kochelsee-Mooren

• SORG Ulrich: Erste Erfolge für eine neue Nachhaltigkeit in Süd-
deutschlands größtem Niedermoor – Donaumoos

• QUINGER Burkhard: Empfehlungen zur Anwendung verschie-
dener Mahd-Managements zur Pflege der Streuwiesen im
bayerischen Alpenvorland

• BRÄU Markus und Andreas NUNNER: Tierökologische Anfor-
derungen an das Streuwiesen-Mahdmanagement mit kritischen
Anmerkungen zur Effizienz der derzeitigen Pflegepraxis

2/02 Das Ende der Biodiversität?
Grundlagen zum Verständnis der Artenvielfalt und ihrer
Bedeutung und der Maßnahmen, dem Aussterben ent-
gegen zu wirken (5. Franz-Ruttner-Symposion)

• SIEBECK Hans Otto: Einführung: Globale Umweltgefährdung
und dramatischer Rückgang der Artenvielfalt rütteln die Men-
schen auf – aus den Anfängen des Naturschutzes entsteht ein
weltweites Aktionsprogramm zur Sicherung einer nachhaltigen
Entwicklung

• STORCH Volker: Die Evolution der Vielfalt
• LINSENMAIR Karl Eduard: Die ökosystemare Bedeutung der Bi-

odiversität
• POREMBSKI Stefan: Räumliche und zeitliche Muster der Diver-

sität von Pflanzen
• BAUMGÄRTNER Stefan: Der ökonomische Wert der biologi-

schen Vielfalt
• NACHTIGALL Werner: Bionik – Was ist das?
• NADER Werner: Chemische, biologische und bionische Pro-

spektion: Neue Wege zum Schutz biologischer Vielfalt
• NAUMANN Clas: Ohne die Erhaltung der Biodiversität keine er-

euerbaren Ressourcen!
• JAX Kurt: Warum soll Biodiversität geschützt werden? Das Pro-

blem der Bewertung der Biodiversität aus umweltethischer Sicht
• HALLE Stefan: Biodiversität braucht Platz!
• PFADENHAUER Jörg: Landnutzung und Biodiversität – Bei-

spiele aus Mitteleuropa
• SCHUMACHER Wolfgang: Was will der Naturschutz und was

sind die Leistungen der Landwirtschaft für Naturschutz und
Landschaftspflege?

• SIEBECK Hans Otto: Auf dem Weg zu einem Biotopverbund.
Untersuchungen – Fakten – Probleme – Empfehlungen

Inhalte der ,,Berichte der ANL“:

Heft 27 (2003)

Grundsatzfragen und Seminarthemen:
• FALTER Reinhard:Was nutzt die Naturethik dem Naturschutz?

Die EU – Wasser-Rahmen-Richtlinie (WRRL) und ihre Auswir-
kungen auf den Naturschutz (ANL-Fachtagung am 22. Januar
2003 in Erding)

• SCHNAPPAUF Werner: Grundsatzreferat des Staatsministers
zur Thematik

• WAHLISS Werner: Die Europäische Wasserrahmenrichtlinie –
eine Herausforderung für die Wasserwirtschaft in Bayer

• SCHMID Werner: Die EU – Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) und
ihre Schnittstellen zu den Kommunen

• WEINZIERL Hubert: Die EU – Wasserrahmenrichtlinie (WRRL)
und ihre Auswirkungen auf den Naturschutz
Elemente der Kulturlandschaft

• KUFNER Daniel: Zaunkultur – eine künstlerische Bestandsauf-
nahme 
Erfolgreiche Umsetzung von Naturschutzzielen (Marketing/
Akzeptanz/Partizipation)
Vorträge von verschiedenen ANL – Veranstaltungen

• EMDE Franz August: Marketing für den Naturschutz
• FEIGE Irmela: Management für Akzeptanz – Welche Instrumen-

te werden ür kooperative Naturschutzprojekte gebraucht?
• SCHEITER Caroline: Presse- und Öffentlichkeitsarbeit in Natio-

nal-parken
• SACHTELEBEN Jens: Akzeptanz und Erfolg in Naturschutzpro-

jekten – Erfahrungen bei der Umsetzung von Projekten im Bay-
ernNetzNatur 

• MEYER-OLDENBURG Torsten: Partizipation als Säule der Nach-
haltigkeit? Ein Plädoyer für eine Umweltplanung mit hoher Ak-
zeptanz

Forschungsarbeiten
• UTSCHICK Hans und HELFER Wolfgang: Vergleichende ökolo-

gische Untersuchungen mittelschwäbischer Pilzzönosen in Wäl-
dern unterschiedlicher Naturnähe

ANL-Nachrichten
• Mitglieder des Präsidiums / Personal der ANL
• Publikationen – Neuerscheinungen – Publikationsliste

Heft 26 (2002)

Schwerpunkte: Allmende / Wasser / Globalisierung /
Naturschutzgeschichte
Grundsatzfragen und Seminarthemen:

Allmende – in alle Hände? Eigentumsformen für eine nachhalti-
ge Entwicklung (ANL-Fachtagung vom 18.-20. April 2002 in
Laufen)

• HERINGER Josef: Allmende – Erbe mit Zukunft
Allmende – Geschichte / Problemfelder:

• MARQUARDT Berndt: Gemeineigentum und Einhegungen – Zur
Geschichte der Allmenden und deren aktueller Bedeutung

• ERNST Andreas: Kooperation in Allmenden: Anreiz, Wissen und
Akzeptanz
Weide-Allmende:

• SCHMITT Felix: Die Allmende ist besser als ihr Ruf: Ökonomische
Bedeutung der Weideallmende

• SCHOLLE Dagmar: Institutionelle Voraussetzungen der Allmen-
deweide
Allmende in den Bereichen Kulturlandschaft und Umweltschutz:

• RODEWALD Raimund: Allmende – Erbe und Chance
• WEBER Gerlind: Die Kulturlandschaft als Allmende neuen Typs

• ITTNER Heidi: Auswirkungen unterschiedlicher Allmende-Kon-
zeptionen auf das Engagement für Umweltschutz – Beispiel
Autoverkehr
Genetische Ressourcen – Patentierung und Allmende:

• HEISTINGER Andrea: Kulturpflanzenvielfalt – lokales oder glo-
bales Gemeingut?

• LERCH Armin: Genetische Ressourcen als Gemeinschaftsgut

Nachhaltige Wasserversorgung (Vorträge von verschiedenen
ANL-Fachtagungen:

• HERINGER Josef: Wasser – Zukunftsthema der Menschheit
Zur Bedeutung von Gemeinschaftseigentum für eine nachhalti-
ge (kommunale) Wasserversorgung:

• HAAKH Frieder: Nachhaltige Wasserversorgung – Daseinsvor-
sorge und/oder Privatisierung?

• HURLER Konrad: Bayerns kommunale Wasserversorgung im
Spannungsfeld zwischen Eigenverantwortlichkeit und Liberali-
sierung

• SCHÖNAUER Sebastian: „Quellgründe“ gemeindlicher Nach-
haltigkeit
Wasserkultur:

• PANDER Joachim: Das Wasser im Dorf lassen – Landschafts-
planung „Ökokonto“ und Kunst

• NEIBER Hans-Christian: Wasser – „kostbarer“ Quellgrund des
Lebens

• STRAUSS Peter F.: Wesenhafte Gestaltbildungen des Wassers
• WEINZIERL Hubert: Die neue Wasserkultur

Die Alpen – ein kostbares Wasserschloss (ANL-Fachtagung
vom 26.-28. November 2001 in Bad Reichenhall):

• SPEER Franz: Wasserschloss Alpen
• BRAUN Ludwig N.: Wasserspende aus hochalpinen Gebieten
• GÖTTLE Albert: Bayerische Wasserstrategien für die Alpen
• WALLY Stefan: Wasserversorgung und Wasserqualität im Land

Salzburg
• SCHAIPP Bernhard: Ergebnisse der Saalachstudie (Zwischen-

bericht)
• POLLINGER Rudolf: Land- und Wasserwirtschaft – Neue Ko-

operationen am Beispiel Südtirol

Forschungsarbeiten und sonstige Beiträge:

Regionalbewusstsein/Naturschutzgeschichte:
• FALTER Reinhard: Heimatverbundenheit und Naturschutz – Das

Beispiel obere Isar
Artenschutz:

• HÜBNER Gerhard: Fledermauskästen als Ersatzquartiere:
Möglichkeiten und Grenzen
Klimaänderung und Katastrophenrisiken:

• BERZ Gerhard: Globale (Un)Wetteraussichten

ANL-Nachrichten:
• Mitglieder des Präsidiums / Personal der ANL
• Publikationen – Neuerscheinungen – Publikationsliste

Heft 25 (2001)

25 Jahre ANL 
„Wir und die Natur – Naturverständnis im Strom der Zeit“

Wir und die Natur:

Einführung und Überblick:

• HEILAND Stefan: Naturverständnis und Umgang mit Natur
• ZIELONKOWSKI Wolfgang: Naturverständnis der Bevölkerung

und des Naturschutzes – ein Gegensatz?

Naturverständnis und Naturverhältnis im Spiegel der Geschichte:
• FALTER Reinhard: Unser Naturverhältnis im Spiegel der Ge-

schichte
• SCHWARZ Astrid E.: „Ganzheit“ in der Ökologie – die Geschich-

te einer seduktiven Idee
• HABER Wolfgang: Natur zwischen Chaos und Kosmos
• SPANIER Heinrich: Natur und Kultur
• KÜSTER Hansjörg: Entstehung von Landschaft und Kulturräu-

men: Nutzung und Veränderung der Umwelt in der Technik- und
Industriegeschichte

• TRENTIN Peter: Umweltgeschichte und Naturverständnis – Ge-
schichte der Umweltschäden
Moral und Ethik:

• KÖTTER Rudolf: Vom rechten Umgang mit dem Lebendigen.
Herausforderungen an die praktische Philosophie unserer Zeit

• VOGT Markus: Naturverständnis und christliche Ethik
Nachhaltige Lebens- und Wirtschaftsweise:

• DOBMEIER Gotthard: Umwelt, Mitwelt, Schöpfung – spirituelle
Impulse für eine nachhaltige Lebens- und Wirtschaftsweise

• RATHGEBER Theodor: Sehnsucht nach Wildnis? Landethik und
traditionelle Landnutzung bei indigenen Völkern

• REENTS Hans Jürgen: Zum Naturverständnis des biologisch-
dynamischen Landbaus

• KOEBLER Michael: Heimat mitgestalten!
• FELDHAUS Stephan: Kulturanthropologische Grundlagen einer

Ethik des Verkehrs
• MAYER-TASCH Peter Cornelius: Der ökologische Humanismus

der Jahrtausendwende
Überblick der zugrunde liegenden Fachtagungen /
Nachwort:

• GOPPEL Christoph: Ein Wort danach

ANL-Nachrichten:

• Mitglieder des Präsidiums / Personal der ANL
• Publikationen – Neuerscheinungen – Publikationsliste

PUBLIKATIONEN der (Stand: März 2004)
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Berichte der ANL 

Die seit 1977 jährlich erscheinenden Berichte der ANL enthalten
Originalarbeiten, wissenschaftliche Kurzmitteilungen und Be-
kanntmachungen zu zentralen Naturschutzproblemen und damit in
Zusammenhang stehenden Fachgebieten.

A€
Heft 1-4 (1979) vergriffen)

Heft 5 (1981) 11,50

Heft 6 (1982) 17,50

Heft 7 (1983) 14,-

Heft 8 (1984) 20,-

Heft 9 (1985) 12,50

Heft 10 (1986) 24,50

Heft 11 (1987) (vergriffen)

Heft 12 (1988) (vergriffen)

Heft 13 (1989) (vergriffen)

Heft 14 (1990) 19,50

Heft 15 (1991) 20,-

Heft 16 (1992) 19,50

Heft 17 (1993) 19,-

Heft 18 (1994) 17,50

Heft 19 (1995) 20,-

Heft 20 (1996) 18,-

Heft 21 (1997) 16,50

Heft 22 (1998) 11,-

Heft 23 (1999) Schwerpunkt: Biotopverbund 9,-

Heft 24 (2000) Schwerpunkt: Regionale
Indikatorarten 7,-

Heft 25 (2001) 25 Jahre ANL „Wir und die Natur 
– Naturverständnis im Strom der Zeit“ 6,-

Heft 26 (2002) Schwerpunkt: Allmende 8,-

Heft 27 (2003) 7,50

Beihefte zu den Berichten
Beihefte erscheinen in unregelmäßiger Folge und beinhalten die
Bearbeitung eines Themenbereichs.

Beiheft 1

HERINGER J.K.: Die Eigenart der Berchtesgadener Landschaft
– ihre Sicherung und Pflege aus landschaftsökologischer Sicht,
unter besonderer Berücksichtigung des Siedlungswesens und
Fremdenverkehrs. 1981.128 S., 129 Fotos 8,50

Beiheft 2

Pflanzen- und tierökologische Untersuchungen zur BAB 90
Wolnzach-Regensburg. Teilabschnitt Elsendorf-Saalhaupt.

71 S., Abb., Ktn., 19 Farbfotos 11,50

Beiheft 3

SCHULZE E.-D. et al.: Die pflanzenökologische Bedeutung und
Bewertung von Hecken. = Beiheft 3, T. 1 zu den Berichten der
ANL 19,-

ZWÖLFER, H. et al.: Die tierökologische Bedeutung und Be-
wertung von Hecken. = Beiheft 3, T. 2 zu den Berichten der ANL

18,50

Beiheft 4

ZAHLHEIMER W.: Artenschutzgemäße Dokumentation und Be-
wertung floristischer Sachverhalte – Allgemeiner Teil einer Studie
zur Gefäßpflanzenflora und ihrer Gefährdung im Jungmoränen-
gebiet des Inn-Vorland-Gletscher (Oberbayern). 143 S., 97 Abb. u.
Hilfskärtchen, zahlr. Tab., mehrere  SW-Fotos 10,50

Beiheft 5

ENGELHARDT W., OBERGRUBER R. und J REICHHOLF.:
Lebensbedingungen des europäischen Feldhasen (Lepus euro-
paeus) in der Kulturlandschaft und ihre Wirkungen auf Physiologie
und Verhalten. 14,50

Beiheft 6

MELZER A. und G. MICHLER et al.: Ökologische Untersu-
chungen an südbayerischen Seen. 171 S., 68 Verbreitungskärt-
chen, 46 Graphiken, zahlr. Tab. 10,-

Beiheft 7

FOECKLER Francis: Charakterisierung und Bewertung von
Augewässern des Donauraumes Straubing durch Wassermollus-
kengesellschaften. 149 S., 58 Verbreitungskärtchen, zahlr. Tab. u.
Graphiken, 13 Farbfotos. 14,-

Beiheft 8 A€
PASSARGE Harro: Avizönosen in Mitteleuropa. 128 S., 15 Ver-

breitungskarten, 38 Tab., Register der Arten und Zönosen.
9,-

Beiheft 9
KÖSTLER Evelin und Bärbel KROGOLL: Auswirkungen von

anthropogenen Nutzungen im Bergland – Zum Einfluss der
Schafbeweidung (Eine Literaturstudie). 74 S., 10 Abb., 32 Tab.

6,-

Beiheft 10
Bibliographie 1977-1990: Veröffentlichungen der Bayerischen

Akademie für Naturschutz und Landschaftspflege. 294 S.
7,50

Beiheft 11
CONRAD-BRAUNER Michaela: Naturnahe Vegetation im Na-

turschutzgebiet „Unterer lnn“ und seiner Umgebung – Eine vege-
tationskundlich-ökologische Studie zu den Folgen des Stau-
stufenbaus 175 S., zahlr. Abb. u. Karten. 22,50

Beiheft 12
Festschrift zum 70. Geburtstag von Prof. Dr. Dr. h.c. Wolfgang

Haber. 194 S., 82 Fotos, 44 Abb., 5 Farbkarten (davon 3 Faltkart.),
5 Veg.-tab. 12,-

Landschaftspflegekonzept Bayern
(siehe auch CD-ROM)

Bd. I.  Einführung 19,50
Bd. II.1   Kalkmagerrasen Teil 1    23,-

Teil 2    21,50
Bd. II.2   Dämme, Deiche und Eisenbahnstrecken 17,50
Bd. II.3   Bodensaure Magerrasen 20,-
Bd. II.4   Sandrasen 17,50
Bd. II.5   Streuobst (vergriffen)
Bd. II.6   Feuchtwiesen (vergriffen)  
Bd. II.7   Teiche 14,-
Bd. II.8   Stehende Kleingewässer 18,-
Bd. II.9   Streuwiesen (vergriffen)
Bd. II.10  Gräben (vergriffen)
Bd. II.11  Agrotope Teil 1    18,-

Teil 2    19,-
Bd. II.12  Hecken- und Feldgehölze 22,-
Bd. II.13  Nieder- und Mittelwälder 18,50
Bd. II.14  Einzelbäume und Baumgruppen 16,50
Bd. II.15  Geotope 19,50
Bd. II.16  Leitungstrassen 12,50
Bd. II.17  Steinbrüche (vergriffen)
Bd. II.18  Kies-, Sand- und Tongruben 16,-
Bd. II.19  Bäche und Bachufer (vergriffen)

Diaserien
Diaserie Nr.1  „Feuchtgebiete in Bayern“
50 Kleinbilddias mit Textheft 25,-

Diaserie Nr. 2  „Trockengebiete in Bayern“
50 Kleinbilddias mit Textheft 25,-

Diaserie Nr. 3  „Naturschutz im Garten“
60 Dias mit Textheft und Begleitkassette 25,-

Werbung für Naturschutz
Herausgegeben vom „Förderverein der Bayerischen Akademie für
Naturschutz und Landschaftspflege“:
• Plakat „Der individuelle Qutdoorsportler“ (Wolfsplakat)

(+ Versandkosten) 2,50
• Mousepad „,Lebensnah, naturnah, NATURSCHUTZ“

(+ Versandkosten) 4,-

Skripten (Lehrhilfen)
Handreichung zum Thema Naturschutz und Landschaftspflege
(hrsg. in Zusammenarbeit mit dem Staatsinstitut für Schulpä-
dagogik und Bildungsforschung, München) 7,-

Faltblätter (kostenfrei) 

• Blätter zur bayerischen Naturschutzgeschichte
- Bayerischer Landesausschuss für Naturpflege (1905-1936)
- Persönlichkeiten im Naturschutz: Prof. Dr. Otto Kraus

Johann Rueß
Gabriel von Seidl
Alwin Seifert

• Ökologische Lehr- und Forschungsstation Straß

• Landschaftspflegekonzept Bayern

• Naturnahe Ausflugsziele rund um Laufen

• Energiekonzept für das Bildungszentrum der ANL

Informationen

Informationen 1
Die Akademie stellt sich vor
Faltblatt (in deutscher, englischer oder französischer Sprache)

(kostenfrei)

CD-ROM                                         A€
• Informationseinheit Naturschutz 38,-
Die Informationseinheit Naturschutz ist ein Kompendium aus 150
Textbausteinen (jeweils 2-3 Seiten Umfang) und 250 Bildern, die
frei miteinander kombiniert werden können. Über Grundlagen des
Naturschutzes, Ökologie, Landnutzung, Naturschutz und Gesell-
schaft, bis hin zum Recht und zur praktischen Umsetzung sind al-
le wichtigen Bereiche behandelt.
Im Anhang wurden außerdem die „Informationen 4: Begriffe aus
Ökologie, Landnutzung und Umweltschutz“ mit aufgenommen.
Das neue Medium erlaubt eine einfache und praktische Handha-
bung der Inhalte. Für den MS-Internet Explorer 4.0 werden min-
destens ein 486-Prozessor, ein Arbeitsspeicher von 8 MB unter
Windows 95 bzw. von 16 MB unter Windows NT benötigt.

• Landschaftspflegekonzept Bayern 40,50
(Gesamtwerk mit Suchfunktionen)

• Umweltbildungseinrichtungen in Bayern 5,-
(2002) (incl. Versandkosten)

PUBLIKATIONEN der
Preise Berichte der ANL • Beihefte • LPK • Informationen • CD-ROM • Diaserien • Plakate  Preise

Bestellung: 

Bitte hier und/oder auf der nächsten Seite
ankreuzen oder Bestellkarte verwenden!

Ihre Adresse:

.........................................................................

.........................................................................

.........................................................................

Datum, Unterschrift:

........................................................................

Fax 08682/8963-17

Adresse siehe umseitig!

(Stand: März 2004)

>> Preisnachlass auf die genannten Preise für
- Berichte der ANL
- Beihefte zu den Berichten
- Laufener Seminarbeiträge LSB
- Laufener Forschungsberichte LFB

>> älter als   6 Jahre:  50%
>> älter als 10 Jahre:  75%



Laufener Seminarbeiträge (LSB)
(Tagungsberichte)

Zu ausgewählten Seminaren werden Tagungsberichte erstellt. 
In den jeweiligen Tagungsberichten sind die ungekürzten Vorträge
eines Fach- bzw. wissenschaftlichen Seminares abgedruckt.

Diese Tagungsberichte sind ab Heft 1/82 in „Laufener Seminar-
beiträge“ umbenannt worden.

A€
2/81 Theologie und Naturschutz 2,50

3/82 Bodennutzung und Naturschutz 4,-

5/82 Feldhecken und Feldgehölze 12,50

6/82 Schutz von Trockenbiotopen – Buckelfluren 4,50

2/83 Naturschutz und Gesellschaft 4,-

6/83 Schutz von Trockenbiotopen –
Trockenrasen, Triften und Hutungen 4,50

7/83 Ausgewählte Referate zum Artenschutz 7,-

2/84 Ökologie alpiner Seen 7,-

3/84 Die Region 8 - Westmittelfranken 7,50

7/84 Inselökologie – Anwendung in der Planung 
des ländlichen Raumes 8,-

2/85 Wasserbau – Entscheidung zwischen 
Natur und Korrektur  5,-

3/85 Die Zukunft der ostbayerischen 
Donaulandschaft  9,50

4/85 Naturschutz und Volksmusik 5,-

1/86 Seminarergebnisse der Jahre 81- 85 3,50

2/86 Elemente der Steuerung und der Regulation
in der Pelagialbiozönose 8,-

3/86 Die Rolle der Landschaftsschutzgebiete 6,-

4/86 Integrierter Pflanzenbau 6,50

5/86 Der Neuntöter – Vogel des Jahres 1985
Die Saatkrähe – Vogel des Jahres 1986  5,-

6/86 Freileitungen und Naturschutz 8,50

7/86 Bodenökologie 8,50

9/86 Leistungen und Engagement von 
Privatpersonen im Naturschutz 2,50

10/86 Biotopverbund in der Landschaft 11,50

1/87 Die Rechtspflicht zur Wiedergutmachung 
ökologischer Schäden 6,-

2/87 Strategien einer erfolgreichen 
Naturschutzpolitik 6,-

3/87 Naturschutzpolitik und Landwirtschaft 7,50

4/87 Naturschutz braucht Wertmaßstäbe 5,-

5/87 Die Region 7 – Industrieregion Mittelfranken 5,50
1/88 Landschaftspflege als Aufgabe der 

Landwirte und Landschaftsgärtner 5,-

3/88 Wirkungen von UV-B-Strahlung auf
Pflanzen und Tiere 6,50

1/89 Greifvogelschutz 6,50

2/89 Ringvorlesung Naturschutz 7,50

3/89 Das Braunkehlchen – Vogel des Jahres 1987
Der Wendehals – Vogel des Jahres 1988 5,-

4/89 Hat die Natur ein Eigenrecht auf Existenz? 5,-

1/90 Einsatzmöglichkeiten der Fernerkundung in
der Landschaftsökologie 3,-

2/90 Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen 
durch Naturschutz 6,-

3/90 Naturschutzorientierte ökologische Forschung 
in der BRD 5,50

4/90 Auswirkungen der Gewässerversauerung 6,50

5/90 Aufgaben und Umsetzung des landschafts-
pflegerischen Begleitplanes 3,-

6/90 Inhalte und Umsetzung der Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVP) 3,-

1/91 Umwelt/Mitwelt/Schöpfung – Kirchen und 
Naturschutz 5,50

2/91 Dorfökologie: Bäume und Sträucher 6,-

3/91 Artenschutz im Alpenraum 11,50

4/91 Erhaltung und Entwicklung von Flussauen
in Europa 10,50

5/91 Mosaik-Zyklus-Konzept der Ökosysteme 
und seine Bedeutung für den Naturschutz 4,50

6/91 Länderübergreifende Zusammenarbeit im 
Naturschutz (Begegnung von Naturschutz-
fachleuten aus Bayern und der Tschechi-
schen Republik) 8,50

7/91 Ökologische Dauerbeobachtung im 
Naturschutz   7,-

1/92 Ökologische Bilanz von Stauräumen 7,50

3/92 Naturschonender Bildungs- und 
Erlebnistourismus 8,-

4/92 Beiträge zu Natur- und Heimatschutz 10,50

5/92 Freilandmuseen – Kulturlandschaft –
Naturschutz 7,50

A€
1/93 Hat der Naturschutz künftig eine Chance? 5,-

2/93 Umweltverträglichkeitsstudien –
Grundlagen, Erfahrungen, Fallbeispiele 9,-

1/94 Dorfökologie – Gebäude – Friedhöfe –
Dorfränder, sowie ein Vorschlag zur Dorf-
biotopkartierung 12,50

2/94 Naturschutz in Ballungsräumen 8,-

3/94 Wasserkraft – mit oder gegen die Natur 9,50

4/94 Leitbilder Umweltqualitätsziele, 
Umweltstandards 11,-

1/95 Ökosponsoring – Werbestrategie oder 
Selbstverpflichtung? 7,50

2/95 Bestandsregulierung und Naturschutz 8,-

3/95 Dynamik als ökologischer Faktor 7,50

4/95 Vision Landschaft 2020 12,-

2/96 Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung –
Praxis und Perspektiven 11,-

3/96 Biologische Fachbeiträge in der 
Umweltplanung 12,-

4/96 GIS in Naturschutz und Landschaftspflege 7,50

6/96 Landschaftsplanung – Quo Vadis? 
Standortbestimmung und Perspektiven 
gemeindlicher Landschaftsplanung 9,-

1/97 Wildnis – ein neues Leitbild? Möglichkeiten 
ungestörter Naturentwicklung für Mitteleuropa 9,50

2/97 Die Kunst des Luxurierens 9,50

3/97 3. Franz-Ruttner-Symposion: 
Unbeabsichtigte und gezielte Eingriffe in 
aquatische Lebensgemeinschaften 7,-

4/97 Die Isar – Problemfluss oder Lösungsmodell? 10,-

5/97 UVP auf dem Prüfstand  9,50

1/98 Umweltökonomische Gesamtrechnung 6,50

2/98 Schutz der Genetischen Vielfalt 7,50

3/98 Deutscher und Bayerischer 
Landschaftspflegetag 1997 7,-

4/98 Naturschutz und Landwirtschaft – Quo vadis? 6,50

5/98 Schutzgut Boden 9,50

6/98 Neue Aspekte der Moornutzung 11,50

7/98 Lehr-, Lern- und Erlebnispfade im Naturschutz 8,50

8/98 Zielarten, Leitarten, Indikatorarten 14,-

9/98 Alpinismus und Naturschutz: 
Ursprung – Gegenwart – Zukunft 8,50

1/99 Ausgleich und Ersatz 9,50

2/99 Schön wild sollte es sein 9,-

3/99 Tourismus grenzüberschreitend: 
Naturschutzgebiete Ammergebirge –
Außerfem – Lechtaler Alpen 6,-

4/99 Lebensraum Fließgewässer –
Charakterisierung, Bewertung und Nutzung 
(4. Franz-Ruttner-Symposion) 9,50

5/99 Natur- und Kulturraum Inn/Salzach 7,50
6/99 Wintersport und Naturschutz 8,-
1/00 Natur – Welt der Sinnbilder   7,-
2/00 Zerschneidung als ökologischer Faktor 8,50
3/00 Aussterben als ökologisches Phänomen 8,-
4/00 Bukolien – Weidelandschaft als Natur- und

Kulturerbe 9,50
1/01 Störungsökologie 7,50
2/01 Wassersport und Naturschutz 6,-
3/01 Flusslandschaften im Wandel:

Veränderung und weitere Entwicklung von
Wildflusslandschaften am Beispiel des alpen-
bürtigen Lechs und der Isar 6,-

1/02 Beweidung in Feuchtgebieten 7,-
2/02 Das Ende der Biodiversität?

Grundlagen zum Verständnis der Artenvielfalt
(5. Franz-Ruttner-Symposium) 8,-

1/03 Moorrenaturierung 8,50
2/03 Erfassung und Beurteilung von Seen und

deren Einzugsgebiet mit Methoden der
Fernerkundung 8,50

Laufener Forschungsberichte (LFB)
Forschungsbericht 1
JANSEN Antje: Nährstoffökologische Untersuchungen an Pflanzen-
arten und Pflanzengemeinschaften von voralpinen Kalkmagerrasen
und Streuwiesen unter besonderer Berücksichtigung naturschutz-
relevanter Vegetationsänderungen 10,-

Forschungsbericht 2
(versch. Autoren): Das Haarmoos – Forschungsergebnisse zum
Schutz eines Wiesenbrütergebietes 12,-

A€ For-
schungsbericht 3
HÖLZEL Norbert: Schneeheide-Kiefernwälder in den mittleren
Nördlichen Kalkalpen 11,50

Forschungsbericht 4
HAGEN Thomas: Vegetationsveränderungen in Kalkmagerrasen
des Fränkischen Jura; Untersuchung langfristiger Bestandsver-
änderungen als Reaktion auf Nutzungsumstellung und Stickstoff-
Deposition 10,50

Forschungsbericht 5
LOHMANN Michael und Michael VOGEL: Die bayerischen Ramsar-
gebiete – Eine kritische Bestandsaufnahme der Bayerischen Akade-
mie für Naturschutz und Landschaftspflege 7,-

Forschungsbericht 6
WESSELY Helga und Rudi SCHNEEBERGER: Outdoorsport und Na-
turschutz (Motivationsanalyse von Outdoorsportlern) 8,50

Forschungsbericht 7
BADURA Marianne und Georgia BUCHMEIER: Der Abtsee. For-
schungsergebnisse der Jahre 1990-2000 zum Schutz und zur
Entwicklung eines nordalpinen Stillgewässers 4,50

Forschungsbericht 8
Die Ökologische Lehr- und Forschungsstation Straß.
Forschungsergebnisse ( auch als CD erhältlich) 10,-

Bayerische Akademie für Naturschutz
und Landschaftspfiege
Postfach 1261
D-83406 Laufen/Salzach
Tel. 0 86 82/89 63-32
Fax 0 86 82/89 63-17
www.anl.bayern.de
e-mail: bestellung@anl.bayern.de

1. BESTELLUNGEN
Bitte den Bestellungen kein Bargeld, keine Schecks und
keine Briefmarken beifügen; Rechnung liegt der Lieferung bei.
Der Versand erfolgt auf Kosten und Gefahr des Bestellers.
Beanstandungen wegen unrichtiger oder unvollständiger
Lieferung können innerhalb von 14 Tagen nach Empfang der
Sendung berücksichtigt werden.

2. PREISE UND ZAHLUNGSBEDINGUNGEN
Die Kosten für die Verpackung und Porto werden in Rech-
nung gestellt. Die Rechnungsbeträge sind spätestens zu
dem in der Rechnung genannten Termin fällig.
Die Zahlung kann nur anerkannt werden, wenn sie auf das
in der Rechnung genannte Konto der Staatsoberkasse
München unter Nennung des mitgeteilten Buchungskenn-
zeichens erfolgt. Es wird empfohlen, die der Lieferung bei-
gefügten und vorbereiteten Einzahlungsbelege zu verwen-
den. Bei Zahlungsverzug werden Mahnkosten erhoben und
es können ggf. Verzugszinsen berechnet werden.
Erfüllungsort und Gerichtsstand für beide Teile ist München.
Bis zur endgültigen Vertragserfüllung behält sich die ANL das
Eigentumsrecht an den gelieferten Veröffentlichungen vor.
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